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Die Turmburg von St. Marien in Flensburg

Erforschung eines Phantoms?*

Von Stefan Magnussen

Wenige Orte im heutigen Bundesland Schleswig-Holstein lassen erahnen,
dass Burgen die historische Vergangenheit ehemaliger Landesteile wie
Schleswig, Holstein oder Lauenburg maßgeblich geprägt haben. Am ehes-
ten gilt dies natürlich für Schleswig mit der heute noch bestehenden
Schlossanlage Gottorf, während für Rendsburg oder auch das südlich an-

grenzende Hamburg lediglich im Ortsnamen noch die Erinnerung an sol-
che erhalten geblieben ist. Andernorts, wie beispielsweise in Schwabstedt,

sind es markante Erdaufwerfungen, während sich an vielen Stellen besten-
falls noch sagenhafte Überlieferungen erhalten haben. Einer der wichtigs-
ten Bezugspunkte regionaler Burgengeschichte ist das Gebiet der heutigen
Stadt Flensburg, was vor allem mit der vom frühen 15. bis ins frühe 18.

Jahrhundert existierenden Duburg zusammenhängt, die immerhin in den
zeitweiligen Rang einer königlichen Nebenresidenz aufstieg. 1 Neben dieser
befinden sich im heutigen Stadtbereich gleich mehrere weitere Verdachts-
flächen für mögliche Burganlagen. 2 Auch wenn diese seit langer Zeit im
historischen Bewusstsein der Stadt verankert sind, haben wir von ihnen
nach wie vor ein äußerst unkonkretes Bild und können in den meisten Fäl-

len ihre Existenz nicht einmal klar belegen. Die Stadt Flensburg ist somit

ein Paradebeispiel für den Zustand der Burgenforschung der gesamten
Region. Denn auch wenn wissenschaftliche oder lokalhistorische Publika-

* Erweiterte Fassung eines Vortrags, der am 25. April 2016 auf der jährlichen Ver-
sammlung des Vereins „Magt, Borg og Landskab" in Sonderburg gehalten wurde.
Mein Dank geht an Prof. Dr. Oliver Auge, Prof. Dr. Ulrich Müller, Prof. Dr. Rainer
Atzbach, Lennart S. Madsen sowie Daniel Kossack für ergänzende Bemerkungen.

1 Zur Duburg Haupt, königliches Schloss. - Callsen, Duburg. - Lorenzen, Duborg. -
Skovgaard, I krig og freden. - Dies., Grundleeggelse. - Rohling, Kunstdenkmäler, S.
284-291. - Röschmann, Vorgeschichte, S. 99f. u. S. 208f. - Hoffmann, Entstehung, S.
37-39. - Ders., Kampf um Flensburg. - Zur Geschichte des Namens siehe Schütt,
Name.

2 Zu Burgen in Flensburg generell Rohling, Kunstdenkmäler. - Röschmann, Vorge-
schichte, S. 93-99, außerdem Schütt, Flensburg. - Hoffmann, Entstehung.
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8 Stefan Magnussen

tionen zahlreich vorliegen, so ist das Wissen über die einzelnen Burgen
dieses Raumes nach wie vor äußerst überschaubar.3

Und das, obwohl sich die Burgenforschung immer wieder einer großen
Beliebtheit erfreute, denn die gegenwärtig an der Christian-Albrechts-
Universität zu Kiel durchgeführten Forschungsvorhaben an der Abteilung

für Regionalgeschichte, der Graduate School Human Development in
Landscapes und der Abteilung für Ur- und Frühgeschichte sind bereits der

dritte (teil-)institutionalisierte Rahmen einer Burgenforschung des Lan-
des.4

Doch wenn einer überschaubaren Masse an konkreten Befunden zahl-

reiche Publikationen gegenüberstehen, folgt daraus nur allzu leicht, dass in
überschaubarem Maße vorhandenes Wissen kaum mehr kritisch hinter-

fragt wird. Es sind zumeist neue Erkenntnisse zu den vielen bislang nicht

gestellten Fragen oder unbekannte Anlagen, welche Forscher antreiben, für
die man die erforderlichen Mittel oder eine Projektfinanzierung erhält und
welche das öffentliche Interesse auf sich ziehen. Eine untergeordnete Rolle
kommt dadurch einer der wesentlichen Säulen der wissenschaftlichen Me-

thode zu: der Reproduktion von Ergebnissen. Dabei gewährleistet gerade
die Reproduzierbarkeit von Befunden und Interpretationen (bzw. deren

Überprüfung) deren Verlässlichkeit.
Dass dies auch für die historischen Wissenschaften gilt, zeigen Beispiele

kritischer Aufarbeitung und Überprüfung im Rahmen der Burgenfor-
schung, die nicht nur geholfen haben, tradiertes Wissen besser einzuord-
nen, sondern es stellenweise auch widerlegen konnten. 5 Eine zunehmend

wichtige Rolle kommt dabei historiographischen Arbeiten zu, die den For-
schern der Gegenwart dabei helfen, durch Berücksichtigung der zeithisto-
rischen Hintergründe ältere Forschungsarbeiten und deren Wirkung auf

gegenwärtige Wissensbestände besser einzuordnen.6
Zu welch signifikanten Korrekturen eine kritische Auseinandersetzung

mit bisherigen Befunden führen kann, unterstrich zuletzt Martin Pavon mit
seiner Neuaufarbeitung der Grabungsbefunde zu einer der wichtigsten

3 Zum Stand der gegenwärtigen Burgenforschung in Schleswig-Holstein allgemein
Auge, Spätmittelalterliche Kleinburgen, S. 17-26.

4 Siehe dazu Müller, Kieler Schule. - Auge, Spätmittelalterliche Kleinburgen.
5 Einzelne Beispiele für die kritische Auseinandersetzung mit Thesen, Befunden oder

Ergebnissen in diesem Raum sind u. a. Radtke, Bemerkungen (mit seiner Kritik an
Feddersen, Über Mittelalterliche Befestigungen), während Meyer (Das Schwabsted-
ter Bischofsschloss) auf Basis einer Aufarbeitung der Forschungsgeschichte zur
Burg Schwabstedt nachweisen konnte, dass das über Jahrhunderte überlieferte Jahr
der Zerstörung der Burg Schwabstedt auf einer unkritischen Übernahme von An-
gaben Erik Pontoppidans beruhte.

6 Im internationalen Kontext ist u. a. eine Arbeit über die für den britischen Raum so
bedeutende Ella Armitage zu nennen (Mercer, The Trouble with Paradigms). - Für
Kiel Müller, Kieler Schule.



Die Turmburg von St. Marien in Flensburg 9

Burgen im dänischen Königreich, der Anlage von Soborg im nordöstlichen

Seeland.7 Für Flensburg ist diese Burg vor allem dadurch relevant, dass sie
eine wesentliche Referenz für die von Hans-Friedrich Schütt im Jahr 1996

in der Zeitschrift Offa postulierte Turmburg im Kirchspiel St. Marien dar-
stellte, die seither ein fester Bestandteil der Burgengeschichte des Herzog-
tums Schleswig und der Stadt Flensburg ist.8 Schütts Grundlage war ein
im Jahr 1985 publizierter Bericht über eine Grabungskampagne, die von
Robert Egevang und Soren Frandsen aufgearbeitet wurde.9 Galten diese
Befunde lange Zeit als gültiger Forschungsstand, zeigte Martin Pavön nun
durch eine Neubewertung, dass die Autoren an wesentlichen Stellen Be-
funde falsch interpretierten, und schlug seinerseits eine korrigierte Chro-
nologie vor. Bedingt durch die Analogie, auf deren Basis Schütt die Exis-
tenz einer Turmburg in St. Marien hergeleitet hat, erfordert dies eine Un-
tersuchung der Konsequenzen auch für Flensburg. 10

Im Folgenden wird zunächst das von Schütt vorgeschlagene Modell ei-
ner Turmburg in St. Marien in eine lokalhistorische Forschungstradition

eingebettet, woraufhin in einem zweiten Schritt die einzelnen Argumente
von Schütt einzeln dargestellt und anhand jüngerer Forschungsergebnisse
überprüft werden. Darauf aufbauend wird es um die Bewertung der Ur-
sprungsthese gehen: Hierbei wird zu prüfen sein, ob die von Schütt propa-
gierte Annahme einer Turmburg in St. Marien weiterhin plausibel ist oder
einer Korrektur bedarf.

Forschungsgeschichte der Turmburg in St. Marien

Die Frage der Burgen in und um Flensburg ist eng mit der allgemeinen

frühen Geschichte der Stadt Flensburg verbunden. Hier existieren ver-
schiedene Modelle, deren jeweilige Plausibilität aber bislang kaum hinrei-

chend geklärt werden konnte. Zumeist wird angenommen, dass es sich bei
dem Kirchspiel St. Marien um den Siedlungskern der eigentlichen Stadt
Flensburg gehandelt hat, während eine ältere Siedlung um die Johannis-
kirche erst später ins eigentliche Stadtgebiet integriert wurde. 11 Während

7 Pavön, Soborg, siehe dazu weiter unten.
8 Schütt, Turmburg, darauf aufbauend auch Schütt, St. Marie-handelspladsen, S, 25 u.

S. 43f. - Hoffmann, Landesherr, S. 8.2. - Auge, Spätmittelalterliche Kleinburgen, S.
23. - Pele, Burg, Tor und Mauer, S. 28. - Ders., Im Schutz von Mauern und Toren, S.
38.

9 Egevang/Frandsen, det ottekantede tarn.
10 Schon Ulrich Müller (Vergessenes Burgenland, S. 66) äußerte sich skeptisch in Be-

zug auf diese Anlage, ebenso wie Lennart S. Madsen (Sonderjyske Borge, S. 273).
Beide formulierten ihre Skepsis jedoch nicht aus.

11 Vgl. Schütt, Flensburg, S. 17-21. - Hoffmann, Entstehung, S. 26-32. - Skovgaard,
Grundlaeggelse, S. 5f. - Voigt, Flensburgs Entstehung, S. 117f. - St. Johannis ist da-
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der Zeitpunkt einer Gründung bzw. Entstehung dieser prä-urbanen Sied-

lung bislang unklar ist, lassen neuere Untersuchungen (Datierung anhand
von 14C-Analysen) an einer Pfahlsperre in der Förde vermuten, dass es be-
reits im 10. Jahrhundert eine Siedlung am inneren Ende der Flensburger
Förde gab.12 Zudem wurde auf Basis stadtarchäologischer Grabungen da-
rauf geschlossen, dass in dem Bereich, wo die heutige Schloß- und die
Norderfischerstraße auf die Norderstraße treffen, ein früher saisonaler

Markt gelegen haben könnte, während im Kirchspiel St. Marien bislang
keine nennenswerten Befunde für eine Handelsaktivität im 12. Jahrhundert

existieren. 13 Die Verlagerung älterer Siedlungen bzw. saisonaler Märkte
wäre für die Region kein unbekanntes Muster; so lässt sich Vergleichbares

u. a. in Schleswig, Tondern, Hadersleben oder Apenrade beobachten. 14
Weniger debattiert ist ein Zusammenhang zwischen Stadtgründung

und Königtum, der gemeinhin als wahrscheinlich angenommen wird. 15

Verbunden ist diese Annahme jedoch mit der Frage danach, in welcher
Form dieser Zusammenhang eine landesherrliche Struktur in Form einer
lokalen Repräsentanz voraussetzte. In aller Regel wird diese Frage mit der
Annahme einer Burg beantwortet, in der ein Stellvertreter der Herrschaft
residierte, um das Umland zu kontrollieren und die königlichen Interessen

vor Ort wahrzunehmen. Wenn der Ursprung der eigentlichen Stadt Flens-
burg nun im Kirchspiel St. Marien gesehen wird, wäre es nur folgerichtig,

hier auch eine königliche Repräsentanz - möglicherweise in Form einer
Burg - anzunehmen.

Entsprechend ist die Existenz einer Burg im Flensburger Kirchspiel St.
Marien auch keine These, die in ihren Ursprüngen auf den angesproche-

nen Artikel von Hans-Friedrich Schütt zurückzuführen ist. Dieser knüpfte

an eine bestehende Forschungstradition an, die jedoch mindestens vier un-
terschiedliche Hypothesen kannte. Schütt selber berücksichtigte die An-
nahme einer Burg in St. Marien bereits in seiner Abfassung der Geschichte
Flensburgs im Mittelalter von 1966. Anders als in seinem Artikel von 1996
folgte er damals jedoch der Annahme einer Anlage am Hang des Marien-

bei vermutlich eine Ausgliederung einer älteren Urpfarrei Adelby, vgl. Hoffmann,
Entstehung, S. 27, unter Rückgriff auf Kuhlmann, Besiedlung, der sich in Bezug auf
die Abspaltung der Kirche St. Johannis von Adelby (S. 176) wiederum auf Voigt,
Flensburgs Entstehung, S. 117f., bezog.

12 Vgl. Halbwidl/Segschneider, Die (früh)mittelalterliche Pfahlsperre. - Dies., Eine
mittelalterliche Seesperre (jedoch noch mit einer späteren Datierung ins 13. Jahr-
hundert).

13 Schütt, St. Marie-handelspladsen, S. 43-45, unter Verweis auf den damaligen Leiter
der Grabung, Willi Kramer.

14 Vgl. Hoffmann, Beiträge, S. 48-57, 61. - Zu Haderslev jüngst Kristensen, Haderslev.
15 Vgl. dazu u. a. Hoffmann, Beiträge, S. 51.
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berges. 16 Schütt griff dabei eine These auf, die damals weit verbreitet war

und auch in der Folgezeit immer wieder berücksichtigt wurde. 17
Eine dieser Annahme verwandte These vertrat Vilhelm La Cour, der ei-

ne Verbindung zwischen der Burganlage am Marienberg sowie einer wei-
teren im Kirchspiel St. Johannis vorschlug. Die Anlage am Fuße des Mari-
enberges bettete er dabei in sein im Rahmen des Werkes Danske Borgan-
laeg (1972) ausformuliertes Konzept der „Warth-Anlagen" ein, worunter er

kleine Alarmposten verstand, die unter König Waldemar I. (1157-1182)
zum Zweck der Küstenverteidigung gegen die Slawen errichtet worden
seien. 18 Nach La Cour habe sich die Anlage am Marienberg nie zu einer
vollständigen Burg entwickelt, weshalb er - basierend auf Probebohrungen

des Jahres 1957 (dazu weiter unten) - die eigentliche Burg in der Kirchen-
gemeinde St. Johannis vermutete. Weitaus weniger verbreitet ist die These
einer älteren Burganlage auf dem Marienberg. 19

Hans-Friedrich Schütt schlug nun 1996 eine von bisherigen Positionen
abweichende Theorie vor, indem er der These einer Burg am Hang des Ma-
rienberges, die er nun ausdrücklich ablehnte,20 eine Lage weiter östlich an
der Förde entgegenstellte.

16 Der Name des heutigen „Burghofes" ist jünger und geht auf eine Baumaßnahme
der Jahre 1909/10 zurück, deren Innenhof den Charakter eines Burghofes hat, vgl.
Pust, Flensburger Straßennamen, S. 42.

17 Vgl. etwa Hoffmann, Entstehung, S. 34f. - Ders., Der Kampf um Flensburg, S. 9.3,
9.7. - Flensburg in Geschichte und Gegenwart, S. 22f.

18 La Cour, Flensburg, S. 73-75. Von einem „Wartthurm" sprach in diesem Zusam-
menhang bereits Wolff (Flensburg's Belagerung, S. 244). Zu seinem Konzept der
Warth-Anlagen, vgl. La Cour, Danske Borganlaeg, S. 54-57. Sein typologisches Ent-
wicklungsmodell wurde jedoch in der Folge seitens Archäologie und Geschichte
vielfach kritisiert, siehe zuletzt Olsen, Danish Medieval Castles, S. 62f.

19 Vgl. Fuglsang, Flensburg, S. 52f. - Pele, Burg, Tor und Mauer, S. 25. Jedoch begrün-
dete Pele seine These nicht, weshalb zu vermuten ist, dass er hier den 1409 an die
Könige veräußerten adligen Hof der Familie Juel (DiplFL I, Nr. 65 [jedoch datiert in
das Jahr 1412]) oder die Anlage Eddeboe (vgl. Röschmann, Vorgeschichte, S. 93f.)
mit den anderen Burganlagen vermengte. In den 1920er Jahren konnten bei Gra-
bungen neben den Resten der Ringmauer der „Duburg" zwar auch Reste älterer
Strukturen gefunden werden, ob diese als Elemente einer im Besitz der Familie Juel
befindlichen „Vorläuferburg" (Hoffmann, Entstehung, S. 38-40, Zitat auf S. 38) zu
interpretieren sind, ist indes fraglich. Zwar wird in der Urkunde des Jahres 1409
mehrfach ein „Steenhuus" erwähnt, jedoch lässt dies nicht zwangsläufig auf eine
Burg schließen. Archäologisch wurden lediglich Reste von Blockhäusern nachge-
wiesen, vgl. Rohling, Kunstdenkmäler, S. 286. - Lorenzen, Flensborg Bys Historie,
S. 58f. - Voigt (Flensburgs Entstehung, S. 120) vermutete hier einen „Nebensitz"
bzw. ein „Altenteil" der Familie Juel.

20 „Für nicht mehr haltbar hält er [also Schütt, Anm. d. Verf.) allerdings die These von
der St.-Marien-Turmburg auf dem Hjemmet-Hügel in der Marienstraße. Ein dort
lokalisierter kleiner Turm im Zuge der Stadtmauer bleibt jedoch möglich", Schütt,
Turmburg, S. 317, Anm. 4.
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Für die generelle Forschungsgeschichte einer Burg in St. Marien zeigt
sich indes ein konkreter Trend. Die Idee einer solchen Burg entstand offen-
sichtlich erst in den 1960er Jahren, erstmals ausformuliert in Jakob Rösch-

manns „Vorgeschichte des Kreises Flensburg" von 1963.21 Noch in der von
Ludwig Rohling herausgegebenen Publikation zu den Kunstdenkmälern
der Stadt Flensburg (1955) werden zwar die einzelnen Standorte erwähnt,

jedoch nicht im Kontext einer möglichen Burganlage interpretiert.22 Auch
in anderen Beispielen der vor 1963 publizierten Literatur wird die Annah-
me einer Burg innerhalb von St. Marien nicht thematisiert,23 in manchen

Fällen eine solche gar gänzlich ausgeschlossen.24 Mit einigem Recht dürfte
eine Urheberschaft der Theorie einer Burg in St. Marien, möglicherweise

vor dem Hintergrund des 675. Stadtjubiläums im Jahr 1959, bei Jakob
Röschmann zu suchen sein.25 Unterstrichen wird dessen zentrale Rolle

auch durch Hans-Friedrich Schütt selbst, der seine Ausführungen zur Burg

im Rahmen des Textes zur Geschichte Flensburgs im Mittelalter (1966) auf

einer mündlichen Mitteilung Jakob Röschmanns basieren ließ.26
Röschmann selbst äußerte sich 1961 zu den möglichen Hintergründen:

Basierend auf den Probebohrungen des Jahres 1957 habe er eine „ähnlich
markante Stelle [...] auch in der Nähe der Marienkirche entdeckt. Auch

dort befinde sich eine Erhebung, die für die Art alter Turmhügelburgen
nicht untypisch ist. Das Zentrum dieses Hügels [...] lag [...] etwa in Höhe
der heutigen ,Hjemmet' in der Marienstraße", berichtet das Flensburger

21 Röschmann, Vorgeschichte, S. 97-99, 208. Röschmann starb kurz vor der Fertigstel-
lung des Manuskripts, vgl. dazu den Nachruf von Karl Kersten in Röschmann,
Vorgeschichte.

22 Vgl. Rohling, Kunstdenkmäler, S. 39 („Hjemmet-Hügel"), S. 42 („flake torn"/
„Stadttom"), S. 287 („Bard"). - Vgl. Zum „Flake Tom" (d. h. „flachen Turm") mit
genauen Angaben zu Lage und Nutzung jetzt Kraack, Historisches Kataster, Bd. 1,
S. 441 (nach Nr. 314) u. S. 454 (Nr. 329).

23 Vgl. Fuglsang, Flensburg. - Klose/Martius, Ortsansichten. - Skovgaard, Grundlaeg-
gelsen. - Dies. I krig og freden. - Voigt, Flensburgs Entstehung. - Graef, Entste-
hung. - Alnor, Geschichte. - Wolff, Flensburg's Belagerung.

24 Vgl. Skovgaard, I krig og freden, S. 14: „Flensborg havde hidtil [dem Tode Gerhards
VI. von Holstein im Jahre 1404, Anm. d. Verf.] under de idelige fejder indtaged en
lidet fremtraedende stilling som en del af Gottorp slots tilliggende. Gründen hertil
var rimeligvis ikke byens ringere trivsel i almindelighed, men snarere mangelen af
et slot som militaert stettepunkt [...]" (Hervorhebung durch den Verf.).

25 In diese Richtung deuten auch Erich Hoffmann (Entstehung, S. 35) sowie Wolfgang
Laur (Zum Namen, S. 248), der 1960 auf „neuste [...] Geländebeobachtungen" von
Jakob Röschmann im Bereich des Marienberges aufmerksam machte, auf die auch
Ellen Redlefsen, 675 Jahre Flensburg, S. 2, verweist („[...] bisher nur geländemäßig
durch Herrn Röschmann festgestellte [...] Burghügel [...], z. B. bei St. Johannis und
St. Marien").

26 Vgl. Schütt, Flensburg, S. 50, Anm. 160.
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Tageblatt.27 Bereits im Vorfeld schrieb dieses ebenfalls, dass Röschmann

auf einen „Hügel mit einem Durchmesser von 50 Metern und mit Steilrän-

dern von sechs bis zehn Meter gestoßen" sei. Dieses „turmhügelartige Ge-
bilde" sei noch „unversehrt vorhanden, so daß es genau vermessen werden
konnte. Auch würden „die kleinen Häuser an der Marienstraße [...] auf

der Rückseite mit dem Dach ,auf' diesem Hügel" liegen. Dies sei aber ganz
bewusst eine Arbeitshypothese, gegen die es einige „Vorbehalte" gebe. 28

Eine archäologische Untersuchung hat weder damals, noch in der Fol-
gezeit stattgefunden, weshalb die Unterlagen im Archäologischen Landes-
amt Schleswig-Holstein keine Befunde für die von Röschmann beobachtete

Stelle kennen - außer einem Verweis auf die „Vorgeschichte des Kreises
Flensburg" von Jakob Röschmann.29

Hans-Friedrich Schütt und sein Artikel in der Offa

Im Folgenden werden die von Hans-Friedrich Schütt 1996 in seinem Offa-

Artikel „Die als Steinbau errichtete Turmburg in Flensburg"30 angeführten
Argumente einzeln dargestellt und auf ihre Plausibilität hin untersucht.

Ergänzend werden weitere Publikationen hinzugezogen, um spätere Kor-
rekturen sowie die aktuelle Rezeption zu berücksichtigen. Der konkrete

Anlass für Schütts Ausführung waren Befunde archäologischer Grabungen
der Jahre 1988 und 1989, die zum Zeitpunkt der Publikation nur in weni-
gen Teilen publiziert waren und bis heute nicht publiziert sind.31

27 StAFL Best. XII HS, Nr. 1168, Akte 5.2 (Zeitungsartikel „Vorläufig keine Suchgra-
bungen in St. Johannis" aus dem Flensburger Tageblatt vom 25. März 1961).

28 StAFL Best. XII HS, Nr. 1168, Akte 4.1 Bd. 13 (Zeitungsartikel "Wo lag die alte
'Flensaaburgh'?" aus dem Flensburger Tageblatt vom 23. Juni 1960).

29 Vgl. die Unterlagen im Archäologischen Landesamt Schleswig-Holstein, Nummer
10-001-000-00091L - Ein Befund an der von Schütt, Turmburg, vermuteten Stelle ist
dort ebenfalls nicht registriert (Stand: Juni 2016).

30 Ebd.

31 Vgl. ebd., S. 317. Bis dahin waren nur einzelne Befunde der stadtarchäologischen
Untersuchungen publiziert (Westphalen, Keramikfunde. - Saggau, Flensburg. -
Schütt, Flensburg in der Zeit der Waldemare. - Hoffmann, Der Kampf um Flens-
burg). In der Region der von Schütt als Turmburg angesprochenen Struktur wurde
bislang nur im Jahr 1901 ein Feldsteinfundament gefunden, das jedoch nicht näher
untersucht oder beschrieben wurde, vgl. Rohling, Kunstdenkmäler, S. 41f. - Schütt,
Turmburg, S. 320, Anm. 10.
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Argument 1: Das Flensburger Stadtsiegel

Die Interpretation des ersten Flensburger Stadtsiegels, das vermutlich aus
der Zeit um 1350 stammt, ist das einleitende Argument. 32 Auf diesem ist
neben den zwei Schleswiger Löwen eine turmähnliche Struktur dargestellt,

die Schütt wie folgt beschreibt: Sie sei „achteckig, möglicherweise von ei-
ner ebenfalls achteckigen Ringbefestigung umgeben und lag am Wasser",
wobei er die Ansprache der unteren Ringbefestigung als Hügel ablehnte.
Bemerkenswert sei die Darstellung aufgrund des achteckigen Charakters,
da „Turmburgen entweder einen quadratischen oder einen runden Grund-

riß hatten", während ,,[e]in achteckiger Grundriß eine Ausnahme" sei.
Schütt selber äußerte bereits methodische Vorbehalte gegenüber der In-

terpretation von Siegeln und Wappen, da deren Motive häufig nur schema-
tische und stilisierte Darstellungen böten, höchstens „Denkanstöße geben"
könnten und daher nicht überinterpretiert werden dürften. Diese Aussa-
gen waren dazu angelegt, Schütts eigene Deutung zu hinterfragen. Gerade
bei der Deutung von auf Siegeln dargestellten Bauwerken ist Vorsicht ge-

boten. Zwar lassen sich bisweilen reale Vorbilder erkennen, jedoch ist frag-
lich, inwiefern Siegel als Quellen zur Rekonstruktion historischer Gebäude
taugen, da häufig signifikante Abweichungen in phantasievoller Wieder-
gabe realer Vorbilder zu beobachten sind. 33 So taucht auch auf anderen

mittelalterlichen Stadtsiegeln eine möglicherweise oktogonale Turmstruk-
tur auf, ohne dass bislang ein positiver Beleg für eine solche Anlage im
Kontext der betreffenden Städte erbracht wurde.34

Selbst wenn hier eine für den Zeitgenossen wiedererkennbare Struktur
dargestellt wurde, so müsste viel wesentlicher die Frage zu stellen sein, ob

die „Darstellung der Flensburger Turmburg" überhaupt „eindeutigj!] ei-
nen achteckigen Bau"35 zeige, da sie auch die Grundform eines Hexagons

32 Dazu ebd., S. 317f., hier auch die Zitate. Schütt datierte es in seinem Artikel in die
Zeit um 1300, jedoch dürfte es wohl jünger sein und eher, wie er auch in seinem
Folgeartikel aus dem Jahr 1998 (Schütt, St. Marie-handelspladsen, S. 46f.) schreibt,
der Zeit um 1350 entstammen, siehe auch Schütt, Siegel und Wappen. 1966 betonte
Schütt (Flensburg, S. 25) indes noch nicht den oktogonalen Charakter, sondern
sprach lediglich von einer landesherrlichen Burg, 1962 nahm er noch an, dass hier
die Anlage von St. Johannis gemeint sein dürfte (StAFL, Best. XII HS, Nr. 1168 Akte
5.2 [Zeitungsbeitrag von Schütt vom 10. Februar 1962]).

33 Siehe dazu u. a. Jensen, Sfragistik og Topografi. Das Zitat ist von Schütt, Turmburg,
S. 317.

34 1940 versuchte Holger Utke Ramsing (Kobenhavns Historie, Bd. 2, S. 3-14) ebenfalls
über das Siegel der Stadt Kopenhagen eine oktogonale Turmburg herzuleiten. Auch
hier wurde diese Deutung später kritisiert, vgl. Odman, Skeingeborg, S. 120. In dem
unter dem heutigen Schloss Christiansborg befindlichen Museum zu den Ruinen
der Anlagen Absalonsborg und Kobenhavn Slot wurde auf den Illustrationen auf
die Berücksichtigung einer oktogonalen Struktur verzichtet (Stand: Juni 2016).

35 Schütt, Turmburg, S. 320.
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oder Pentagons erlauben würde. Ohnehin wies bereits Carl Martin Smidt

darauf hin, dass auch der als Oktogon angesprochene Turm in Soborg
durch die abgerundeten Kanten fast rund gewirkt habe, weshalb ein Be-

obachter möglicherweise gar keinen oktogonalen Charakter wahrgenom-
men haben könnte.36 Anders als Schütt es schreibt, existierten im Mittelal-

ter keineswegs nur runde, quadratische oder oktogonale Burgen bzw. Ele-
mente in diesen. So ist eine Vielzahl polygonaler Gebäudestrukturen be-
kannt, von dreieckigen Strukturen bis hin zu solchen mit zwölf Ecken.37

Argument 2: Analogie zu Soborg

Die Ansprache der auf dem Siegel dargestellten Struktur als oktogonalen
Turm bzw. Turmburg ist eine wesentliche Vorbedingung für die Ver-

knüpfung mit seinem zweiten zentralen Argument: der Analogie zum ok-
togonalen Turm der Burganlage Soborg.38 Bei Soborg handelte es sich um

einen mittelalterlichen Handelsplatz mit zugehöriger Burg des gleichen

Namens im nordöstlichen Seeland. Diese Burg ist durch eine Forschungs-
tradition, die bis ins 18. Jahrhundert zurückreicht, eine der am besten er-

forschten Burganlagen in Dänemark, was vor allem mit der Person Carl

Martin Smidts verbunden ist, der die Anlage von 1913 bis 1947 regelmäßig
untersuchte.39

Hauptquelle für Schütts Analogie zu Soborg war die bereits einleitend
erwähnte Arbeit über die Befunde einer Grabungskampagne in den 1980er
Jahren, die 1985 von Robert Egevang und Soren Frandsen im Publikations-
organ des Dänischen Nationalmuseums publiziert wurde.40 Im Fokus die-

ser Kampagne stand unter anderem die Klärung der Frage des oktogona-
len Turms, der 1929 von Carl Martin Smidt entdeckt und 1930 erstmals be-

schrieben wurde.41 Damaliger Anlass war die Kritik an der Interpretation
von Vilhelm La Cour.42 Dieser setzte einerseits bei Smidts eigener Äuße-
rung an, nach dem die „Außenkanten abgerundet waren, so dass der Turm

36 Vgl. Smidt, Soborg, S. 16.

37 Vgl. Zeune, Ritterburgen, S. 98. Zu diesem siehe auch die Rezension in diesemBand.

38 Vgl. Schütt, Turmburg, S. 319f.

39 Zur Forschungsgeschichte, siehe Egevang/Frandsen, Det ottekantede tarn, S. 76-80.
- Pavon, Soborg, S. 265-268.

40 Egevang/Frandsen, Det ottekantede tarn.
41 Smidt, Soborg.
42 Vgl. Egevang/Frandsen, Det ottekantede tarn, S. 83.
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fast kreisrund wirkte",43 beklagte aber den geringen Grabungsumfang und
die mangelnde Dokumentation.44

Neben einer baulichen Interpretation äußerte Carl Martin Smidt auf Ba-
sis stratigraphischer Befunde die These, dass der Turm einem naheliegen-
den Palatium45 vorausgegangen sein müsse. Da Smidt seiner Zeit das Pala-

tium und die zugehörige Rundkapelle dem Erzbischof Eskil von Lund
(1137-1177) zuschrieb, datierte er den Bau des oktogonalen Turmes ent-
sprechend in das erste Drittel des 12. Jahrhunderts, also in die Regierungs-

zeit des dänischen Königs Niels Svensson (1104-1134).46

Zwar folgten Egevang und Frandsen der Annahme im Wesentlichen,
jedoch wichen sie bei der Datierung nicht unwesentlich von Smidt ab und
stellten vor allem die Quellengrundlage für die Verbindung zu Erzbischof
Eskil grundsätzlich infrage.47 Im Rahmen ihrer Untersuchung etablierten
sie eine abweichende relative Chronologie. Basierend auf schwachen Zie-
gelresten unter dem Turm sowie einer Münze aus der Frühphase der Re-

gierungszeit König Waldemars I. schlossen sie darauf, dass der Turmbau
erst in die Zeit nach Einführung des Ziegelbaus in Dänemark gehören
könne, also in die zweite Hälfte des 12. Jahrhunderts.48 Dies war auch die

These, der sich Schütt in seinem Artikel anschloss49 - gemessen am For-
schungsstand seiner Zeit durchaus zu Recht.

Vor wenigen Jahren wurden die Ergebnisse der damaligen Kampagne
durch Martin Pavön einer kritischen Neubewertung unterzogen, wobei

Pavön tiefgreifende Mängel bei der Befundinterpretation feststellte.50 Er
schlug seinerseits eine abweichende Chronologie für die Frühphase der
Anlage Soborg vor, mit weitreichenden Implikationen für die Herleitung
der Flensburger Turmburg durch Hans-Friedrich Schütt. So stehe die erste
Burganlage mit dem oktogonalen Turmbau wahrscheinlich in Verbindung
mit Erzbischof Eskil von Lund, der diese im Zuge des Bürgerkriegs der
Jahre 1131 bis 1157 zur Stärkung seiner territorialen Interessen in Nordsee-

43 Smidt, Soborg, S. 16 (aus dem Dänischen). Auch Schütt (Turmbau, S. 320, Abb. 2)
weist auf mangelnde Korrespondenz zwischen Ecken und Balkenfundament in den
Grabungszeichnungen von Egevang und Frandsen hin.

44 Zur Kritik am oktogonalen Turm siehe La Cour, Danske Borganlaeg, Bd. I, S. 117-
122.

45 Bei einem Palatium/Palass handelt es sich um einen mehrstöckigen Prachtbau, nicht
unähnlich einer königlichen Pfalz, siehe dazu Binding, Art. „Palas", sowie Zeune,
Ritterburgen, 102-105. Das Palatium und die zugehörige Kapelle der Anlage Soborg
sind näher untersucht in Smidt, /Erkebiskop Eskils Borganleeg.

46 Vgl. ders., Soborg, S. 16.
47 Zur Kritik an der Deutung Smidts siehe Egavang/Frandsen, Det ottekantede tarn, S.

76-83.

48 Vgl. ebd., S. 84-89.
49 Vgl. Schütt, Turmburg, S. 320.
50 Vgl. Pavön, Soborg, S. 279f. u. S. 284.
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land errichtet habe.51 Diese Interpretation steht nicht nur konträr zu bishe-
rigen Thesen, welche den oktogonalen Turmbau entweder vor (Smidt) oder
nach (Egevang/Frandsen) Erzbischof Eskil einordneten, sondern auch zu
Hans-Friedrich Schütt, der diese Verbindung zu Eskil angesichts der Be-
funde von Egevang und Frandsen für nicht mehr haltbar ansah.52

Auch wenn die frühesten oktogonalen Bauten zumeist mit dem Hvide-

Geschlecht in Verbindung stehen,53 ist der oktogonale Turm zu Soborg
ausgerechnet einer Person des Thrugot/Trund-Geschlechts zuzuschreiben,
das in einem konfliktreichen Verhältnis zum Geschlecht der Hvide um Kö-

nig Waldemar I. und (Erz-)Bischof Absalon (1178-1201) - Eskils Nachfolger
- stand. 54 Für eine Verbindung zwischen Soborg und der Turmburg in

Flensburg bedeutet dies, dass sie in der von Schütt geäußerten Form nicht
mehr plausibel erscheint, da Soborg nicht länger als mögliches Argument
für eine oktogonale Turmburg in Flensburg heranzuziehen ist.

Auch die Einbettung der Turmburg in eine übergeordnete Burgenge-
schichte birgt Probleme. Allgemein sind die Rundburgen tendenziell frü-
her zu datieren als eine mögliche Burganlage König Waldemars I. in Flens-

burg.55 Auch lassen sich die im Artikel erwähnten Anlagen nur schwer mit
Flensburg in Verbindung bringen. Obgleich Schütt selber behauptet, dass

weitere oktogonale Burgen neben Soborg und Flensburg nicht existiert hät-
ten, was Flensburg in eine besonders exklusive Nähe zum für König Wal-
demar I. so bedeutenden Soborg stellt, gibt es weitere Beispiele von Anla-

gen mit oktogonalen Strukturen, die jedoch ebenfalls keine Nähe zu Flens-
burg aufweisen.56

51 Vgl. ebd., S. 286f.
52 Siehe Schütt, Turmburg, S. 319, Anm. 9. Zu finden ist die Verbindung des oktogo-

nalen Turms zu Eskil jüngst auch wieder bei Olsen, Danish Medieval Castles, S. 40-
43, darauf bezugnehmend auch bei Atzbach, Burgenbau, S. 288f. (jedoch noch auf
den dänischen Band von 2011).

53 Vgl. Ödman, Forest Castles, S. 321, der sich u. a. noch auf die Kirche Store Heddin-
ge und Kalundborg bezog, deren Kirche auch zahlreiche oktogonale Elemente um-fasst.

54 Siehe dazu Hermanson, Släkt, Vänner och Makt, S. 233-236. - Fenger, Kirker, S. 144-
155. - Kraemmer, Hvide klan, S. 123-126.

55 Siehe dazu kurz Olsen, Danish Medieval Castles, S. 44 u. S. 276, sowie La Cour,
Danske Borganlseg, Bd. I, S. 120.

56 Vgl. Schütt, St. Marie-handelspladsen, S. 48. Ein ähnlicher Fall ist die Anlage Skein-
geborg in Schonen, wo eine oktogonale Mantelmauer identifiziert wurde. Die An-
lage gehört jedoch, ebenso wie Soborg, eher in einen bischöflichen Kontext, da sie
vermutlich mit Bischof Absalon in Verbindung zu bringen ist, vgl. dazu Ödman,
Skeingeborg, sowie Olsen, Danish Medieval Castles, S. 58. Auch zu Dronningholm
wurde eine oktogonale Struktur gefunden, die jedoch bislang nicht zuzuordnen ist.
Vgl. dazu Smidt, Dronningholm, S. 73f. - Ders., Nordsjaellands Middelalderborge,
S. 91f. - La Cour, Danske Borganlasg, Bd. II, S. 53-68. - Olsen, Danish Medieval
Castles, S. 84f. - Generell zu Oktogonen im skandinavischen Burgen- und Kirchen-
bau, vgl. Ödman, Skeingeborg, S. 118-136.



18 Stefan Magnussen

Dies gilt in vergleichbarer Weise für die weiteren von Schütt angespro-
chenen Burgen, so die von Saxo Grammaticus erwähnte Burg bei Schles-
wig, die, so Schütt, „wohl ein steinerner Turm gewesen sein" wird.57 Er-
gebnisse einer Untersuchung des Jahres 2012 lassen es indes wahrscheinli-
cher erscheinen, dass es sich hier um eine aus Holz und Erde errichtete

Wallanlage mit Palisaden handelte, der erst später ein Backsteinbau folgte.
Dieser konnte zwar nicht näher datiert werden, könnte aber mit der Auf-

lassung eines Schleswiger Palatiums und der Verlagerung des herzogli-
chen Sitzes auf die Möweninsel in Verbindung stehen. 58 Für einen typolo-

gischen Bezug zu einer möglichen Turmburg in Flensburg bietet die „Ju-
risburg" also keinen Anhaltspunkt, wenngleich nicht ausgeschlossen wer-

den kann, dass der Backsteinbau bereits auf die Regierungszeit König
Waldemars I. zurückgeht. Generell ist fraglich, ob Saxo, wie Schütt noch
berichtet, in dieser Zeit überhaupt eine Burg im Sinn hat, da er nie einen
Terminus für Burg oder Turm verwendet, sondern nur von „Gefängnis"
spricht.59

Ebenfalls älter ist das letzte von Schütt erwähnte Beispiel, der Rund-

turm von Bastrup, der im nördlichen Seeland unweit von Soborg steht und
den Schütt „in die Zeit der Thronwirren vor 1157 [...] datiert".60 Jüngere

Forschungen gehen davon aus, dass die Anlage sehr viel früher, nämlich in
der Regierungszeit von Erik I. Ejegod (1095-1103) errichtet wurde.61

Argument 3: Steinhaus62

Das dritte wesentliche Argument ist die Existenz eines Steinhauses im
Flensburger Stadtbereich, dessen Verbindung zur Turmburg, ebenso wie
die oben dargelegte Referenz zu Soborg, auf das Flensburger Stadtsiegel
zurückgeht. So führt Schütt, ungeachtet seiner methodischen Bedenken,
aus, dass „die allgemein für selbstverständlich gehaltene bisherige An-
nahme, daß Flensburgs Turmburg aus Holz errichtet war, zweifelhaft er-
scheinen" müsse, da „die Fassade [...] eher auf große, regelmäßig behaue-
ne Steine hin[deute]".63

57 Schütt, Turmbau, S. 318.
58 Vgl. Rösch/Müller/Dörfler, Castrum, vor allem S. 135-139, unter Verweis auf Radt-

ke, Aula und Castellum.
59 Saxo XIII, 9.4: „[...] Interea Christiemus manu cum Nicolao infoeliciter conserta per

ingentem suorum stragem capitur et in ostii Slesuicensis ergastulum relegatur"
(Hervorhebung durch den Verf.). - Vgl. dazu auch Olsen, Danish Medieval Castles,
S. 29f.

60 Schütt, Turmburg, S. 318.
61 Vgl. Randsborg, Bastrup.
62 Dazu und zum Folgenden Schütt, Turmburg, S. 320-323, mit Abbildungen.
63 Ebd., S. 317. - Vgl. ders., St. Marie-handelspladsen, S. 46.
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Die im 16. Jahrhundert sowohl auf dem Beyer'schen Epitaph in der Ma-
rienkirche (1591) als auch auf der Stadtansicht von Georg Braun & Franz
Hogenberg (1588) dargestellte Struktur bringt er gleich mit mehreren Er-

wähnungen in den Quellen zusammen. Dazu gehören die Gebäude, die im
Zuge der Belagerung des Jahres 1431 als „Bard"64 oder „en Stenhus vor
deme slote" erwähnt wurden. 65 Bereits eine ganze Reihe von Gebäuden

wurde mit diesen Erwähnungen in Verbindung gebracht, so sah Wolff
hierin die im Erdbuch von 1436 erwähnte Besitzung des Wulf Rixdorf,66
während Christian Voigt ein „Vorwerk" vermutete.67

In dieser Struktur sieht Schütt auch den im Erdbuch des Jahres 1436

erwähnten „Stadtom",68 zu dem ein Weg von der Großen Straße geführt
haben soll, den er zudem für identisch mit dem 1464 erwähnten „vlacktor-
ne" hält 69

Schütt integriert diese Aussagen aus der Schriftquellenüberlieferung in
eine gemeinsame Erzählung und nutzt sie als Ausgangspunkt für die wei-
tere Geschichte „seiner" Burg. So sei diese ab dem 15. Jahrhundert als
Amtssitz des vom Rat eingesetzten Stadtvogts verwendet worden und ha-
be als solcher eine Nutzungskontinuität bis ins 18. Jahrhundert gehabt. In
den Jahren zwischen 1771 und 1773 sei sie dann abgebrochen und ein be-

deutender Teil der Steinquader im neuen Kirchturm der Gemeinde Adelby
wiederverwendet worden. Schütt geht sogar so weit, dass er hier noch die
einstmalige „Turmwirkung" gegeben und somit sogar einen Authentizi-
tätsgewinn der Darstellung auf dem Stadtsiegel sah, auf welchem er -
ebenso wie auf dem Epitaph - jene Steinquader wiedererkennen wollte.
Erst in der auf diesen Artikel aufbauenden Publikation aus dem Jahr 1998

zum Handelsplatz St. Marien äußerte er sich vorsichtiger und kennzeich-

64 Koppmann, Zur Belagerung (Edition einer Urkunde von 1431).
65 ,,[A]lse de de borghere de druve mere seghen, dat se den Holsten nicht wedderstan

konden, do vloch er en deel up dat slot unde en deel up en Steenhus vor deme
slote; dar deden se grote were af unde schoten dar af myt bussen unde myt
armborsten. [...] unde alse de stad hadden, do schoten se ok entwey dat steenhus,
dat dar nement ynne blyven dorfte edder konde." (Detmar III.l, S. 400). Korner
sprach diesbezüglich von „domus lapidea grandis et fortis contructa fuerat prope
castrum sita", vgl. Chronica Novella, S. 506. - Wolff (Flensburg's Belagerung, S. 257,
Anm. 1) vermutete beim erwähnten „Bard" eine „aus Balken und Brettern errichtete
Barriere, vielleicht ein Blockhaus mit Wurfmaschinen", was er durch die in den
Quellen beschriebene Entzündbarkeit der Struktur erklärt. Eine Burg, wie es Schütt
vorschlug, hatte er jedoch noch nicht im Sinn.

66 Vgl. Wolff, Flensburgs Belagerung, S. 247f. - Vgl. DiplFL I, Nr. 108, S. 423.
67 Voigt, Flensburgs Entstehung, S. 122, der sich jedoch auch auf Wolff bezog.
68 DipFL I, Nr. 108, S. 428. - Vgl. Schütt, Turmburg, S. 320-323, auch zum Folgenden.
69 DipFL I, Nr. 115, S. 484. - Dies taten auch schon Nöbbe und Rohling, vgl. Rohling,

Kunstdenkmäler, S. 42, mit dem Hinweis auf die Notizen Nöbbes. Zuletzt auch
Kraack, Historisches Kataster, Bd. I, S. 441.
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net die These einer dem Stadtturm vorausgehenden Turmburg als Annah-
me.70

Das Dilemma, dass auf dem Siegel vermutlich eine oktogonale Struktur

zu erkennen ist, die ältesten Darstellungen Flensburgs hingegen an der
von Schütt vermuteten Stelle einen quadratischen Turm darstellten, löst

Schütt durch die Vermutung, dass, ,,[d]a damals [1431, Anm. d. Verf.]
schon Geschütze beiderlei Art (Schleuder und Pulver) eine Rolle spielten,
[...] der Turm anscheinend den neuen Erfordernissen entsprechend umge-
baut worden und [...] seine viereckige Form erhalten haben" wird. Diese

These ist schlichtweg nicht zu überprüfen; sie erschiene auch nur dann

plausibel, wenn eine ältere Turmburg an dieser Stelle vorausgesetzt würde,
was jedoch nach wie vor unbelegt ist. Methodisch unterfütterte Schütt sei-
ne Ausführung durch eine Abschätzung der Ausmaße dieses Turmes auf
Basis der Darstellung auf dem Epitaph in der Marienkirche, nach der die
„Grundfläche [...] ca. lOxlOm" betrage und somit „den Abmessungen des

Soborgturmes"71 entspreche. Dieser stand jedoch aller Wahrscheinlichkeit
nach in keinem Bezug zu Flensburg; schon gar nicht kann er als Referenz
für eine im 15. Jahrhundert überformte, fortan quadratische Struktur her-

angezogen werden.
Grundsätzlich spricht nichts gegen die Existenz eines solchen, aus Stein

errichteten Turmes, zumal auch die Quellen auf dessen Existenz hinwei-

sen. Ebenso erscheint es legitim, in dem „Bard", dem festen Steinhaus und
dem Stadtturm dieselbe Struktur zu erkennen, auch wenn die Quellen des

15. Jahrhunderts zeigen, dass es im 15. Jahrhundert verschiedene Steinge-
bäude im Stadtgebiet gab,72 z. B. ein „sunte Kanutes stenhus jn sunte
Nicolaus kerspele 73 oder ein Steinhaus, das sich zuvor im Besitz des vor-
maligen Bürgermeisters Curd up der Lucht befand. 74 Es ist jedoch keines-
falls zwingend davon auszugehen, dass wir es bei dem „Bard" mit einer
überformten (Turm-)Burg zu tun haben. Weitaus plausibler erscheint es,
diese Strukturen mit der älteren Geschichtsschreibung folgendermaßen zu
deuten: nämlich als einen der Türme, die zu der in der zweiten Hälfte des

14. Jahrhunderts durch Graf Nikolaus von Holstein-Rendsburg errichteten

Stadtbefestigung gehörten, die unter König Erik VII. von Dänemark (1397-

70 Schütt, St. Marie-handelspladsen, S. 47: „En sädan tämborg har der ogsä vaeret i
Flensborg, og den er ikke kun kendt fra seglet. Hvis man antager, at den er blevet
moderniseret i forbindelse med den kostbare opbygning af Duborg Slot og
befaestelsen af bydelen Ramsherred [...], er den identisk med det bytärn [...]" (Her-
vorhebung durch den Verf.).

71 Schütt, Turmburg, S. 322, auch zum Folgenden. Dieser Darstellung folgte auch
Hoffmann, Kampf um Flensburg, S. 9.3.

72 Vgl. DipFL I, Nr. 108.
73 Ebd., Nr. 1, S. 8. Dazu Wolff, Gildehaus.
74 Vgl. DipFL I, Nr. 108, S. 430.
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1441) verstärkt wurde. 73 Dazu passt auch die chronikalische Überlieferung,
welche den Bau einer Stadtbefestigung damit begründete, dass die Stadt
bislang nur von dem die Stadt überragenden „Bjerget" (Marienberg) aus
zu verteidigen gewesen sei, weshalb der Graf auch die nördlich liegende
Anlage „Niehus" habe errichten lassen. Eine bereits existierende Burg im
Stadtfeld wurde nicht erwähnt, auch wenn die Bezeichnung „Niehus" ei-
gentlich ein „älteres Haus" voraussetzt.76

Dem steht die in den Quellen verwendete Bezeichnung „Bard"77 keines-
falls entgegen. Auch wenn dieser bzw. die Formen „Barfred" oder auch

„Bergfried" in aller Regel mit Burgen assoziiert wird, geht diese Verbin-
dung doch auf Vorstellungen des 19. und 20. Jahrhunderts zurück, wäh-

rend der historische Terminus auf eine ganze Reihe von Türmen ange-
wandt wurde, darunter auch Glocken- oder eben Mauertürme. 78

Argument 4: St. Marien, St. Johannis und die Plausibilität

Der als letztes behandelte Gegenstand wird in Schütts Artikel nicht er-

wähnt, weshalb in diesem Fall gerade die Nichterwähnung als ein Argu-
ment von Schütt angesehen wird. Es geht dabei um die vermutete stadt-
herrliche Anlage im prä-urbanen Kirchspiel St. Johannis im Osten der För-
de, die bereits in der frühen Chronistik der Stadt präsent war. 79 Auch wenn
diese aufgrund der geringen Distanz zwischen beiden Anlagen - sie be-

trägt nicht einmal einen Kilometer - auf jeden Fall zu berücksichtigen ist,
wurde dies von Schütt in seinem Artikel an keiner Stelle getan.

75 Siehe zu der Stadtmauer und den Türmen generell Wolff, Flensburg's alte Stadt-
mauern. - Rohling, Kunstdenkmäler, S. 31-45. - Pele, Im Schutz von Mauern und
Toren, S. 35-38.

76 Chronicon Holtzatiae, cap. 26, hier S. 282. Vgl. Dazu Skovgaard, I krig og fred, S. 13.
Die Anlage Niehus teilt dasselbe Schicksal wie die nahegelegene Stadt Flensburg,
da die hier durchgeführten archäologischen Untersuchungen bislang nicht aufgear-
beitet wurden.

77 Koppmann, Zur Belagerung.
78 Vgl. Zeune, Ritterburgen, S. 96-102, besonders S. 96. Nach Pehla (Wehrturm, S. 202-

221, Zitat auf S. 220f.) habe der Begriff besonders im 14. Jahrhundert „eine Begriffs-
ausweitung erfahren [...], wobei auch die städtischen Befestigungstürme mit einbe-
zogen wurden." Auch Scheftel, Holz und Steinbau, zeigt am Beispiel Lübeck, dass
dort der Terminus für Lusthäuser des Klerus und der vermögenden Bürger ver-
wendet wurde (nach freundlichem Hinweis von Daniel Kossack).

79 Vgl. bspw. Moller, Historischer Bericht, S. 3: „[...] denn noch heutigen Tages nicht
weit von St. Johannis Kirche, daselbst nach dem Osten, ein Berg oder Hügel gese-
hen wird, worauf gemeldeter Fleno seinen Sitz gehabt, und daher den Namen
Flens-Burch erlanget und bekommen haben soll" (zitiert nach StAFL XII HS, Nr.
1168, Akte 5.2).
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Generell begründete Schütt seine Turmburg in St. Marien damit, dass

sie, ebenso wie das rund 800 km entfernte Soborg, ein Teil derjenigen An-
lagen sei, die König Waldemar I. zum Schutz gegen die „dauernde Gefahr"

der Wendeneinfälle errichtet habe.80 König Waldemar I. habe Flensburg
dabei als Nachfolge für das an Bedeutung verlierende Schleswig und als
Konkurrenz zum aufsteigenden Lübeck im Auge gehabt.81 Es wäre natür-

lich plausibel, dass eine königliche Stadtgründung auch über eine königli-
che Immobilie verfügte, von der aus diese Gründung verwaltet oder orga-
nisiert wurde. Schütt integriert hier die von ihm postulierte Turmburg als
eben solchen „herrschaftlichefn] Festungsbau und Sitz des königlichen
Vogtes".82

Dies stellt jedoch zwingend die Frage, wie plausibel die Anlage einer
Turmburg ist, wenn man die mögliche Existenz einer nahegelegenen lan-
desherrlichen Anlage in der Siedlung um St. Johannis berücksichtigt. Eine
solche ist mit einiger Wahrscheinlichkeit für das Jahr 1231 anzunehmen, da

für diese Zeit ein königlicher Zoll am Übergang zwischen Wies- und Hus-
byharde belegt ist - also dort, wo der Mühlenstrom in die Förde fließt und

sich östlich die Siedlung St. Johannis anschließt.83 Auch spätere Indizien,
wie die 1436 dort im Besitz des Rudeklosters befindliche Fläche „Peper-
borgh" sowie der spätere Name „Dam(m)hof" könnten die These einer

frühen stadtherrlichen Anlage an dieser Stelle stützen. 84 Ergebnisse von
Bohrproben aus dem Jahr 1957 zeigten zudem, dass sich auf dem Areal ei-

ne „Kuppe diluvialen Ursprungs [...] mit vorwiegend feinsandigem Un-
tergrund" befindet, „die nach Nordwesten spomförmig in die Fördeniede-
rung vorspringt und zu dieser teilweise steilwandig abfällt". Albert Ban-
telmann kam daher zu dem Schluss, dass „die beschriebene Fläche nörd-

lich der St. Johanniskirche sowohl auf Grund ihrer Lage und ihres Reliefs,

als auch [auf Grund] der Untergrundverhältnisse (trockener, fast steinfrei-

80 Vgl. Schütt, Turmburg, S. 323, hier auch das Zitat.

81 Vgl. ebd., S. 323f. - Ders., St. Marie-handelspladsen, S. 53. Abweichend davon ver-
muten manche Autoren, darunter auch ursprünglich Schütt (Flensburg im Mittelal-
ter, S. 21), noch Knud IV./VI. als,Stadtgründer' (Skovgaard, Grundlaeggelsen, S. 9. -
Voigt, Flensburgs Entstehung, S. 149-151), während Hoffmann, Entstehung, S. 34,diese Frage offen lässt.

82 Schütt, Turmburg, S. 324. Vgl. auch ders., St. Marie-handelspladsen, S. 46.
83 „Vvizheret, Husbuheret > Ix’ mr. puri preter theloneum" 0ordebog I, S. 9, dazu

auch Bd. II, S. 87f.). Ebenso Hoffmann, Entstehung, S. 23-32. - Schütt, Flensburg, S.
18-21. - Röschmann, Vorgeschichte, S. 95-97 - Voigt, Flensburgs Entstehung, S. 156f.
Auch Schütt (St. Knudsgilde, S. 68. - Flensburg im Mittelalter, S. 18f.) ging in seinen
älteren Publikationen auf diese Burg ein, und bezeichnete sie dabei sogar noch als
besser als jede andere mit der Funktion eines landesherrlichen Vogtes in Verbin-dung zu bringen.

84 DipFL I, Nr. 108, S. 446 (Peperborgh). Vgl. Röschmann, Vorgeschichte, S. 95(Dammhof).
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er Feinsand) für die Anlage einer Befestigung oder befestigten Siedlung
sehr günstige natürliche Voraussetzungen bot".85

Unabhängig davon, dass eindeutige Befunde für eine Burganlage nicht
erbracht werden konnten, ist unklar, ob es sich hier, wie häufig angenom-
men,86 um eine Turmburg oder um eine vergleichbare Anlage gehandelt
hat. Auch bleibt deren weitere Geschichte im Dunkeln, da die chronikali-

sche Überlieferung einer Zerstörung in den Kämpfen zwischen Herzog

Abel und König Erik IV. auf eine vermutlich legendenhafte Überlieferung
zurückgeht.87 Doch wird gemeinhin angenommen, dass die Darstellung
einer freien Geländekuppe auf dem Prospekt von Braun & Hogenberg aus
dem 16. Jahrhundert die ehemalige Lage dieser Struktur anzeigt. 88 Eine für
die frühen 1960er Jahre geplante Flächengrabung wurde aufgrund fehlen-
der personeller und finanzieller Mittel zunächst verschoben und fand bis
heute nicht statt.89

Trifft nun die Annahme einer stadtherrlichen Anlage in St. Johannis zu,
so würden beide Anlagen - die in St. Johannis und die in St. Marien - in
die Zeit zwischen der Herrschaft der Könige Waldemar I. und Waldemar

II. (1157-1241) zu datieren sein. Es stellt sich die Frage, wie plausibel eine
solche Konstellation wäre? Tatsächlich gibt es in mehreren Städten mehr

als nur eine stadtherrliche oder königliche Burganlage, doch meist folgen
diese aufeinander, während parallel existierende Anlagen nur mit jeweils
unterschiedlichen Besitzern bekannt sind.90 Nimmt man nun den unge-

85 So der Bericht von Albert Banteimann vom 20. Mai 1958, zu finden im Archäologi-
schen Landesmuseum Schloss Gottorf in den Ortsakten zu Flensburg, Nr. 82. In der
Nr. 80 gibt es zudem noch Profilzeichnungen von Hans-Friedrich Schütt, die wäh-
rend einer Baustellenbesichtigung im Jahr 1972 angefertigt wurden und eine ein-
deutig abfallende Schichtung zeigen.

86 Hoffmann, Beiträge, S. 50, bezugnehmend u. a. auf Schütt (Flensburg im Mittelalter,
S. 17-23) und Röschmann (Vorgeschichte, S. 95-97), die jedoch noch den weniger
spezifischen Terminus „Burg" verwendeten. Schütt (Flensburg im Mittelalter, S. 25)
spricht jedoch in Bezug auf das Siegel schon von einer Turmburg.

87 So zumindest Skovgaard, I krig og fred, S. 11. Als Fakt sehen ihn u. a. Fuglsang
(Flensburg, S. 52), Röschmann (Vorgeschichte, S. 95f.), Hoffmann (Entstehung, S.
43f.) u. Schütt (Flensburg im Mittelalter, S. 23) an. Allgemein dazu Erslev, Erik Plov-
pennings Strid, S. 394-415, sowie in Bezug auf Sonderjylland Madsen, Städtische
Siedlungen, S. 139.

88 Hoffmann, Entstehung, S. 30. - Röschmann, Vorgeschichte, S. 95-97. - Redlefsen,
Flensburg, Falttafel, sowie S. 6-8.

89 Vgl. StAFL Best. XII HS, Nr. 1168, Akte 5.2 (Zeitungsartikel „Vorläufig keine Such-
grabungen in St. Johannis" aus dem Flensburger Tageblatt vom 25. März 1961).

90 Aufeinanderfolgende Anlagen an verschiedenen Orten gibt es in Apenrade (Aaben-
raahus, Brundlund) oder Ripen. Ein Fall parallel existierender Anlagen wäre
Schleswig, wo zumindest die herzogliche Anlage Jurisborg und das bischöfliche
Klein-Gottorf nebeneinander um die Stadt existierten, ehe die Herzöge die Burg
Gottorf im Jahre 1268 in einem Tausch mit dem südlichen Raum der Südergoeshar-
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wohnlichen Fall zweier parallel existierender königlicher bzw. stadtherrli-
cher Anlagen in Flensburg an, wäre zu klären, warum eine im späten 12.
Jahrhundert errichtete königliche Anlage in St. Marien nicht mehr im Erd-

buch Waldemars II. verzeichnet wäre, eine in St. Johannis als königliche
Besitzung einschließlich Zoll jedoch sehr wohl. Dies wäre nur dann plausi-
bel, wenn die Anlage in St. Marien zu diesem Zeitpunkt schon nicht mehr
königlich gewesen wäre, wofür es indes keinen Beleg gibt. So sprechen

insgesamt weder die zeitgenössische Quellenüberlieferung noch die feh-
lenden Vergleichsfälle in der Region für die parallele Existenz zweier zeit-
gleicher Burganlagen in St. Marien und St. Johannis.

Zusammenfassung

In seiner Zusammenfassung beschreibt Schütt die mögliche Turmburg in

St. Marien wie folgt: Sie sei ein königlicher Festungsbau Waldemars I. ge-
wesen, habe im Nordosten der Siedlung St. Marien gelegen, sei zwischen
1409-1431 zerstört, dann umgebaut worden und habe fortan - jetzt in vier-
eckiger Form - dem Stadtvogt als Amtssitz gedient. Als solcher sei er im
16. Jahrhundert dargestellt und zwischen 1771 und 1773 abgerissen wor-
den. „Für die Flensburger Turmburg ist somit", so schreibt Schütt, „eine
örtliche und bauliche Kontinuität von etwa 1160-1771 festzustellen".91 Eine

nähere Untersuchung seiner Argumente - des Flensburger Stadtsiegels,
der Analogie zu anderen Anlagen wie Soborg auf Seeland, der historischen
Einordnung sowie der Ansprache als späteren Stadtturm - konnte zeigen,

dass keines dieser Argumente zwingend für eine solche Nutzungskontinu-
ität einer Turmburg in St. Marien zu Flensburg spricht. Weder stellt das

Stadtsiegel aus der Zeit um 1350 notwendigerweise eine real existierende

steinerne Turmburg dar, noch ist ein baulicher Bezug zum oktogonalen
Turm in Soborg gegeben. Auch besteht keine Verbindung zu anderen
Rundburgen der damaligen Zeit. Zudem müssen die historischen Quellen
des 15. Jahrhunderts, die von steinernen Türmen oder Strukturen in Flens-

burg sprechen, nicht zwingend auf eine Turmburg oder deren quadrati-
schen Nachfolgebau verweisen. Ganz im Gegenteil: Da die Quellen nie den
Terminus „Burg" verwenden, erscheint es plausibler, die Nachrichten auf
die unter Graf Nikolaus von Holstein-Rendsburg errichtete und unter Kö-
nig Erik VII. von Dänemark ausgebaute Stadtbefestigung zu beziehen, für

die auch weitere Türme belegt sind. Zu guter Letzt ergibt sich ein gänzlich
anderes Szenario, wenn man eine von Hans-Friedrich Schütt nicht berück-

sichtigte Burganlage im Kirchspiel St. Johannis, in entsprechende Überie¬

de um (das allerdings erst später belegte) Schwabstedt tauschten, vgl. dazu
Madsen, Sonderjyske Borge, S. 271 u. S. 281f.

91 Vgl. Schütt, Turmhügelburg, S. 323, hier auch das Zitat.
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über die Zeit verselbstständigen können.

Überdies wird deutlich, wie sehr die Burg nach wie vor das Bild des

Mittelalters prägt und wie rasch Interpreten auf den „Terminus" Burg re-
kurrieren - selbst wenn die Quellen diesen Begriff gar nicht verwenden.

Ausgehend von der Darstellung bei Jakob Röschmann entwickelte sich im
Flensburger Fall die Vorstellung einer (Turm-)Burg im Kirchspiel St. Mari-
en. Diese wurde in den letzten fünfzig Jahren weithin rezipiert, aber nicht

auf den Prüfstand gestellt, sondern von Hans-Friedrich Schütt vielmehr
adaptiert, auf einen neuen Standort angewandt und mit anderen fortifika-

£? § ^torischen Elementen vermengt. Die wenigen Befunde, die eine Burg bele-

.gen könnten, so die Quellennennungen des 15. Jahrhunderts oder auch das
*1901 gefundene Feldsteinfundament, wurden zwar ursprünglich als Teil ei-
gner städtischen Befestigung interpretiert, später jedoch zu einer Burg um-
t®definiert. Dies vereinfacht den Begriff der mittelalterlichen Burg, die zwar
§im Kern auch in die Gruppe der Befestigungen gehört und bis heute nur
Schwer zu definieren ist,93 die aber allgemeinhin mehr als nur ein Ort der

Verwaltung und der Verteidigung gewesen ist.94 Im vorliegenden Fall, in
dem weder in St. Marien noch in St. Johannis auch nur der Nachweis für

gungen einbezieht. Eine solche lässt sich nämlich keinesfalls widerspruchs-
frei mit einer Anlage in St. Marien in Einklang bringen.

Natürlich sollte die Abwesenheit von Beweisen nicht als Beweis der

Nicht-Existenz interpretiert werden, weshalb auch die Existenz einer
Turmburg in St. Marien keinesfalls gänzlich ausgeschlossen werden kann,

zumal auch die zeitgleiche Anlage in St. Johannis eine bislang „zweifelhaf-
te Angelegenheit" ist.92 Doch zeigt sich an der These einer Turmburg in St.
Marien über den konkreten Fall hinaus, wie sich Theorien und Annahmen

die Existenz einer Burg erbracht wurde, ist es vielleicht die Verwendung

des Begriffes gewesen, die dazu geführt hat, dass vorhandene Befunde und
Quellen zu sehr vom Ergebnis her, d. h. in der gewissen Annahme der
Existenz einer Burg, interpretiert wurden.

Für die allgemeine Burgenforschung sollte der vorliegende Fall zualler-
erst ein Beispiel für die Schwierigkeiten für die Arbeit mit historischen
Analogien in der Burgenforschung sein. Dies gilt vor allem für den Ver-
such einer generellen Burgentypologie, die immer wieder die Grundlage
für die Zuordnung von Anlagen zu einzelnen Perioden und Personen war
und auch noch ist.95 Der Flensburger Fall gemahnt daran, vergleichbare

92 La Cour, Flensburg, S. 76 (Zitat aus dem Dänischen).
93 Siehe dazu beispielhaft: Zeune, Ritterburgen, S. 11-18.
94 Vgl. Olsen, Danish Medieval Castles, S. 11-25.
95 Oliver Creighton (Castle, Landscape and Township) betonte zuletzt im Zuge einer

Untersuchung der Burgen Richard von Cornwalls die ausgesprochene Heterogeni-
tät der einzelnen Anlagentypen. Dazu auch Jaubert, Royal Castles, und demnächst
Magnussen, Form follows Fürst?
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Fälle im historischen Herzogtum Schleswig und darüber hinaus auf den
Prüfstand zu stellen.

Aber was bedeutet dies für den hier behandelten Fall einer Turmburg

St. Marien zu Flensburg? Die Existenz einer stadtherrlichen Anlage im In-
nenwinkel der Flensburger Förde dürfte, wie einleitend angemerkt, äu-
ßerst wahrscheinlich sein. Von welcher Art diese war und wo genau sie lag,
ist jedoch derzeit nicht zu sagen. Wie das Beispiel Schleswig zeigt,96 muss
es sich auch keineswegs um eine Burg im engeren Sinn gehandelt haben.
So wäre etwa darüber nachzudenken, ob im Flensburger Fall möglicher-

weise Bezüge zu dem im 15. Jahrhundert nachweisbaren Steinhaus der für
die Anfänge der Stadt so bedeutenden Knudsgilde97 oder zu dem Anfang
des 15. Jahrhunderts an die Krone veräußerten Hof auf dem Marienberg

bestehen.98 Gerade weil hier reichlich Optionen und Möglichkeiten beste-
hen, die Befunde es aber bislang nicht erlauben, eindeutige Antworten zu

geben, hält das von Schütt vorgeschlagene Modell einer Turmburg in St.
Marien einer kritischen Evaluation nicht stand. Dies bedeutet, dass hier

zunächst wieder ein Schritt zurück gemacht und erneut vom Befund her

gedacht werden sollte.
Für die Zukunft wäre zu wünschen, dass die bislang nicht publizierten

Befunde der verschiedenen Stadtgrabungen möglichst rasch wissenschaft-

lich aufgearbeitet und der interdisziplinären Forschung zugänglich ge-
macht werden.99 Darüber hinaus wären weitere Sondierungen und Gra-

bungen durchzuführen, wodurch neue Befunde zutage gefördert werden:
könnten. Bis dahin sollte bei der Frage der möglichen Turmburg von der -
wahrscheinlicheren - Lösung ausgegangen werden, die bereits die For-

schungstradition vor Jakob Röschmann vertrat: nämlich die in den Schrift-
quellen erwähnten und im archäologischen Fundgut fassbaren Strukturen
als Elemente der städtischen Befestigung zu betrachten und nicht als

(Turm-)Burg oder von einer solchen abgeleiteten Nachfolgebau.

96 Vgl. Radtke, Aula und Castellum.
97 Im Erdbuch der Stadt Flensburg wird 1436 noch ein Haus nördlich der Marienkir-

che erwähnt, welches „hort to sunte Knutes laghe" (DipFL I, Nr. 108, S. 427). Dies
könnte auch den bedeutenden Einfluss widerspiegeln, den auch Schütt dieser Gilde
im Rahmen der Stadtgründung zugeschrieben hat, vgl. Schütt, St. Knudsgilde. -
Ders., Flensburg, S. 21-23. Dazu auch: Hoffmann, Beiträge, S. 48-57. - Kraack, Gil-
dewesen, S. 17-22.

98 DipFL I, Nr. 65. Vgl. dazu auch Fuglsang, Flensburg, S. 52. - Pele, Burg, Tor und
Mauer, S. 28. Überreste aus der Zeit vor der Duburg erlauben bislang jedoch keine
Ansprache als Burg.

99 Vergleichbare Projekte gab es zuletzt mit den Anlagen Boringholm (Kock/Roes-
dahl, Boringholm) und Vordingburg (Wille-Jorgensen, Kongens Borg).
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Die Auflösung der Klöster und Niederstifte

in Schleswig und Holstein

Erkenntnisse aus der Arbeit am Klosterbuch

für Schleswig-Holstein und Hamburg

Von Oliver Auge

Die Reformation hat die klösterlichen Verhältnisse im Raum des heutigen
Schleswig-Holstein wie anderenorts nachdrücklich verändert - freilich
nicht gleich 1517, sondern erst nach und nach, bis zum Ausgang des 16.
Jahrhunderts und darüber hinaus. 1 Die letzte Auflösung eines Klosters z.B.

erfolgte hier 1582; vier Frauenklöster überdauerten gar die Reformations-
zeit und bestehen bis heute als evangelische adelige Damenstifte. Mit dem
von der Kieler Abteilung für Regionalgeschichte im Jahr 2017 fertiggestell-
ten Klosterbuch für Schleswig-Holstein und Hamburg liegt ein fundiertes
Nachschlagewerk vor, um sich einen guten Überblick über die Verhältnisse
in den Klöstern und Stiften zur Reformationszeit zu verschaffen. 2 Anders

als im Klosterbuch, das unter der Mitarbeit zahlreicher Experten verschie-
denster Fachdisziplinen katalogartig für sämtliche Klöster, Stifte und Kon-
vente erstellt wurde, die in den heutigen Bundesländern Schleswig-Hol-
stein (damit auch in Dithmarschen und Nordfriesland sowie im Herzog-
tum Lauenburg und in Lübeck) und Hamburg, zudem im seit 1920 däni-
schen Nordschleswig lagen, seien im Folgenden freilich nur die Männer-
und Frauenklöster sowie Niederstifte behandelt, die sich innerhalb der da-

maligen Herzogtümer Schleswig und Holstein befanden. Für die Domstifte
in Hamburg, Lübeck, Ratzeburg und Schleswig, die für den Bereich des
heutigen Schleswig-Holstein von Relevanz waren, und für die Klöster der
Bauernrepublik Dithmarschen galten teils grundverschiedene Vorausset-

1 Siehe die überblicksartigen Darstellungen zur Reformation in Schleswig und Hol-
stein insgesamt von Seegrün, Schleswig-Holstein, S. 140-164. - Lange, Stände, S.
166-173. - Rathjen, Reformation. - Hoffmann, Spätmittelalter, S. 394-469. - Hoff-
mann/Reumann, Herzogtümer, S. 92-106. - Göbell, Schleswig-Holsteinische Kir-
chengeschichte. - Immer noch sehr lesenswert Pauls, Geschichte der Reformation.

2 Auge/Hillebrand (Hrsg.), Klosterbuch.
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zungen bzw. nahm die Reformationsgeschichte einen anderen Verlauf, so
dass ihre Aufnahme in diesen kurz gerafften Überblick zu den Ereignissen

speziell in Schleswig und Holstein keinen Sinn macht.

1. Chronologie: Klosterreformation 1526-1582

Im Lauf des Mittelalters war im Bereich der Herzogtümer Schleswig und

Holstein (bis 1474 Grafschaft) eine differenzierte Stifts- und Klosterland-
schaft unterhalb der Ebene der Bischofssitze entstanden. Sie gestaltete sich

am Vorabend der Reformation, wie folgt:3 Zu den ältesten Einrichtungen
im Land zählten diejenigen der Augustiner-Chorherren. Sie stammten
noch aus den Tagen des Missionars Vicelin. Gemeinsam mit König Lothar

III. (t 1137) hatte dieser 1134 ein Stift der Augustiner-Chorherren in Sege-
berg aus der Taufe gehoben, nachdem er bereits 1126/27 ein ebensolches
Stift in Neumünster ins Leben gerufen hatte. Während letzteres 1327/32
nach Bordesholm verlegt wurde, blieb ersteres bis zum 16. Jahrhundert in

Segeberg bestehen, wo es unter dem Einfluss der Windesheimer Klosterre-
form sogar eine neuerliche Blüte erlebte. Rund hundert Jahre jünger waren
die Klöster der Benediktiner, bei denen es sich um einen Männerkonvent

in Cismar handelte, der dort seit dem zweiten Viertel des 13. Jahrhunderts
bestand, freilich ältere Wurzeln in Lübeck hatte, und um einen Frauenkon-
vent in Preetz seit 1211/12. Zahlreicher waren die Zisterzienser in den Lan-

den vertreten: Die älteste Niederlassung befand sich seit 1173 in Logum-
kloster, wohin die Benediktiner von Seern auf Veranlassung des Bischofs
von Ribe im Akt einer Reform 1175 verlegt worden waren, sowie auf Ver-

anlassung Graf Adolfs III. von Schauenburg (um 1160-1225) seit 1186/90 in
Reinfeld. Ab 1209/10 existierte zudem im Rudekloster eine Zisterze, die
aus Guldholm dorthin transferiert worden war, wo sie seit 1191 existiert

hatte. Frauenklöster nach dem Vorbild der zisterziensischen Lebensweise,

aber außerhalb der strengen Ordensstrukturen stehend, bestanden in Rein-
bek seit 1226/29, in Itzehoe ab 1230 sowie in Uetersen ab 1235. Stark ver-

breitet waren auch die Bettelorden, allerdings auffallender Weise nur in ih-

ren männlichen Zweigen: So bestanden zwei Dominikanereinrichtungen in
Schleswig und Haderslev, die 1235 bzw. vor 1273 gegründet worden wa-
ren, und vier Franziskanerklöster: in Flensburg seit 1232/33 oder erst ab
1263, in Schleswig ab 1234, in Tonder von 1238 an und in Kiel ab ca. 1240.
Zudem gab es seit ca. 1266 noch ein bischöfliches Kollegiatstift in Ha-
derslev und ein Kartäuserkloster in Ahrensbök ab 1397. Drei Häuser der

sogenannten „Schwestern vom gemeinsamen Leben" waren zu guter Letzt

3 Dazu und zum Folgenden Auge, Einführung; ders., Wer? - Siehe zu den einzelnen
genannten Klöstern und Stiften die betreffenden Artikel in Auge/Hillebrand
(Hrsg.), Klosterbuch.
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im Zuge der spätmittelalterlichen Frömmigkeitsbewegung der devotio
moderna 1461 in Neustadt - wohl aus einer vorangehenden Niederlassung
von Augustinerchorfrauen hervorgehend - 1468 in Plön als Tochtergrün-

dung einer entsprechenden Lübecker Einrichtung sowie 1498 in Neumüns-
ter, wiederum als Tochtergründung des Plöner Stifts, ins Leben gerufen
worden.

Offenbar fiel das Kollegiatstift in Haderslev als erstes Institut der Re-
formation zum „Opfer".4 Es scheint bis Mai 1526 aufgelöst worden zu sein.
Das frühe Ende des Kollegiatstifts ist auf den ersten Blick sicher erstaun-
lich, da sich Kollegiatstifte im Vergleich zu anderen monastischen Einrich-

tungen sonst regelmäßig als widerstandsfähiger bzw. flexibler erwiesen
und deswegen auch oftmals länger fortbestanden. Peter Moraw nannte
Stifte deswegen schon einmal Leitfossilien der mittelalterlichen und früh-
neuzeitlichen Kirchengeschichte.5 Fragt man nach der Ursache, so gerät
freilich schnell Junker Christian (1503-1559), der älteste Sohn des dänischen

Königs und Herzogs von Schleswig und Holstein Friedrich I. (1471-1533),
in den Blick. Er hatte die Ämter Haderslev und Toming seit Frühjahr 1525
als Unterhalt für sich und seine Ehefrau zugewiesen bekommen, auch um

hier praktische Erfahrungen in Verwaltung und Politik für seine künftige
Aufgabe als König und Herzog zu sammeln. 6 Christian gilt als Anhänger
Martin Luthers und seiner Lehre. Es ist somit sicher kein Zufall, dass das

Stift in Haderslev als erste Einrichtung in den Landen überhaupt aufgelöst
wurde, eben weil es sich direkt dort befand, wohin Christian von seinem

Vater geschickt worden war.
In der Chronologie nächstfolgend waren alle Häuser der Mendikanten

von der Auflösung betroffen, wobei es nach dem gerade Gesagten wenig
verwunderlich als erstes wiederum das Dominikanerkloster in Haderslev

1527/28 traf.7 Es folgten 1528 das Dominikaner-8 und das Franziskanerklos-
ter9 in Schleswig und das Franziskanerkloster in Flensburg 10 sowie 1530

dasjenige in Tonder11 und zu guter Letzt im selben Jahr das in Kiel. 12 Hier

z. B. gewährte König Friedrich I. der Stadt am 13. Oktober 1530 das Recht,
das innerhalb ihrer Stadtmauern befindliche Franziskanerkloster aufzulö-

sen und sich seinen Besitz einzuverleiben. Bereits ein Jahr vor der Aufhe-

bung des Kieler Klosters war die Auflösung der Zisterzienserinnennieder-

4 Madsen, Haderslev, Kollegiatstift, § 2.1.3. Auch zum Folgenden.
5 Moraw, Stiftskirchen, S. 71.
6 Vgl. hierzu Lange, Stände, S. 167f. - Madsen, Junker Christian, S. 112-114.
7 Madsen, Haderslev, Dominikaner, § 2.1.3.
8 Rathjen, Schleswig, Dominikaner, §2.1.3.
9 Ommen, Schleswig, Franziskaner, § 2.1.3.

10 Kraack, Flensburg, Franziskaner, § 2.1.3.
11 Eigenbrod/Madsen, Tonder, Franziskaner, § 2.1.3.
12 Auge, Kiel, Franziskaner, § 2.1.3.
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lassung in Reinbek erfolgt, indem am 7. April 1529 alle Nonnen das Kloster
verlassen hatten. 13

Wesentlich länger zog sich der Auflösungsprozess bei den sonstigen
Klöstern und Stiften hin, ohne hier auf alle Klöster ausführlich eingehen zu

können. Nach einer spürbaren Atempause von rund 20 Jahren, übrigens im
Wesentlichen identisch mit der Herrschaftszeit Christians III., in der ledig-
lich die Zisterzienserniederlassung zu Logum (ca. 1553) und das Rudeklos-
ter (ca. 1559) zu existieren aufhörten,14 wurden die 1560er Jahre nach dem
Zeitraum zwischen 1526 und 1530 zum zweiten Höhepunkt der Kloster-

und Stiftssäkularisation in Schleswig und Holstein. Als erste Einrichtung
traf es dabei das Benediktinerkloster zu Cismar im Jahr 1561. 15 Das gleiche

Schicksal teilte die Kartäuserniederlassung in Ahrensbök, deren letztes
Stündlein 1564 schlug, nachdem die Kartause bereits schwer durch Plün-
derungen während der Grafenfehde und mehr noch durch die immer grö-
ßeren finanziellen Belastungen seitens der Landesherrschaft, die auch alle

anderen Einrichtungen schwer trafen, gelitten hatte. 16 Als der hochbetagte
Prior 1562 erkrankte und sein baldiges Ableben erwartet wurde, plante
König Friedrich II. (1534-1588) gemeinsam mit Heinrich Rantzau (1526-
1598) die Beendigung der selbständigen Klosterverwaltung und die voll-
ständige Überführung des Klosterbesitzes in landesherrliche Obhut. Doch
der Prior tat dem König nicht den Gefallen eines baldigen Todes, sondern
lebte länger als gedacht. So versetzte die Landesteilung von 1564 dem
Kloster den Todesstoß, indem es an Hans den Jüngeren (1545-1622), König
Friedrichs II. Bruder, fiel.17 Auf Betreiben beider Mutter Dorothea (von

Sachsen-Lauenburg) (1511-1571), die Ahrensbök zu ihrem Wittum heran-

zog, wurde die Kartause unverzüglich aufgelöst. Zeitlich parallel standen
die beiden Augustinerchorherrenniederlassungen in Segeberg und Bor-
desholm vor dem Aus. In Segeberg war bereits seit dem Ende der 1520er
Jahre ein lutherischer Pfarrgottesdienst im Langhaus der Stiftskirche gehal-
ten worden, während das Stiftskapitel weiterhin seine liturgischen Verrich-

tungen im Chorraum derselben Kirche vomahm. 18 Das Stift verlor bis zum
Beginn der 1560er Jahre durch Tod oder Flucht anscheinend alle Mitglieder
bis auf einen Professmönch der Windesheimer Kongregation, der noch

nach 1563 belegt ist. Dieser letzte Kanoniker namens Dirich Schyndell
übergab das Stift Heinrich Rantzau, und damit hörte auch es auf zu existie-

13 Grabkowsky, Reinbek, Zisterzienserinnen, § 2.1.3.
14 Kragh, Logum, Zisterzienser, § 2.1.3, bzw. Jensen/Salonen, Rudekloster, Zisterzien-

ser, § 2.1.3.
15 Grabkowsky, Cismar, Benediktiner, § 2.1.3.
16 Auge, Ahrensbök, Kartäuser, § 2.1.3. Auch zum Folgenden.
17 Zur Herrschaftsteilung zwischen Friedrich II. und seinem jüngeren Bruder vgl. Ad-

riansen, Herzog Hans der Jüngere, S. 210. - Lange, Stände, S. 177.
18 Bünz, Segeberg, Augustiner-Chorherren, § 2.3.1. Auch zum Folgenden.
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ren. Die betreffende Urkunde ist auf einen 27. Juni ohne Jahresangabe da-
tiert, so dass unklar ist, ob sich die Aufhebung 1564, 1565 oder 1566 ab-
spielte. Der Stiftsbesitz wurde fortan von Rantzau verwaltet, wovon er

dem König jährlich 3.500 Taler als Abschlag entrichtete. Teile der Stiftsbib-
liothek überführte der humanistisch interessierte Rantzau auf sein Schloss

Breitenburg. Bis 1566 bestand die Niederlassung der Augustinerchorherren
in Bordesholm. 19 Nachdem auch dieses Stift schon seit längerem den ver-

stärkten finanziellen Druck der Landesherrschaft zu spüren bekommen
hatte, griff Hans der Ältere (1521-1580) 1561 direkt in die Stiftsangelegen-
heiten ein, indem er den in Wittenberg ausgebildeten Magister Erasmus
Heinsen nach Bordesholm schickte, um dort Predigt zu halten und die

Chorherren zur lutherischen Lehre zu bekehren. Nach der Auflösung des
Stifts zog eine neu gegründete Lateinschule in seine Gebäude ein, finan-
ziert aus den ehemaligen Stiftsgütern. Dieses Kapital bildete dann 1665
den Grundstock für die Gründung der Universität in Kiel.20

Vergleichsweise spät wurde 1570 die Niederlassung der „Schwestern

vom gemeinsamen Leben" in Neumünster aufgehoben, nachdem diejenige
in Neustadt bereits um 1546 durch Umwandlung in ein herrschaftliches
Vorwerk beseitigt worden war.21 Spätestens in den 1560er Jahren war das
Schwesternhaus in schwere wirtschaftliche Probleme geraten; und es wäre
ohne finanzielle Unterstützung und Getreidelieferungen aus Bordesholm

sicher schon früher eingegangen, wie man aus einem zwischen Mai 1563
und Mai 1566 verfassten Briefwechsel zwischen den Schwestern und dem

Subprior und Prokurator aus Bordesholm sowie dem Amtmann von

Rendsburg und Bordesholm Christoff Rantzau erfährt. Herzog Adolf I. ließ
den Gebäudekomplex in Neumünster abreißen und an derselben Stelle ein
herzogliches Haus errichten, in welchem später das örtliche Amts- und
Zuchthaus untergebracht war. Die Aufhebung des letzten Stifts der
Schwestern in Plön erfolgte 1578.22 Dieses war durch den Stadtbrand von

1570 schwer in Mitleidenschaft gezogen worden, so dass sich die letzte
Vorsteherin der Einrichtung ab 1576 zum Verkauf des Konventsgebäudes
an Herzog Hans d. J. gezwungen sah. Es wurde im Februar 1584 auf Ge-

heiß des Herzogs abgerissen. In den Quellen geben sich im Übrigen Re-
formbemühungen dieses Konvents insbesondere um 1517/20 zu erkennen,
die nicht zu seiner völligen, aber doch stärkeren Hinwendung zum eigent-

lich monastischen Leben führten, worin ein Geheimnis für das vergleichs-
weise lange Bestehen gelegen haben mag.

19 Schnabel, Bordesholm, Augustiner-Chorherren, § 2.3.1. Auch zum Folgenden.
20 Pauls, Die Anfänge, S. llf. - Piotrowski, Finanzierung, S. 109-112.
21 Piotrowski, Neustadt, Schwestern vom gemeinsamen Leben, § 2.3.1. - Hillebrand,

Neumünster, Schwestern vom gemeinsamen Leben, § 2.3.1.
22 Piotrowski, Plön, Schwestern vom gemeinsamen Leben, § 2.3.1.
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Als letztes großes Feldkloster in den Landen wurde schließlich die Zis-
terzienserniederlassung in Reinfeld aufgehoben.23 Die Auflösung erfolgte
im Kontext der 1581 durchgeführten neuerlichen Herrschaftsteilung zwi-

schen König Friedrich II. und seinem jüngeren Bruder Hans dem Jüngeren,
wobei der König das Kloster am 13. März 1582 übernahm.

2. Kompromiss mit dem Landesadel:
Von Frauenklöstern zu Damenstiften

Von den Auflösungsbemühungen nicht in gleicher Weise wie die eben auf-

geführten Einrichtungen betroffen waren die vier Frauenklöster in Itzehoe
(Zisterzienserinnen), Preetz (Benediktinerinnen), Uetersen (Zisterziense-

rinnen) sowie Schleswig (Benediktinerinnen). Die „Christlyke Kercken Or-

deninge" von 1542, die sich darin an der „Ordinatio Ecclesiastica" von 1537
orientierte,24 hatte für die weitere Existenz der bis dato noch in den Landen

vorhandenen Stifte und Klöster entscheidende Weichen gestellt, wovon die
genannten vier Einrichtungen profitierten.25 Die Kirchenordnung hob die
verbindliche Profess auf, so dass jeder Klosterinsasse seinen Konvent ver-
lassen konnte, wenn er das zu tun wünschte. Andererseits durften die
Klosterinsassen aber auch weiter im Kloster bleiben, wenn sie und ihr Vor-

stand ein Leben führten, das der evangelischen Lehre nicht widersprach
und ein gelehrter und sittsamer Prediger in dem Kloster wirkte und von
diesem unterhalten wurde. Speziell zu den „Nunnen edder kloster Junck-
frouwen" führte die Kirchenordnung aus, dass diejenigen, die im Kloster

bleiben wollten, „scholen se gehorsam syn / erer auersten edder priorissen
nicht vthteen edder varen / sonder eerliken lenen [leben] / alletidt etwas

tho donde hebben / lesen / unsern hemmlischen Vader anropen ym namen
Christi / Dat se hören Lectien uth der Schrifft / uth dem Cathechismo unde

predigen / Desgleichen ock leren de rechte art des gelouens yn Chris-
tum."26 Obwohl die Kirchenordnung von 1542 alle noch existenten monas-
tischen und stiftischen Institute, wie gesagt, angesprochen hatte, blieben

auf Dauer doch nur die vier genannten Frauenniederlassungen bestehen,
während die Männerklöster personell und finanziell ausbluteten und/oder

zum Objekt landesherrlicher Teilungen und schließlich aufgelöst wur-
den.27 Interessanterweise existierten auch zumindest zwei der drei Häuser

23 Schröter, Reinfeld, Zisterzienser, § 2.3.1. - Ausführlicher dazu ders., Kloster Rein-
feld, S. 553-599.

24 Lateinische Kirchenordnung.
25 Bugenhagen, Schleswig-Holsteinische Kirchenordnung.
26 Ebd., S. 196-199, insbes. S. 198.
27 Dazu und zum Folgenden Auge, Frauenklöster. - Posselt, Die Schleswig-Holsteini-

schen Klöster.
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der „Schwestern vom gemeinsamen Leben" im Vergleich lange, bis 1570

bzw. 1578, weiter und gingen eben auch nur ein, weil sie offenkundig per-
sonell und mehr noch finanziell am Ende waren. Der entscheidende Unter-

schied lag zunächst darin begründet, dass diese vier Frauenklöster nicht
einem bestimmten Landesherrn durch Teilung zugewiesen waren, sondern

im gemeinschaftlich regierten Landesteil lagen. Sie wurden damit weniger
einfach bzw. gar nicht zur Zielscheibe von Säkularisationsbestrebungen

einzelner Landesherren. Andererseits führte die zunehmende Bedeutung
der Schleswig-Holsteinischen Ritterschaft dazu, dass diese sich ihren histo-

risch gewachsenen Einfluss auf die vier Frauenklöster, die ihr als Versor-
gungsstätten für ihre unverheirateten Töchter dienten, zu sichern wusste
bzw. diesen Einfluss jetzt erst einmal auf- und dann weiter ausbaute. Ent-

sprechende Bemühungen seitens der Plöner oder Neumünsteraner Bürger-

schaft im Falle der dort ansässigen Schwesternhäuser gab es offenkundig
nicht. Auf dem Landtag von 1564 setzte sich die Ritterschaft ausdrücklich
für die Erhaltung der Damenstifte in Itzehoe, Uetersen, Preetz und St. Jo-

hannis bei Schleswig ein, was König Friedrich II. bestätigte.28 Wann aus

den evangelischen Damenstiften dann auch tatsächlich exklusiv adelige
wurden, ist nach wie vor nicht restlos geklärt. Erst auf den Landtagen von
1636 zu Kiel und von 1637 zu Flensburg ist es der Ritterschaft jedenfalls
eindeutig gelungen, ein ausschließliches und von der Landesherrschaft
von nun an auch mehr oder minder unwidersprochenes Recht an den
Klöstern geltend zu machen.29

3. Die Rolle der Landesherrschaft

Von entscheidender Bedeutung für die Durchsetzung der Reformation in
den Landen ganz allgemein und in den Klöstern im Besonderen war die

Haltung der Landesherren. Sie verfolgten durchaus Glaubensinteressen,
hatten aber auch handfeste politische oder materielle Ziele und Vorteile im

Blick, z. B. wenn das Stifts- oder Klostervermögen der aufgehobenen Insti-
tute direkt an sie fiel. Das Areal des Dominikanerklosters in Haderslev et-

wa wurde unmittelbar der Schlossverwaltung vor Ort unterstellt,30 auch
die Franziskanerniederlassung in Tonder wurde teilweise für die Bedürf-

nisse der dortigen Schlosshaltung herangezogen.31 Die Kartause zu
Ahrensbök wurde zur fürstlichen Wittumsversorgung verwendet.32 Das

28 Pele, Itzehoe, Zisterzienserinnen, § 2.1.3.
29 Auge, Frauenklöster, S. 322-326 im Gegensatz zu Pauls, Klosterrecht, und in Anleh-

nung z. B. an Bobe, Ritterschaft, S. 58.
30 Madsen, Haderslev, Dominikaner, § 2.1.3.
31 Eigenbrod/Madsen, Tonder, Franziskaner, § 2.1.3.
32 Auge, Ahrensbök, Kartäuser, § 2.1.3.



38 Oliver Auge

aufgehobene Kloster in Reinfeld ließ der Landesherr abreißen und ein
Schloss an seiner statt errichten.33 Die Landesherren waren überhaupt die

großen Gewinner der Reformationszeit.34 Freilich war auch der Adel, den
Glaubensneuerungen mehrheitlich negativ oder zumindest nur verhalten
positiv gegenüberstehend,35 im landesherrlichen Gefolge Nutznießer,

prominent Heinrich Rantzau im Falle Segebergs, wovon schon die Rede
war.36 Parallel nutzen die Stadtkommunen die Säkularisationswelle bei den

Bettelklöstern, um in den freigeräumten Bauten Hospitäler oder Schulen
einzurichten.37

Die Haltung der betreffenden Landesherren war indes beileibe keine
einheitliche. Indifferent erscheint sie besonders bei Friedrich L, über den

sich die Forschung wegen der Glaubensfrage im Prinzip nach wie vor strei-
ten könnte. Während man ihm einerseits eine altgläubig-reformerische Po-

sition mit dem Ziel der Durchsetzung eines landesherrlichen Kirchenregi-
ments vorreformatorischer Prägung zuschreiben kann, 38 lässt sich - bei al-
ler konstatierten Vorsicht und Zurückhaltung39 - andererseits auf seine
unbestreitbar verantwortliche Rolle bei der Auflösung gerade der Bettelor-
densklöster ab 1527, aber auch im Fall von Kloster Reinbek hinweisen. Un-

klar bleibt dabei im Einzelfall, wer denn eigentlich der treibende Motor

gewesen ist. Friedrich I. könnte im Sinn der Reformation gehandelt und
die Bettelsordensklöster aufgelöst haben, um sich selbst vom damals fast

übermächtigen städtischen Druck in dieser Frage zu befreien. Zu verge-
genwärtigen ist überdies seine große Geldnot, die ihn seit der Eroberung
des dänischen Königsthrons 1523 plagte und die ihm erste Schritte hin zur
Klosterreformation vorgegeben haben mag.40 Eindeutiger auf Seiten der
neuen Lehre41 - aber dabei, gerade in der Frage der Klöster, zu manchem

Kompromiss bereit - stand sein Sohn Christian III. Schon am 8. April 1529
hatte er, noch als Prinz, gemeinsam mit Johannes Bugenhagen die Flens-

burger Disputation in der Kirche des ehemaligen Franziskanerklosters vor
über 400 Zuhörern geleitet, bei der über den rechten Glauben und die kon-
krete Ausgestaltung desselben diskutiert wurde.42 Indes bedeutete Christi-

33 Schröter, Reinfeld, Zisterzienser, § 2.1.3.
34 Dazu etwa Lange, Stände, S. 173.
35 Dazu auch kurz schon Pauls, Geschichte der Reformation, S. 14. - Nahezu wort-

gleich Cehak, Kirchengeschichte, S. 27. - Knapp auch Mehnert, Die Kirche, S. 73.
36 Dazu nochmals Bünz, Segeberg, Augustiner-Chorherren, § 2.1.3.
37 Lange, Stände, S. 168.
38 So z. B. wohl begründet Bünz, Segeberg, Augustiner-Chorherren, § 2.1.3.
39 Dies etwa bei Pauls, Geschichte der Reformation, S. 3.
40 Zur finanziellen Notsituation anschaulich Leverkus, Berichte. - Siehe auch Auge,

Zur Rolle, S. 172-174.
41 Cehak, Kirchengeschichte, S. 21, spricht davon, dass die evangelische Religion Chri-

stians III. Herzenssache gewesen sei.
42 Dazu Kraack, Flensburg, Franziskaner § 2.3.1.
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ans proreformatorische Haltung keine grundsätzliche Ablehnung des Klos-
terwesens, was auf den ersten Blick überraschen mag. Er bejahte vielmehr
dessen Existenz und Fortbestand. Dies tat er, schenkt man seinen eigenen
Verlautbarungen Glauben, nicht allein angesichts altkirchlichen Wider-
stands, welchen Eindruck wissenschaftliche Darstellungen erwecken,43

sondern durchaus auch aus innerer Überzeugung. Gleich zu Beginn seiner
Herrschaft sagte er dem Adel und den Prälaten der Lande am 8. Juni 1533
ausdrücklich den Fortbestand des Grundbesitzes aller Feld- und Nonnen-

klöster zu. Auf der normativen Grundlage seiner „Ordinatio Ecclesiastica"
wurden 1541 die bevollmächtigten Geistlichen Rudolph von Nimwegen
(+1542) und Johann Meiger (+1561) mit der Visitation der Klöster und Stifte
beauftragt, um den Übergang zum lutherischen Kirchenwesen vollends in
die Wege zu leiten.44 Im April 1541 berichteten diese, dass sich die meisten
Klöster dem königlichen Gebot tatsächlich unterworfen hätten. Wie sich

Christian III. konkret bezüglich der Klöster verhielt, zeigt sein kompro-
missbereites Vorgehen gegenüber dem Konvent zu Itzehoe. 45 1538 wurde
bekannt, dass die Bürger der Stadt unbefugt Schmuck und Gerätschaften
aus der Klosterkirche entfernt und verkauft hatten. Der Rat der Stadt hatte

auch schon einen evangelischen Prediger angestellt, ohne dass ihm dies
zustand. Christians III. Reaktion vom 29. April 1538 sah folgendermaßen
aus: Das entfernte Altargerät sei zusammenzuhalten, und die Täter seien

zu bestrafen; ein Prediger dürfe nur mit königlicher Zustimmung ange-
stellt werden, könne aber durchaus ein Lutheraner sein; dieser solle von

Kloster, Stadt und Kirchspieleingesessenen gemeinsam unterhalten wer-
den. Damit förderte er zwar die Einführung der Reformation in Itzehoe,

beließ aber zugleich dem Kloster das strittige Patronatsrecht und sorgte für
die Wahrung seines Besitzstandes. Christians Bemühung, die bestehenden

Klöster „organisch" in die neue evangelische Kirchenordnung zu überfüh-
ren, zeigt sich ebenso am Fall der Kartause zu Ahrensbök.46 In einem

Schreiben aus dem Jahr 1549 betonte er angesichts des Rückgangs der
Klosterinsassen dem Ahrensböker Prior gegenüber, dass er die Klöster un-
gern „dergestalt erledigt und verwüstet" sehe. Vielmehr sollten sie weiter
„christliche und fromme Personen" rekrutieren. Als freilich vertriebene

Mönche aus der aufgehobenen Kartause Marienehe bei Rostock nach

Ahrensbök kamen, verlangte der König ausdrücklich deren Vernehmung,
ob sie sich „seiner christlichen KirchenOrdnung und Reformation gemäß"
verhalten wollten. Ihre mitgebrachte „eigene Abgotterey und Muncherey"
wollte er keinesfalls dulden. Dies war also die Grenzlinie, die er nicht

43 Z. B. Pauls, Geschichte der Reformation, S. 15, zur Haltung und Reformationspolitik
Christians III. insgesamt.

44 Pele, Itzehoe, Zisterzienserinnen, § 2.3.1.
45 Vgl. dazu ebd.
46 Auge, Ahrensbök, Kartäuser, § 2.3.1.
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überschritten sehen wollte: Klöster und Klosterinsassen konnten durchaus

fortbestehen, nicht aber unter unkontrolliertem altgläubigen Vorzeichen.

Fasst man solche Belege wie diejenigen von Itzehoe und Ahrensbök und
überhaupt die Ereignislinien der Zeit zusammen, so ergibt sich jedenfalls
das Bild eines Königs, dem es in der Frage der Reformation tatsächlich

eher um Glaubensinhalte und -formen ging als um materielle oder politi-
sche Interessen.

Erst unter Christians III. Sohn und Nachfolger Friedrich II. wurde die

Haltung den verbliebenen monastischen und klerikalen Einrichtungen ge-

genüber weitaus kompromissloser, was die zweite große Auflösungswelle
in den 1560er Jahren erklärt. Diese hatte ihren Auslöser, wie schon gezeigt,

in der dynastischen Frage der Landesteilungen von 1564 und 1581. Die
Auflösung der Klöster diente also unter dem Deckmantel der Reformation

dem innerdynastischen Frieden, indem sie die Befriedigung zusätzlicher
Ansprüche des jüngeren Königsbruders Hans gewährleistete. Dabei muss

natürlich gesehen werden, dass Friedrich II. als Angehörigem der dritten
Reformationsgeneration die kirchlichen Entwicklungen bereits viel klarer
vor Augen gestanden haben mögen, als es bei seinem Großvater und auch
noch seinem Vater der Fall gewesen war. Der Abschied vom traditionellen

Institut der Klöster mochte ihm deswegen weitaus leichter fallen als seinen

beiden Vorgängern.

4. Zwischen Widerstand und Anpassung:
Die Klosterinsassen

Von den Klosterinsassen als Akteuren der Reformationszeit war bisher

kaum die Rede. Tatsächlich erwecken viele Darstellungen den Eindruck,

dieselben seien nur passive Objekte des Geschehens gewesen. Bei genauer

Betrachtung geben sich die Konvente aber ganz oder wenigstens teilweise
durchaus als handelnde Subjekte zu erkennen, die entweder die Reforma-
tion und ihre Resultate begrüßten oder sich aber dagegen zur Wehr zu set-
zen versuchten.

Von einem Widerstand der Mendikantenklöster in Schleswig und Hol-

stein gegen die Auflösung findet sich tatsächlich keine oder kaum eine
Spur. In Tonder versuchte der Guardian zumindest den Weg des Bittstel-
lers, um mit dem König zu einer gütlichen Einigung zu gelangen - vergeb-
lich.47 Sicher erwies es sich für die Mendikanteneinrichtungen als schwer-

wiegende Hypothek, dass sich die Konvente offenbar mehrheitlich aus
ortsfremden Mönchen zusammensetzten, dass es also, anders als etwa und

vor allem bei den Frauenklöstern, keine oder zu wenige soziale Vernetzun-

47 Eigenbrod/Madsen, Tender, Franziskaner, § 2.3.1.
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gen zwischen den Klosterinsassen und ihrer weltlich-laikalen Umgebung
gab.

Besonders zu den Zisterzienserinnen von Reinbek haben sich Nachrich-

ten erhalten, die zeigen, dass dieser Nonnenkonvent die Reformation und

ihre Folgen einhellig begrüßte. 48 In einem Schreiben Johannes Bugenha-
gens an Martin Luther vom 9. Oktober 1528 ist zu lesen, dass die Priorin
des Klosters und zwei Nonnen mehrfach seine Predigten gehört, zwei Un-

terredungen mit ihm gehabt und einmal mit ihm zusammengesessen hät-
ten. Weiter heißt es darin, dass das klösterliche Leben in Reinbek nur noch

aus dem Tragen der Ordenstracht und dem Singen der Psalmen bestünde,
wobei letzteres nicht mehr regelkonform sei. Sechs Nonnen seien bereits
von der Priorin zur Eheschließung aus dem Konvent entlassen worden, al-
le anderen oder zumindest möglichst viele wolle sie auf denselben Weg
bringen und dann selbst das Kloster verlassen. Eine Selbstauflösung des
Konvents war demnach nur noch eine Frage der Zeit. Schon am 29. März

1529 benachrichtigte Friedrich I. den Lauenburger Adeligen Luder Schack
in einem Schreiben längeren Umfangs darüber, dass dessen vier im Kloster
lebenden Töchter wie auch alle anderen Klosterjungfem nach Prüfung ih-
res Gewissens das Kloster verlassen dürften, weswegen er, der Vater, die
Töchter wieder aufnehmen solle. Jede von ihnen werde mit 300 Mark aus-

gestattet, obwohl für keine von ihnen so viel Geld beim Klostereintritt be-
zahlt worden sei. Am 7. April 1529 verließen dann offenbar alle Nonnen
wirklich das Kloster. Zuvor hatte der Konvent das Kloster und seine

Grundherrschaft mit allen Zugehörden in Holstein für 12.000 Mark an den
König und Herzog abgetreten. Im Übertragungsbrief lieferten die Priorin
und alle namentlich aufgeführten 41 Konventualinnen die Begründung:
Die meisten von ihnen seien als Kinder gegen ihren Willen ins Kloster ge-

geben worden, um ihren Geschwistern größere Erbteile zu verschaffen.
Durch ihre eigene Lektüre der Heiligen Schrift hätten sie aber erkannt,
dass die klösterlichen Satzungen nicht derselben entsprächen. Sie hätten
daher „zur Erlösung aus unserem babylonischen Gefängnis" über Freunde
ihren Landesherren, König Friedrich, um Rat gebeten, der sie in ihrem An-

liegen unterstützt und jede von ihnen mit 300 Mark zum weiteren Lebens-
unterhalt versehen habe, wofür sie ihm dankbar seien. Aus freiem Willen
und mit Wissen ihrer Eltern, Freunde und Verwandten würden sie nun das

Kloster verlassen und wollten nie wieder zurückkehren. Ein Bauer gab
dann 1569 den Bericht ab, als Augenzeuge habe er gesehen, wie die Non-

nen mit sieben Wagen und unter Trommelwirbel das Kloster verlassen hät-
ten. Ebenfalls 1569 erklärte im Gegensatz dazu der damals 80jährige ehe-

malige Schreiber des letzten Propstes, dass der König die Konventualinnen
nach der Einnahme des Klosters habe ausweisen lassen. Offenbar waren

48 Grabkowsky, Reinbek, Zisterzienserinnen, § 2.3.1. Auch zum Folgenden.
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also doch nicht alle Nonnen mit dem Fortgang aus dem Kloster und der

Aufgabe der monastischen Lebensführung einverstanden gewesen.
Vom Itzehoer Konvent weiß man, dass die Reformation - anders als au-

genscheinlich in Preetz49 bzw. in Schleswig50 - einen tiefen Spalt in densel-
ben getrieben hat.51 28 Nonnen des Klosters sandten nämlich am 21. Feb-
ruar 1538 einen Brief an König Christian III., worin sie ihm davon berichte-
ten, dass sie schon lange der neuen Lehre anhängen würden. Doch würden

sie von der unnachgiebigen altgläubigen Äbtissin und 13 weiteren Non-
nen, die auf deren Seite stünden, daran gehindert, den evangelischen Got-
tesdienst zu feiern. Den Übergang zum evangelischen Damenstift konnte
die noch starke altgläubige Partei allerdings nur hinauszögern, nicht je-
doch verhindern. Auch im Fall des Nonnenkonvents in Uetersen war die

Einführung des neuen Glaubens ab einem gewissen Zeitpunkt nur eine

Frage der Zeit. Allerdings wusste dieser bis dahin geschickt zwischen den
beiden Klosterherren, dem dänischen König und dem Schaumburger Gra-
fen Otto IV von Holstein-Pinneberg (1517-1576), zu lavieren, um sich mög-
lichst lange größtmögliche Handlungsspielräume zu bewahren. 52 So bestä-
tigte Friedrich II. 1564 dem Damenstift in Uetersen seine Besitzungen und
Privilegien; und zwei Jahre später folgte sinnfällig Graf Otto IV Ob das

quellenmäßig bezeugte Zerwürfnis zwischen Schwestern und Mutter der
Neumünsteraner Niederlassung der „Schwestern vom gemeinsamen Le-

ben", in das sich die Königinwitwe Sophie zur Schlichtung einschaltete,
auch einen glaubensmäßigen Hintergrund hatte, kann nur gemutmaßt
werden.53

Zwischen Widerstand und Anpassung bewegten sich die Augustiner-

chorherren zu Bordesholm und Segeberg, wie man einem Schreiben des
Windesheimer Priors an den Bordesholmer Propst Bernhard vom 11. Ok-
tober 1541 entnehmen kann: Um Rat gefragt, wie man mit den neuen Be-

dingungen und den Forderungen des Landesherren zur Anpassung um-

zugehen habe, empfahl der Prior, bis zum Äußersten nachzugeben, aber an
den drei unveränderlichen Gelübden der Armut, des Gehorsams und der

Keuschheit festzuhalten. 54 Dürfe die Messe nicht mehr öffentlich gefeiert
und dürften die Chorgebete nicht mehr gehalten werden und müsse die
Verehrung der Heiligen aufhören, so solle man, wie er weiter empfahl, die
Chorherren als Priester aus den Pfarrkirchen abziehen und bei verschlos-

senen Türen den Gottesdienst abhalten, den Chordienst einzeln verrichten

49 Rosenplänter, Preetz, Benediktinerinnen, § 2.3.1.
50 Greinert, Schleswig, Benediktinerinnen, § 2.3.1.
51 Pele, Itzehoe, Zisterzienserinnen, § 2.3.1. Auch zum Folgenden.
52 Dazu Stueben, Uetersen, Zisterzienserinnen, § 2.1.3.
53 Siehe dazu Hillebrand, Neumünster, Schwestern vom gemeinsamen Leben, § 2.3.1.
54 Dazu und zum Folgenden Bünz, Segeberg, Augustiner-Chorherren, § 2.3.1. -

Schnabel, Bordesholm, Augustiner-Chorherren, § 2.3.1.
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und möglichst einen Altgläubigen als Lektor anstellen. Auch die Zisterzi-
enser zu Reinfeld versuchten den Spagat zwischen der Loyalität zu ihrem

protestantischen Landes- und Klosterherren und der Behauptung zentraler
Elemente des klösterlichen Lebens und des alten Gottesdienstes. 55 So wur-

de der von der Kirchenordnung von 1542 vorgesehene lutherische Lektor

erst mit deutlicher Verzögerung eingestellt. Noch hartnäckiger erwies sich
die Kartause von Ahrensbök.56 Von ihr vermeldeten die erwähnten Visita-

toren von 1541, der Prior verzichte nach wie vor nicht auf Messe, Sakra-

mente und Weihwasser, und die Mönche weigerten sich, ihre Ordenskutte

abzulegen. 1544 und nochmals 1557 wurde dann an den König die Forde-
rung herangetragen, endlich die noch in Ahrensbök gefeierte Messe zu
verbieten und den Mönchen das Ablegen ihrer Ordenstracht zu befehlen.
1558 ordnete Friedrich II. tatsächlich an, in der Klosterkirche einen „abgöt-
tischen Altar" abzubrechen sowie die „abgöttischen Bilder" abzuhängen.

5. Die Klöster und Stifte in Schleswig und Holstein
und die Reformation: Eine Bilanz

Wie gezeigt, zog sich die reformationsbedingte Auflösung von Klöstern
und Stiften, die im Bereich der Herzogtümer Schleswig und Holstein la-

gen, von 1526 bis 1582 hin. Vor allem zwei Auflösungswellen bestimmten
das Geschehen. Deren erste betraf fast nur die Bettelordensniederlassun-

gen in den Städten und reichte von 1526 bis 1530. Markant war damals
aber auch die Zisterzienserinnenniederlassung von Reinbek von der Auflö-

sung betroffen. Die zweite Welle ereignete sich unter Friedrich II. in den
1560er Jahren und traf nahezu alle damals noch bestehenden Stifte und
männlichen Feldklöster außer Reinfeld, das erst 1582 an der Reihe war.

1570 bzw. 1578 waren die beiden letzten Häuser der „Schwestern vom ge-
meinsamen Leben" in Neumünster und Plön aufgehoben worden. Die vier
übrig gebliebenen Frauenklöster hingegen blieben bestehen und wurden in
einem längeren Transformationsprozess zu evangelischen Damenstiften
unter adeliger Ägide umgewandelt, als welche sie heute noch existieren.
Will sagen: Die Reformation als Vorgang konkreter kirchlicher Umgestal-
tung zog sich, wie die Klöster Schleswig-Holsteins zeigen, in Schleswig-
Holstein sehr lange hin und muss entsprechend differenziert betrachtet
und bewertet werden.

Als Akteure pro Reformation geben sich vor allem die Landesherrschaft
und die von der Auflösung der Klöster im positiven Sinn betroffenen städ-

tischen Kommunen zu erkennen. Dem anscheinend in seiner Haltung zur

55 Hierzu Schröter, Reinfeld, Zisterzienser, § 2.1.3.
56 Dazu und zum Folgenden Auge, Ahrensbök, Kartäuser, § 2.1.3.
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Reformation eher ablehnenden oder zumindest uneinheitlichen Adel lag

offenkundig an einer Besitzstands- und Privilegienwahrung, wenn er die
Situation nicht gar erst erfolgreich zu deren Auf- und Ausbau nutzte. Er
gab sich mit der Kompromisslösung der Bewahrung der Nonnenniederlas-

sungen in Itzehoe, Preetz, Uetersen und Schleswig zufrieden. Die drei
Landesherren Friedrich L, Christian III. und Friedrich II. erscheinen auf-

grund ihrer Position und Machtstellung sowie aufgrund der Überlieferung

als Motoren der Entwicklung, wobei erstere beide bei genauerer Betrach-
tung auch Züge zu erkennen geben, die zur Behutsamkeit bei der Ein-
schätzung ihrer proreformatorischen Haltung mahnen. Sie gehörten noch
einer zwischenreformatorischen Phase an und wussten natürlich nicht, wie

sich die Dinge entwickeln würden. Indifferent verhielten sich auch die
Klosterinsassen selbst. Während die einen die Einführung der Reformation

als Akt der Befreiung begrüßten und das Kloster freudig verließen und an-

dere die Ereignisse passiv über sich ergehen ließen, leisteten dritte offenen
oder verdeckten Widerstand dagegen. Insofern ergibt sich insgesamt ein
kaum konformes und reibungsloses Bild von der Einführung der Reforma-

tion in den Klöstern und Stiften in Schleswig und Holstein. Dies kann auch
als Beleg dafür gedeutet werden, dass das Klosterwesen in den Herzogtü-

mern am Vorabend der Reformation alles andere als überholt und geistig-
sittlich oder wirtschaftlich am Ende war, wie gemeinhin gern pauschal un-
terstellt wird.57
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Abb. 1: Wappen der Gemeinde Süderheistedt.



Der Wunderbaum an der Aubrücke

Wappenbild der Gemeinde Süderheistedt
und Wahrzeichen des Landes Dithmarschen*

Von Reimer Hansen

Die 2010 vom Kulturausschuss der Gemeinde Süderheistedt herausgege-
bene Ortschronik mit dem Titel „Chronik Süderheistedt. Ein Dorf im Wan-

del der Zeit" hat im Wesentlichen bereits alles zusammengetragen, was
vom sogenannten „Wunderbaum" an der Aubrücke überliefert worden ist:

- die bildliche Darstellung zum Zeitpunkt der Eroberung und Unterwer-
fung der Bauemrepublik Dithmarschen 1559 durch die Herzöge von
Holstein auf der gleichzeitigen Dithmarschen-Karte von Peter Boeckel,

- die Nachricht von seiner wundersamen Erscheinung und sagenhaften
Bedeutung in der knapp vier Jahrzehnte später begonnenen Reinschrift
der „Chronik des Landes Dithmarschen" des Büsumer Geistlichen Neo-
corus und

- die Zusammenfassung dessen, was Karl Müllenhoff aus Neocorus und

mündlicher Überlieferung ermittelt und in seiner 1845 erstmals veröf-

fentlichten Sammlung der „Sagen, Märchen und Lieder der Herzogtü-
mer Schleswig, Holstein und Lauenburg" festgehalten hat. 1

Dabei ist allerdings in dem Beitrag über „Besondere Orte und Plätze" Sü-

derheistedts nicht das Original der Karte Boeckels berücksichtigt worden,
sondern ihre 1733 von Anton Vieth in seiner „Beschreibung und Geschich-
te des Landes Dithmarschen" veröffentlichte, weitgehend getreue, im
Format jedoch zugunsten der Ost-West- gegenüber den Nord-Süd-
Distanzen, teilweise aber auch in einigen Einzelheiten, vor allem jedoch
durch den weniger künstlerischen als handwerklichen Duktus ihrer Aus-

führung nicht unwesentlich veränderte Nachbildung.2 Boeckels Karte ist
indes die einzige zeitgenössische Quelle, die in Wort und Bild Auskunft

* Die Abhandlung gibt den geringfügig veränderten und um Anmerkungen und Be-
lege ergänzten Text eines öffentlichen Vortrags wieder, den ich unter gleichem Titel
am 18. September 2015 auf Einladung der Gemeindevertretung in Süderheistedt
gehalten habe.

1 Voß, Besondere Orte und Plätze. In: Chronik Süderheistedt (2011), S. 79ff., u. S. 88f.
2 Vieth, Beschreibung, Vorrede, letzte S. - Dazu Hansen, Peter Böckels Dithmar-

schen-Karte, S. 66f.
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über den Ort und die Erscheinung des Wunderbaums gibt. 3 Neocorus'
spätere Nachricht4 dürfte - zumindest teilweise - noch auf zeitgenössische
Informationen zurückgehen. Müllenhoff und seine mündlichen Gewährs-
leute5 trennte schon ein zeitlicher Abstand von mindestens 286 bis 265 Jah-

ren, mithin die historische Distanz von rund zweidreiviertel Jahrhunderten

oder neun Generationen vom Ausgang und Ende des einstigen Wunder-
baums. Die Bezeichnung „Wunderbaum" oder mittelniederdeutsch
„Wunderbohm" findet sich erstmals bei Neocorus. Sie ist als allgemeiner
Name auch sonst weltweit überliefert und meint nicht immer reale, mithin

wirklich vorhandene oder vorhanden gewesene, sondern auch mythische,
sagen- und märchenhafte Bäume. Die allgemeine wie die spezifische Be-

zeichnung oder Zuschreibung ist vorchristlichen Ursprungs und tief „im
Volksglauben verwurzelt." 6 Dass der von Neocorus beschriebene „Wun-
derbohm" tatsächlich - und zwar in der Gemeinde Süderheistedt östlich

der Aubrücke - existiert hat, verdanken wir seiner Überlieferung durch die

in Holz geschnittene realistische Zeichnung Peter Boeckels. Das heißt frei-
lich nicht, dass auch alles andere, was Neocorus und Müllenhoff über ihn

aufgezeichnet haben, seiner geschichtlichen Wirklichkeit entspräche. Hier
gehen, wie wir bei einem Vergleich von bildlicher und schriftlicher Quelle
noch genauer sehen werden, Geschichte und Sage oder Märchen in einan-
der über. Märchen und Sage dürfen dabei jedoch nicht als unhistorisch

oder irreal abgetan werden. Auch sie gehören in ihrer überlieferten phan-
tastischen Erzählung zu seiner Geschichte und können wiederum ge-
schichtlich erklärt werden. Ja, ohne sie wäre er wohl kaum - noch dazu in
chronikalischer Form und bildlicher Gestalt - als „Wunderbaum" und

Wahrzeichen des Landes Dithmarschen im Gedächtnis seiner geschichts-

bewussten Einwohner erhalten geblieben und schließlich zum Wappenbild

der Gemeinde Süderheistedt geworden.

I.

Die beiden Hoheitszeichen der Gemeinde Süderheistedt, das Wappen

(Abb. 1, S. 48) und die Flagge (Abb. 2), werden vom zentralen, stark stili-
sierten Bild des Wunderbaums bestimmt.7 Die Kommunale Wappenrolle

Schleswig-Holstein nennt als einzelne symbolische Bildelemente die vier

3 ÖNB, Kartensammlung 383. Dazu Hansen, ebd., S. 60-65.
4 Neocorus, Chronik, Bd. 1, S. 237.
5 Müllenhoff, Sagen und Lieder, Nr. 592, S. 399.
6 Demandt, Über allen Wipfeln, S. 63. - Ders., Der Baum, S. 94. Hierzu s. allgemein

und insbes. ebd. (2002), S. 165-204, u. S. 281-312, u. (2014), insbes. S. 205-246, S. 333-
374. - Dazu Marzell, „Baum". In: Handwörterbuch des Deutschen Aberglaubens,
Bd. 1, Sp. 954-958.

7 LASH, Abt. 419, Nr. 1078.
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Wappenfiguren der Eichel, des Eichenblatts, der Elster und der Linde. Ihre

stichwortartige Wappenbeschreibung lautet: „Über silbernem Schildfuß

mit jochförmiger Teilungslinie, darin zwei abgekehrte, an den Stielen ge-
kreuzte grüne Eichenblätter, die eine grüne Eichel einschließen, in ver-
wechselten Farben ein bewurzelter Lindenbaum mit kreuzweise ver-

schlungenen Zweigen, in deren ausgesparter Mitte sich eine natürlich fin-
gierte Elster niederläßt."8

Abb. 2: Flagge von Süderheistedt.

Die Flagge stimmt hiermit insoweit überein, als sie den Baum mit der

Elster unverändert in ein und derselben Form im Hauptfeld identisch ab-
bildet, den Schildfuß des Wappens jedoch geringfügig variiert, indem sie

die beiden einander abgekehrten, an den Stielen gekreuzten Eichenblätter
auseinanderzieht und voneinander getrennt in den unteren beiden Ecken
mit je einer Eichel an den Stielen darstellt. Die in der offiziellen Beschrei-

bung des Wappens als jochförmig bezeichnete wellenförmige Teilungslinie
zwischen Hauptschild und Schildfuß erscheint auf der Flagge als Sinus-
oder Kosinuskurve zwischen zwei Amplituden. Diese geringfügigen Ab-
weichungen sind ganz offensichtlich der Anpassung des gleichmäßigen
symbolischen Bildes an die vorgegebenen unterschiedlichen Formate bei-

der Hoheitszeichen - dem um ein Kreissegment nach unten erweiterten

Rechteck des Wappens wie dem langseitigen Rechteck der Flagge - ge-
schuldet und insofern ohne weitere formale oder inhaltliche heraldische

Bedeutung. Auf beiden Hoheitszeichen erhebt sich der Baum von seinen

Wurzeln bis zur Spitze vom Tiefpunkt beziehungsweise der Talsohle der

8 Ebd. u. Chronik Süderheistedt, S. 5.
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bogen- oder wellenförmigen Teilungslinie und gewinnt dadurch an Größe,
Gewicht und Eindrücklichkeit. Die Trennungslinie selbst zwischen Schild-

fuß und Hauptschild, silbernem und grünem Feld sowie ihren wechselsei-

tig eingefärbten symbolträchtigen Wappenfiguren soll - wie es in der His-
torischen Begründung der Wappenrolle heißt - die Broklandsau andeuten.
Da die derart klar von der Linde mit der Elster getrennten übrigen beiden

Wappenbilder des Eichenblatts und der Eichel - wie es ebenfalls dort heißt

- ein anderes ortsgeschichtliches Wahrzeichen Süderheistedts, den Vogel-
stangenberg, versinnbildlichen sollen, können sie hier in den weiteren Er-
örterungen des Wunderbaums an der Aubrücke außer Acht gelassen wer-
den, zumal sie in keinem direkten thematischen Zusammenhang mit ihm

stehen.9 Die Abbildung des Wappens in der „Chronik Süderheistedt" (Um-

9 Ebd. - Im Mittelalter bildete die bogenförmige Broklandsau („Ulra") mit ihren brei-
ten sumpfigen Uferzonen den westlichen Teil einer nur schwer zugänglichen natür-
lichen Umgrenzung der Norderhamme „als Kernlandschaft der norderdithmar-
scher Geest", Rieger, Auswirkungen, S. 3. - Für ihren östlichen Teil erfüllte die Tie-
lenau diese Funktion in analoger Weise. Auf der Wasserscheide zwischen den
Quellen beider Auen war ein künstlicher „Landgraven" angelegt worden, der die
Norderhamme vor Angriffen von Süden schützte. Zwischen den Mündungen bei-
der Auen erstreckte sich die Eider, die nicht nur die natürliche Nordgrenze des
Landes Dithmarschen und der Grafschaft bzw. seit 1474 des Herzogtums Holstein
zum Herzogtum Schleswig, sondern zugleich auch des Heiligen Römischen Reiches
Deutscher Nation zum Königreich Dänemark markierte. Die Norderhamme zeich-
nete sich so durch eine faktische Insellage aus und war auf dem Landwege nur über
Brücken erreichbar. Hierzu zählten die Tielenbrücke, die am östlichen Endpunkt
des Landgrabens über die Tielenau führte, sowie die Aubrücke vor Süderheistedt,
die Dammbrücke westnordwestlich von Fedderingen und schließlich die Eis-
hemmbrücke auf dem Weg von Kleve nach Schlichting, die allesamt die Brok-
landsau überquerten. Die Dammbrücke verweist mit großer Wahrscheinlichkeit auf
den „agger Vlendam" („Ulendam"; Presbyter Bremensis 29, S. 102) und den Ort des
Hafens der Norderhamme „portus Ulerdam" (Dahlmann, in: Neocorus, Chronik,
Bd. 1, Anhang 10, S. 627ff. - Fischer, Dithmarschen, S. 133. - Marten/Mäckelmann,
Dithmarschen, S. 431; ihnen folgt Rieger, Auswirkungen, S. 3f.). - Dahlmann, S.
628f., suchte den Hafen der Norderhamme „an der Eyder". Die topographische Be-
zeichnung „Ulen-,, oder „Ulerdamm" deutet indes auf die Broklandsau, deren his-
torischer - meist latinisierter - niederdeutscher Name „Ulra" war, Fischer, Dith-
marschen, S. 130. - Beide Bezeichnungen sind gleichbedeutend und benennen in
(mittel)niederdeutscher Sprache einen kleinen Wasserlauf (Au, A), der durch
Bruchland fließt, mithin von einer stehenden amphibischen, morastig-sumpfigen
oder fauligen Uferzone umgeben ist. „V1-" bzw. „U1-" wurzelt in (mit-
telniederdeutsch vul bzw. ful und bedeutet faul, schmutzig, stinkend, hier speziell:
moorig, morastisch oder sumpfig. Enno Bünz (Dithmarschen im Mittelalter, S. 120)
hat jüngst in plausibler historisch-topoghraphischer Begründung die - auf Ecker-
mann (Fischer, Dithmarschen, S. 133) zurückgehende - sehr wahrscheinliche Ver-
mutung erneuert, dass der bislang noch nicht eindeutig lokalisierte Hafen Uler-
damm „vielleicht bei Fedderingen" gelegen habe, „wo die Broklandsau einen festen
Geestrücken durchbrach", mihin an der Dammbrücke. Hier lokalisiert auch Volker
Arnold (Geschichte Dithmarschens, S. 55) den Ulendamm („agger Vlendam") als



schlag u. S. 4) gibt nicht das offizielle Wappenbild der Kommunalen Wap-
penrolle Schleswig-Holsteins, sondern einen heraldisch noch nicht endgül-

tig ausgestalteten Vorentwurf wieder. 10
Es dürfte aufgefallen sein, dass die Wappenbeschreibung der Kommu-

nalen Wappenrolle Schleswig-Holstein in ihrer knappen heraldischen Cha-
rakterisierung des Wappenbildes und seiner Figuren die historische Be-
zeichnung oder den Begriff „Wunderbaum" nicht enthält. Statt dessen
wurde die zentrale und dominierende Wappenfigur präzise als „bewurzel-
ter Lindenbaum mit kreuzweise verschlungenen Zweigen, in deren ausge-

sparter Mitte sich eine natürlich fingierte Elster niederläßt", beschrieben.
Mit der anscheinend widersprüchlichen, zumindest missverständlichen
Formulierung „natürlich fingierte Elster" soll offenbar zum Ausdruck ge-
bracht werden, dass der Vogel nicht wie der Baum in heraldisch stark stili-

sierter oder gar emblematisch symbolisierter Form, sondern in seiner ver-
trauten natürlichen und damit eben nicht entsprechend fingierten Gestalt
dargestellt worden sei. Hierin ist die heraldisch verbindliche, perfekte pro-
fessionelle Darstellung nicht nur der Elster, sondern auch des Baums in der

Kommunalen Wappenrolle Schleswig Holstein der Vorform auf dem
Buchdeckel der „Chronik Süderheistedt" sichtlich überlegen. Anders als
die Elster ist der Lindenbaum auf dem Wappen und der Flagge nicht mehr
als natürliches Abbild wiedergegeben worden. Die Krone erscheint - im

Unterschied zum noch weitgehend plastisch dargestellten Stamm mit sei-
nen insgesamt elf über der Erdoberfläche sichtbaren Wurzelansätzen und

Moorweg („Gerichtsweg"). Dagegen: Fischer, Dithmarschen, S. 133f. - Mißfeld, Die
Republik Dithmarschen, S. 134 (ders., 2015, S. 143), u. Meier, Eider, S. 101 u. S. 118,
die Damm und Hafen nördlich davon an der Mündung der Broklandsau in die Ei-
der (Mißfeld) oder einem „Vorläufer der späteren Eishemmbrücke" (Fischer, Dith-
marschen, S. 134) lokalisieren. Die Bezeichnung nach dem „Chronicon Holtzatiae"
des Prebyter Bremensis „agger Vlendam" (s. o.) ist ein Pleonasmus, da „agger" und
,,-dam" gleichbedeutend sind. Die Dammbrücke führte vom Ulen- oder Ulerdamm
über die Broklandsau in die Norderhamme (s. die Karte bei Arnold, Geschichte
Dithmarschens, S. 55). - Bünz, Dithmarschen im Mittelalter, S. 120, vermutet in sei-
ner stimmigen Argumentation, dass die Broklandsau „damals noch einen freien,
nicht abgedeichten Ausfluß zur Eider gehabt haben" müsse. Für die wahrscheinli-
che Lage des „portus Ulerdam" am „agger Vlendam" sprechen nicht zuletzt die
identischen Namen. Sie gibt zudem einen Hinweis darauf, dass die Eishemmbrü-
cke, aber auch eine Vorgängerin zur Zeit des Hafens noch nicht existiert haben
dürfte. Ansonsten müssten Hafen und Warenstapel angesichts flacher Wegebrü-
cken über die Broklandsau, wie die Karte Boeckels sie anhand der Aubrücke ver-
deutlichen kann, und - allein schon durch Masten und Aufbauten - bei weitem hö-
herer Handelsschiffe wohl vor ihr und nicht vor der Dammbrücke gelegen haben.
Das gilt entsprechend auch für Dahlmanns kontrafaktische Unterstellung einer
Vermutung des „portus Ulerdam" an der Aubrücke (S. 629). Zur Diskussion der
Lokalisierung insbes. Fischer, Dithmarschen. - Ihm folgt weitgehend Meier, Eider,
S. 118.

10 Hierzu Chronik Süderheistedt. Nachlese 2011, S. 9.
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drei über die Rinde verteilten Aststümpfen - geradezu flächig und durch-

sichtig im Umriss eines einzelnen Lindenblatts, das aus über- und unterein-
ander „kreuzweise verschlungenen" Ästen und Zweigen mit zahlreichen

gleichmäßig verteilten, durchweg wiederum flächig abgebildeten Linden-
blättern und der annähernd kreisförmigen Aussparung für die Elster un-
mittelbar über dem Stamm besteht. Die kreuzweise Verschlingung wird al-

lein durch den optischen Eindruck einander auf einer Ebene - mehrfach

auch rechtwinklig - kreuzender, d. h. kreuzförmig überlagernder oder lo-
cker durchflochtener Äste und Zweige erweckt, nicht jedoch durch natürli-

chen kreuzförmigen Wuchs.
Die knappe stichwortartige Wappenbeschreibung der im schleswig-

holsteinischen Landesarchiv geführten Kommunalen Wappenrolle des
Landes Schleswig-Holstein darf als offiziell und damit in der Sache als
verbindlich gelten: allein schon, um willkürlichen oder beliebigen Ausle-
gungen von vornherein vorzubeugen, aber ohne damit zugleich auch den
wissenschaftlich begründeten Deutungs- und Erklärungsspielraum für ein
verbessertes und vertieftes, geschärftes historisches Verständnis einzuen-

gen. Dass die Bezeichnung der zentralen Wappenfigur als „Wunderbaum"
in ihr nicht vorkommt, sollte indes nicht als kritische Distanz oder gar Ab-

lehnung missverstanden werden, da die ihr folgende relativ ausführliche
„Historische Begründung" sie in Anführungszeichen, mithin als zitierte
historische Bezeichnung, wieder aufnimmt. Dabei gibt sie außer der Karte
Boeckels und „Kartenmaterial aus der frühen Neuzeit" keine Quellen ihrer

Informationen an, selbst Neocorus und Müllenhoff fehlen, obwohl sie

großenteils auf ihnen fußen. In der „Historischen Begründung" heißt es
nun ausdrücklich: die im Zentrum des Wappens stehende Linde gebe „den
sogenannten 'Dithmarscher Wunderbaum' wieder". Und: durch die „Dar-
stellung des 'Wunderbaumes' mit der wiederbelebenden Elster in ihrem
Wappen" wolle die Gemeinde Süderheistedt in symbolischer Anknüpfung
an eine alte Prophezeiung durch „die Anpflanzung eines jungen Baumes
an der alten Stelle" für seine Erneuerung Sorge tragen. Dies ist Ende der
neunziger Jahre in feierlicher Form von der Gemeinde Süderheistedt am
Kätnersweg ausgeführt und nach unglücklichem Ausgang Ende 2003 -
diesmal erfolgreich - wiederholt worden.11

Die sinnbildliche Deutung der Elster als Auslöserin seiner Wiederbele-

bung beruht auf Neocorus bzw. Müllenhoff, der ihm hierin folgt. Das Feh-
len der bis zu Neocorus zurückreichenden historischen Bezeichnung der

zentralen Wappenfigur Süderheistedts als „Wunderbaum" in der Wappen-
beschreibung wird wohl vor allem darauf zurückzuführen sein, dass die

statt dessen bevorzugte möglichst genaue detaillierte Charakterisierung
auf Grund der historischen Überlieferung den heraldisch ausgewiesenen

11 Chronik Süderheistedt, S. 5 u. S. 82.
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Hütern der Kommunalen Wappenrolle eindeutiger erschienen sein dürfte
als der wenig profilierte, nicht näher bestimmte Quellenbegriff, zumal
auch Neocorus nicht dazu beiträgt, ihn weiter aufzuklären und zu präzi-

sieren. Dabei folgt ihre Festlegung auf die besondere Deutung und Be-
zeichnung als Lindenbaum allein der erst von Müllenhoff erfassten, in ih-
rer Bestimmtheit zwar über Neocorus hinausgehenden, aber nicht nach-

prüfbar belegten und nur allgemein als „mündlich“ ausgewiesenen Über-
lieferung. 12

Überhaupt folgt die Kommunale Wappenrolle in ihrer Wappenbe-
schreibung, aber auch großenteils in ihrer „Historischen Begründung" vor
allem dem von Müllenhoff unter der Überschrift „Der Wunderbaum in

Dithmarschen" mitgeteilten kurzen Text. Er lautet: „Neben der Aubrücke
bei Süderheistede, Kirchspiel Henstede, wo in alten Zeiten ein Hauptvertei-

digungswerk des Landes und feste Schanzen angelegt waren, stand zu den
Zeiten der Freiheit auf einem schönen, runden, mit einem Graben umge-

benen Platze eine Linde, die im ganzen Lande nur der Wunderbaum ge-
nannt ward. Sie war höher als alle andern Bäume weit und breit umher,

und ihre Zweige standen alle kreuzweis, also daß niemand ihres Gleichen
gewußt; bis zur Einnahme des Landes hat sie jedesmal gegrünt. Aber es
war eine alte Verkündigung, sobald die Freiheit verloren wäre, würde auch
der Baum verdorren. Und solches ist eingetroffen. Einst aber wird eine Els-
ter darauf nisten und fünf weiße Jungen ausbringen; dann wird der Baum
wieder ausschlagen und von neuem grün werden und das Land wird wie-
der zu seiner alten Freiheit kommen." 13

II.

Mit Ausnahme der zusätzlich ermittelten, aber nicht näher ausgewiesenen

und belegten mündlichen Überlieferung bedient sich die „Historische Be-
gründung" der Wappenrolle, soweit sie inhaltlich auf Müllenhoff fußt,
zumindest aus zweiter Hand, denn dieser beruht zur Hauptsache - wenn
auch in eigener Deutung oder Erweiterung - auf Neocorus. Die Kenn-
zeichnung der Aubrücke bei Süderheistedt als ein Hauptverteidigungs-
werk des Landes mit festen Schanzen findet sich bei ihm allerdings nicht in
der Notiz über den Wunderbaum, sondern - gleichsam immanent als
mutmaßlicher „Stand" geflohener und sich erneut sammelnder Dithmar-

scher - in seiner Darstellung der Eroberung und Unterwerfung der Bau-
ernrepublik in der sogenannten „letzten Fehde" 1559,14 die sich wiederum
eng an die vorgefundene einschlägige Literatur, namentlich die 1570 er-
schienene „Beschreibung des Dithmarscher Krieges" von Heinrich Rant-

12 Neocorus, Chronik, Bd. 1, S. 237. - Müllenhoff, Sagen und Lieder, Nr. 592, S. 399.
13 Müllenhoff, Sagen und Lieder, Nr. 592, S. 399.
14 Neocorus, Chronik, Bd. 2, S. 206f.
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zau,15 anlehnt. Müllenhoff stand überdies die Abbildung der „Aubrücker
Schantze" in Anton Vieths „Beschreibung und Geschichte des Landes

Dithmarschen" aus dem Jahre 1733 zur Verfügung. 16 Ob er sie allerdings
auch genutzt hat, bleibt fraglich, da Indizien fehlen und er sie nicht aus-
drücklich erwähnt oder zitiert, ist im Übrigen aber auch für den hier erör-
terten Zusammenhang nicht wesentlich.

Anders ist es indes um die Herkunft der einschlägigen Informationen

der „Historischen Begründung" der Wappenrolle bestellt, da sie lediglich
auf die Dithmarschen-Karte von Peter Boeckel und „Kartenmaterial aus

der frühen Neuzeit" verweist, ja selbst Neocorus und Müllenhoff nicht
namentlich als Quellen erwähnt. Ihre Bemerkung, die Linde habe - in An-

führungszeichen - als „Freiheitsbaum" gegolten, muss vorerst ungeklärt
bleiben. Die folgende Begründung: „weil es von ihm hieß, er werde solan-
ge grünen, wie Dithmarschens Freiheit besteht", lässt allerdings auch die
Erklärung zu, dass es sich hier nicht - wie bei der Erwähnung des Wun-
derbaums - um ein Zitat, sondern eine eigene, frei damit verbundene Deu-

tung handeln könnte. Hierfür spräche zudem die angefügte, wohl eher
modern anmutende Bemerkung, er sei „damit auch als ein Symbol des
Dithmarscher Freiheitsstolzes anzusehen", nicht zuletzt aber auch, dass sie
sich weder bei Neocorus noch bei Müllenhoff findet.17 „Freiheitsbaum" ist

in der Tat - im Unterschied zu „Wunderbaum" - noch keine typisch spät-
mittelalterlich-frühneuzeitliche oder vormoderne, sondern eher eine mo-

derne Bezeichnung, die vor allem in den letzten Jahrzehnten des 18. Jahr-

hunderts im Zusammenhang der Amerikanischen und der Französischen
Revolution markant wurde und bis ins 19. Jahrhundert Verbreitung fand. 18

Dass ihre Ausführungen sich u. a. auf Müllenhoff stützen, geht aus ih-

rer speziellen Bezeichnung des Wunderbaums als Linde hervor; und dass
ihr Text zumindest indirekt auch auf Neocorus fußt, aus einzelnen konkre-

ten Übereinstimmungen beider. Sie meidet allerdings in auffälliger Weise
die deutlich darüber hinausgehenden nachdrücklichen Betonungen ihrer

15 Rantzau, Belli Dithmarsici vera descriptio, S. 148f. Rantzau erwähnt weder den
Namen der Broklandsau („Ulra") noch den der Aubrücke, geschweige denn den
Wunderbaum, und spricht allgemein vom militärisch wichtigen Ort eines kleinen
Gewässers („amniculum") bei einem Sumpf („propter palus") oder eines Stroms
(„amnis"), an dem die geflohenen Dithmarscher sich erneut hätten sammeln kön-
nen. Neocorus identifiziert ihn („eine Ouwe unnd darbi ein Moor") gewiss zu Recht
mit dem der Aubrücke („de Ouwbrug").

16 Vieth, Beschreibung, einer von vier Kupferstichen zwischen S. 478 u. S. 479. - Die
„Aubrücker Schantze" liegt rechts vom „Damm" auf dem „Weg von Heydestede
nach der Heyde" zwischen dem hohen Geestrand im Norden und der Aubrücke
über die Broklandsau im Süden in Gestalt einer zeitgenössischen Bastion.

17 Chronik Süderheistedt, S. 5.
18 Sartori, „Freiheitsbaum". In: Handwörterbuch des Deutschen Aberglaubens, Bd. 3

(1930f.), Sp. 22f. - Demandt, Über allen Wipfeln, S. 248f. - Ders., Der Baum (2014), S.
295ff. u. S. 399.
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außergewöhnlichen Einzigartigkeit bei Müllenhoff, dass sie nämlich: „im
ganzen Lande nur der Wunderbaum genannt" worden oder „höher als alle
anderen Bäume weit und breit umher" gewesen sei. Dies ließe sich gewiss

alles zur Hauptsache mit Neocorus' Notiz über den Wunderbaum und sei-
ner von Müllenhoff entsprechend übernommenen Bemerkung, dass nie-
mand seinesgleichen gewusst habe, einleuchtend begründen, kann jedoch
nicht hinreichend als historisches Sachurteil aus ihr abgeleitet, allgemein-

gültig ausgewiesen oder gar nach den Regeln der formalen Logik bewiesen
werden und muss daher als Müllenhoffs - alles in allem plausibles, letzt-

lich aber persönliches - Werturteil gelten. Die „Historische Begründung"
der Wappenrolle bleibt somit näher am sachlichen Kern der Notiz von Ne-
ocorus, so dass man sie ebenfalls mit erheblicher Wahrscheinlichkeit als ei-

ne ihrer primären Quellen ansehen darf.

Ob sie sich allerdings auf das Original der Dithmarschen-Karte Peter
Boeckels aus dem Jahre 1559 oder ihre Nachbildung bei Anton Vieth 1733

beruft, muss zumindest fraglich bleiben, denn ihr Zitat der kartographi-
schen Bezeichnung des Wunderbaums lässt sich zwar im Wortlaut mit bei-
den mühelos vereinbaren, stimmt aber in der buchstabengetreuen Wieder-
gabe mit keiner von beiden vollständig überein. 19 Das erwähnte „Karten-
material aus der frühen Neuzeit" kann dagegen auf fast alle direkten oder

indirekten Nachbildungen des Originals der Dithmarschen-Karte Boeckels
eingegrenzt werden. Außer auf der bereits erwähnten, im Wesentlichen
bild- und textgetreu kopierten Nachbildung bei Vieth 1733 erscheint der
Wunderbaum in unterschiedlicher Bezeichnung ebenfalls auf den vom

Original abgezeichneten und nachgestochenen, jedoch schon weitgehend
abstrakt dargestellten Dithmarschen-Karten der noch nicht „Atlas", son-
dern „Theatrum" oder „Speculum Orbis Terrarum" bzw. „Spieghel der
Werelt" genannten frühen Kartensammlungen von Abraham Ortelius 1570,

19 Die „Historische Begründung" der Kommunalen Wappenrolle zitiert: „ein groet
Wunderlich boem". Die zweizeilige Bezeichnung des Wunderbaums auf dem Ori-
ginalholzschnitt 1559 lautet in buchstabengetreuer Transkription: „Ein groet Wen-
der / sieb boem" und auf seiner Nachbildung des Kupferstichs bei Vieth 1733: „Ein
groet / Wonder sich Boem". „Wunderlich" oder - mit Bezug auf beide zitierten Kar-
ten - „Wonderlich" ist mithin schon auf dem Holzschnitt in zwei Teile getrennt und
überdies fehlerhaft geschrieben worden. Dabei hat der Holzschneider offenbar l als
s und h als b gelesen und entsprechend falsch wiedergegeben. Der Kupferstich hat
den ersten Fehler übernommen, den zweiten indes korrigiert. Ob eine Trennung in
zwei Worte bereits auf dem Holzschnitt beabsichtigt war, mag fraglich sein, da -
auf Grund des Zeilenbruchs - auch eine Silbentrennung in Betracht kommen kann.
Auf dem Kupferstich dürfte sie dagegen auf Grund des veränderten Zeilenbruchs
eindeutig vollzogen sein. Die infolge dieses paläographischen Sachverhalts insge-
samt entsprechend zu korrigierende Bezeichnung des Wunderbaums auf der Karte
von 1559 und ihrer Nachbildung 1773 wäre somit auf den mutmaßlichen Wortlaut
seiner Vorlage, der Zeichnung Peter Boeckels, „Ein groet Wonderlich boem" zu-
rückzuführen.
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Philipp Galle 1577, Gerard de Jode 1578 und Matthias Quad 159420 sowie
schließlich letztmalig auf der von ihr nur noch indirekt beeinflussten, vor
allem Johannes Meyers 1651 entstandener historischer „Landtcarte Von
Dithmarschen Anno 1559" in Caspar Danckwerths „Neuer Landesbe-
schreibung der Herzogtümer Schleswig und Holstein" aus dem Jahre
165221 folgenden historisierenden Karte „Dat Land tho Dithmerschen wo it
in dem Jahre 1500 na Christo gewesen" in der Neocorus-Ausgabe von
Friedrich Christoph Dahlmann 1827.22 Die erste ausdrücklich „Atlas" ge-
nannte und in der geometrischen Projektion bahnbrechende große verein-

heitlichte Kartensammlung von Gerhard Mercator enthält Boeckels Dith-
marschen-Karte nicht mehr als isolierte Nachbildung, sondern hat sie in ih-

re eigene abstrakt-kartographische Projektion des Königreichs Dänemark
und des Herzogtums Holstein integriert, den Wunderbaum aber bezeich-
nenderweise nicht mehr aufgenommen.23 Er hätte sich als besondere Er-
scheinung schwerlich noch mit einem der allgemeinen Symbole für die ty-

pische natur- und kultur-, landschafts- und siedlungsgeographische Dar-
stellung der Region zwischen den Unter- und Mündungsläufen von Eider
und Elbe berücksichtigen lassen.

Diese knappe Charakterisierung der Nachbildungen der Dithmarschen-

Karte Peter Boeckels ist hier in einem teilweisen Ausgriff auf die Erörte-
rung der bildlichen Darstellungen des Wunderbaums vorweggenommen
worden, weil sie für das Verständnis ihrer kartographischen Bezeichnung

20 Ortelius, Halbblatt 22a: Thietmarsiae Holsaticae Regionis Partis Typvs Auctore Pet-
ro Boeckel. - de Jode, 2. Teil: Specvlvm Geographicvm totius Germaniae Imperium,
IIII Prvssia, Pomerania et Diethmarsia: Thietmarsorvm Simbricae, Schersonesi
Popvlorvm sedis delineatio Auctore Petro Boeckel. - Galle 1577: 22 Ditmarsiae
Holsaticae reg., ders. 1585: 44 dito, ders. 1588: 46 dito. - Quad 1594: 50 Thietmarsiae
Holsaticae regionis partis typus Auctore Petro Boeckel, ders. 1596: 64 dito, ders.
1600: 74 dito. Hierzu Jacoby, Die Küste Dithmarschens, S. 167f. u. S. 174f. - Hansen,
Peter Böckels Dithmarschen-Karte, S. 66-71. - Die erforderlichen Verbindungen für
die Rezeption der Dithmarschen-Karte Peter Boeckels sind vor allem durch die
Kommunikationszentren der Sankt-Lucas Gilde und des großen Verlagshauses (Of-
fizin) Plantijn in der über 100.000 Einwohner zählenden Weltstadt Antwerpen ge-
knüpft worden, die einer der weltweit bedeutendsten Handels- und Börsenplätze
war und den ersten Platz unter den Handelsstädten des Heiligen Römischen Rei-
ches Deutscher Nation einnahm. - Hierzu immer noch Denuce, Oud-Nederland-
sche Kaartmakers, insbes. Bd. 1, S. 87ff., S. 112, S. 163ff., S. 185, S. 221ff. u. S. 227ff.,
Bd. 2, S. lff. u. S. 279ff.

21 Meyer in: Danckwerth, nach S. 292, Landtcarte Von Dithmarschen Anno 1559
(1651). - Hansen, Peter Böckels Dithmarschen-Karte, S. 51.

22 Neocorus, Chronik, Bd. 1, vor dem Titelblatt: Dat Land tho Ditmerschen, wo it in
dem Jahre 1500 na Christo gewesen (1826). Hier ist - über Meyer hinaus - der
„Wunderbu" wie bei Ortelius, Galle, de Jode und Quad mit bildlichem Emblem
eingezeichnet. - Hansen, Peter Böckels Dithmarschen-Karte, S. 57-59.

23 Mercator XXII: Holsatia ducatus. - Hansen, Dithmarschen im kartographischen
Werk Gerhard Mercators, S. 102-112, insbes. S. 105 u. S. 108.
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24 Siehe hierzu weiter oben Anm. 19.

Der Wunderbaum an der Aubrücke

sowie der bereits mehrfach erwähnten Notiz der „Chronik des Landes

Dithmarschen" von Neocorus von aufschlussreicher Bedeutung ist. Boe-
ckels mittelniederdeutsch-mittelniederländische Bezeichnung unter seinem

Bild des Baums lautet: „Ein groet Wonderlich boem". 24 Er wird mithin als:

„ein großer wunderlicher, wundersamer oder wunderbarer Baum" be-
zeichnet. Neocorus brauchte Boeckels adjektivische Kennzeichnung also

nur noch in die kompositive aus den Substantiven Wunder und Baum zu
„Wunderbohm" zu verändern oder umzuwandeln. Ob diese Deutung al-

lerdings auch als zutreffend geltend kann, ist zumindest fraglich, eher
wohl unwahrscheinlich, denn seine Notiz lässt nicht erkennen, dass ihm

Boeckels Original bekannt gewesen wäre. Er überschreibt sie mit dem la-
teinischen Titel: „Arbor mirae magnitudinis", d. h.: (ein) Baum von wun-
dersamer, wunderbarer, verwunderlicher, erstaunlicher oder außeror-

dentlicher Größe. Dies ist nicht seine eigene Kennzeichnung, denn sie fin-
det sich erstmals bereits auf der Nachbildung der Dithmarschen-Karte Pe-

ter Boeckels bei Abraham Ortelius 1570, allerdings in der paläographischen

Kürzung des Umlauts ae bzw. seiner Ligatur ze in „Arbor mir§ magnitu-
dinis" (Abb. 3).
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Abb. 3: Der Wunderbaum („Arbor mir? magnitudinis") auf der Nachbildung der
Dithmarschen-Karte Peter Boeckels im „Theatrvm Orbis Terrarvm" von Abraham

Ortelius (1570) im vergrößerten Ausschnitt.
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Ob Neocorus dessen Kartensammlung auch gekannt hat, ist nicht si-

cher, weil sich die Bezeichnung nach ihr ebenfalls - zum Teil in paläogra-
phisch variierter oder fehlerhafter Fassung - auf den Nachbildungen bei
Galle, de Jode und Quad findet, die allesamt bereits erschienen waren, als

er mit der Niederschrift seines von Friedrich Christoph Dahlmann als
„Chronik des Landes Dithmarschen" veröffentlichten Werkes „Dithmer-

sche Historische Geschichte" begann.25

Nach diesem quellenkritischen Befund dürfte Neocorus die Karte Boe-

ckels in Gestalt des Holzschnitts wohl eher nicht gekannt und den - ja
auch sonst in anderen historischen Zusammenhängen überlieferten - all-
gemeinen Begriff „Wunderbaum" in seiner niederdeutschen und damit

ebenfalls in Dithmarschen zu erwartenden sprachlichen Variante „Wun-
derbohm" mitsamt der seit 1570 in der Kartographie gebräuchlichen latei-
nischen Bezeichnung für das besondere Exemplar an der Aubrücke bereits
vorgefunden und übernommen haben. Obwohl er - wahrscheinlich noch

im letzten Jahrzehnt der Bauernrepublik - in Dithmarschen geboren und
im Kirchort Oldenworden, dem heutigen Wöhrden, aufgewachsen war, hat

er den Wunderbaum offensichtlich nicht mehr mit eigenen Augen gesehen,
ja nicht einmal bei der Niederschrift gewusst, an welchem Ort er genau ge-
standen hatte, denn in seiner Notiz ist die Stelle für einen Nachtrag frei ge-
lassen und in der Edition Dahlmanns mit einem Strich versehen worden.

Da die mittelniederdeutsche Sprache - auch für diejenigen, die mit der

Dithmarscher Mundart des Plattdeutschen aufgewachsen und lebenslang
vertraut geblieben sind - nicht mehr unbedingt allgemein verständlich ist,
möchte ich sie, ganz abgesehen von der lateinischen Überschrift und einem

weiteren eingestreuten lateinischen Brocken, statt im originalen Wortlaut

der Ausgabe Dahlmanns zunächst im heutigen Hochdeutsch möglichst
wortgetreu mitteilen: „Ein Wunderbaum stand auf einem besonderen von
einem Graben umfaßten Platz bei - (hier können wir ihn heute an der aus-

gesparten Stelle ergänzen: der Aubrücke bei Süderheistedt), der stets vor

Einnahme des Landes durchaus gegrünt hatte und dessen Zweige alle
kreuzweise gestanden haben. Niemand hat seinesgleichen gewußt. Außer,

daß man sagt, bei Schilsche in Westfalen sei einer desgleichen gewesen.
Und es ist prophezeit worden, derselbe werde nach Verlust der Freiheit
nachgerade verdorren. Auch werde eine Elster darauf nisten und 5 weiße

Jungen ausbrüten. Neben anderen mehr solcher Wunder, werde das Land

wieder frei werden. Solches ist aber vor Herrn Hans des Alten Tode ge-
schehen mit den Elstern und anderen. Und er ist ohne Leibes-Erben ge-
storben, so daß das Land wohl deswegen los gewesen wäre, aber der Kö-

nig und Herzog Adolf haben es geteilt." Eine Anmerkung fügt hinzu:

25 Neocorus, Chronik, Bd. 1, S. 1. - Ratjen, Verzeichnis der Handschriften, Bd. 2, S. 1. -
Faksimile des Titelblatts der Handschrift bei Lüdtke, Zur Chronik des Landes
Dithmarschen, S. 11.



„Remer Sturke, der bis auf eine nachgebliebene Tochter gänzlich ausge-

storben ist, hat davon eine 'Brake' (d. h.r ein abgebrochenes Stück) gehabt."
In Friedrich Christoph Dahlmanns Edition der mittelniederdeutschen

Originalhandschrift lauten die Ausführungen: „Arbor mirae magnitudinis.
Ein Wunderbohm stund up einen sonderlichen umgegravenen Platz bi - ,

de stetz vor Inneming deß Landes dorchuth gegronet unnd sine Twige alle
crutzwiß gestanden, hefft Nemant sines geliken gewust. Ahne dat men
secht, bi Schilsche in Westphalen si dergeliken gewesen. Unnd iß geprofe-
ziet, desulve worde amissa libertate vorsoren nagerade. Ock werde ein Heis-
ter darup nesten unnd 5 witte Jungen uthbringen, nevenst andern mehr
solcher Wunder, so worde dat Land wedder frie werden, iß averst solches

vor H(errn). Hanß des Olden Dode geschehn mit den Heistern unnd ande-
ren, unnd he iß ane Liveß-Erven, also dat Land wol deßvals loß, gestorben,
averst de Koning unnd Hertoch Adolff hebbent gedelet." Die in einer Fuß-
note hinzugefügte Anmerkung lautet entsprechend: „Eine Brake hefft Re-
mer Sturke darvan gehatt, de gantz uthgestorben, up eine Dochter na."26

Ein Vergleich mit der Originalhandschrift in der Universitätsbibliothek
Kiel27 ergibt, dass Dahlmanns Edition den Text unter Auflösung der paläo-
graphischen Kürzel durchweg buchstabengetreu transkribiert, ihn aber in

der Groß- und Kleinschreibung, in der Interpunktion und der konsequen-
ten Unterscheidung zwischen u als Vokal und v als Konsonanten normali-
siert und modernisiert hat. Den Umlaut ae im Titel hat Dahlmann aus der

handschriftlichen Ligatur se aufgelöst. Hier bleibt mithin eine Differenz zu
Ortelius, aber auch zu Galle, de Jode und Quad bestehen. Der fehlende

Umlaut ist originalgetreu. Das gilt auch für gelegentliche hochdeutsche
Formen oder den hochdeutschen Konsonantenstand. Eine Ausnahme bil-

det „geprofeziet". Hier muss es korrekt „geprofetiet" geschrieben werden.
Statt „Hertoch" ist „Hertich" zu lesen. „Hanß des Olden" ist grammatisch
aus „den" korrigiert worden. Vice versa ist der transkribierte Nasal in
„eine" in der ersten Zeile des Textes aus „einen" in „einem" zu verbessern.
Der Name „Sturke" ist offensichtlich aus „Starcke" verlesen. Der Vorname

„Remer" ist zwar korrekt gelesen, dürfte aber von Neocorus selbst ver-
schrieben worden sein, da dieser Vorname im alten Dithmarschen unbe-

kannt ist. Geradezu typisch dithmarsisch ist dagegen „Reimer".
Anton Vieth folgt in seiner Mitteilung der Nachricht vom Wunder-

baum, freilich ohne auch diese Bezeichnung zu übernehmen, mit einigen
kleinen Abweichungen, aber auch mit einer nicht unwesentlichen Aus-

nahme, in seinem Kapitel über Henstedt zur Hauptsache den Ausführun-
gen von Neocorus. Dort heißt es: „In diesem Kirchspiel ist weyland auf ei-

nem unbegrabenen Ort ein Baum von sonderbahrer Grösse gestanden,

26 Neocorus, Chronik, Bd. 1, S. 237.
27 UB CAU: SH 187, p. 188 (113 v).
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dessen Zweige alle Creutzweise gewachsen, niemand hat jemahlen seines
gleichen gesehen, äusser daß man saget, als wäre zu Schildsee in Westpha-
len dergleichen gewesen. Von diesem Baum hat man vorher verkündiget,
daß wenn er würde beginnen zu verdorren, die Dithmarscher ihre Freyheit
verlieren sollen, welches kurtz vor der Fehde geschehen, und wenn eine
Alster darauf nisteln, und 5 weisse Jungen aushecken würde, sodann solte

das Land wieder die Freyheit erhalten. Dieses Prognosticon ist ebenmäßig
erfüllet, und was das mitlere Theil von Dithmarschen anlanget, in etwas
eingetroffen, da es A(nno). 1580 durch den Tod Hertzog Hans, als welcher

ohne Erben verstorben, wieder frey geworden, es haben aber König Fride-
rich von Dännemarck und Hertzog Adolff von Hollstein das Land sogleich
wieder unter sich vertheilet."28 Den „umgegravenen Platz" hat er in einen
„unbegrabenen Ort" und „Schilsche" in „Schildsee" verwandelt. Sollte es
sich hier tatsächlich um eine reale Parallele handeln, müsste der Ort in

Westfalen noch anders geheißen haben, denn beide Namen konnten bis-
lang nicht nachgewiesen werden. Möglicher-, wenn nicht wahrscheinli-
cherweise käme der Ort Schildesche bei Bielefeld in Betracht. Dort hat es in

vormoderner Zeit vor Bielefeld an der Straße nach Schildesche den so ge-
nannten „Voßmerbaum" gegeben, der jedoch als Schlagbaum überliefert
ist.29 Schildesche bildet heute - unmittelbar nördlich vom Stadtzentrum -
einen Stadtteil Bielefelds.

Anders als Neocorus und Müllenhoff weiß Vieth mitzuteilen, dass die

Prophezeiung verkündet habe, die Dithmarscher würden ihre Freiheit ver-
lieren, wenn der Baum zu verdorren beginne. Und das sei bereits kurz vor
der letzten Fehde geschehen. Bei Vieth kündet mithin das Verdorren des

Baums den Verlust der Freiheit an. Bei Neocorus und Müllenhoff ist dage-
gen das Verdorren des Wunderbaums die Folge des Verlustes der Freiheit.
Vieth muss sich also außer auf Neocorus noch auf eine andere Überliefe-

rung der Prophezeiung stützen. Aber auch Müllenhoff unterscheidet sich
von Neocorus, denn dieser bezieht die Prophezeiung der Elster in ihrer
symbolischen Bedeutung als Auslöserin einer Wiederbelebung des Baumes
und damit der Wiederkehr der Freiheit des Landes - anders als jener -
nicht auf die Zukunft. Für ihn hat sie sich zusammen mit anderen „solcher

Wunder" bereits vor dem Tode Herzog Johanns des Älteren ereignet, aber
danach nicht erfüllt. Er spielt hier auf die Übernahme der Landesherrschaft

durch die siegreichen Herzöge von Holstein, König Friedrich II. von Dä-
nemark, Herzog Johann den Älteren von Hadersleben und Herzog Adolf
von Gottorf, nach der Eroberung und Unterwerfung der Bauernrepublik
1559 und ihre Dreiteilung des Landes 1568 an, lässt dabei aber außer Acht,
dass Johann oder Hans nur die Herrschaft über das mittlere Drittel mit

28 Vieth, Beschreibung, S. 49.
29 Vogelsang, Geschichte der Stadt Bielefeld, S. 52.
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dem Hauptort Heide ausübte. 30 Süderheistedt und der Wunderbaum ge-
hörten dem nördlichen Drittel der ersten Teilung Dithmarschens an, das
Herzog Adolf von Holstein-Gottorf zugefallen war. Sie lagen an seiner süd-
lichen Grenze, die hier von der Broklandsau gebildet wurde, auf dem
Geestrand der Norderhamme und ihres Kirchspiels Hennstedt. Die Au-
brücke lag dagegen direkt auf der Grenze zwischen beiden Dritteln, die in

der Mitte der Broklandsau verlief.31 Herzog Johanns Tod ohne Leibeserben
konnte daher auch nicht für das ganze Land gelten und es selbst deswegen
schon gar nicht wieder als „loß", d. h. frei, erscheinen. Die Zweiteilung des
Landes unter Friedrich und Adolf 1581 ließ sich daher schwerlich als ei-

genmächtige Maßnahme deuten, sondern - was Neocorus schließlich wohl
auch faktisch zur Kenntnis nimmt - als als eine rechtliche und politische
Folge.

Gleichwohl erscheint die Weissagung der Elster und der von ihr im
Wunderbaum ausgebrüteten fünf weißen Jungen „neben anderen mehr

solcher" - nicht näher bezeichneter - Geschehnisse als das eigentlich Wun-
dersame, Wunderliche oder Wunderbare am Dithmarscher „Wunder-

bohm" an der Aubrücke, nicht seine im Titel benannte außergewöhnlich-
verwunderliche Größe. Dabei bleibt jedoch ein Widerspruch zwischen den
prophezeiten und vermeintlich eingetretenen symbolischen Wundern und
ihrer tatsächlich ausgebliebenen Erfüllung in der Wiederbelebung des
Baumes und der Freiheit des Landes Dithmarschen bestehen. Dies unter-

scheidet Neocorus, aber ebenso auch Vieth, grundlegend von Müllenhoff,
dessen Text - wie auch Vieths - zwar auf ihm fußt, das Wunder der Wie-

derbelebung des Baumes durch die Elster mit ihren ausgebrüteten fünf
weißen Jungen und die ihm entsprechende Rückkehr der alten Freiheit des
Landes auch weiterhin von der Zukunft erwartet. Es erscheint müßig, den

offenkundigen Widerspruch angesichts der dürftigen Quellenlage plausi-
bel und triftig auflösen oder auch nur eindeutig erklären zu wollen. Mag
sein, dass Neocorus seine auf den Tod Herzog Johanns des Älteren bezo-
gene Version in ihrer historischen und logischen Konsequenz nicht zu En-
de gedacht und sich dabei in ihrer Widersprüchlichkeit verfangen hat. Es
bleibt aber auch ebensogut denkbar, dass der humanistisch gebildete lu-
therische Geistliche dem Wunderglauben nicht recht getraut hat und auf
seine Widersprüchlichkeit verweisen wollte. Mehr noch wird man diesen

30 Witt, Dithmarschen unter der Fürstenherrschaft (2000), S. 183 ff. (2014, S. 12 ff.).
31 In der vertraglichen „Dehling des Landes Dithmerschen under de 3 Hem" des Her-

zogtums Holstein, nämlich König-Herzog Friedrich II., Herzog Johann d. Ä. und
Herzog Adolf, vom 22. 7. 1568, Neocorus, Chronik, Bd. 2, S. 251-268, wird die ent-
sprechende Strecke der Scheidelinie zwischen beiden Dritteln an Broklandsau und
Aubrücke präzisiert: den Strom der Broklandsau entlang bis durch die Aubrücke
(„den Owstrom entlang, wente dorch de Oubruggen"), und zwar inmitten der Aue
(„de Ouwe midden entlang de Schede"), S. 265.
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Gesichtspunkt jedoch für Vieth geltend machen dürfen, der selbst die Be-
zeichnung „Wunderbaum" meidet.

Bei aller Unterschiedlichkeit in der Darstellung und Beurteilung der

Prophezeiung oder - wie es bei Müllenhoff heißt - „alten Verkündigung"
geht aus beiden Versionen des Umgangs mit der offenbar nach der Unter-
werfung der Bauernrepublik in der Bevölkerung lebendigen historischen
Weissagung und ihrer jeweiligen Mitteilung die symbolische Identifikation
des Wunderbaums mit dem Lande Dithmarschen und damit seine Bedeu-

tung als Wahrzeichen der spätmittelalterlichen Bauemrepublik klar und
deutlich hervor. Neocorus hat sie noch als Zeitgenosse erlebt, aufgeschrie-

ben und sich mit ihr auseinandergesetzt. Müllenhoff kam es dagegen vor
allem darauf an, sie als aussagekräftiges Zeugnis einer historischen Erwar-
tung zu überliefern, in der die sagen- und märchenhafte Erinnerung an die
verlorene Freiheit des Landes Dithmarschen mit dem Ziel wachgehalten

wurde, sie eines künftigen Tages dauerhaft wiederherzustellen. In diesen
Zusammenhang gehört auch die ebenfalls von ihm aufgezeichnete Sage
vom „Hollunder in Süderheistede", die eine erneute Schlacht mit dem

einst siegreichen König voraussagt, die diesmal jedoch - wie es in seinem
Text heißt - „nach langem und blutigem Kampfe gewonnen" werden und
der daraufhin „die Zeit eines langen glücklichen Friedens folgen" sollte. 32

In diesem Zusammenhang soll noch ein Blick auf die Elster geworfen
werden, die in beiden schriftlichen Überlieferungen mit ihrem Nistplatz im
verdorrenden Wunderbaum und ihren fünf dort ausgebrüteten weißen

Jungen seine Wiederbelebung als Symbol der Rückkehr und Erneuerung
der Freiheit des Landes auslöst und als eine der vier Wappenfiguren inmit-
ten der - den Gesamteindruck des Bildes beherrschenden - Linde und da-

mit im Zentrum des Hauptfeldes beider Hoheitszeichen Süderheistedts
platziert ist. Während Neocorus unter den aufgezählten Dörfern des
Kirchspiels Hennstedt sowohl „Suder Heistede" als auch „Nort Heistede"
erwähnt,33 erscheint auf der Karte Boeckels nur eine kleine Häuseran-

sammlung mit dem Namen „Heiste". Da der landfremde Geodät und Ma-
ler bei der zeichnerischen und kartographischen Aufnahme des Landes mit

den Kampfhandlungen des Feldzugs der Herzöge von Holstein gegen die
Bauernrepublik sich wohl nur die ortsübliche Bezeichnung der kleineren,
ihm ansonsten unbekannten Dörfer notiert haben dürfte, wird „Heiste"

vermutlich der gemeinsame umgangssprachliche Name für beide gewesen
sein. Es mag sprachlich dem bloßen lautlichen Zufall zuzuschreiben, aber
wohl kaum zu überhören und zu übersehen sein, dass dieser gemeinsame
Ortname für beide Dörfer bis auf den letzten Konsonanten der niederdeut-

schen Bezeichnung des Vogels „Heister" miteinander übereinstimmen.

32 Müllenhoff, Sagen und Lieder, Nr. 591, S. 398f.
33 Neocorus, Chronik, Bd. 1, S. 236.
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Dies könnte vielleicht - gleichsam volksetymologisch - erklären, weshalb

ausgerechnet die allgemein wenig beliebte Elster das von Neocorus über-
lieferte und von Müllenhoff übernommene eigentliche, mit dem großen al-
ten Baum an der Aubrücke verbundene Wunder ausgelöst haben soll.

Im Übrigen will es aus sachlicher, geschweige denn ornithologischer
Sicht nicht unbedingt einleuchten, ist aber angesichts einer Fülle eindeuti-
ger Belege und drastischer Beispiele nicht zu bestreiten, dass dieser schöne,
lebhafte und elegante Vogel mit geradezu sprichwörtlichen, lästerlichen
Redensarten so oft diffamiert wurde und immer noch wird. Wer kennt

nicht die üble unzutreffende Nachrede von der diebischen Elster?! Otto

Mensing hat in seinem großartigen Schleswig-Holsteinischen Wörterbuch
zusammengetragen, was alles nur in der damaligen preußischen Provinz
und überdies nur in niederdeutscher Sprache - wenn auch meist humor-

voll, so doch durchweg - abfällig über sie geäußert worden ist. Sie gilt ins-
besondere als schwatzhaft, albern, aufdringlich, aufgedreht, quirlig, ner-

vig, aufgeputzt und schrill: „he" oder „se is so klook as'n Heister, kann
snacken as'n Heister, hüppt rum as de Heister um den Kohpans", also um
den großen Magen einer Kuh. In Dithmarschen heißt es bevorzugt: „he"
oder „se hett dat so wichtig" oder „springt dorbi rum as de Heister bi'n
Kellerputt". Das ist ein Topf mit saurer Milch. „He" oder „se is so bunt as'n
Heister" oder „heisterbunt" bedeutet: sehr, überaus oder zu bunt. „He"
oder „se hett vun de Heister freten" oder „Heistereier eten" meint: er oder

sie kann den Mund nicht halten, nicht schweigen. „Heister" oder „kopphe-
ister scheten" heißt: einen Purzelbaum schlagen. Bei Klaus Groth heißt es:

„dat gung heisterkopp un kunterbunt".34 Das alles sind menschliche Ei-
genschaften in Vorurteile über ein tierisches Mitgeschöpf gekleidet und
wiederum auf Menschen angewandt, die letztlich weit mehr über ihre Ur-
heber preisgeben, als sie - wenn überhaupt - über die Elster oder Heister
auszusagen vermögen. Dabei dürfte sie wohl eines der schönsten Mitglie-
der der besonders intelligenten Familie der Rabenvögel sein, wenn nicht
sogar ihr schönstes.

III.

Doch nun zurück zur ältesten erhaltenen Quelle des Wunderbaums, der

Dithmarschen-Karte Peter Boeckels aus dem Jahre 1559. Auf sie gehen alle
älteren Belege der kartographischen Darstellung des Wunderbaums zu-
rück und weisen ihn - auch wenn sie erst zwischen 1570 und 1594 oder gar
1733 und 1826 entstanden sind - auf Grund seiner bildlichen Bezeugung

34 Mensing, Schleswig-Holsteinisches Wörterbuch, Bd. 2, Sp. 717f. Dazu Taylor, „Els-
ter". In: Handwörterbuch des Deutschen Aberglaubens, Bd. 2 (1929f.), Sp. 796-802.
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durch Boeckel im Jahr der Eroberung des Landes Dithmarschen aus. Ihre

originale Vorlage ist mithin zeitgenössisch und bildet das Land Dithmar-
schen während der „letzten Fehde" mit den verschiedenen Kampfhand-

lungen ab. Ihr vollständiger Titel lautet: „Bescribung vom landt Zu Dit-
mers, Nach aller gelegenth(eit) Wies Koningliche Ma(jestat). Zu Dene-

marck sampt die Hernn von Holsten erubert haben, anno 1559"; lateinisch:
„Vera descriptio Ducatus Thietmarsiae, ab Holsatias Principib(us). nuper
bello subiugati." Sie ist die älteste erhaltene Spezialkarte von Dithmar-
schen und nach ihrer Aufnahme und Zeichnung durch Boeckel noch im

selben Jahr als Holzschnitt bei Hans Liefrinck in Antwerpen gedruckt
worden. Liefrinck dürfte auch den aus sechs Blättern bestehenden Holz-

schnitt angefertigt haben, denn der niederländische Hinweis am rechten
Kartenrand weist ihn nicht nur als Drucker der „Bescribung", sondern

auch als „Figuersnijder" aus.35 Der Maler, Kartograph und Landmesser Pe-
ter Boeckel war in Antwerpen geboren worden und in Hamburg aufge-
wachsen, wohin der Vater, der Maler Cornelis oder Cornelius Boeckel, we-

gen seines lutherischen Glaubens mit seiner Familie geflohen war. Vermut-
lich von Hamburg aus wird er sich daher 1559 aus Anlass der Eroberung
und Unterwerfung der Bauernrepublik durch die Herzöge von Holstein in

das nahe gelegene „landt Zu Ditmers" begeben und die Karte mit dem ak-
tuellen Kriegsgeschehen aufgenommen haben.36 Seine „Bescribung" stellt
das Land aus der Vogelperspektive in der Blickrichtung von Ost nach West
noch nicht - wie ihre Nachbildungen in den letzten drei Jahrzehnten des
16. Jahrhunderts - in kartographischer Abstraktion mit vereinheitlichten

symbolischen Zeichen, sondern in konkreter Anschaulichkeit im Stil der
gemalten Landtafel oder des gezeichneten Abrisses zeitgenössischer Pro-
zesskarten dar. Dabei enthält sie eine leichte geometrische Verkürzung der

Ost-West- gegenüber den Nord-Süd-Distanzen und eine ungenaue Darstel-
lung der Grenze zum Herzogtum Holstein, die beide wohl zur Hauptsache
dem perspektivischen Blick geschuldet sein dürften. Die Darstellung ist
durchweg bildlich ausgeführt und gibt die natur- und kulturlandschaftli-
chen, die topographischen wie die siedlungsgeographischen Eigentüm-
lichkeiten in ihrer jeweils besonderen Erscheinung oder konkreten indivi-
duellen Gestalt wieder. Das gilt zunächst für die große landschaftliche

35 Peter Boeckels Dithmarschen-Karte weist sich am rechten Rand als „Ghedruct
Thantwerpen op de Lombaerde veste int gülden Turcxhooft, by Hans Liefrinck Fi-
guersnijder", lat.: „Antuerpiae apud loannem Liefrinck 1559", aus. Liefrinck war als
Meister bei der Sankt-Lucas-Gilde in Antwerpen eingeschrieben und besaß seit
1546 ihre urkundliche Zulassung „om figuren te snijden en te drukken op hout en
koper", mithin Holzschnitte und Kupferstiche anzufertigen und zu drucken.
Denuce, Oud-Nederlandsche Kaartmakers, Bd. 1, S. 87.

36 Zu Boeckel: Moller, Cimbria Literata, Bd. 2, S. 68. - Bagrow, Catalogus Cartogra-
phorum, Bd. 1, S. 44f. - Jacoby, Die Küste Dithmarschens, S. 168f. - Hansen, Peter
Böckels Dithmarschen-Karte, S. 60. - Meurer, Fontes Cartographici Orteliani, S. 115.
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Gliederung in Vorland, Marsch und Geest, sodann für die detaillierte in

Feldmark, Wälder, Moore, Seen und Wasserläufe. Und das gilt für die Ort-
schaften, namentlich den Hauptort Dithmarschens, den Marktflecken Hei-

de, sowie die beiden Städte Meldorf und Lunden, die übrigen Kirchorte
und schließlich die einzelnen Dörfer und Siedlungen, die allesamt ähnlich
je nach ihrer Ausdehnung als Häuseransammlungen unterschiedlicher
Größe abgebildet sind.

Die bedeutendsten Gebäude des Landes, die Kirchen, erscheinen sogar
anschaulich - auf Grund der generellen Orientierung der Karte durchweg
mit dem Blick auf den Chor - in ihrer individuellen Gestalt, ebenso die Be-

festigungen des Landes, allen voran die Hamme auf dem Landweg östlich

von Heide.37 Die Deiche und Wege werden noch nicht als gleichförmige
Linien, sondern in ihrem räumlichen Verlauf - analog den Häusern der
Ortschaften oder den Bäumen der Waldungen - in schematisch vereinheit-
lichter Bildlichkeit wiedergegeben. Wie das Land hat Boeckel auch das mi-

litärische Geschehen der Eroberung mit seinen Kampfhandlungen auf den
einzelnen Schauplätzen anschaulich abgebildet und über die jeweiligen
Landschaftsbezeichnungen und Ortsnamen hinaus stichwortartig erläutert.
Süderhastedt, Tellingstedt, Hemmingstedt, Heide, Weddingstedt und
Lunden, aber auch mehrere kleinere Orte und das Hammhaus stehen in

Flammen. Auf drei größeren Schrifttafeln „An denn Leser" am rechten un-

teren Kartenrand wird die Eroberung des Landes frühneuhochdeutsch,

mittelniederländisch und neulateinisch als zeitgenössisches Ereignis im
Zusammenhang der Mythologie und Geschichte Dithmarschens kurz skiz-
ziert.38

Diese knappe kartographische Kennzeichnung der „Bescribung" möge
hier vorerst genügen, um Peter Boeckels Darstellung des Wunderbaums als

zeitgenössische bildliche Quelle historisch hinreichend und angemessen
verstehen und beurteilen zu können. Die generelle kartographische Leis-
tung Boeckels ist bereits von seinen Zeitgenossen hoch veranschlagt wor-
den. Hier sei vor allem auf den königlich-dänischen Statthalter in den Her-

zogtümern Schleswig und Holstein und Humanisten von europäischem

37 Boeckel hat die meisten dieser Gebäude so genau in Augenschein genommen, dass
sie in ihren unverwechselbaren wesentlichen Umrissen erfasst worden sind und

somit - auch in ihrer reduzierten kartographischen Wiedergabe - als jeweils älteste
historische Abbildungen ihres Anblicks von Osten gelten dürfen. Dort, wo sie noch
in frühmodemer Zeit verfallen, zerstört oder abgebrochen wurden, wie das Hamm-
haus östlich von Heide oder die großen Kirchen zu Wöhrden und Wesselburen, ist
ihre Darstellung auf der Karte Boeckels oftmals die einzige bildliche Überlieferung
und damit von unschätzbarem historischem Wert. Das gilt insbesondere für die alte
spätgotische Hallenkirche zu „Olden Wurden" (Wöhrden). Hansen, Die alte Wöhr-
dener Kirche, S. 56f. (2005, S. 57 u. S. 59).

38 Der Text der Tafeln ist transkribiert in: Hansen, Peter Böckels Dithmarschen-Karte,
S. 70f.
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Namen Heinrich Rantzau verwiesen, der sie Georg Braun im Superlativ

geschildert und nachdrücklich für sein Städtebuch empfohlen hat. Sie bilde
Dithmarschen - schreibt er ihm - „optime verissimeque", mithin bestens
und auf das wahrhaftigste, ab.39 Ihr hoher Rang wird überdies dadurch
bekräftigt, dass Gerhard Mercator, der ohne Zweifel bedeutendste zeitge-
nössische Kartograph, sie - offenbar ebenfalls mit nachdrücklicher Emp-
fehlung Rantzaus - für seine Darstellung Dithmarschens auf den Karten
Dänemarks und Holsteins im dritten Band seines berühmten „Atlas" ver-

wandt und damit allen möglichen Alternativen, insbesondere den entspre-

chenden Karten von Marcus Jordan, vorgezogen hat.40
In der neueren Literatur hat insbesondere Gustav Jacoby den bedeu-

tenden kartographischen Wert der „Bescribung" unterstrichen. Sie stelle
trotz gelegentlicher Verzerrungen und Unbeholfenheiten eine für ihre Zeit
„hoch zu bewertende, außerordentlich anzuerkennende landmesserische

und zeichnerische Leistung dar." Viele topographische Details und die

spezifischen landschaftlichen Eigentümlichkeiten seien „für damalige Kar-
tierungsmethoden beachtlich gut getroffen" worden. Mehr noch: wenigs-
tens in Schleswig-Holstein sei vor Boeckel „noch nie mit solcher Gründ-

lichkeit gezeichnet worden".41 Reimer Witt hebt hervor, dass der Reiz der
Dithmarschen-Karte Boeckels in ihrer „anschaulichen Darstellung mit

zahlreichen zeichnerischen Elementen" liege.42 Ähnlich erscheint sie Peter
Meurer. Man sehe ihr in jedem Falle die Handschrift „eines Malers deutlich
an". Sie stehe „noch ganz in der Tradition der Landtafelmalerei".43 Eine

eingehende detaillierte und differenzierte Beurteilung der topographischen
Darstellung im zeitgeschichtlichen Zusammenhang der Eroberung und
Unterwerfung des Landes durch die Herzöge von Holstein bietet Volker
Arnold an Hand von jeweils 9 Teilkarten und 16 thematischen Ausschnit-
ten der „Bescribung" im Internet. Als eigenes Thema wird u. a. auch „Der
Wunderbaum und die Sage dazu" behandelt.44

Die „Chronik Süderheistedt" moniert, dass „wichtige Orte wie Barken-
holm, Linden und Norderheistedt nicht verzeichnet seien", wenn man da-

von ausgehe, dass mit „Heiste" Süderheistedt gemeint sei, aber auch, dass
die Karte „die räumlichen Verhältnisse nach heutigen Gesichtspunkten

39 UB CAU: Cod. MS, SH 388, Heinrich Rantzau an Georg Braun o. D. (1585/86), Nr.
XXXV, p. 40. - Ratjen, Verzeichnis der Handschriften, Bd. 2, S. 58f. - Hansen, Peter
Böckels Dithmarschen-Karte, S. 62 u. S. 75, Anm. 47. - Ders., Dithmarschen im kar-
tographischen Werk Gerhard Mercators, S. 104.

40 Ebd. (Mercator), insbes. S. 104-109.
41 Jacoby, Die Küste Dithmarschens, S. 169 f.
42 Witt, Die Anfänge von Kartographie, S. 39.
43 Meurer, Fontes Cartographici Orteliani, S. 115.
44 Arnold, Entdeckungsreise (online). - Der Wunderbaum erscheint als vergrößerter

Ausschnitt des Kartenbildes, erläutert und erörtert mit Hilfe Müllenhoffs, der aus-
führlich zitiert, und Neocorus', der weitgehend referiert und erörtert wird.
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sehr verzerrt" wiedergebe.45 Ganz davon abgesehen, dass sie sich hierbei

nicht auf das Original, sondern ihre eindreiviertel Jahrhunderte jüngere
Nachbildung bezieht, die das Verhältnis der Ost-West- zu den Nord-Süd-
Distanzen selbst noch einmal verzerrt, sollte man die Karte grundsätzlich -
wie die zitierten Gewährsleute ihrer sach- und fachlichen Beurteilung - in

den kartographischen Grenzen und Möglichkeiten ihrer Zeit und im Rah-
men der Bedingungen ihrer Entstehung kritisieren. Boeckel hat das Land -
wie es im Titel der Karte heißt - so dargestellt, wie es 1559 von den Herzö-
gen Holsteins erobert worden ist. Das erklärt, weshalb vor allem die Orte
des Kampfgeschehens der Eroberung in eben diesem aktuellen faktischen
Zusammenhang aufgenommen, wiedergegeben und entsprechend knapp
erläutert, einige - im übrigen nur relativ wenige wie Barkenholm oder
Linden - jedoch übergangen oder wie Norder- und Süderheistedt nicht
hinreichend unterschieden oder eindeutig erwähnt worden sind. Anderer-
seits verdanken wir vermutlich gerade dem konkreten Anlass und seinen
besonderen Umständen, dass uns das Bild des Wunderbaums mit seiner

Bezeichnung auf Boeckels Karte überhaupt erhalten geblieben ist. Hätte
sich nämlich das Kriegsgeschehen um das Verteidigungswerk der Aubrü-
cke erübrigt, wäre Boeckel vielleicht gar nicht in diese besondere Gegend

gelangt und auf ihn aufmerksam geworden.
Beide leitenden Gesichtspunkte der zeitgenössischen und der moder-

nen Beurteilung der Dithmarschen-Karte Boeckels als bedeutende karto-
graphische Leistung in der Tradition der Landtafel: die allgemeine land-
messerische Qualität und die bildliche Realistik der topographischen Dar-
stellung des Landes Dithmarschen sind für ihre Erörterung und Auswer-

tung als historische Quelle von entscheidender Bedeutung. Bezieht man sie
nämlich auf die konkrete Abbildung des Wunderbaums, dürfte man mit
ihrer Hilfe nicht nur seinen historischen Standort des näheren bestimmen

können. Die Einordnung in die kartographisch-bildliche Darstellungsform
der Landtafel und die Charakterisierung ihrer Ausführung als bemer-
kenswerte zeichnerische Wiedergabe der vorgefundenen landschaftlichen
Wirklichkeit dürften zudem auch - im Unterschied zu der typischen oder
symbolischen Kennzeichnung der topo- und geographischen Einzelheiten

auf ihren Nachbildungen bei Ortelius, de Jode, Galle und Quad - analog
den Kirchen keine schematische, sondern eine weitgehend naturgetreue
Wiedergabe seiner besonderen singulären Erscheinung erwarten lassen.
Die Karte bildet ihn im Bezug auf die nächsten Ortschaften südsüdöstlich
von „Heiste" (Norder- und Süderheistedt) und südsüdwestlich von „Hen-

ste" (Hennstedt) in der Tat als einzelnen, in seiner direkten Umgebung auf

dem Feld eines südlichen Vorsprungs des hohen Geestufers zur Brok-
landsau unmittelbar östlich der Aubrücke allein und frei dastehenden,

45 Voß, Besondere Orte und Plätze, S. 80.
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überragend großen kräftigen Baum ab, der sich von den eher gleichförmig
dargestellten Busch- und Baumgruppen, kleineren Holzungen und Wäl-
dern seiner Nachbarschaft, aber auch des übrigen Landes, in seiner Er-

scheinung unverwechselbar, klar und deutlich abhebt. Ihm gleicht kein
anderer der unzähligen, durchweg in schematischer Ähnlichkeit erheblich
kleiner dargestellten Gemarkungs- oder Waldbäume. Und so kann er
nunmehr hier auf seinem - aus dem Kartenbild isolierten und stark ver-

größerten, inzwischen gut fünfeinhalb Jahrhunderte alten - realistischen
Porträt Peter Boeckels in eben der Gestalt vor Augen geführt werden, wie
er aller Wahrscheinlichkeit nach dem Anblick der Zeitgenossen und Zeu-

gen der letzten Tage der historischen Bauernrepublik Dithmarschen und
ihrer „letzten Fehde" gegen die Herzöge von Holstein erschienen sein
dürfte.

Dies wird hier wohl in der Sache der entscheidende Fortschritt oder die

eigentliche Neuigkeit im Kontext der bisher erreichten lokal- und regional-
geschichtlichen Kenntnis vom Wunderbaum an der Aubrücke sein, denn

im Unterschied zu den bisherigen historischen Abbildungen in der ein-
schlägigen Literatur kann nunmehr ein in kritischer Interpretation der
Darstellung des Holzschnitts von Hans Liefrinck verändertes, tatsächlich

aber korrigiertes und damit der verlorenen Zeichnung Peter Boeckels weit
eher entsprechendes, wiederhergestelltes konkretes Bild von ihm im Jahre
1559 präsentiert werden. Das mag in der Tat erstaunlich erscheinen, denn
das in einem einzigen bekannten Exemplar erhaltene, in der Österreichi-

schen Nationalbibliothek Wien verwahrte Original der Dithmarschen-
Karte Boekels ist - längst vor Volker Arnolds eingehender und umfassen-
der „Entdeckungsreise ... mit der Maus" im Internet - erstmals bereits
1942, mithin vor nun bald einem dreiviertel Jahrhundert, von dem däni-

schen Experten der historischen Kartographie Nordmittel- und Nordeuro-
pas N. E. Norlund auf einer deutlichen Abbildung in DIN-A-2-Größe ver-
öffentlicht worden46 und danach des Weiteren in nicht ganz so großem
Format, aber deutlich genug, um den Wunderbaum darauf erkennen zu

können, erneut 1958 von Gustav Jacoby,47 1968 und 1982 von mir,48 eben-
falls 1982 von Reimer Witt,49 weiterhin 1984 und 1994 von Christian

Degn,50 1991 von Peter H. Meurer51 sowie schließlich 2000 und 2015 im

46 Norlund, Danmarks Kortlaegning, S. 25, Nr. 17.
47 Jacoby, Die Küste Dithmarschens, Tafel 1.
48 Hansen, Peter Böckels Dithmarschen-Karte, S. 63 u. S. 64f. - Ders., Dithmarschen im

kartographischen Werk Gerhard Mercators, S. 103.
49 Witt, Die Anfänge von Kartographie, S. 40.
50 Degn, Vom Phantasiegebilde zum Satellitenbild, Batt 3. - Ders., Schleswig-Holstein,

S. 119.

51 Meurer, Fontes Cartographici Orteliani, S. 303, Abb. 20.
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Beitrag von Jörg Mißfeldt in der vom Verein für Dithmarscher Landeskun-

de herausgegebenen „Geschichte Dithmarschens".52
Das schöne anschauliche und informative Buch von Walter Denker und

Reimer Stecher über „Alte Bäume in Dithmarschen" illustriert den Text
Denkers über den Wunderbaum mit einem Ausschnitt aus der Nachbil-

dung der Karte Boeckels bei Abraham Ortelius in entsprechend markant
vom Original abweichender schematischer Zeichnung (Abb. 3).53 Und die
„Chronik Süderheistedt" bildet die Karte Boeckels - wie bereits erwähnt -

ebenfalls nicht im Original, sondern in der kopierten Variation bei Vieth ab
(Abb. 4).54

Abb. 4: Der Wunderbaum an der Aubrücke auf der Nachbildung der Dithmar-
schen-Karte Peter Boeckels in Anton Vieths „Beschreibung und Geschichte des

Landes Dithmarschen" (1733) im vergrößerten Ausschnitt seiner näheren Umge-
bung.

52 Mißfeldt, Die Republik Dithmarschen, S. 140f. (2015, S. 150f.).
53 Denker/Stecher, Alte Bäume in Dithmarschen, S. 7. - Der „Wunderbaum an der

Aubrücke" wird dort in einem Zitat ausdrücklich erwähnt, das jedoch nicht aus
einschlägiger Quelle schöpft, sondern aus zweiter und überdies unzuverlässiger
Hand Neocorus' Nachricht und Müllenhoffs Text willkürlich verkürzt sowie durch
freien und teils unzutreffenden Zusatz entstellt und verfälscht. Studts, Beiträge, S.
19.

54 Voß, Besondere Orte und Plätze, S. 79 u. S. 88.
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Dort aber erscheint der Wunderbaum ebenfalls in unverkennbar deutli-

cher Abweichung vom Original weit weniger beeindruckend mit einer ju-
gendlichen lindenblattförmigen Krone. Ein Vergleich mit der Wappenfigur
der Linde in den Hoheitszeichen der Gemeinde Süderheistedt legt nahe,

dass die Kommunale Wappenrolle Schleswig-Holstein sich in ihrer heral-
dischen Darstellung wie in ihrer „Historischen Begründung" wahrschein-
lich ebenfalls an dieser Nachbildung orientiert haben dürfte, denn sie lässt
sich nur mit ihrer bildlichen Darstellung, schwerlich jedoch mit dem - er-
heblich davon abweichenden und auch in keinem Detail übereinstimmen-

den - Bild des Wunderbaums auf dem Original (Abb. 5) vereinbaren.

Abb. 5: Ausschnitt aus der Dithmarschen-Karte von Peter Boeckel 1559 mit dem

Wunderbaum an der Aubrücke bei Süderheistedt („Heiste") im Kirchspiel Hen-

nstedt („Henste“) während des Kampfgeschehens der „letzten Fehde".

Dieses zeigt einen großen, kräftigen Baum mit einer mächtigen Krone,
die im Gesamteindruck der Betrachtung im vollen Laub erscheint (Abb. 6).
Der obere Teil der Krone, aber auch noch die Partie rechts unmittelbar da-

runter werden samt einem großen nach rechts ausladenden Ast unterhalb

der Mitte von der hoch am Himmel, aber noch nicht ganz in ihrem mittäg-
lichen Zenit stehenden Sonne hell beschienen. Ihre rechte Seite wird von

einem kräftigen Wind nach links und damit nach innen zum Stamm hin
durchweht und zurückgebogen, wobei sie von der unteren Mitte an auf-
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wärts zugleich auch deutlich nach oben gedrückt wird, während ihre bei-
den großen, seitlich ausgestreckten unteren Äste eher starr wirken und nur
deren äußere, herabhängende Zweige leicht nach links und nach innen ge-
bogen erscheinen. Die linke, schattige Seite der Baumkrone steht ebenfalls
im Wind, erscheint jedoch weniger in Bewegung, da sie in ihrer Wuchsrich-
tung nach außen gestreckt wird. Die rechte Seite der Krone erscheint somit
insgesamt stärker bewegt als die linke, zumal diese gegen ihren Wuchs

kräftig ein- oder rückwärts geweht und damit verdichtet wird, wenn auch
in ihrem unteren Teil anscheinend etwas geringer. Dabei gibt die weniger
stabile, geschmeidigere Spitze dem Wind ganz offensichtlich am meisten
nach, wird schließlich an ihrem Ende fast rechtwinklig nach links umgebo-
gen und damit seitlich stark nach außen weggedrückt. Die links darunter
liegenden Partien der Krone sind im Kontrast zur rechten Baumseite im

Lichtschatten dunkel abgebildet und erscheinen im Windschatten weniger
stark bewegt.

Abb. 6: Der Wunderbaum an der Aubrücke. Vergrößerter Ausschnitt aus der
Dithmarschen-Karte von Peter Boeckel 1559.

Der vom Wind nach links oder nach innen gebogene untere Ast auf der

rechten Seite wird mit seinen herunter hängenden Zweigen - ganz im Un-
terschied, wenn nicht schon Gegensatz, zum vorherrschenden Gesamtbild
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des Baums - nicht mit dichtem Laub, sondern allem Anschein nach weit-

gehend blattlos bzw. kahl und - anders als die stark bewegten Teile der

oberen Krone - eher starr wiedergegeben. Dies dürfte mutmaßlicher-,
wenn nicht schon wahrscheinlicherweise auf einen realistischen oder histo-

rischen Kern der von Neocorus und vor allem Vieth überlieferten Prophe-

zeiung und damit auf den Beginn einer Ausdorrung des großen alten
Wunderbaums hinweisen. Den gleichen Eindruck wie der untere Ast erwe-
cken auch die Spitzen der äußeren unteren Zweige des in sichtlichem Ab-
stand darüber liegenden und ebenso weit ausladenden Astes, vielleicht
auch noch - zumindest ansatz- oder andeutungsweise - drei weitere kleine
ebenfalls äußere Zweigenden des unteren Astes auf der gegenüberliegen-
den linken Seite des Baums. Seine insgesamt kräftig wirkende, große Kro-
ne erscheint siebenmal höher als der sichtbare Stamm. Da ihre Spitze je-

doch deutlich vom Wind zur Seite gedrückt wird, dürfte sie wohl tatsäch-
lich acht- bis neunmal höher gewesen sein.

Der kurze Eroberungsfeldzug der Herzöge von Holstein endete mit ih-

rem eindeutigen Sieg über die Bauernrepublik und ist mit dem rechtlichen
Akt ihrer Unterwerfung beendet worden, den die - wie es in der Kapitula-
tionsurkunde heißt - „gewesen Acht vnd Viertzigk Vorweser vnd gemeine
Inwohner des Landes Dithmarschen" am 20. Juni 1559 urkundlich bekräf-

tigt und besiegelt haben. 55 Boeckel hat den Wunderbaum mithin zur Zeit
des höchsten jährlichen Standes der Sonne zu, um oder kurz nach Som-
meranfang Johanni 1559 und - den Lichtreflexen auf der rechten Seite der

Krone zufolge - am späten Vormittag aufgenommen. Dem „Figuersnijder"
ist bei seiner Umsetzung der Zeichnung Boeckels in das Bild des Holz-
schnitts eine geradezu augenfällige Unachtsamkeit mit bleibenden Folgen
unterlaufen. Er hat den Wunderbaum nämlich nicht - wie erforderlich -

spiegelbildlich in den Holzblock geschnitten, sondern unverändert nach
dem direkten Vorbild der Zeichnung, so dass er auf seinem Abdruck sei-

tenverkehrt wiedergegeben ist. Und so erscheint er im Gesamtzusammen-
hang der Karte nicht in ihrer allgemeinen Blickrichtung. Die Sonne be-
scheint den Wunderbaum daher fälschlicherweise aus dem Norden, wo sie

- nach dem in der Schule fürs Leben gelernten Merkvers - bekanntlich „nie
zu seh'n" ist. Er muss deshalb, wenn er ins Bild passen soll, um 180° ge-
dreht werden. Das ist leichter gesagt als getan. Ein seitenverkehrter Abzug

vom photographischen Negativ lässt den Wunderbaum zwar korrekt in
der Orientierung des Kartenbildes erscheinen, verdreht nunmehr aber
ebenfalls die ihn umgebende Landschaft des Geestrands der Norderham-
me und des Broklandsautals entsprechend um 180°. Ich habe mich daher
bemüht, den Wunderbaum selbst allein an Ort und Stelle um 180° zu dre-

hen (Abb. 7), ohne dabei dem schönen Kunstwerk des Holzschnitts zu na-

55 DUB, Nr. 100, S. 207.
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he zu kommen oder gar Gewalt anzutun, und dabei nur mit seinen eigenen
Ausdrucksmitteln zu verfahren. Boeckel und Liefrinck hätten es gewiss
viel besser gekonnt.

Abb. 7: Seitenverkehrte Wiederherstellung des Wunderbaums nach der Zeichnung
Peter Boeckels.

Die ursprüngliche Entdeckung der Unachtsamkeit Liefrincks oder eines
seiner Holzschneider ist übrigens nicht neu. Sie drängt sich im Gesamtzu-

sammenhang des Kartenbildes jeder Betrachtung gleichsam von selbst auf.
Und so habe ich sie bei meiner Untersuchung des Holzschnitts zwar selbst
bemerkt und neu für mich entdeckt, aber der Kupferstecher ihrer Kopie in
Vieths „Beschreibung und Geschichte des Landes Dithmarschen" aus dem
Jahre 1733 hat den Baum bereits - bei aller Veränderung seiner äußeren Er-
scheinung - in der korrekten Orientierung der Karte wieder hergestellt,

freilich ohne auch die leichte Neigung des Stamms entsprechend zu korri-
gieren. Spätestens er dürfte daher der erste nachweisbare Entdecker des

Versehens bei der Anfertigung des Holzschnitts gewesen sein. Der Fehler
der seitenverkehrten Abbildung kommt im übrigen bei Holzschnitten,

Kupferstichen oder Radierungen gar nicht so selten vor, auch der Kupfer-
stecher der Nachbildung bei Vieth war nicht frei von dieser Unachtsamkeit

und hat sie z. B. bei der Abbildung der Kirche zu „Oldenwurden", heute
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Wöhrden, begangen, deren Süderhalle in den Ausmaßen des Hauptschiffs
erscheint. Und dieses vice versa in denen der Süderhalle. 56

Der Eingriff einer Drehung des Wunderbaums um 180° war erforder-
lich, um sein Abbild nach der Zeichnung Boeckels zurückzugewinnen.
Seine detaillierte Beschreibung auf dem Holzschnitt bleibt dabei unverän-
dert, wenn man sie statt vom Standpunkt des Betrachters in heraldischer
Manier in umgekehrter Blickrichtung von der gegenüber liegenden Seite

der Abbildung aus, mithin seitenverkehrt, liest oder aber bei Beibehaltung
der Sicht jeweils die Bezeichnungen links und rechts wechselseitig aus-
tauscht. Die Wiederherstellung der ursprünglichen Ansicht des Baums auf
der Zeichnung Boeckels verdeutlicht, dass seine offenbar kahlen unteren
Aste vor allem auf der Windseite zu erkennen sind. Dieser Eindruck wird

zweifellos durch den Wind selbst verstärkt, der die Krone auf der Südseite

zurückdrückt, ist insgesamt aber so auffällig und eindrücklich, dass der
Zusammenhang nicht rein zufällig sein dürfte oder ausschließlich auf eine

entsprechende momentane Situation zurückgeführt und mit ihr erklärt
werden könnte. Hinzu kommt, dass der untere, mutmaßlich blattlose Ast
auf der südlichen Seite kein Pendant auf der rechten hat. Bei näherem Hin-

sehen scheint der darüber liegende Ast nur mit seinen anscheinend eben-

falls kahlen Spitzen sichtbar zu sein und ansonsten von einem davor gele-
genen und zurückgewehten, stärker nach vorn in Richtung des Betrachters
gewachsenen, belaubten Ast auf gleicher Höhe verdeckt zu werden. Das
wiederum spräche dafür, auch die drei kleinen Zweigenden des auf der
gegenüber liegenden Nordseite herausgestreckten Astes analog zu deuten
und bereits in einem vergleichbaren Zustand zu vermuten. Alles in allem
erscheinen diese Beobachtungen auf Boeckels nach der Natur gezeichneten
Abbildung zu deutlich, wenn nicht schon eindeutig, um sie als Indizien für
den Zustand des Wunderbaums zum Zeitpunkt der letzten Fehde überge-
hen oder auch nur vernachlässigen zu können. Sie sprechen vielmehr - bei
allem Spielraum möglicher Deutungen des Holzschnitts als einer histori-
schen Quelle - im Vergleich mit dem darüber liegenden dicht belaubten
Teil der Baumkrone für den von Vieth in Gestalt einer Prognose überliefer-
ten historischen Sachverhalt, dass das Verdorren des Wunderbaums bereits

vor der „letzten Fehde" begonnen habe.
Seinem natürlichen Erscheinungsbild nach dürfte es sich beim Wun-

derbaum wohl in der Tat - im Einklang mit der von Müllenhoff erfassten
mündlichen Überlieferung - um eine Linde gehandelt haben, jedenfalls
lässt er sich stimmig mit dem typischen Erscheinungsbild sowohl der

56 Vgl. weiter oben Anm. 37. Bei genauer Betrachtung erkennt man, dass er seinen
Fehler offenbar entdeckt hat, als er zur Darstellung des Dachreiters auf der Süder-
halle ansetzte. Er konnte ihn so noch zutreffend auf dem Hauptschiff platzieren, die
Anordnung und die Proportionen beider Gebäudeteile jedoch nicht mehr korrigie-
ren. Hansen, Die alte Wöhrdener Kirche, S. 56f. (2005, S. 57 u. S. 59).



Der Wunderbaum an der Aubrücke 77

Sommer- als auch der Winterlinde vereinbaren.57 Bei genauer Betrachtung

des um 180° gewendeten Baums ist es unübersehbar, dass sein kräftiger ge-
rader Stamm leicht in Windrichtung nach rechts geneigt erscheint. Eine

solche Wirkung lässt sich auf Dauer nur bei weitgehend gleichbleibenden
oder im Wesentlichen konstanten Windverhältnissen erreichen. Sie ist da-

her die Folge relativ stabiler, regelmäßiger Umstände und Abläufe von
Klima und Witterung, hier insbesondere der allgemein vorherrschenden

Windrichtung. Diese wird langfristig im festen Rhythmus der Jahreszeiten
und der damit verbundenen unterschiedlichen Temperaturschwankungen
von Land und Meer bestimmt, mithin im speziellen Bereich der Deutschen,
genauer: der Dithmarscher Bucht der nahen Nordsee an der schleswig-
holsteinischen Westküste. Die regelmäßige instrumentelle Beobachtung,
Messung und Aufzeichnung der mittleren Windverteilung der Region
Büsum-Heide ergab um die Mitte der 50er Jahre des 20. Jahrhunderts für
die Häufigkeit südlicher Windrichtungen (von SO über S bis SW) einen
Durchschnittswert von 42,9 %, der nur noch von dem der westlichen (von
SW über W bis NW) mit 54,4

% übertroffen wird (Abb. 8).
An beiden ist die stärkste al-

ler 8 Windrichtungen aus SW
mit 20,2 % beteiligt.58 Da die
maßgeblichen meteorologi-
schen, geo- und hydrogra-
phischen Voraussetzungen -
mit Ausnahme der insgesamt W-

vernachlässigbaren Landge-
winnung - auch bei nicht
unerheblichen Klimaschwan-

kungen und gelegentlichen
Zirkulationsanomalien seit

dem Spätmittelalter insge-
samt im wesentlichen gleich
geblieben sind, wird man

diese generelle mittlere
Windverteilung als einen epo-
chenübergreifenden, weitgehend
konstanten Sachverhalt von lan-

Abb. 8: Die mittlere Windverteilung
im Raum Büsum-Heide um die Mit-

te der 1950er Jahre (in %).

57 Für diesen Zweck möge die typische Reduktion auf das allgemeine strukturelle Er-
scheinungsbild von Winter- und Sommerlinde genügen: Press, Bäume und Sträu-
cher, S. 165 u. S. 168. - Das allgemeine optische Erscheinungsbild der Linde bietet
anschaulich: Harwerth, Das kleine Baumbuch (1954), S. 9 (1984, S. 11).

58 Fischer, Das Festland, Bd. 7, S. 29-33, insbes. S. 30, Abb. Büsum-Heide.
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ger Dauer auch für die Zeit vor der regelmäßigen instrumentellen Be-

obachtung annehmen dürfen und den optischen Eindruck der leichten,
aber unverkennbaren Neigung des Stammes nach rechts in halbrechts oder

NO präzisieren können. Betrachtet man mit diesem Ergebnis erneut die
helle, sonnenbeschienene Seite der Krone, so scheint auch sie sich mehr in

diese Richtung als nur nach rechts zu bewegen, mithin einem kräftigen
SW-Wind ausgesetzt zu sein und ihm nachzugeben. Anders dürften die
weißen Flächen der Krone vermutlich deutlich schmaler ausgefallen sein.

IV.

Peter Boeckel hat den Wunderbaum somit allem Anschein nach bei der

langfristig vorherrschenden Windrichtung gesehen, entsprechend ein-
drücklich gezeichnet und sein Bild so für die Nachwelt festgehalten. Sein

Bild im vollen Laub zu Sommeranfang ermöglicht keinen Einblick in seine
besondere individuelle Struktur aus Stamm, Asten und Zweigen. 59 Und so
erfahren wir aus seiner Abbildung nichts darüber, wie hoch der Stamm

insgesamt gewachsen war und von wo ab, aber auch wie er sich in Teil-
stämme oder Hauptäste, Äste und Zweige gliederte. Auf jeden Fall lässt er
nichts vom überlieferten kreuzweisen Wuchs seiner Äste und Zweige er-

kennen und schon gar nichts von der Art ihrer heraldischen Darstellung im
Wappen und auf der Flagge Süderheistedts. Einen Hinweis geben dagegen
der untere, allem Anschein nach schon verdorrte Ast auf der linken Seite

und die beiden darüber liegenden Äste, wobei die Spitzen des äußeren -
wie gesagt - ebenfalls schon verdorrt wirken. Sie erscheinen nämlich nicht
mehr - wie allgemein vorwiegend üblich - im spitzen Winkel, sondern

waagerecht oder rechtwinklig zum ebenmäßig gebildeten sichtbaren
Stamm. Dass der untere sogar schon leicht stumpfwinklig wirkt, mag auf
den Wind zurückzuführen sein, der ihn nach unten und zurück drückt.

Der eher waagerechte als spitzwinklige Wuchs gilt auch für die unteren

Äste auf der linken Seite des Baums. Diese Beobachtung trifft generell auf
ältere Bäume zu. Ihre in die Waagerechte geratenen Äste werden daher
vom Baumschutz unserer Zeit gern - um sie davor zu bewahren, ganz ab-

zusinken und schließlich abzubrechen - wirksam abgestützt.60 Die von
Neocorus erwähnte, zu seiner Zeit noch erhaltene „Brake" könnte einer

dieser unteren Äste oder Zweige gewesen sein. Würde sich vielleicht das
Gerücht bewahrheiten, von dem mir die Bürgermeisterin der Gemeinde

Süderheistedt, Frau Birgit Meier, berichtete, dass noch ein Überrest des

59 Vgl. Press, Bäume und Sträucher.
60 Hierzu die eindrucksvollen Abbildungen der Naturdenkmäler alter Bäume in:

Fröhlich, Alte liebenswerte Bäume, u. Kühn u. a., Deutschlands Alte Bäume, sowie
speziell Linden in: Brunner, Bedeutende Linden.
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Wunderbaums existieren solle, könnte sogar mit Hilfe einer Bestimmung
des Kohlenstoffgehalts der Radioisotope C 14 das Alter des Wunderbaums
genauer ermittelt werden.

Unterlagen zur Kllmagcschlchte Mittel-

europas

5O-jährlge Mittel; ... nicht ganz homogen

a) (Jhnrakterzahlen der Winter (Easton)

b) Zahl der milden Winter In % aller

extremen Winter

c) Zahl der guten Weinjahre In % (c «

Abweichungen /); (Mal bla September)

a) — c) übergreifende 50-Jahres-Mittel

Abb. 9: Klimaschwankun-

gen in Europa vom Hoch-
und Spätmittelalter bis
1900 mit dem Einbruch

der „kleinen Eiszeit" um

die Mitte des 16. Jahrhun-
derts (H. Flohn, Klima-

schwankungen [1967], S.
88).

Von allen Lebewesen der Schöpfung oder Evolution erreichen Bäume
das bei weitem höchste Alter. Linden können über 1000 Jahre alt werden.

In unserem Fall bleiben wir vorerst auf Vermutungen angewiesen, für die
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es allerdings an Hand der konkreten bildlichen Darstellung von Peter Boe-
ckel auch einige hilfreiche Anhaltspunkte gibt. Vergleicht man sie nämlich
mit dem Erscheinungsbild heutiger sehr alter Linden, von denen allein in
Deutschland „400 Baumriesen" erfasst sind,61 wäre ein Alter bis zu 500

Jahren durchaus denkbar. Der relativ normale, allem Anschein nach weit-

gehend konsistente Wuchs von Stamm und Krone könnte jedoch auch,
wenn nicht eher, für ein etwas jüngeres Alter sprechen. Nimmt man eine
Höhe des Stammes bis zum Ansatz der unterenen Aste von 3 m an, ergäbe
sich bei einer 8,5mal höheren Krone eine Gesamthöhe von 28,5 m. Bei nur 2

m wären es immerhin noch 19 m, bei 3,5 schon 33,25 m und bei 4 m sogar

38 m. Der Eindruck, dass seine „Twige" - wie es bei Neocorus und nach
ihm auch bei Vieth und Müllenhoff heißt - „alle crutzwiß gestanden" hät-
ten, ließe sich nach dem Befund unserer Betrachtung möglicherweise da-

rauf zurückführen, dass - zumindest die unteren, in die Waagerechte ab-

gesunkenen - Äste auf beiden Seiten des geraden Stamms bei weitgehend
symmetrischem Wuchs in der blattlosen Zeit zwischen Spätherbst und
Frühjahr nunmehr annähernd rechtwinklig und damit wiederum kreuz-

förmig erschienen sein könnten. Der Beginn der Verdorrung noch zu Zei-
ten der Bauernrepublik dürfte wohl nicht nur dem sehr hohen, mehrhun-

dertjährigen Alter des Baums, sondern auch den ungünstigen übergreifen-
den längerfristigen Klimaveränderungen in Europa zuzuschreiben sein.
Und zwar zunächst der vor allem regenreichen ersten Hälfte des 14. Jahr-
hunderts von 1310-1350, sodann der mittleren Hälfte des 15. von 1430-1480

mit ungewöhnlichen Witterungsextremen sowie deutlich kälteren Som-
mern und Wintern und schließlich der sogenannten „kleinen Eiszeit" ab
der Mitte des 16. Jahrhunderts bis Ende des 17. Jahrhunderts, die mittelfris-

tig zu einer dauerhaften Absenkung der durchschnittlichen Temperatur
führte (Abb. 9).62 Das zunächst blattlose und alsbald starre, tote Holz der

verdorrten Zweige und Äste dürfte dem kräftigen Wind schon bald auf
Grund seiner mangelnden Biegsamkeit nicht mehr standgehalten haben
und sukzessive als „Brake" zu Boden gefallen sein.

Wie sein Alter muss vorerst auch die kulturelle, soziale und historisch-

politische Bedeutung des Wunderbaums an der Aubrücke in der mittelal-
terlichen Lebenswelt der Bauernrepublik Dithmarschen aus Mangel an
einschlägigen Quellen weitgehend unbestimmt bleiben. Dass er sie indes

61 Brunner, Bedeutende Linden, passim; Lenzing, Gerichtslinden, passim.
62 Easton, Les Hivers, S. 198ff. - Scherhag, Die gegenwärtige Milderung der Winter,

Anhang Abb. 1. - Fischer, Das Festland, Bd. 7, S. 262. - Flohn, Klimaschwankungen,
S. 317-337. - Ders., Klimaschwankungen in historischer Zeit, S. 81-90. - Lamb, Cli-
mate, insbes. Bd. 1, S. 431, S. 448 u. S. 475, u. Bd. 2, S. 123-125 u. S. 449-468. - Neo-
corus, Chronik, Bd. 2, gibt gelegentlich in den jährlichen Notizen Einblicke in den
Klimawandel der ersten Jahrzehnte der „kleinen Eiszeit", besonders deutlich 1579
(ebd., S. 281).
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hatte, dürfte allein schon die spärliche Überlieferung mit seinen Bezeich-
nungen als „Ein groet Wonderlich boem", als „Arbor mirae magnitudinis"
und schließlich als „Wunderbohm", dazu seine deutliche Abgrenzung
durch einen Graben als besonderen Platz am hohen Geestrand nahe der

Aubrücke bei Süderheistedt hinreichend bezeugt sein. Alte Bäume, na-
mentlich Linden, genossenen in den älteren, vormodernen Gemeinschaften
nicht selten besonderes Ansehen, das vom allgemeinen Respekt über öf-
fentliche Kennzeichnung und Markierung, Hege und Pflege bis hin zu re-
ligiöser Verehrung reichte. In der Geschichte Europas begegnen sie uns als

besondere Orte des Schutzes und der Versammlung, insbesondere für Be-
ratungen und Beschlüsse, Verhandlungen und Abkommen, Rechtspre-
chung und Strafvollzug, aber auch für kultische oder volkstümliche Anläs-
se, Ereignisse und Handlungen in feierlichen, festlichen und geselligen
Formen.63 Manchmal haben sie Spuren besonderer Funktionen hinterlas-
sen, wie beispielsweise das Halseisen in Kopfhöhe an der alten Linde in
Süderhastedt, die offenbar als Dorfpranger gedient hatte.64 Manchmal sind
es nur mündlich überlieferte Sagen, wie die nicht näher belegte Erzählung
zur „Fünffingerlinde" im Riesewohld, die den mehr als zwei Jahrhunderte
alten Baum als mahnende Schwurhand zur Erinnerung an die Ermordung
eines unschuldig Verdächtigten deutet, die an Ort und Stelle des Verbre-
chens aus dem Waldboden herausgewachsen sei.65

Vom Wunderbaum fehlen solche gegenständlichen Überreste oder sa-
genhaften mündlichen Überlieferungen. Die von Neocorus mitgeteilte
Prophezeiung ist erst gut zwei Jahrzehnte nach dem Ende der Bauemre-

publik überliefert. Und es gibt keinerlei Anhalt dafür, sie weiter als 1580,
ins Todesjahr Johanns des Alteren, zurückzudatieren. Das gilt auch für die

von ihm erwähnten „andern mehr solcher Wunder", ganz davon abgese-
hen, dass er sie nur in dieser allgemeinen Aussage ohne jeden konkreten
Hinweis anführt. Eines könnte vielleicht seine an anderer Stelle, aber ohne

Bezug auf den Wunderbaum im Kontext zweier weiterer „Wunder" in Ge-
stalt weißer Vögel mitgeteilte Anekdote sein, dass vor dem Tod Herzog Jo-

hanns des Älteren in seinem Drittel Dithmarschens ein weißer Sperling ge-
sehen worden sei, den schon bald nach der Eroberung eine Frau geweis-
sagt habe.66 Der von ihm nach dem Hörensagen mitgeteilte Hinweis, dass
sich bei „Schilsche in Westphalen" ein gleichartiger Wunderbaum befinden
solle, hat sich als unergiebig erwiesen.

63 Hierzu allgemein: Brunner, Bedeutende Linden, passim, und speziell Lenzing, Ge-
richtslinden.

64 Denker/Stecher, Alte Bäume in Dithmarschen, S. 16f.
65 Ebd., S. 12f.
66 Neocorus, Chronik, Bd. 2, S. 421f. Dazu auch Denker/Stecher, Alte Bäume in Dith-

marschen, S. 284.
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Sucht man nach weiteren Vergleichsmöglichkeiten, so bietet sich im nä-

heren Umkreis allein der „Upstalsboom" bei Aurich in Ostfriesland an, das
- damals noch als autonome Landesgemeinde - zu den sogenannten Sie-
ben Seelanden an der südöstlichen Nordseeküste zählte, denen auch die

Bauernrepublik Dithmarschen zugerechnet wurde.67 Dieser fungierte vom
zweiten Jahrzehnt des 13. bis zum vierten des 14. Jahrhunderts als Ver-

sammlungs- und Tagungsort der Vertreter der Sieben Seelande zur Auf-
rechterhaltung des friesischen Landfriedens und der Friesischen Freiheit.
Er soll ursprünglich aus einem Hügel mit sieben Eichen bestanden haben,
von denen zu Ende des 16. Jahrhunderts noch drei erwähnt werden, seit

dem 17. Jahrhundert schließlich nur noch eine. 68 Konkrete Anknüpfungs-

punkte für mögliche Analogien oder Parallelen zum Wunderbaum haben
sich nicht ergeben, so dass auch dieser Versuch einer Annäherung auf dem

Vergleichswege unergiebig geblieben ist, freilich bis auf einen allgemeinen
Hinweis. Dieser betrifft die grundlegende Gemeinsamkeit von Friesischer
und Dithmarscher Freiheit. Ziel und Zweck der Treffen am „Upstalsboom"

waren die Sicherung und Festigung der Friesischen Freiheit der Seelande
als Voraussetzung und Grundlage der Autonomie ihrer genossenschaftli-
chen Verfassungsordnung und ihrer Föderation als Landfriedensbund. Der
Wunderbaum an der Aubrücke hingegen ist in der von Neocorus überlie-
ferten Prophezeiung Ausdruck und Symbol der Dithmarscher Freiheit in
Gestalt der faktisch autonomen, genossenschaftlich-föderativ organisierten
landschaftlichen Verfassungsordnung der Bauernrepublik.69

Wie aber ist die von Neocorus mitgeteilte und von Vieth wie von

Müllenhoff übernommene und jeweils als Prognose oder Verkündigung
variierte Prophezeiung in ihrem historischen Kern zu verstehen? Politisch
motivierte und instrumentalisierte vermeintliche Prophezeiungen geben

sich durchweg als sehr alt aus, erweisen sich aber bei kritischer Überprü-
fung ihrer Entstehung und Verbreitung in aller Regel als zeitgenössische
Produkte der jeweiligen Gegenwart ihres Erscheinens. Damit wird der
Eindruck erweckt, als seien ihre Weissagungen, soweit sie die Vergangen-
heit betreffen, allesamt auch eingetreten. Dies aber ist eine ganz bewusste
Absicht, richtiger: Irreführung und Manipulation, die den Anschein von
Glaubwürdigkeit und Zuverlässigkeit vortäuscht, um ihre eigentlichen,
meist ebenfalls in politische Prophetie gekleideten politischen Absichten
und Ziele gleichsam als selbstverständliche, vorweggenommene Realität
erscheinen und wirken zu lassen. 70 Wer den Wunderbaum zu Ende der

67 Hansen, Die spätmittelalterliche Bauernrepublik Dithmarschen, S. 6-17.
68 Kööp (Hrsg.), Quellen und Materialien, S. 20; Küppers, Upstalsboom, S. 425-430.
69 Hansen, Die spätmittelalterliche Bauernrepublik Dithmarschen, S. llf.
70 Diese bewusst und gezielt manipulierten oder instrumentalisierten vermeintlichen

„Weissagungen" oder „Prophezeiungen" gelten daher in ihrer kritischen Entzaube-
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Dithmarscher Bauernrepublik und während der ersten Zeit nach ihrer Un-

terwerfung und Dreiteilung durch die Herzöge von Holstein gesehen und
erlebt hatte, wusste um den unübersehbaren Beginn seines Verdorrens.

Nach der Eroberung des Landes scheint sein Verfall so rasch fortgeschrit-
ten zu sein, dass er schließlich nur noch durch ein Wunder zu retten gewe-

sen wäre. Ob die Elster und ihre fünf weißen Jungen der Realität entspro-
chen haben, muss dahin gestellt bleiben. Aber es dürfte durchaus wahr-
scheinlich sein, dass auch der sterbende Baum gelegentlich noch und be-

sonders augenfällig vielleicht vor dem Tode Herzog Johanns des Alteren
gegrünt haben könnte.

Was aber hat es mit einer Wiederkehr der Dithmarscher Freiheit durch

Restitution der landschaftlichen Verfassungsordnung und Restauration der
faktischen Autonomie des Landes als Bauernrepublik auf sich? Nicht alle
Dithmarscher hatten sich 1559 den Herzögen von Holstein unterworfen
und ihnen den Treueid geleistet. Einige von ihnen - wie der aus dem

Kirchspiel Lunden stammende Tede Evekens (Ewekens, Eweckens)71 - wa-
ren vorher außer Landes gegangen und hatten ihr Vermgen und ihr Leben
darangesetzt, zunächst um die Niederlage doch noch abzuwenden, da-
nach, um die republikanische Freiheit zurückzugewinnen. 72 Hierbei be-

dienten sie sich politischer Konstellationen, Entwicklungen und - wie es
im Sprachgebrauch der Zeit hieß - „Händel" oder „Praktiken", die den
Herzögen von Holstein, vor allem König Friedrich II. von Dänemark, nach-
teilig waren und durchaus hätten gefährlich werden können. Dazu zählten
die Ambitionen der Töchter des vertriebenen Königs Christian II., Christi-
ne und Dorothea, die mit einflussreichen Fürsten, diese mit dem Kurfürs-

ten und Pfalzgrafen bei Rhein, jene mit dem Herzog von Lothringen, ver-

rung als „vaticinia ex eventu", „selffullfilling prophecies" oder das Werk „rück¬
wärtsgewandter Propheten".

71 Neocorus, Chronik, Bd. 2, S. 233. - DUB, Nr. 126, S. 285ff. - Kinder, Alte Ditmarsi-
sche Geschichten, S. 160f. - Colding, Studier, S. 419.

72 Bereits Dahlmann hat im Anhang seiner Neocorus-Edition, Bd. 2, S. 578, ausdrück-
lich bedauert, „daß Neocorus die Versuche einiger Dithmarscher, die Freiheit ihres
Vaterlandes wieder herzustellen, so flüchtich berührt" habe, dass die beiden von
ihm erwähnten Namen - neben Tede Evekens vor allem auch Johan Tope - „ganz
rätselhaft dastehn" würden und auch Vieth und Bolten „kein Wort von ihnen" ver-
lauten ließen. Zugleich hat er aber auch bereits treffend auf die übergeordneten po-
litischen Zusammenhänge verwiesen, in denen sie in Erscheinung treten und zu
beurteilen sind. Michelsen hat dann schon sieben Jahre später in seinem DUB, Nr.
150, S. 339-353, die Quellenbasis erheblich erweitert. Boysen hat 1881 (Urkunden
Dithmarschen, S. 32-37 u. S. 54), ihre Ansätze in der Spätzeit der Bauemrepublik,
ihre personelle Verdichtung im Kirchspiel Lunden und ihre Zusammenhänge bis
1580 erkannt und verdeutlicht. Und Kinder hat 1885 (Alte Ditmarsische Geschich-
ten, S. 160-166), erstmals auf Grund der bis dahin bekannten Quellen ihre Geschich-
te erzählt.
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heiratet waren, den dänischen Thron zurückzugewinnen,73 sodann der
Reichs-ritter Wilhelm von Grumbach, der im Zusammenhang der nach
ihm benannten „Grumbachschen Händel" Friedrichs II. Schwager, Herzog

August von Sachsen, um die Kurwürde bringen wollte,74 und nicht zuletzt
König Erich XIV. von Schweden als Gegner Friedrichs II. im Siebenjährigen

Nordischen Krieg um die Vormachtstellung in Skandinavien.75
Evekens scheiterte und verlor sein Leben 1567 nach Grumbachs Nieder-

lage, Gefangennahme und Hinrichtung vor Gotha auf der Flucht vor sei-
nen Verfolgern.76 Aber sein Landsmann und Parteigänger Hans Tope

(Dope, Dorpe, Tobe, Toby, Tob, Taub, Hans von Lunden) ebenfalls aus dem
Kirchspiel Lunden, setzte diese Praktiken fort, die im Jahre 1580 kulminier-
ten und darauf gerichtet waren, den König von Spanien im Rahmen wei-
terreichender Pläne insbesondere für eine Eroberung Dithmarschens zu

gewinnen, um den aufständischen Niederlanden unter anderem die Ge-
treideimporte von dort abzuschneiden und so in die Knie zu zwingen. To-
pe wurde verraten, konnte einer Verhaftung jedoch trotz intensiver An-
strengungen Herzog Adolfs von Holstein-Gottorf, seiner habhaft zu wer-
den, immer wieder entkommen.77 Sein Ende ist ungewiss, aber 1580 ver-

liert sich seine Spur und mit ihm auch jede ernsthafte Initiative um eine

Wiederherstellung der Dithmarscher Freiheit. Was ihn und seine Aktivitä-
ten für die Herzöge von Holstein gefährlich erscheinen ließ, war sein of-
fenbarer Rückhalt in Dithmarschen, denn er handelte - wie es in einem Be-

richt über seine vorübergehende Festnahme in Lüneburg heißt - mit der
Vollmacht von „Vierzehn der Vornehmsten in Dithmarschen".78 In diesem

Zusammenhang gewinnt die von Neocorus überlieferte Prophezeiung his-
torische Aktualität. Sie scheint offenbar im Rahmen der spanischen Ver-

bindungen Topes und seiner namhaften Unterstützung im Lande entstan-
den und erfolgreich verbreitet worden zu sein. Hierfür hätte die alte, ver-
dorrende und sterbende Linde an der Aubrücke wohl kaum instrumentali-

siert werden können, wenn ihre Identifikation mit der Bauernrepublik und

ihre darauf beruhende Bedeutung als Wahrzeichen oder Symbol der Dith-
marscher Freiheit nicht schon fest und gleichsam selbstverständlich im öf-

73 Colding, Studier, passim, insebes. S. 418ff. - Ders., De lothringske praktikker, S. 63-
81.

74 Ortloff, Geschichte, Bd. 2, S. 289ff., Bd. 3, S. 258-266, Bd. 4, S. 523 u. S. 531; Anders-
son, Tre nordeuropeiska „praktiker", S. 56-65. Dazu Press, Kaiser Karl V. - Ders.,
Wilhelm von Grumbach, S. 396-431.

75 Andersson, Tre nordeuropeiska „praktiker". - Ders., Erik XIV., S. 147-157.
76 Neocorus, Chronik, Bd. 2, S. 233. - Kinder, Alte Ditmarsische Geschichten, S. 161.
77 DUB, Nr. 150, S. 339-353. - Kinder, Alte Ditmarsische Geschichten, S. 161-166.
78 Unter den im DUB, Nr. 150, S. 351, namentlich Erwähnten befinden sich im ersten

Landregister aus dem Jahre 1560, DUB, Nr. 115, S. 242 f, neben Tede Ewekens wei-
tere größere Grundbesitzer des Kirchspiels Lunden und der spätere Landvogt des
Norderteils Boye Nanne Dencker.
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fentlichen Bewusstsein des Landes Dithmarschens verankert gewesen wä-
re. Und das heißt vor allem: in den Köpfen der politisch denkenden und
handelnden Repräsentanten der bäuerlichen Gesellschaft und ihrer auch

nach der Unterwerfung und Dreiteilung des Landes im wesentlichen erhal-
ten gebliebenen landschaftlichen Verfassungsordnung sowie namentlich

auch ihrer - nunmehr seit Einführung der Reformation - evangelisch-
lutherischen Geistlichkeit.

Hier sei schließlich noch daran erinnert, dass der Wunderbaum - der

Überlieferung zufolge - auf einem „sonderlichen umgegravenen" (Neo-

corus) oder „auf einem schönen, runden, mit einem Graben umgebenen
Platz" (Müllenhoff) gestanden habe. Das legt - wie beim Upstalsboom -
einen öffentlichen Versammlungsort - zunächst der Norderhamme, dann
aber auch der Osterdöfft oder gar des ganzen Landes nahe. Dass er sich an
einem relativ hochgelegenen, hervorragenden Ort am südlichen Geestrand
der Norderhamme, noch dazu in der Nähe des strategisch wichtigen Ver-
teidigungswerks der Aubrücke befand, der einen weiten Blick in das Land
vor der Broklandsau ermöglichte, dürfte zufällig, aber für einen histori-
schen Versammlungsort gewiss nicht unbedeutend gewesen sein. Die to-
pographische Begrenzung der Norderhamme durch die Wasserläufe der
Eider, der Broklandsau und der Tielenau sowie zwischen beiden durch ei-

nen Landgraben entsprach im kleinen der des Landes Dithmarschen im
großen durch Nordsee, Eider, Elbe und einen nur schwer zu überwinden-
den, wenn nicht unzugäglichen amphibischen Gürtel um die Gieselau, die
Holstenau und nördlich einer unbedeichten Strecke des Nordufers der Un-

terelbe nach Holstein. Der einzige Zugang einer breiten Straße auf der

Wasserscheide zwischen den Quellgebieten beider Auen ließ sich ebenso
wirksam kontrollieren und gegebenenfalls sperren oder verteidigen wie
die vier Brücken und der Landgraben zur Norderhamme.

Der Feldherr der Herzöge von Holstein Johann Rantzau war sich der
entsprechenden militärischen Bedeutung der Aubrücke bewusst, indem er
sie während der Eroberung des Landes 1559 - wie sein Sohn, der Huma-
nist und königlich-dänische Statthalter in den Herzogtümern Schleswig
und Holstein, Heinrich, in seiner „Beschreibung des Dithmarscher Krie-
ges" festgehalten hat - nach Besetzung der Tielenbrücke in einer Präven-
tivaktion kurzerhand einnahm. Denn von hier aus hätten sich die geflohe-

nen und versprengten Dithmarscher erneut sammeln und aufstellen kön-
nen, zunächst durch Besetzung der Schanzanlagen, dann aber auch von
dort aus durch Verteidigung der Norderhamme unter dem starkem Schutz
ihrer natürlichen Insellage an ihren Zugängen nach außen. Der durch ei-
nen Graben deutlich markierte Platz um den Wunderbaum dürfte sich

dem bäuerlichen Kriegsrat wohl als - gleichsam selbstevidenter, natürli-
cher - Standort angeboten haben, zumal der „Weg von Heystede nach der
Heyde", wie die Landstraße von Süderheistedt („Heiste") nach Heide auf
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dem Stich der „Aubrücker Schantze" bei Vieth bezeichnet wird,79 unmit-

telbar vor ihm gelegen hätte und von dort aus vorzüglich zu beobachten
gewesen wäre.

V.

Mit den diversen, aus den wenigen einschlägigen Quellen gewonnenen
und mit Hilfe der entsprechenden wissenschaftlichen Literatur erörterten
historischen Aspekten dürften - über die Ermittlung seiner realen natürli-
chen Gestalt hinaus - die Ansätze und Ausgangspunkte einer Annäherung
an die Geschichte und geschichtliche Bedeutung des alten Wunderbaums
an der Aubrücke im Wesentlichen erfasst sein. Seine tatsächliche öffentli-

che Funktion in der spätmittelalterlichen Bauemrepublik ist damit zwar
immer noch nicht hinreichend aufgeklärt worden.Wohl aber konnte im

Zusammenhang seiner bildlichen und schriftlichen Überlieferung und
nicht zuletzt der konspirativen Praktiken im Jahre 1580 seine außerordent-
liche zeitgenössische Bedeutung weitgehend erhellt werden, die ihn auf
Grund der Identifikation des Landes mit seiner überragenden Gestalt auf
dem hohen Geestufer der Broklandsau zu einem Wahrzeichen des histori-

schen Landes Dithmarschen und seiner Freiheit, zum „Wunderbaum", hat-

te werden lassen. Die propagandistisch inszenierte Prophetie von der Wie-
dergeburt der Dithmarscher Freiheit sollte indes nicht nur durch das Aus-

bleiben ihrer symbolischen wie ihrer politischen Erfüllung, sondern auch
durch den Tod Herzog Johanns des Älteren um ihre Wirkung gebracht
werden. Dieser war in der Prophezeiung nicht vorgesehen und durch-
kreuzte sie nun. Der von Neocorus überlieferte unzulängliche Versuch, ihn

in die Weissagung miteinzubeziehen, musste allein schon an seiner Kon-
frontation mit der historisch-politischen Wirklichkeit scheitern. Der Wun-
derbaum selbst scheint schon bald nach 1580 eingegangen und gänzlich

verschwunden zu sein. Was von ihm geblieben ist, sind Peter Boeckels

schönes lebendiges Bild seiner realen Gestalt im Jahre 1559 und die weni-
gen schriftlichen Überlieferungen, die ihn allesamt als symbolisches Abbild
und Wahrzeichen mit der historischen Bauernrepublik Dithmarschen und

der von ihr mit kräftigem Leben erfüllten Dithmarscher Freiheit identifi-
zieren.

Somit steht der Wunderbaum neben den beiden anderen symbolischen
Identifikationen, die das historische Dithmarschen in seinem Selbstver-

ständnis als „Marienland" und in seinem bis heute gültigen Hoheitszei-

chen des Reiterwappens erfahren und erhalten hat. Das Reiterwappen ist
der jüngste Ausdruck seiner Identität nach dem Verlust der staatlich-

79 Vieth, Beschreibung, Kupferstich zwischen S. 478 u. S. 479. Siehe oben Anm. 16.
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politischen Selbständigkeit als Bauernrepublik, und zwar als ein im Kon-
sens von fürstlicher Herrschaft und landschaftlicher Selbstverwaltung re-
giertes Gemeinwesen. Es erscheint erstmals als Herzschild des neuen Kö-
nigswappens Friedrichs II. im Jahre 1563 und ist dann auch in das daneben
weiterhin gültige ältere Wappen der dänischen Krone und in die fürstli-
chen Wappen der herzoglich-holsteinischen Linien des Hauses Oldenburg
aufgenomm worden. Das aktuelle Wappen des Landkreises Dithmarschen
ist in unwesentlicher heraldischer Variation unmittelbar aus dieser Traditi-

on hervorgegangen.80 „Marienland" war die Bauernrepublik Dithmar-
schen unter der Schutzherrschaft seiner Landesheiligen, der Mutter Gottes.
Und zwar über die Reformation hinaus bis zu ihrer Eroberung und Unter-

werfung 1559. Hatte die Bauernrepublik die heilige Jungfrau und Mutter
Jesu Christi in der Blüte ihrer Selbständigkeit und Freiheit im Siegel als

nimbierte heilige Herrscherin dargestellt, so erscheint sie auf dem Siegel
der Dithmarscher Kapitulationsurkunde 1559 als von Trauer und Schmerz

gezeichnete „mater dolorosa".81
Das Reiterwappen ist von allgemeingültiger Bedeutung für ganz Dith-

marschen. Maria sind nicht nur sechs Kirchen und alle drei Klöster des

Landes geweiht worden, sie ist auch in jedem Gotteshaus des Landes im
lebendigen christlichen Glauben beider Konfessionen präsent geblieben.
Der Wunderbaum hat seinen historischen Ort allein in der Gemeinde Sü-

derheistedt bei der Aubrücke und wurzelt wohl am tiefsten in der Ge-

schichte des Landes Dithmarschen, denn er verkörpert in seiner symboli-

schen Bedeutung eine genossenschaftlich organisierte vorfeudale bäuerli-
che Gesellschafts- und Verfassungsordnung, die zwar auch nach sozial-
ökonomischen Besitzverhältnissen gegliedert war und von einer großbäu-
erlichen Oberschicht regiert wurde, sich aber durch eine tief eingelebte
Mentalität persönlicher Freiheit als Grundlage und Voraussetzung der po-
litischen Dithmarscher Freiheit auszeichnete, die alle Landeseinwohner

von der Elite der Regentenfamilien bis zur Unterschicht der Landarbeiter
und Tagelöhner auszeichnete und keinerlei Leibeigenschaft oder Leibherr-
schaft kannte. So gesehen erhält der Wunderbaum in seiner symbolischen
Bedeutung neben den historischen zugleich moderne Züge, deren Aktuali-

tät gleichsam auf der Hand liegt und sich in den gewandelten Formen der
zivilgesellschaftlichen und staatsbürgerlichen Verfassungsordnung unserer
Tage als unverjährtes Erbe auf seine Nachfolgerin, die Linde am Kätners-
weg, übertragen lässt.

In der symbolischen Identifikation des Landes Dithmarschen mit dem
Wunderbaum äußerte sich ein uralt-magisches totemistisches Weltver-

ständnis, das die natürliche große alte Linde auf dem hohen Geestrand des

80 Hansen, Entstehung und Bedeutung des Dithmarscher Reiterwappens.
81 Hansen, Marienland Dithmarschen.
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nördlichen Ufers der Broklandsau als mythischen „Wunderbaum" zum
übernatürlichen „Schicksalsbaum" werden lässt. Verdorrt der Baum, ist es

um die Freiheit der Bauernrepublik geschehen. Schlägt er wieder aus und

bringt von neuem grüne Blätter hervor, wird das Land seine alte Freiheit
zurückgewinnen. Alexander Demandt hat diesen archetypischen Zusam-
menhang in seiner Kulturgeschichte des Baums „quer durch die Zeiten
und Völker" belegt und zahlreiche Beispiele vom Gilgamesch-Epos und
der Bibel über die traditionalen Kulturen und Gesellschaften bis in die

unmittelbare Moderne, namentlich den „tausendjährigen Rosenstock" zu

Hildesheim und den Ginkgo in Hiroshima zusammengetragen. 82
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Zur Sozialgeschichte des

schleswig-holsteinischen Adels*

Von Peter Wulf

Einleitung

Die Geschichte des schleswig-holsteinischen Adels und vor allem von des-
sen Hauptgruppe, der Ritterschaft, ist schon vielfach Gegenstand von Un-

tersuchungen gewesen. Dabei ging es einerseits um die Behandlung vor al-
lem der politischen Geschichte des gesamten Standes in seiner Entwick-

lung - seinen Rechten, Kämpfen, Siegen und Niederlagen insbesondere
mit den jeweiligen Landesherren -, es ging andererseits aber auch um die
Geschichte einzelner Adelsgeschlechter und Persönlichkeiten. Auch die

großen kulturgeschichtlichen Leistungen des Adels, vor allem im 18. Jahr-
hundert, sind vielfach beschrieben worden.

Zunächst einmal sind die Geschichte des Adels und insbesondere ein-

zelne Aspekte der Adelsgeschichte Themen, die in den allgemeinen Lan-
desgeschichten von Degn, Lange und Opitz abgehandelt werden. 1 Vor al-
lem im Mittelalter und in der frühen Neuzeit war der Adel, insbesondere

die Ritterschaft, in seinen Kämpfen mit seinen Landesherren ein entschei-
dender Machtfaktor. Auch wirtschaftlich, sozial und kulturell übte er einen
dominierenden Einfluss aus.

Ferner gibt es einige Darstellungen, in denen die Geschichte der Ritter-
schaft der Hauptgegenstand ist. Aus der älteren Zeit zu nennen sind hier
die Untersuchungen von Bobe und - vor allem kultur- und geistesge-

schichtlich ausgerichtet - von Otto Brandt. 2 In der neueren Zeit entstanden
sind die mehr rechtsgeschichtlich ausgerichtete Untersuchung von Heisch

* Bei der Erarbeitung des vorliegenden Aufsatzes waren mir Angrit und Klaus-
Joachim Lorenzen-Schmidt mit Anregungen sehr behilflich.

1 Degn, in: Geschichte Schleswig-Holsteins, Bd. 6. - Ders., Schleswig-Holstein. - Lan-
ge (Hrsg.), Geschichte Schleswig-Holsteins. - Opitz, Schleswig-Holstein.

2 Bobe, Ritterschaft. - Brandt, Geistesleben und Politik.

Zeitschrift der Gesellschaft für Schleswig-Holsteinische Geschichte, Bd. 141
Husum Druck 2016
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und dann die allgemein umfassenden Darstellungen von Lange und
Fuhrmann.3

Auf die besonderen kulturgeschichtlichen Leistungen des Adels, auch
hier wiederum der Ritterschaft, ist schon hingewiesen worden. Hier sind
vor allem die Bände über die Schlösser und Herrenhäuser von Rumohr zu

nennen, die eine Fülle von kultur- und personengeschichtlichen Einzelhei-

ten enthalten. Überwiegend kulturgeschichtlich, aber auch andere Aspekte
enthaltend, sind die Sammelbände von Degn und Lohmeier angelegt.4

Enger kunstgeschichtlich konzipiert sind die Arbeiten von Hirschfeld,

Buttlar/Meyer und der von der Kunsthalle Kiel herausgegebene Katalog
„Privatissimo" mit Abbildungen und Aufsätzen zum Kunstbesitz aus

schleswig-holsteinischen Adelshäusern. Ganz neu ist der große Sammel-
band von Deert Lafrenz über die Bau- und Besitzgeschichte schleswig-
holsteinischer Güter.5

In den Bereich der Adelsgeschichte Schleswig-Holsteins gehören aber
auch die wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse des Adels, mit denen

sich besonders die Arbeiten von Prange befassen. 6

In allen diesen Darstellungen gibt es zwar immer wieder verallgemei-
nernde auch sozialgeschichtliche Einzelbeobachtungen; was aber bisher

fehlte, ist eine zusammenhängende Sozialgeschichte des schleswig-hol-
steinischen Adels. Dabei geht es nicht um einzelne Familien oder Personen,

sondern um die Geschichte einer sozialen Klasse in einer Region. Es geht
um die übergreifende Geschichte der sozialen Struktur und Entwicklung
eben dieser Klasse in generalisierender Absicht. Dabei ist eine so verstan-

dene Sozialgeschichte natürlich nicht ohne Fundierung durch die Politik-,
Geistes- und Wirtschaftsgeschichte zu erstellen, aber sie sind eben nur der
Rahmen, in dem sich das Soziale vollzieht. 7

Im Gegensatz zum Adel als Klasse in den übrigen Regionen Deutsch-
lands, dessen standesmäßige und rechtliche Verhältnisse von einer großen
Vielfalt bestimmt waren,8 war der Adel in Schleswig-Holstein eine ziem-

lich gut eingrenzbare Gruppe. Den Kern des Adels bildete die Ritterschaft,
eine formell eingegrenzte Teilgruppe eigenen Rechts, die aber andere Mit-
glieder unter besonderen Umständen kooptierte. Daneben gab es aber
auch Adelsgeschlechter, die nicht Mitglieder der Ritterschaft waren, die
aber durchaus gleichermaßen am Standesbewusstsein und am Lebensge-

3 Heisch, Privilegien. - Lange, Die politischen Privilegien. - Fuhrmann, Die Ritter-
schaft.

4 Degn/Lohmeier, Staatsdienst und Menschlichkeit. - Lohmeier, Arte et Marte.
5 Hirschfeld, Herrenhäuser und Schlösser. - Buttlar/Meyer, Historische Gärten. - Laf-

renz, Gutshöfe und Herrenhäuser.
6 Unter vielen Veröffentlichungen zusammenfassend: Prange, Das Adlige Gut.
7 Siehe dazu die Beiträge in: Wehler (Hrsg.), Moderne deutsche Sozialgeschichte.
8 Reif, Adel im 19. und 20. Jahrhundert.
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fühl der ritterschaftlichen Gruppe teilnahmen. Insofern wird jeweils nach

dem Zusammenhang zwischen den Begriffen „Adel" und „Ritterschaft"
variiert.

Ursprünglich war geplant, eine Sozialgeschichte des Adels seit seiner
Verfestigung als sozialer Stand im 13. und 14. Jahrhundert bis in die Ge-
genwart darzustellen. Diese Absicht wurde allerdings mit Rücksicht auf
die Fülle des Stoffes aufgegeben. Thema dieses Aufsatzes ist vielmehr die
Sozialgeschichte des Adels vor allem im 18. und 19. Jahrhundert, als er in
Hinsicht auf sein Standesbewusstsein und seine Kulturleistungen seine

höchste Stufe erreicht hatte. Auch das 20. Jahrhundert wird nur einge-
schränkt behandelt.

Die Abhandlung ist nur auf der Grundlage der vorhandenen Literatur
erarbeitet; Archivstudien wurden nicht unternommen. Auch auf das ritter-

schaftliche Archiv wurde nur Bezug genommen, soweit es Grundlage der
vorhandenen Literatur war. 9

Adel allgemein und Adel in Schleswig-Holstein

Adel allgemein

Adel in Deutschland hatte bis zum Beginn des 20. Jahrhunderts eine Reihe
von sozialen, wirtschaftlichen und politischen Sonderrechten. Zwar ver-
minderten sich diese Rechte im Laufe der Verfassungsentwicklung des 19.
Jahrhunderts, aber einzelne Rechte blieben bis zum Beginn der Weimarer

Republik bestehen, bis dann die Weimarer Reichsverfassung alle adligen
Sonderrechte beseitigte. 10

Im wirtschaftlichen Bereich beruhten die Sonderrechte des Adels im 19.

Jahrhundert allgemein auf der Verfügung über einen ausgedehnten
Grundbesitz, der entweder selbst bewirtschaftet wurde oder an Abhängige
im Rahmen von Zeit- oder Erbpachten vergeben war. Im politischen Be-
reich hingegen bestand die Sonderstellung des Adels darin, dass ihm im
Rahmen der Verfassungsentwicklung im 19. Jahrhundert in einer besonde-
ren, ständisch organisierten Kammer gesonderte Mitwirkungsrechte einge-
räumt waren. Und im sozialen Bereich schließlich war die Sonderstellung

des Adels dadurch gegeben, dass ihm aus der geschichtlichen Entwicklung
nach eigener, aber zunächst auch nach Fremdauffassung ein besonderes
Standesbewusstsein zukam, das ihm Überlegenheit und Herrschaftsbefug-
nisse verlieh. Das 19. Jahrhundert war allerdings unter dem Einfluss der
Französischen Revolution bestimmt von Adelskritik und dem allmählichen

9 LASH, Abt. 394.
10 Zu Adel allgemein siehe Wienforth, Adel. - Reif, Adel im 19. und 20. Jahrhundert.
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Verlust dieser Sonderrechte, doch blieb das Beharren des Adels auf dieser

Sonderstellung lange unverändert bestehen.
Adel setzte einen besonderen Adelsnachweis voraus, der entweder von

altersher bestand und nie bestritten wurde oder durch einen hoheitlichen

Akt verliehen wurde. Adel war bestimmt durch eine beanspruchte Adels-

qualität, die nach Meinung des Adels durch Geburt erworben wurde. Sie
berechtigte zur Herrschaft über andere und zur Ausübung von Herr-
schaftsfunktionen im Militär, in der Kirche, in der Diplomatie und in der

Verwaltung. Daraus leitete der Adel eine bestimmte, nur ihm eigene
„Standesehre" ab, die ihn gegenüber anderen Ständen auszeichnete und
nachdrücklich bewahrt werden musste. Diese „Standesehre" äußerte sich

in einem nur ihm eigenen standesangemessenen Verhalten, in der Aus-

übung bestimmter Herrschaftstätigkeiten, in einem besonderen Gerichts-
stand und in einem standesgemäßen Heiratsverhalten, das Heiraten mit

Angehörigen als niedriger angesehener Stände an sich ausschloss.
Mit der Entfaltung der kapitalistischen Wirtschaft im 19. Jahrhundert

geriet der Adel in eine tiefgreifende wirtschaftliche und bewusstseinsmä-
ßige Krise. Grund und Boden, landwirtschaftlicher Besitz verloren den

grundlegenden Wert als wichtigster Produktionsfaktor, andere Produkti-
onsfaktoren wie Kapital und Arbeit traten daneben auf und überflügelten
die alten Wirtschaftsgrundlagen bald entscheidend. Nur wenigen Adligen

gelang es, auch in die modernen Wirtschaftsbereiche vorzustoßen. Hatte
bisher schon die adlige Landwirtschaft mit Krisen und Konjunkturen zu

tun gehabt, so wurden die Ausschläge im Rahmen einer global ausgeweite-
ten Wirtschaft immer größer. Die adlig bestimmte Landwirtschaft trat in
Konkurrenz zu anderen Wirtschaftsbereichen, die kapitalkräftiger, wirt-

schaftsmächtiger und damit insgesamt entscheidender waren als die vom
Adel betriebene Landwirtschaft. Der Adel reagierte auf diesen wirtschaftli-
chen und gesellschaftlichen Ansehensverlust mit einem umso zäheren
Festhalten an seinem Standesbewusstsein und seiner vermeintlich beson-

deren Stellung. Auch nach der Beseitigung aller seiner Vorrechte in der
Weimarer Reichsverfassung gelang es dem Adel, in landwirtschaftlichen
Verbänden, der Diplomatie und im Militär Restbestände seines Einflusses
zu wahren.

Adel in Schleswig-Holstein - Die Ritterschaft

Während es in Deutschland, im Reich und auch in vielen Territorien, eine

Vielzahl von Adelsrängen gab, die mit ganz unterschiedlichen Rechten
und Befugnissen ausgestattet waren und nachdrücklich auch gegeneinan-

der ihren Rang verteidigten, waren in Schleswig-Holstein die Verhältnisse
sehr viel einfacher. Es gab den bis 1864 den jeweiligen Landesherren ver-
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pflichteten schleswig-holsteinischen Adel, der in der „Ritterschaft" zu-

sammengeschlossen war. 11 Adel neben der Ritterschaft trat in Schleswig-
Holstein nur bedingt in Erscheinung. Er war entweder im Laufe der Ent-
wicklung aus anderen Landschaften zugewandert, oder es war ein Amts-
adel aus landesherrlicher Verleihung. An Rechten und an Einfluss waren
diese Adelsgruppen der Ritterschaft unterlegen.

Die Ritterschaft hatte sich im Zuge einer langen Entwicklung seit dem
12. Jahrhundert herausgebildet. Schon im 14. Jahrhundert schlossen sich im
Lande ansässige Adelsgeschlechter zu Schwurverbänden zusammen, de-

ren Ziel es war, gemeinsame Interessen gegenüber dem Landesherrn
durchzusetzen. Das waren durchaus noch keine festgefügten Korporatio-
nen, sondern zunächst nur zeitweilige Bündnisse zur Erreichung begrenz-
ter Ziele. Auch nahmen sicher nicht alle Adligen gleichberechtigt an diesen
Bündnissen teil, sondern es gelang einigen Familien, die durch Besitz,
Macht und Einfluss überlegen waren, sich Führungspositionen zu sichern.
Den größten Einfluss erreichte die Ritterschaft zwischen 1460 und 1524, als

es ihr gelang, für die Wahl Christians I. und dann die Huldigung Fried-
richs I. umfangreiche Privilegien zu erlangen. 12 Diese machtvolle und un-
abhängige Stellung der Ritterschaft gegenüber dem dänischen König als
ihrem Landesherm wurde zu einem Grundelement der ritterschaftlichen

Selbstauffassung, das trotz aller zwischenzeitlichen Verluste an Rechten

letztlich bis in die Verfassungskämpfe des 19. Jahrhunderts hinein andau-
erte.

Denn mit dem Beginn und der Ausbildung der absolutistischen Herr-
schaft in Dänemark und Schleswig-Holstein gingen dem Adel viele Privi-
legien nach und nach verloren. Seine Rechte wurden eingeschränkt oder
gar beseitigt und alle Macht beim König in Kopenhagen oder - nach der

Landesteilung - beim Herzog in Gottorf konzentriert. Zugleich wurde die
Ritterschaft aber auch durch innere Entwicklungen geschwächt. Einige
Familien starben aus, andere konnten durch Besitzverlust ihren adligen
Status nicht halten und schieden aus der Ritterschaft aus. Wiederum ande-

re traten in den Dienst der Landesherren und verließen damit die Standes-

und Loyalitätsverhältnisse des landgesessenen Adels. Zwar trug die Ritter-
schaft immer wieder ihre Beschwerden und Forderungen vor, doch die
Macht lag nach und nach allein beim König oder Herzog; Konzessionen
gab es immer weniger, bis sie schließlich ganz ausblieben.

Wie stark und ungebrochen allerdings der Gedanke einer ständischen

Verfassung und insbesondere einer ritterschaftlichen Mitwirkung daran
war, zeigte sich in den Entwicklungen nach dem Wiener Kongress. Der Ar-
tikel 56 der Wiener Schlussakte vom Mai 1820 bestimmte nämlich, dass die

11 Vgl. dazu insgesamt: Rumohr (Hrsg.), Dat se bliwen. - Bobe, Ritterschaft. - Heisch,
Privilegien.

12 Hennings, Die Wähler von Ripen.
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„in anerkannter Wirksamkeit bestehenden landständischen Verfassungen

nur auf verfassungsmäßigem Wege wieder abgeändert werden" könnten.
Beraten durch Friedrich Christoph Dahlmann reichten die Prälaten - das
waren seit der Reformation die nach außen hin wirkenden Leiter der vier

Klöster - und die Ritterschaft des Herzogtums Holstein daher im Dezem-
ber 1822 eine Verfassungsbeschwerde bei der Bundesversammlung ein mit
der Forderung, die altständische Verfassung des Herzogtums Holstein
durch den dänischen König als Fürst des Deutschen Bundes wieder in
Kraft zu setzen. Tatsächlich war nämlich die altständische Verfassung Hol-

steins zwar durch die tatsächlichen Verhältnisse seit langem überholt, je-

doch niemals formell aufgehoben worden. Es war allerdings von vornhe-

rein die Frage, ob diese Verfassung noch im Jahre 1822 in „anerkannter
Wirksamkeit" war. Der Bundestag lehnte diese Forderung dann folglich
auch im November 1823 mit dieser Begründung ab. 13

Um diese Ausführungen über die Selbstauffassung des Adels zusam-
menzufassen, so ist festzustellen, dass die Ritterschaft durch ein besonde-

res gemeinsames Standesbewusstsein, durch einen politischen Führungs-

anspruch gegenüber anderen Ständen und durch den Anspruch auf eine
gleichberechtigte Teilnahme an der Herrschaft gekennzeichnet war. Das
ließ sich dann unter den Bedingungen des Absolutismus zwar nicht länger
durchsetzen, war aber in bleibender Form die Grundlage der Selbstauffas-

sung der Ritterschaft. Dabei war die Ritterschaft durchaus keine einheitli-
che Gruppe. Da gab es Familienstreitigkeiten, Fraktionen, politische Kon-
trahenten und die Gruppe der „Räte" und Beamten, die in den Dienst des

Königs getreten waren und Loyalitätskonflikte zwischen dem Dienstherm
und dem eigenen Stand auszuhalten hatten. Aber über alle Differenzen
hinweg bildete die Ritterschaft - in welchem Status auch immer - einen
kontinuierlichen Machtfaktor, mit dem der Monarch und die Gesellschaft
zu rechnen hatten.

Der Adel - seine zahlenmäßige Stärke und seine innere Differenzierung

Die zahlenmäßige Stärke der ältesten Gruppe der schleswig-holsteinischen
Ritterschaft - der Geschlechter, die schon vor 1460 im Lande waren und

die sich die „Originarii" nannten - lässt sich auf der Grundlage verschie-
dener Quellen annähernd bestimmen

Die relativ früheste Zahlenangabe findet sich im „Kieler Verbundbrief"
vom 2. Mai 1469. Es handelte sich dabei um einen Protest der schleswig-

holsteinischen Ritterschaft gegen eine Schuldenregelung mit dem bei der
Wahl von 1460 unterlegenen Gerhard von Oldenburg. Dieser Protestbrief

13 Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte, Bd. 1, S. 647-649.
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wurde von 143 Adligen aus 32 Familien gesiegelt. Bei den Unterzeichnern
war zu ersehen, dass einzelne große Familienverbände schon damals in
der Ritterschaft dominierend waren; vier große Familien (Rantzau, Se-
hestedt/Schinkel, Ahlefeldt/Rumohr und Pogwisch/von der Wisch)stellten

allein 77 der beteiligten Ritter und Knappen. 14 Solche zahlenmäßig sehr
starken Familienverbände, die über einen umfangreichen Grundbesitz und
damit auch Einfluss verfügten, sind auch später immer wieder zu beobach-
ten.

Auskunft über die Zahl der Rittergeschlechter gaben auch die Wappen
auf der Privilegienlade der Ritterschaft von 1504 und die Landesbeschrei-
bung Heinrich Rantzaus aus der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts

(„Nova Cimbricae Chersonesi Descriptio", 1597). In beiden gibt es jedoch
Lücken oder Hinzufügungen von Geschlechtern, so dass die Zahlenanga-
ben unsicher sind. Gleichwohl kann man davon ausgehen, dass es im 15.
und 16. Jahrhundert etwa 30 Adelsgeschlechter gab, bei denen jedoch man-
che Familien außerordentlich viele Angehörige zählten. 15

Im folgenden Jahrhundert nahm die Zahl der ritterschaftlichen Familien
dann aber erheblich ab. Teils starben die Familien aus, teils konnten sie ih-

ren ritterschaftlichen Status nicht mehr halten und stiegen sozial ab, teils
verkauften sie auch ihren Besitz und verließen das Land. Als in den dreißi-

ger Jahren des 19. Jahrhunderts ein Streit mit der Familie von Warnstedt

über deren Zugehörigkeit zur Ritterschaft ausbrach, forderte das holsteini-
sche Obergericht in Glückstadt die Ritterschaft amtlich auf, eine Liste der

ältesten Rittergeschlechter einzureichen. Die eingereichte Liste umfasste
zehn Geschlechter. 16 Damit war die Zahl der ritterschaftlichen Geschlech-

ter gegenüber dem Stand des 16. Jahrhunderts um zwei Drittel gesunken.
Man kann darin vielleicht die schleswig-holsteinische Form der „Adels-
matrikel" sehen, wie eine solche Anfang des 19. Jahrhunderts in Süd-
deutschland vielfach aufgestellt wurde.

Als erste Gruppe in der Ritterschaft verstanden sich - wie schon gesagt
- die Geschlechter, die schon vor 1460 im Lande nachweisbar waren; das

waren die „Originarii". Zu diesen Originarii zählten dann auch die im spä-
ten Mittelalter eingewanderten Geschlechter der Thienen, Blome, Schack
und Holck.17 Insgesamt nahm die Zahl der ritterschaftlichen Geschlechter

allerdings ständig ab. Es war daher eine Frage der Selbstachtung, des

14 Fuhrmann, Die Ritterschaft, S. 34. - Rumohr, Dat se bliwen, S. 107.
15 Rumohr, Dat se bliwen, S. 108-109. - Posselt, Actenmäßiger Bericht, S. 2-6.
16 Rumohr, Dat se bliwen, S. 102. - Posselt, Actenmäßiger Bericht, S. 8, nennt eine et-

was andere Zusammenstellung. Nach der Zusammenstellung von Rumohr waren
dies die Geschlechter: Ahlefeldt, Blome, Brockdorff, Buchwaldt, Qualen, Rantzau,
Reventlow, Rumohr, Thienen, von der Wisch/Pogwisch. - Heisch, Privilegien, S. 13,
nennt für das Jahr 1837 zwölf Geschlechter.

17 Rumohr, Dat se bliwen, S. 143, S. 144, S. 148 u. S. 150.
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Standesbewusstseins und auch der zahlenmäßigen Stärke und damit des

politischen Gewichts gegenüber dem sich formierenden absolutistischen
Staat, dass die Ritterschaft sich durch geeignete Geschlechter zu ergänzen
suchte. So entwickelte die Ritterschaft das Instrument der „Rezeption", der

durch einen gemeinsamen Beschluss getroffenen Aufnahme weiterer Ge-
schlechter, die bisher nicht zur Ritterschaft gehört hatten. Als daher der
kursächsische Feldmarschall Wolf Heinrich Bauditz (1579-1646) im Jahre

1635 die Tochter des Statthalters Gerhard Rantzau auf Breitenburg heirate-

te, wurde Bauditz, der sich später Baudissin nannte, in demselben Jahr der

erste „Rezipierte".18 Danach folgte bis in das Jahr 1837 eine lange Reihe
von Rezeptionen, darunter Saldern (1771), Bernstorff und Schimmelmann
(1774), Hedemann-Heespen (1817) und Reventlow-Criminil (1837).19 Diese

Rezipierten und ihre Nachkommen hatten ohne Einschränkung die glei-
chen Rechte in allen ritterschaftlichen Belangen wie die Originarii. Mit sol-

chen Aufnahmen ergänzte sich die Ritterschaft, doch sollte eine solche Er-

gänzung die Exklusivität nicht mindern.
Im Jahre 1790 trat zu den Originarii und den Rezipierten noch eine drit-

te Gruppe hinzu. In einer Versammlung der Ritterschaft vom 18. Januar
1790 kam man nach einer großen Zahl von Rezeptionen zu der Auffassung,
dass weitere Rezeptionen weder „notwendig noch ratsam" seien, doch
wollte man in Zukunft nicht gänzlich auf das Instrument der Rezeptionen

verzichten. So wurde der Beschluss gefasst, nur noch „bedingt zu rezipie-
ren". Die Bedingung lautete, dass derjenige Adlige, der die Rezeption be-
antragte und erhalten sollte, im Besitz eines adligen Gutes im Lande sein
müsse. Damit wurden alle nichtbesitzenden Angehörigen eben dieser Ge-
schlechter ausgeschlossen. So entstand die Gruppe der „bedingt Rezipier-
ten".20

Im Rahmen dieser Rezeptionen gab es beschleunigte und retardierende
Phasen. Geriet die Ritterschaft einflussmäßig in die Enge, schritt man zu

Rezeptionen; sah man seinen Status gesichert, erschwerte man die Rezep-
tionen wieder oder unterließ sie gar. Hatten bis in das 18. Jahrhundert hin-

ein die Grundsätze der adligen Abkunft, eines adligen Grundbesitzes oder
auch einer gewissen öffentlichen Bedeutung (Bernstorff, Saldern und
Schimmelmann) eine Rolle gespielt, so traten dann auch materielle und
standesmäßige Überlegungen hinzu. So wurde im Jahre 1756 darüber ge-

klagt, dass der ritterschaftliche Gutsbesitz, den Grundbesitz der Klöster
eingeschlossen, inzwischen kleiner sei als der Besitz der nicht zur Ritter-

schaft gehöriger oder gar bürgerlicher Besitzer adliger Güter. In Schleswig-

18 Posselt, Actenmäßiger Bericht, S. 17-18. - Zu Wolf Heinrich Bauditz siehe ADB, Bd.
2, S. 136.

19 Heisch, Privilegien, S. 13. - Posselt, Actenmäßiger Bericht, S. 64-65. Bei Posselt fin-
den sich die Namen von allen Rezipierten in den Jahren von 1633 bis 1837.

20 Heisch, Privilegien, S. 13-14. - Posselt, Actenmäßiger Bericht, S. 64-65.
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Holstein nämlich war - anders als in Preußen - der Erwerb adliger Güter

Bürgerlichen nicht verwehrt. Im Jahre 1837 wurde die Klage wiederholt.21
Damit geriet die Ritterschaft in Gefahr, nicht länger als der erste Stand für
die Vertretung der standeseigenen Interessen angesehen zu werden. Ande-

rerseits achtete man aber durchaus darauf, dass durch die Rezeptionen das
Ansehen der Ritterschaft gewahrt und der innere Zusammenhang nicht ge-
fährdet wurde.22 Solche Rezeptionen in die Ritterschaft wurden bis zum
Jahre 1960 durchgeführt. Man kann also nicht sagen, dass es nach unten

„festgeschlossene Grenzen" gab, sondern diese Grenzen wurden je nach
Interesse durchaus flexibel gehandhabt.

Eine Gruppe, die sich seit Ende des 18. Jahrhunderts formierte, waren

die „Nicht-Rezipierten". Das waren teilweise sogar Adlige, die aus nicht so

traditionsreichen Geschlechtern stammten oder aber aus anderen Regionen
eingewandert waren, vor allem aber auch Bürgerliche, die ein adliges Gut
erworben hatten.23 Ihnen war eine Mitwirkung an allen ritterschaftlichen
Beschlüssen, auch so weit es sie selbst betreffende finanzielle Lasten an-

ging, zunächst versagt.

An sich war die Ritterschaft berechtigt gewesen, bei den Rezeptionen

sich nach den Auffassungen der Standesrechte und der eigenen Kooptation
frei zu entscheiden. In Zeiten häufiger Rezeptionen wollte aber auch der
Staat Einfluss auf die Rezeptionen nehmen, um die Bildung eines allzu wi-

derständigen Standes zu verhindern. So erging im Jahre 1809 ein königli-
ches Reskript, in dem vorgeschrieben wurde, dass vor jeder Rezeption die
königliche Genehmigung einzuholen sei. Die Ritterschaft sah dies als Ein-

griff in ihre originären Rechte an, verlangte die erneute Freiheit der Rezep-
tion, konnte sich damit aber in Kopenhagen nicht durchsetzen.24

Innerhalb der Ritterschaft gab es zusätzlich weitere Erhebungen durch
Hoheitsakte der Landesherren. Das war die Ernennung zum Lehnsgrafen
(Otto Graf Blome, Salzau) oder zum Reichsgrafen (Cuno Josua von Bülow,
Siggen, 1705 und Cai Lorenz Brockdorff, Kletkamp, 1706). Besondere öf-

fentliche Rechte waren mit diesen Titeln nicht verbunden. Einzig Christian
Rantzau war 1650 in den Reichsgrafenstand verbunden mit der Reichs-
standschaft erhoben worden.25

Hatte sich die Ritterschaft zunächst als Stand auf den Landtagen orga-
nisiert - was natürlich eine vorherige Verständigung vor allem in den gro-
ßen Familienverbänden nicht ausschloss so erhielt die Ritterschaft 1665

auf ihren Antrag das Recht, als besondere Versammlung zusammenzutre-

21 Posselt, Actenmäßiger Bericht, S. 42-44, S. 56-57 u. S. 62-63.
22 Posselt, Actenmäßiger Bericht, S. 57.
23 Zum Begriff des „adligen Gutes" und zum Erwerb solcher Güter durch Bürgerliche

siehe unten S. 122-123.

24 Heisch, Privilegien, S. 65-66.
25 Heisch, Privilegien, S. 36.
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ten. Teilnahmeberechtigt waren die Mitglieder der Ritterschaft, die Präla-
ten der Klöster und die rezipierten Adligen, soweit sie ein adliges Gut im
Lande besaßen. Es war dies das „Plenum", das mehrmals im Jahr tagen

konnte, stets aber zum Kieler Umschlag im Januar ein es jeden Jahres. Die-
ses Plenum besaß die Zuständigkeit in allen ritterschaftlichen Fragen.

Da die Verhandlungen in einem solchen Plenum umständlich waren,

der Regierung in manchen Situationen zudem der Ansprechpartner fehlte,
wurde auf Anregung des damaligen Präsidenten der Deutschen Kanzlei,
Andreas Peter Bernstorff, der 1774 selbst in die Ritterschaft rezipiert wor-

den war, im Jahre 1775 die „Fortwährende Deputation von Prälaten und

Ritterschaft" gebildet, die als eine Art Geschäftsführung amtierte, ohne al-

lerdings in die Rechte des Plenums oder gar des Landesherm eingreifen zu
können.26

Je mehr adlige Güter allerdings in den Besitz von Adligen, die nicht in

die Ritterschaft rezipiert waren, oder gar in den Besitz von Bürgerlichen

übergingen, desto größer wurde diese Gruppe der Nichtrezipierten, und
desto stärker entwickelten sie nun auch ein Selbst- und Eigenbewusstsein.

Denn die Ritterschaft beschloss allein über die alle adligen Güter angehen-

den Angelegenheiten, ohne sich mit den Nichtrezipierten zu verständigen.

Dabei ging es vor allem um finanzielle Lasten, die alle Güter zu tragen hat-
ten, aber auch um grundsätzliche Fragen der Gestaltung der Gutswirt-
schaft. Denn die Nichtrezipierten hatten vielfach „modernere" Auffassun-

gen über die Wirtschaftsführung der Güter als der alte Adel. Nachdem es
in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts immer wieder zu Konflikten

zwischen diesen beiden Gruppen gekommen war und auch wiederholte

Verhandlungen keine Lösung gebracht hatten, beschloss der dänische Kö-
nig im Jahre 1778, diesen Streit endgültig zu entscheiden. Am 3. Juni 1778
erging ein Regulativ, in dem zunächst festgestellt wurde, „dass dieser
Streit in der Güte nicht zu vermitteln gewesen sei"; dann wurde entschie-

den, dass beide Gruppen Bevollmächtigte entsenden sollten, die die finan-

ziellen Fragen und Personalangelegenheiten (Landessyndikus und Rech-
nungsführer) nach der Verteilung des Besitzes entscheiden sollten. Damit
war auch eine Mitwirkung der Nichtrezipierten zumindest in diesen Fra-

gen gesichert.27 Wie gespannt allerdings das Verhältnis der Ritterschaft zu
den Nichtrezipierten weiterhin war, geht aus einem Brief von Fritz Revent-
low an seinen Bruder Cai Reventlow vom 9. November 1802 hervor. An-

lässlich der Entsendung einer Deputation nach Kopenhagen zur Klärung

von Steuerfragen, der auch ein Mitglied der Nichtrezipierten angehören

26 Heisch, Privilegien, S. 58-60.
27 Siehe zu diesen Auseinandersetzungen Heisch, Privilegien, S. 40, S. 53-56 u. S. 106.

- Degn, Geschichte Schleswig-Holsteins, Bd. 6, S. 186 u. S. 294-296. - Das Regulativ
findet sich in: Chronologische Sammlung der im Jahre 1778 ergangenen Verord-
nungen und Verfügungen, Kiel 1778, S. 17-19.
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sollte, schrieb er: „Die Idee, unseren Deputierten einen Nonrecepten zuzu-

gesellen, ist in jedem Fall unserer Verfassung zuwider. Sie machen ...
schlechterdings kein Corps aus, sondern sind nur einzelne Personen, deren
Versammlung der Regierung unbekannt bleibt. Darauf gründet sich unser
ganzes Verhältnis mit ihnen ..."28

Eine letzte Gruppe von Adligen, die in der Regel in der Rangordnung
des Adels am untersten Ende eingereiht waren, waren die Familien, die

durch den jeweiligen Landesherrn durch Nobilitierung in den Adel aufge-
nommen worden waren. Sowohl der dänische König - durch die Schaffung
eines Beamtenadels - wie auch seit 1867 der preußische König nahmen sol-

che Nobilitierungen vor. Vor allem bürgerliche Gutsbesitzer suchten um
eine solche Nobilitierung nach. So wurde Conrad Hinrich Donner II (Bre-
deneek, Rethwisch und seit 1905 auch Lehmkuhlen) 1873 in den preußi-
schen Adelsstand und 1902 in den Freiherrnstand erhoben. Martin Jenisch

(Blumendorf, Fresenburg, Poggensee) erhielt 1906 den preußischen Adels-
und Freiherrnstand. Beide waren Hamburger Unternehmer (Bankiers und
Kaufleute), die ihre Firmen in Hamburg betrieben und wohl eher „neben-

berufliche" Gutsbesitzer waren. 29 Der „Verbürgerlichung des Adels" (Diet-
er Lohmeier) entsprach also durchaus auch ein „Adelsstreben" des Bürger-
tums.30

Überblickt man die gesamte Entwicklung der Ritterschaft von ihren An-
fängen, so zeigt sich, dass sie historisch gewachsen war und zunächst auch
bereit gewesen war, neue Mitglieder aufzunehmen. Mitte des 17. Jahrhun-
derts setzten in der Ritterschaft dann allerdings Tendenzen zur Abschlie-
ßung nach unten ein, da das Instrument der förmlichen Rezeption entwi-
ckelt wurde. Der Stand wurde in seiner besonderen Qualität erhalten

durch die Aufnahme neuer Mitglieder nach den Kategorien von Adel und
Besitz und - wohl auch aus standespolitischen Überlegungen - nach öf-
fentlicher Bedeutung im Gesamtstaat (Bernstorff und Schimmelmann).

Angesichts des Vordringens bürgerlicher Gutsbesitzer war die Ritterschaft
auf diese Weise bestrebt, die ihr verbliebenen Rechte gegenüber den Nicht-
rezipierten zu monopolisieren.

Ursprünglich ausgestattet mit weitgehenden Rechten bei der Steuerbe-

willigung und sogar bei der Mitwirkung in der dynastischen Nachfolge,
musste die Ritterschaft im 17. Jahrhundert mehr und mehr auf diese Rech-

te verzichten, da der absolutistische Staat die Entscheidungen an sich zog.
Lediglich die Regelung der eigenen Standesorganisation verblieb der Rit-

28 Brandt, Geistesleben, S. 293, Anm. 2.
29 Martin, Millionäre, S. 17 u. S. 28-34. Die Nobilitierung Schimmelmanns ist sicher

ein Sonderfall.

30 Lohmeier, Der Edelmann als Bürger. In: Degn/Lohmeier, Staatsdienst und Mensch-
lichkeit, S. 127-149.
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terschaft. Gleichwohl blieb die Auffassung, ein eigener erster Stand im
Lande mit besonderen Vorrechten zu sein, immer erhalten.

Angesichts dieser Veränderungen bildete sich im Adel ein mehr indi-

rektes, „symbolisches" Standesbewusstsein aus, das als Unterscheidungs-
merkmal zu anderen sozialen Schichten diente. Haus- und Familiengeset-

ze, Erbrechtsregelungen und die Forderung nach Ebenbürtigkeit bei Ehe-

verbindungen sowie - lange noch - der Verzicht auf bürgerliche Berufe
waren die Kennzeichen eines solchen anhaltenden Standesbewusstseins. 31

Die sehr enge Verbindung der schleswig-holsteinischen Ritterschaft mit
dem dänischen Gesamtstaat brach 1866 ab; mit der Eingliederung Schles-

wig-Holsteins als preußische Provinz traten ganz andere Verfassungsbe-
stimmungen ein; die bisher immer noch bestehende Dominanz ging verlo-
ren. Ein weiterer entscheidender Einschnitt erfolgte durch die Weimarer

Reichsverfassung, nach der durch den Artikel 109 alle öffentlich-
rechtlichen Vorrechte der Geburt oder des Standes aufgehoben wurden.

Die Ritter waren demokratische Staatsbürger geworden.

Rechte und Ämter

Rechte

Bei der Betrachtung der Rechte der Ritterschaft ist es notwendig, zwischen
dem öffentlich-rechtlichen und dem privatrechtlichen Bereich zu unter-
scheiden. Öffentlich-rechtliche Angelegenheiten waren solche, bei denen
die Ritterschaft an der staatlichen Machtfindung und Machtausübung be-
teiligt war; privatrechtliche Angelegenheiten waren hingegen die inneren
Verhältnisse der Ritterschaft, über die sie selbst autonom entscheiden

konnte. Insgesamt zeigte sich, dass im öffentlich-rechtlichen Bereich im
Laufe der Zeit die sehr weitgehenden Rechte der Ritterschaft immer mehr
durch den Staat eingeschränkt und endlich gar beseitigt wurden. Zwar
hielt die Ritterschaft bis weit in das 19. Jahrhundert ihrem äußeren An-

spruch noch immer an diesen Rechten fest, aber sie besaß keine Macht
mehr, diese Rechte auch tatsächlich durchzusetzen. 32

Das wichtigste Recht im öffentlich-rechtlichen Bereich war das Land-

tagsrecht, die Teilnahme an den Landtagen und zunächst das unabdingba-
re Mitentscheidungsrecht auf diesen Landtagen. In den Privilegien von
1460 und 1524 waren weitgehende Mitentscheidungsbefugnisse in allen

staatlichen Angelegenheiten vorgesehen, doch mussten in der Folgezeit al-
le diese Rechte Stück um Stück gegenüber dem rechtlich immer weiter

31 Braun, Bemerkungen. - Bei Wehler (Hrsg.), Adel, S. 87-95.
32 Siehe dazu die Aufstellung bei Heisch, Privilegien, S. 35-50.
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ausgreifenden Staat aufgegeben werden. Schon zur Zeit der Reformation
Anfang des 16. Jahrhunderts waren nur noch wenige Mitwirkungsrechte in
Kraft, und die Landesherren ließen keinen Zweifel daran, dass diese Rech-

te nicht durch Privilegienverträge und Tradition gesicherte Rechte der Rit-
terschaft waren, sondern dass sie durch die „Gnade des Landesherm" ge-
währt waren. Teilnehmer an den Landtagen waren seit der Reformation
die Pröbste und Verbitter der vier adeligen Klöster, die in den Herzogtü-
mern mit Gutsbesitz ausgestattete Ritterschaft und die Vertreter der „privi-

legierten" Städte. Die Landtage verloren in der folgenden Zeit allerdings
immer mehr an Bedeutung. Im Jahre 1675 fand noch einmal ein allgemei-
ner Landtag statt, in den Jahren 1711/12 fand überhaupt der letzte Landtag
statt, auf dem wohl die Ritterschaft, nicht aber die Städte vertreten wa-
ren.33

Gleichwohl wurde das Landtagsrecht der Ritterschaft von der Seite des
Staates nie formell aufgehoben, doch konnte die Ritterschaft ihrerseits die
Einberufung von Landtagen nicht erzwingen.34 Als minderer Ersatz für die
Äußerung der ritterschaftlichen Wünsche dienten Beschlüsse, die auf dem
Kieler Umschlag gefasst und dann dem Landesherrn übermittelt wurden.
Erst als 1775 - wie schon erwähnt - die „Fortwährende Deputation von

Prälaten und Ritterschaft" gebildet worden war, entstand ein Organ, das
die Wünsche und Forderungen der Ritterschaft autorisiert übermitteln

konnte. Aber auch die Rechte dieses Gremiums waren nur sehr einge-
schränkt.

Ein Wiederaufleben des Landtagsrechtes der Ritterschaft erfolgte erst
im Rahmen der Bildung der Ständeversammlungen im ersten Drittel des
19. Jahrhunderts. In Artikel XIII der Deutschen Bundesakte von 1815 war

festgelegt, dass in allen Bundesstaaten eine „landständische Verfassung"
erlassen werden sollte. Das galt zunächst natürlich nur für Holstein als
bundeszugehörigem Teilstaat. Gleichwohl entschloss sich der dänische

König als Landesherr, für Holstein und Schleswig sowie auch für die däni-
schen Teile der Monarchie Ständeversammlungen, allerdings jeweils ge-
trennt, einzurichten. So erging im Mai 1831 ein Gesetz zur Errichtung von
Provinzialständen, und im Mai 1834 wurde näher bestimmt, dass die Pro-

vinzialstände für das Herzogtum Holstein in Itzehoe und eben diese für

das Herzogtum Schleswig in Schleswig zusammentreten sollten. Im Okto-

ber 1835 trat erstmalig die holsteinische Ständeversammlung, im April
1836 die schleswigsche Versammlung zusammen.35

Die Ritterschaft sah sich durch den Erlass dieser Gesetze in doppelter
Weise betroffen. Zunächst einmal gab es ja eine für Holstein und Schleswig

33 Zu dieser Entwicklung siehe: Lange, Privilegien, S. 59 ff. - Fuhrmann, Ritterschaft.
34 Heisch, Privilegien, S. 39-40.
35 Einzelheiten bei: Zum 150. Jahrestag der holsteinischen Ständeversammlung. -

Zum 150. Jahrestag der schleswigschen Ständeversammlung.
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geltende althergebrachte altständische Verfassung, zusammengefasst in
verliehenen und vielfach bestätigten Privilegien, die als Verfassung zwar
ruhte, aber niemals förmlich aufgehoben worden war. Ein Vorstoß der Rit-
terschaft bei der Bundesversammlung auf die weitere Gültigkeit dieser
ständischen Verfassung scheiterte allerdings, da der Bundestag diese Ver-
fassung nicht länger „als in Wirksamkeit" bestehend betrachtete. 36 Ein
zweites Beschwernis der Ritterschaft war, dass für Holstein und Schleswig
getrennte Ständeversammlungen errichtet werden sollten, die nach Auffas-
sung der Ritterschaft bestehende unauflösliche Verbindung der beiden
Herzogtümer damit aber aufgehoben würde. Doch auch mit diesem Ein-
wand konnte sich die Ritterschaft nicht durchsetzen.

Die in den Jahren 1831 angekündigten und 1834 präzisierten Verfas-
sungen für Holstein und Schleswig waren nun keinesfalls Repräsentativ-
verfassungen im modernen Sinne, in denen sich die Gesamtheit des Volkes

versammelte, sondern es waren „ständische Verfassungen", in denen das
Volk nach Ständen gegliedert auftrat. Dabei wurden allerdings die Rechte
der Ritterschaft in mehrfacher Hinsicht bevorzugt gewahrt, was dann doch
wieder ihrem besonderen Standesbewusstsein entsprach. 37

Zunächst vergab der König als besondere Auszeichnung sogenannte
„Virilstimmen". Das waren Einzelstimmen die besonders geführt wur-
den 38 So gab es in Holstein zunächst nur eine erbliche Virilstimme, die
Carl Prinz von Hessen als Besitzer der Fürstlich-Hessensteinischen Fidei-

kommissgüter innehatte, doch wurde die Zahl mit der Ständeversamm-

lung 1844 um zusätzlich drei Virilstimmen erhöht, deren Inhaber aber nur
ernannt wurden (Bülow, Bothkamp; Reventlou, Probst des Klosters Preetz;
Reventlow, Farve).39 Sodann gab es in der Holsteinischen Ständeversamm-
lung vier Sitze, die exklusiv den Mitgliedern der Ritterschaft als Standes-
vertretern zugeteilt waren und vom König ernannt wurden,40 und schließ-
lich gab es in der Gruppe der gewählten Gutsbesitzer neben nichtrezipier-
ten und bürgerlichen Gutsbesitzern auch einige Mitglieder der Ritterschaft
(1835 in Holstein: Reventlow, Farve; Baudissin, Projensdorf; Rantzau,
Rastorf; Reventlow-Criminil, Emkendorf; Graf von Holstein, Waternevers-

dorf).41 Unter den insgesamt 48 Ständevertretern der Holsteinischen Stän-

36 Siehe oben S. 98.

37 Zur Stimmenverteilung in den Ständeversammlungen siehe: Hector, Politische
Ideen.

38 Stichwort „Virilstimme": Meyers Großes Konversationslexikon, 20. Bd., S. 186. -
Handwörterbuch zur Deutschen Rechtsgeschichte, Bd. V, Sp. 925.

39 Zeitung Ständeversammlung Holstein 1844, Sp. V-VI.
40 Graf von Rantzau, Verbitter des Klosters Itzehoe; Freiherr von Brockdorff, Ge-

richtspräsident in Kiel; Graf von Schimmelmanmn, Wandsbek; Graf von Scheel-
Plessen, Sierhagen.

41 Aufstellung in: Zeitung Ständeversammlung Holstein 1835, S. 1-5.
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deversammlung hatte die Ritterschaft damit eine starke Stellung, aber kein

Übergewicht.
In der Ständeversammlung des Herzogtums Schleswig waren die Ver-

hältnisse im Jahre 1836 in gleicher Weise geregelt (Virilstimme: Christian

August Herzog von Augustenburg). Ernannte Vertreter der Ritterschaft
bekleideten ebenfalls wie in Holstein vier Sitze (Ahlefeldt, Lindau; Revent-

low, Grafschaft Reventlow; Rantzau, Rastorf, hier für Schleswiger Gutsbe-

sitz; Ahlefeldt, Olpenitz). Hier fehlten in der Gruppe der gewählten Guts-
besitzer jedoch Mitglieder der Ritterschaft. Unter den insgesamt 44 Mit-
gliedern der Schleswigschen Ständeversammlung hatte die Ritterschaft al-
so erst recht keine starke Stellung.42

Die Ritterschaft hatte sich zunächst eine stärkere Vertretung in den

Ständeversammlungen erhofft, doch wollte der dänische König der Ritter-
schaft offenbar nicht eine so vorherrschende Stellung einräumen, wie dies
etwa bei den Ständeversammlungen in Preußen der Fall war, die als Vor-

bild galten. Der königliche Wille wurde durch das Ernennungsprinzip, der
ständische Wille durch das Wahlprinzip repräsentiert.43 Die Ständever-

sammlungen hatten keine beschließenden Befugnisse, sondern nur eine be-
ratende Funktion; der König war an die Voten der Ständeversammlungen

nicht gebunden.
Zwar waren diese Ständeversammlungen nach sozialständischen Prin-

zipien organisiert, aber es zeigte sich bald, dass über die ständischen Gren-
zen hinweg sich politische Grundauffassungen bildeten;44 die ständische

Zusammensetzung wurde durch eine neue politische Zuordnung aufge-
weicht. Das waren noch keine „politischen Parteien" im modernen Sinne,
sondern das waren eher lockere Gesinnungsgemeinschaften, die sich im

Rahmen der großen politischen Grundprinzipien der ersten Hälfte des 19.
Jahrhunderts zusammenfanden. Zu unterscheiden waren eine liberale

Gruppe, die für größere Mitentscheidungsrechte eintrat und eine nichtlibe-
rale Gruppe, die entweder den gegebenen Zustand bewahren oder aber
nur eine evolutionär, in gegenseitiger Abstimmung getroffene Verände-

rung wollte.45 In Ansätzen konnte man eine mehr liberale und eine mehr
konservative Ausrichtung der Mitglieder erkennen.

Die Mitglieder der Ritterschaft standen, allerdings mit unterschiedlich
starker Ausprägung auf der konservativen Seite. Obwohl sie gegenüber
den Vertretern der anderen Stände in der Minderheit waren, prägten sie

wesentlich den Gang der Diskussionen in den Verhandlungen und in den

Ausschüssen. Aufgrund ihrer Ausbildung und ihrer gesellschaftlichen und
rhetorischen Fähigkeiten und ihres Standesbewusstseins waren sie in vie-

42 Zeitung Ständeversammlung Schleswig 1836, S. 1.
43 Hector, Politische Ideen, S. 3.
44 Hector, Politische Ideen.
45 Wulf, «... fangen die Parteien an", S. 144-148.
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len Fragen die Meinungsführer der eher konservativen Teile der Versamm-
lungen. Auch bei dem Auszug der Ständeversammlung im Jahre 1846
spielte ein Mitglied der Ritterschaft eine hervorragende Rolle: Friedrich
Graf von Reventlou.

In der folgenden Zeit der „Erhebung" seit März 1848 hielt sich die Rit-

terschaft allerdings politisch eher zurück; zu sehr waren alle diese Ereig-
nisse „revolutionär" aufgeladen. Einzig das Ritterschaftsmitglied Friedrich
Graf von Reventlou spielte in der „Provisorischen Regierung" und dann in
der „Statthalterschaft" eine bedeutende Rolle, obwohl seine Motive und
Ziele alles andere als „revolutionär" waren.46

Andererseits waren Angehörige der Ritterschaft auch in den internatio-

nal eingesetzten Regierungen in der Nach-Erhebungszeit tätig. Sie brach-
ten offenbar die notwendigen Fähigkeiten und Kenntnisse, die Neutralität
und das im Lande erforderliche Ansehen mit, um diese Posten zu beklei-

den. Theodor Graf von Reventlow-Jersbek war Mitglied der „Gemeinsa-

men Regierung" 1848/49, und Heinrich Graf von Reventlow-Criminil und
Adolf Blome übernahmen Ämter in der obersten Zivilbehörde in den Jah-

ren 1851/52. Alle drei hatten sich in der Zeit der „Erhebung" nicht so her-

vorgetan, dass sie nicht auch für die dänische Seite tragbar gewesen wären.
Baron Carl von Scheel-Plessen wurde 1852 zum Leiter der Zivilverwaltung

in Holstein ernannt. Er sollte später auch in preußischer Zeit noch eine be-
deutende Rolle spielen.47

Neue Verhältnisse der ritterschaftlichen Repräsentation traten ein, als

Schleswig-Holstein 1867 als Provinz in Preußen eingegliedert wurde. Nun
galt die preußische Verfassung, in deren Rahmen der Adel seine Vertre-
tung vor allem im Preußischen Herrenhaus fand. Im Herrenhaus gab es
verschiedene Mitgliedergruppen, zu denen auch eine Gruppe zählte, die
auf der Grundlage „besonderen königlichen Vertrauens" berufen wurde.48

Die schleswig-holsteinische Ritterschaft war in den Jahren 1875 und 1891
jeweils mit vier Vertretern im Preußischen Herrenhaus vertreten,49 doch

wurden auch Bürgerliche in das Herrenhaus berufen.50 Jetzt hatte sich die
Ritterschaft in die gesamtpreußischen Verfassungsverhältnisse einzufügen;
die vormals sehr bedeutende Stellung war verloren gegangen. Mit der
Weimarer Reichsverfassung des Jahres 1919 wurden alle öffentlich-
rechtlichen Vorrechte des Adels durch den Artikel 109 überhaupt aufgeho-
ben.

46 Siehe Wulf, Friedrich Graf von Reventlou.
47 Zu den Ämtern siehe die Aufstellung bei Rackwitz, Märzrevolution, S. 226-227.
48 Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte, Bd. 3, S. 83-85.
49 1875: Brockdorff, Kletkamp; Rantzau, Oppendorf; Reventlow, Altenhof; Schimmel-

mann, Ahrensburg. In: Provinzial-Handbuch 1875, S. 8.
50 Gutsbesitzer A. F. T. Schwerdtfeger, Travenort; G. J. Malmros, Präsident des Appel-

lationsgerichts Kiel. Ebd.
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Zu den besonderen öffentlich-rechtlichen Verhältnissen in Bezug auf

die Ritterschaft gehörte weiter das Mitbestimmungsrecht auf den Landta-
gen, der Anspruch auf bestimmte Staatsämter, die besondere Rechtsstel-
lung gegenüber anderen Ständen (Ehrenschutz und privilegierte Gerichts-
barkeit) und die Ausübung hoheitlicher Rechte in ihren Gutsbezirken.51

Zu den hervorragenden Rechten der Ritterschaft in dieser Hinsicht ge-
hörte zunächst die unabdingbare Zustimmung der Stände zur Steuererhe-
bung. Aber schon im kriegerischen 17. Jahrhundert - dem Dreißigjährigen
Krieg und den dänisch-schwedischen Auseinandersetzungen - trat eine
Machtverschiebung ein. In immer höherem Maße wurden eine zentrale
Verwaltungsorganisation, ein stehendes Heer und eine ausgedehnte Büro-
kratie aufgebaut, für die umfangreiche Finanzmittel notwendig waren. Die
Mitbestimmungsmöglichkeiten der Ritterschaft wurden immer schwächer,
die Entscheidungsmacht des Landesherrn immer stärker, ohne dass das
grundsätzliche Mitwirkungsrecht formell aufgehoben worden wäre. Es
war vielmehr ein schleichender Vorgang der Machtverlagerung, gegen den
die Ritterschaft immer wieder protestierte, ohne allerdings ein entschei-

dendes Mittel der Gegenwehr in der Hand zu haben. Besonders gegen En-
de des 18. und Anfang des 19. Jahrhunderts wurde die inzwischen erreich-
te Entscheidungsmacht des Staates deutlich, als in schneller Folge eine
ganze Reihe neuer Steuern durchgesetzt wurden (Kopfsteuer, Rangsteuer,
Kollateralerbschaftssteuer, außerordentliche Kriegssteuer und Landsteuer),
ohne dass die Ritterschaft an der Entscheidung zur Erhebung dieser Steu-
ern überhaupt hätte mitwirken können. Im Jahre 1802 beanspruchte der

Staat dann ein uneingeschränktes Besteuerungsrecht und machte sich da-
mit auch formell von jeder Mitwirkung der Ritterschaft unabhängig.

Unabhängig von der allgemeinen Steuergesetzgebung war jedoch die
persönliche Steuerbelastung der Ritterschaft und ihres Gutsbesitzes. Das
Hoffeld der Güter, also das Eigenland der Gutsherren und der Klöster, war

steuerfrei, das Bauernland der gutszugehörigen Dörfer und Bauernstellen
unterlag hingegen der Pflugsteuer. Die Größe des steuerpflichtigen Bau-
ernlandes war im Jahre 1652 durch die „renovierte Landesmatrikel" end-

gültig festgelegt worden. Die Freiheit des Hoffeldes von der ordentlichen
Steuerbelastung blieb bis zum Jahre 1870 bestehen, bis sie dann gegen Ent-
schädigung aufgehoben wurde.52

In diesen Zusammenhang gehört auch die Zollfreiheit der Adligen Gü-
ter und Klöster für die Einfuhr des gesamten Gutsbedarfs und die zollfreie
Ausfuhr der Erzeugnisse der Güter. Nach Verhandlungen mit der Ritter-

schaft wurden diese Privilegien im Jahre 1838 aufgehoben und der Ritter-
schaft als Entschädigung eine Summe von 675.000 Reichsbanktalern ge-

51 Heisch, Privilegien, S. 39-49.
52 Heisch, Privilegien, S. 46-48.
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zahlt. Daraus wurde wenig später der „Gemeinschaftliche Fonds der

Schleswig-Holsteinischen adligen Klöster und Güter" gebildet - der soge-
nannte „Zollfonds" aus dem Hypotheken für die adligen Güter gewährt
werden konnten.53 Dazu kamen noch öffentlich-rechtliche Aufgaben für

die Besitzer adliger Güter im Rechts-, Schul- und Patronatswesen hinzu,

die später zu behandeln sind.54
Betrachtet man diese Entwicklungen insgesamt, so zeigt sich, dass die

Ritterschaft in einem frühen Stadium der Entwicklung eine Reihe verwal-

tungsmäßiger und militärischer Aufgaben zu übernehmen hatte, für die sie
einen materiellen Ausgleich als Steuer- und Abgabenfreiheit erhalten hatte.
Mit dem allmählichen Übergang aller dieser Aufgaben auf den Staat in der
Form einer zentralen Bürokratie, einer umfassenden Verwaltungsorganisa-

tion und eines stehenden Heeres bestanden diese Aufgaben für die Ritter-
schaft aber nicht mehr, doch forderte diese nachdrücklich immer wieder

die weitere Gewährung eben dieser Vergünstigungen. So schrieb Fritz Re-
ventlow an Cai Reventlow: „Das Recht ist in klaren Worten in unseren Pri-

vilegien seit unvordenklichen Zeiten gegründet, und wenn die Macht zu-
weilen und wiederholte Eingriffe darin gemacht hat, so ist doch das Recht
nicht verjährt, demselben von unserer Seite nie entsagt worden."55 Bis zur
formellen Aufhebung dieser rechtlichen Bevorzugung der Ritterschaft im
19. Jahrhundert gab es gleichsam ein „Kampffeld" um diese Rechte, aus
dem der Staat letztlich als Sieger hervorging. Letztlich fehlte es der Ritter-
schaft an Macht und dann wohl auch an Einigkeit, die Erhaltung dieser
Rechte einzufordern. Das war keine schleswig-holsteinische Besonderheit,
sondern das war ganz allgemein der Wandel von einem ständisch organi-
sierten zum absoluten Staat.

Nun zu den besonderen privatrechtlichen Verhältnissen der Ritter-

schaft. In diesen Bereich gehörte neben dem Personenrecht und dem Fami-
lien- und Erbrecht56 vor allem das Klosterrecht. Bei der Aufhebung der

Klöster im Zuge der Reformation (1542) blieben die Klöster Itzehoe, Preetz,
Uetersen und St. Johannis vor Schleswig bestehen. Sie standen schon vor
der Reformation so sehr unter dem Einfluss der Ritterschaft, dass sie als

adlige Klöster weiterbestehen konnten. Sie waren aber nie Eigentum des
Landesherrn oder der Ritterschaft, obwohl doch die Ritterschaft den be-

stimmenden Einfluss auf den Bestand und die innere Organisation der

Klöster ausübte. Klosterrecht hieß in diesem Zusammenhang, dass die Rit-
terschaft die unverheirateten Töchter der ritterschaftlichen Familien durch

einen Platz in einem der Klöster versorgen konnte.57

53 Heisch, Privilegien, S. 48-49.
54 Siehe unten S. 113-114 u. S. 122.
55 Brandt, Geistesleben, S. 270. Wohl in den Jahren 1799 oder 1800.
56 Heisch, Privilegien, S. 35-39.
57 Heisch, Privilegien, S. 16-25.
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Die Zahl der Klosterstellen war in allen vier adligen Klöstern begrenzt.
Im Jahre 1774 zählte Itzehoe 19 Klosterstellen, Preetz 39, Uetersen 15 und

St. Johannis 9 Stellen; in der folgenden Zeit änderten sich diese Zahlen nur
unwesentlich. Unverheiratete Töchter ritterschaftlicher Familien konnten

sich gegen eine Gebühr einschreiben lassen und mussten dann unter Wah-

rung der Reihenfolge der Einschreibungen warten, bis sie als Konventualin
in das jeweilige Kloster eintreten konnten. 58 Die Damen auf der Warteliste
waren die sogenannten „exspectivierten Fräulein". Bei der großen Zahl der
ritterschaftlichen Familien und der hohen Kinderzahl kam es zeitweise zu

langen Listen. So gab es im Jahre 1849 etwa im Kloster Itzehoe 62 exspecti-
vierte Fräulein, in Preetz 103, in Uetersen 39 und in St. Johannis 40.59 Dabei

ist allerdings zu berücksichtigen, dass viele Töchter der Ritterschaft bereits
mit der Geburt bei den Klöstern eingeschrieben wurden, die dann später
mit einer Heirat wieder aus der Reihe der exspectivierten Fräulein aus-
schieden.

Bei der Möglichkeit der Einschreibung setzte erneut ein Ausschlussver-
fahren ein, wie es schon in anderen Zusammenhängen zu beobachten war.

Das Klosterrecht stand in vollem Umfang nur den ritterschaftlichen und
rezipierten Familien zu; die bedingt rezipierten Familien hatten nur dann
ein Klosterrecht, wenn sie ein adliges Gut im Lande besaßen. Die nichtre-
zipierten Gutsbesitzer, auch wenn sie von Adel waren, besaßen das Klos-
terrecht überhaupt nicht. In den Jahren 1774 bis 1776 veröffentlichten da-
her die Nichtrezipierten gegen diesen Ausschluss mehrere Streitschriften,
in denen sie die Gleichbehandlung mit den beiden anderen Gruppen for-
derten, doch konnten sie sich damit nicht durchsetzen.60 Lediglich im Klos-
ter St. Johannis vor Schleswig wurden Töchter nicht rezipierter Familien

aufgenommen, da es hier nicht genügend ritterschaftliche Einschreibungen
gab.61

Das Gewicht der Ritterschaft in den Klöstern wurde dadurch gesichert,
dass die Klosterleitung aus den ritterschaftlichen Familien gewählt wurde.
Die Pröpste (Preetz, Uetersen und Schleswig) und der Verbitter (Itzehoe)
nahmen mit Sitz und Stimme an den ritterschaftlichen Versammlungen
teil; der Verbitter (Itzehoe) leitete sogar die Versammlungen. 62 Die Landes-
herren, seit der Vereinigung 1773 der dänische König als alleiniger Lan-
desherr, hatte allerdings eine gewisse Oberaufsicht über die Klöster. Er ge-
nehmigte die Wahl der Klosterleitung in den jeweiligen Klöstern („Confir-

58 Heisch, Privilegien, S. 20. - Stocks, Kloster Preetz, S. 18-23.
59 Staatshandbuch 1849, S. 134-136.
60 Heisch, Privilegien, S. 20. - Degn, Geschichte Schleswig-Holsteins, Bd. 6, S. 186-188.
61 Heisch, Privilegien, S. 20.
62 Heisch, Privilegien, S. 18.
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mation"), und er hatte eine gewisse Aufsicht auf das Vermögens- und
Rechnungswesen der Klöster.63

Hatte die Ritterschaft daher im öffentlich-rechtlichen Bereich, vor allem

im Steuerbewilligungswesen eine massive Einschränkung ihrer Mitwir-
kungsrechte hinzunehmen, so war im privatrechtlichen Bereich, vor allem
beim Klosterrecht, der ritterschaftliche Einfluss nahezu ungeschmälert er-
halten. Es gelang der Ritterschaft, das alleinige Klosterrecht sich durch Ab-
schließung gegenüber den Nichtrezipierten zu sichern und zu behaupten.
Während die Ritterschaft sich auf das historische Recht und ihre Privile-

gien berief, argumentierten die Nichtrezipierten mit naturrrechtlichen Ar-
gumenten und riefen den dänischen König zur Hilfe, der sich aber unter
dem Einfluss Bernstorffs einer Einflussnahme versagte. Der Versuch der
Nichtrezipierten, zur Interessenvertretung eine eigene Organisation zu bil-
den scheiterte schon im Ansatz.64 Allerdings gab es seit 1778 die gemein-
same Kommission zwischen der Ritterschaft und den Nichtrezipierten zur

Regelung gemeinsamer Fragen.65

Die Ämter

Eine intensive Verbindung der Ritterschaft der Herzogtümer mit dem
Landesherrn und dem Gesamtstaat gab es im Bereich der Ämter, die in ih-

rer Aufgabenstellung entweder für den Gesamtstaat zuständig waren oder
aber Teilaufgaben in den Herzogtümern erledigten. Dabei nahm die Zahl
der Ämter im Zuge der Ausbildung des Amts- und Anstaltsstaates seit
dem 17. Jahrhundert natürlich zu. Aber Ämter waren auch mit politischer

Macht verbunden, und so ist zu fragen, wie bei der Verteilung und Beset-

zung der Ämter auch Machtfragen im Spiele waren.
Die entwicklungsmäßig frühesten Ämter waren die Amtmänner der

Burgen und Ämter.66 Im 15. und 16. Jahrhundert wurden solche Ämter nur
an Mitglieder der Ritterschaft vergeben, vielfach da die Amtmänner auch
für die Einziehung der Steuern und Abgaben zuständig waren; dies war
auch eine Absicherung der Kredite, die die Ritter dem König gewährt hat-

ten. Mit der Ausbildung des Absolutismus und der Zentralisierung des
Steuerwesens in der Hand der staatlichen Steuerverwaltung wurden die

Angehörigen der Ritterschaft mehr und mehr aus den Amtmannstellen
verdrängt und durch nur dem Landesherrn verpflichtete Personen von
Adel oder bürgerliche, akademisch ausgebildete Räte ersetzt. Ende des 18./

63 Heisch, Privilegien, S. 23-24.
64 Degn, Geschichte Schleswig-Holsteins, Bd. 6, S. 190.
65 Siehe oben S. 102.
66 Stichwort „Amtmann": Schleswig-Holstein-Lexikon, S. 30. - Bischoff, Amtmänner.

- Lange, Privilegien.
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Anfang des 19. Jahrhunderts war nur noch die Leitung ganz weniger Äm-
ter von Angehörigen der Ritterschaft besetzt.67 Allerdings gab es seit 1776
das „Indigenat", das den Zugang zu allen Hof-Z Kirchen-, Zivil- und Mili-
tärämtern den eingeborenen Landeskindern vorbehielt.68

Einen Schub in der Repräsentanz der schleswig-holsteinischen Ritter-
schaft in den staatlichen Zentralbehörden gab es dann unter den beiden
Bemstorffs, vor allem unter Andreas Peter Bernstorff. Diese Bestrebungen
des jüngeren Bernstorff sind wohl auf dem Hintergrund zu sehen, dass

Bernstorff sich zwar als verantwortlicher Staatsmann des Königs verstand,
gleichzeitig aber die Kluft zwischen dem Monarchen und der Ritterschaft

nicht zu groß werden lassen wollte. Diesem Ziel diente auch seine Doppel-
funktion als Leiter des Departements der Auswärtigen Angelegenheiten
und zugleich der Deutschen Kanzlei. Einen besonderen Platz nahm Ende
des 18. Jahrhunderts Detlev Graf von Reventlow ein, Gutsherr auf Alten-

hof, Glasau, Aschau, Wittenberg und Emkendorf, der der Erzieher des

Kronprinzen, des späteren Christian VII. (1766-1808), gewesen war. Er war
Mitglied im Staatsrat (vormals Geheimes Conseil) und in verschiedenen
Zentralbehörden und hatte als Oberkammerherr (1777) zugleich einen en-
gen Zugang zum König.69 Nach dem Tode Andreas Peter Bernstorffs im
Jahre 1797 und unter dem zunehmenden Einfluss von Ove Höegh Guld-
berg und seinem Kreis, die die deutsche Repräsentanz in den obersten Be-

hörden zurückdrängen wollten, nahm die Bedeutung der schleswig-
holsteinischen Ritterschaft wieder ab. Die beiden Schimmelmanns, obwohl

Mitglieder der Ritterschaft, traten in dieser Beziehung nicht hervor.
Wichtig, wenn auch nicht genau fassbar, waren die Beziehungen und

die Einflussnahme der Ritterschaft bei den Ehren- und Hofämtern. Auf die

Stellung von Detlev Graf von Reventlow als Oberkammerherr ist schon
hingewiesen worden, aber auch unter den Kammerherren und Kammer-

junkern, denen ein jeweils differenzierter Zugang zum König möglich war,
gab es viele Mitglieder der schleswig-holsteinischen Ritterschaft. 70 Verbin-
dung zwischen dem Monarchen und der Ritterschaft schufen auch die Or-

densverleihungen. Sowohl unter den Trägern des „Elephanten-Ordens"
wie auch des „Danebrog-Ordens" finden sich zahlreiche Mitglieder der
Ritterschaft. 71

67 1792: Gottorf (Detlef Christian von Rumohr); Hütten (Jürgen von Ahlefeldt). 1801:
Gottorf (Detlef Christian von Rumohr); Cismar (Detlev von Buchwaldt); Segeberg
(Christian Friedrich von Brockdorff). In: Staatskalender 1792 und 1801.

68 Stichwort „Indigenat": Neues Schleswig-Holstein Lexikon, S. 273.
69 Zu Detlev von Reventlow siehe: Brandt, Geistesleben, S. 66-70. - Rumohr, Schlösser

und Herrenhäuser Schleswig, S. 322-323. - SHBL, Bd. 7, S. 215-218. - Friis, Bernst-
orff, S. 278-279 u. S. 307-315.

70 Siehe dazu die Bände des Staatskalenders mit den entsprechenden Listen.
71 Wie Anm. 70.
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Eine besondere Stellung nahm die schleswig-holsteinische Ritterschaft

bei einigen Ämtern ein, bei denen der Einfluss der Kopenhagener Zentral-
behörden sich nur wenig auswirkte. Im Gerichtswesen waren sowohl beim
Schleswigschen Landgericht wie auch beim Holsteinischen Landgericht,
die bei Verfahren gegen die Angehörigen der Ritterschaft wie auch der Be-
sitzer adliger Güter die erste Instanz bildeten, neben vier gelehrten Räten
vier adlige Mitglieder vertreten. Das Gleiche galt für die Besetzung der
Landesoberkonsistorien. Das mag noch ein Restbestand des alten, stän-
disch orientierten höheren Gerichtsstandes gewesen sein. 72

Einen ausschließlichen Einfluss hatte die Ritterschaft bei der Wahl der

seit 1775 bestehenden „Fortwährenden Deputation von Prälaten und Rit-
terschaft", die für die innere Ordnung und Einrichtung der Ritterschaft zu-

ständig war, aber keine übergreifende staatliche Entscheidungsbefugnis
hatte.73 Ebenso uneingeschränkt vom staatlichen Einfluss war die Wahl der
Pröpste und des Verbitters der vier adligen Klöster, doch bedurfte die je-

weilige Wahl - wie erwähnt - der Zustimmung des Landesherrn. 74
Bei den Ämtern gab es somit eine ähnliche Entwicklung wie bei den

Rechten. Während die Ritterschaft zunächst eine starke Stellung bei der

Besetzung der Ämter besaß, nahm dieser Einfluss im Laufe des 17. und 18.
Jahrhunderts mit der Ausbildung der absolutistischen Herrschaft ständig
ab. Es blieben nur die wenig machtrelevanten Ehren- und Standesämter.
Zudem schwächte sich der „Corpsgeist" der Ritterschaft dadurch ab, dass
einzelne Mitglieder in königlich-dänische Dienste traten, damit ehemals

bestehende Loyalitäten zum eigenen Stand aufgaben und als Beamte neue
Amts- und Dienstpflichten anerkannten. Weiterhin gab es Ende des 18.
Jahrhunderts innerhalb der Ritterschaft erste national gefärbte Bestrebun-

gen, die auf eine größere Selbständigkeit zu Dänemark ausgerichtet wa-
ren.75

Bildung, Berufe, Heiraten, Familien und Familienverbände

Bildung

In der Bildung und Erziehung der männlichen jugendlichen Angehörigen
der schleswig.-holsteinischen Ritterschaft hatte sich über etwa zwei Jahr-
hunderte ein bestimmtes Inhalts- und Ablaufsmuster herausgebildet. Da
Mitte des 16. Jahrhunderts ein förmlicher Schulabschluss für den Beginn

72 Zu den adligen Mitgliedern der Landgerichte siehe die Aufstellungen in den Bän-
den des Staatskalenders. - Heisch, Privilegien, S. 44.

73 Heisch, Privilegien, S. 58-60.
74 Heisch, Privilegien, S. 16-24.
75 Brandt, Geistesleben, S. 294ff.
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eines Studiums noch nicht erforderlich war, gingen die jungen Adligen mit
teils um die fünfzehn Jahre alt auf die Universität. Hauptstudienort war in
der Reformationszeit zunächst Wittenberg.

Da sich dann allgemein die Erkenntnis durchsetzte, dass - sollte das

Studium von Nutzen sein - gewisse Vorkenntnisse erforderlich waren,

wurden verstärkt Hauslehrer engagiert, die die entsprechenden Kenntnisse
zu vermitteln hatten. 76 Denn die Universitäten verlangten inzwischen eine
bestimmte Wissensgrundlage. Studienorte waren im 18. Jahrhundert dann
die italienischen Universitäten Siena und vor allem auch Padua, aber auch

Leiden in Holland. Immer häufiger waren die Studien im Ausland verbun-

den mit großen Reisen durch Europa nach Italien, Frankreich, England
und Holland. Ziel war die Aneignung eines standesgemäßen allgemeinen
Wissens, die Kenntnis anderer Länder, Völker, Sprachen und Lebensge-
wohnheiten sowie der „höfische" Umgang in den entsprechenden sozialen
Kreisen.

Waren bis Mitte des 17. Jahrhunderts auch Besuche an mehreren deut-

schen Universitäten üblich, so studierten die jungen Adligen seit Grün-
dung der Universität Kiel im Jahre 1665 verstärkt auch dort - vor allem
wenn sie in den Dienst der Landesherren eintreten wollten, denn dann war
ein Teil des Studiums in Kiel Pflicht. Mitunter besuchten sie auch die Rit-

terakademie in Sorö bei Kopenhagen. Auch auch dann folgten Reisen in

das europäische Ausland. Diesem so gestalteten Muster folgten auch die
jungen Adligen des 19. Jahrhunderts. 77

Auch im 19. Jahrhundert erfolgte die Vermittlung von Grundkenntnis-
sen auf den jeweiligen Gütern durch Hauslehrer; in den größeren und
vermögenderen Häusern wurde die Wissensvermittlung begleitet durch
die Ausbildung durch einen Hofmeister, der für das Reiten, Fechten und

höfische Auftreten des Zöglings verantwortlich war (Heinrich Ernst
Schimmelmann, Wulf und Otto Blome, Heiligenstedten). Obwohl es in
Schleswig-Holstein bereits Anfang des 19. Jahrhunderts zahlreiche Gelehr-

tenschulen gab,78 war der Besuch dieser Schulen eher selten. Mitglieder
der Familien Brockdorff-Ahlefeldt, Ascheberg, gingen allerdings auf die
Gelehrtenschule in Plön, Friedrich Graf von Reventlou besuchte nach der

Hauslehrerausbildung das Katharineum in Lübeck, und mehrere Adlige
gingen auch auf das Pädagogium in Halle, ein Institut der Franckeschen

Stiftungen (Wulf Blome und Otto Blome, Heiligenstedten, Friedrich Wil-

helm von Hedemann-Heespen). Einen besonderen Ausbildungsgang für
den Universitätsbesuch und den Staats- und Militärdienst boten auch die

76 Zu den Hauslehrern Carl Wendt u. Johann Friedrich Oest: SHBL, Bd. 10, S. 386-388
u. Bd. 6, S. 207-209.

77 Grundlagen dieser Ausführungen sind die Lebensläufe der schleswig-holsteini-
schen Adligen, soweit sie im Biographischen Lexikon erfasst sind.

78 Stichwort „Gelehrtenschulen": Neues Schleswig-Holstein Lexikon, S. 191.
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Ritterakademien; Otto Blome, Salzau, und sein Sohn Gustav Blome besuch-

ten die Ritterakademie in Lüneburg, vereinzelt war auch die Ritterakade-

mie in Sorö bei Kopenhagen das Ziel.
Dem Schul- und Akademiebesuch schloss sich in der Regel ein Studium

an; ausschließliches Studienfach waren die Rechts- und Staatswissenschaf-
ten - für viele wohl in Hinsicht darauf, dass sie in den Staatsdienst eintre-

ten wollten. Bevorzugter Studienort war Göttingen - die damals bedeu-
tendste Universität in dieser Fachrichtung. Aber auch andere deutsche
Universitäten wurden besucht, wie etwa Halle, Marburg und Heidelberg.
Ein Universitätswechsel fand nur selten statt. Das Studium eines Faches,

das auf die spätere landwirtschaftliche Tätigkeit der Adligen als Gutsbesit-
zer vorbereitete, ließ sich nicht beobachten.

Dem Studium schloss sich auch hier in vielen Fällen eine Reise ins Aus-

land an. Zu vermuten ist, dass diese Reisen in Begleitung eines älteren Er-

ziehers gemacht wurden. Ziele waren Italien, Frankreich, England und
Holland. Hier ging es wohl um Kontakte mit den führenden sozialen
Schichten und die Kenntnisse von Land und Leuten („Welterfahrung"). 79

Nach Schleswig-Holstein zurückgekehrt, traten viele Adlige in den ge-
samtstaatlichen Militärdienst oder Staatsdienst ein. Voraussetzung für den

Staatsdienst war das Bestehen einer Prüfung vor den Obergerichten in
Glückstadt oder in Gottorf. Sie begannen im Staatsdienst als Auskultanten
(etwa: Referendare), um dann in der Behördenorganisation aufzusteigen.

Vereinzelt - je nach dem Erbgang - übernahmen sie aber auch sogleich die
Verwaltung ihrer Güter (Christoph Blome, Hagen u. Dobersdorf; Conrad
Graf Brockdorff-Ahlefeldt, Ascheberg). Im Militärdienst begann der junge

Adlige als Kadett und durchlief dann anschließend die Offizierslaufbahn.
Über die Erziehung der Töchter der adligen Familien ist wenig bekannt.

Sie sind wohl auch von Hauslehrern unterrichtet worden, um ihnen be-
stimmte Grundkenntnisse zu vermitteln. Innerhalb der Familien wurde

ihnen dann sicherlich „höfisches Benehmen" beigebracht, das für das Ver-

halten von Frauen in der adligen Gesellschaft angebracht war. Geheiratet
wurde meist innerhalb der Familien des schleswig-holsteinischen Adels;
Ehen mit Partnern aus dem übrigen Deutschland oder gar aus dem Aus-

land wurden selten geschlossen. Fand man nicht einen entsprechenden
Ehepartner, blieb der Weg in eines der vier Klöster. Die namentlichen Auf-
stellungen in den „Dänischen Hof- und Staatskalendem" des 19. Jahrhun-
derts enthalten in den Abschnitten über die Klöster lange Listen über die

Einschreibungen der weiblichen Adelsmitglieder für einen Klosterplatz.

Möglich war auch, dass sie in der eigenen Familie verblieben oder aber Zo-
fendienst bei Höhergestellten verrichteten.

79 Siehe dazu die Schilderung der Erziehung und der Reisen Heinrich Schimmel-
manns bei Degn, Schimmelmann, S. 174-179.
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Berufe

Die meisten der männlichen Angehörigen der schleswig-holsteinischen
Ritterschaft waren - sofern sie der einzige oder der älteste Sohn waren -
Leiter der Güter der Familie. Aufteilung mehrerer Güter der Familie auf
mehrere Söhne kam vor (so etwa im Falle von Detlev Graf Reventlow, der

Besitzer der Güter Altenhof, Emkendorf, Glasau, Aschau und Wittenberg
war und die Güter an seine Söhne verteilte). Im Falle dass ein Fideikom-

miss bestand, blieb der Gutsbesitz allerdings ungeteilt. Die Adligen hatten
allerdings meist nur die Oberaufsicht über die Güter, während die eigentli-
che praktische landwirtschaftliche Leitung der Güter bei einem Verwalter

bzw. Inspektor lag. Unter diesen Umständen war der Besitz eines Gutes
mit längeren Tätigkeiten im Staatsdienst durchaus vereinbar.

Nur in wenigen Fällen waren die Gutsherren auch Fachleute in land-
wirtschaftlichen Fragen. So etwa Ernst von Reventlow, Farve, der sein Gut

ohne Hilfe selbst bewirtschaftete, und Graf Heinrich Christoph von Hol-
stein, Waterneversdorf, der auch im landwirtschaftlichen Verbandswesen

eine große Rolle spielte.80

Ein Berufsfeld war, dass die Adligen - wie bereits gesagt - sofort die

Leitung ihrer Güter übernehmen mussten. Andere gingen in den gesamt-
staatlichen Militärdienst und durchliefen die militärische Laufbahn, bis sie

zum Teil hohe Kommandostellen erreichten (Christian Ulrich von Brock-

dorff, Kletkamp; Christian und Heinrich Grafen von Reventlow). Wiede-

rum andere, die vom Vertrauen des Königs getragen wurden und über
entsprechende Kenntnisse verfügten, gingen in den diplomatischen Dienst
des Gesamtstaates (Otto Graf Blome, Heiligenstedten; Cai Friedrich Graf
von Reventlow u. Friedrich Graf von Reventlow, Emkendorf). Besonders in

der Zeit, als Andreas Peter Bernstorff Außenminister war, zog er schleswig-
holsteinische Adlige für die leitenden Posten der gesamtstaatlichen Ver-

waltung heran. 81 Ein weiteres Berufsfeld war auch die Tätigkeit in gesamt-
staatlichen Zentralbehörden in Kopenhagen, vor allem in der Deutschen

Kanzlei (später: Schleswig-Holsteinisch-Lauenburgische Kanzlei) und im
Ökonomie- und Kommerzkollegium (Cai Lorenz von Brockdorff; Heinrich

Ernst Schimmelmann; Joseph Reventlow-Criminil). Allerdings unterlag die
Tätigkeit auf leitenden Posten in der gesamtstaatlichen Verwaltung auch
der politischen Entwicklung im Gesamtstaat. Mehrfach schieden schles-

wig-holsteinische Adlige aus Überzeugung oder Protest aus ihren Ämtern

aus, weil sie glaubten, die Wandlungen der Politik gegenüber den Herzog-
tümern nicht mittragen zu können. Aber es gab auch etwa zu Zeiten des

80 Reventlow: SHBL, Bd. 7, S. 218-221. — Graf von Holstein: Rumohr, Herrenhäuser
Ostholstein, S. 217.

81 Degn, Schimmelmann, S. 186.
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erwachenden dänischen Nationalgefühls erhebliche dänische Vorbehalte

gegenüber dem starken deutschen Anteil an der obersten Verwaltung.
Nach der Zeit von 1848/49 nahm der Anteil der Angehörigen der Ritter-

schaft in gesamtstaatlichen Diensten erheblich ab, bis dann in der preußi-
schen Zeit seit 1867 die Ämter des Oberpräsidenten und des Regierungs-

präsidenten vielfach nur an landesfremde Beamte aus Preußen gingen. Le-
diglich der erste Oberpräsident, Carl Baron von Scheel-Plessen, ein Ange-

höriger der Ritterschaft, bekleidete dieses Amt in den Jahren von 1866 bis
1879.82 War den Angehörigen der Ritterschaft bis in das 19. Jahrhundert
um den Preis des Verlustes ihres Standes versagt, einen bürgerlichen Beruf

auszuüben, so änderte sich dies in der preußischen Zeit. Einige Mitglieder
der Ritterschaft traten in den preußischen Staatsdienst als Beamte ein, zwei

Mitglieder der Familie Reventlow wurden auch Rechtsanwälte.83
So zeigt sich insgesamt, dass die ritterschaftlichen Adligen in Schles-

wig-Holstein in Hinsicht auf ihre berufliche Tätigkeit nach zwei Bereichen
ausgerichtet waren. Sie waren einerseits vielfach Gutbesitzer, die als Agrar-
unternehmer ihre Güter verwalteten und als Teilnehmer an Märkten ihre

Erträge absetzen mussten. Sie waren aber zugleich als Folge einer früh aus-
gebildeten Tradition im Staatsdienst tätig. Der Gutsbesitz war gleichsam
die ökonomische Basis, auf die sie sich zurückziehen konnten, wenn im

Staatsdienst Probleme auftraten. Unter den ritterschaftlichen Familien gab

es durchaus „Seilschaften", in deren Geflecht Tätigkeiten und beruflicher

Aufstieg ermöglicht wurden. Dieses ganze gesamtstaatliche Amts- und Be-
rufssystem endete mit der „Erhebung" 1848/49 und der scharfen Ausprä-
gung des nationalen Denkens mit all seinen Konflikten.

Heiraten, Familien und Familienverbände

Obwohl sich die Zahl der ritterschaftlichen Familien im Laufe der Zeit ver-

ringerte, blieb die Zahl der Angehörigen in den einzelnen Familien teils
sehr hoch. Das hatte einerseits seine Ursache darin, dass die Kinderzahl

sehr hoch war; manchmal wurden in diesen Ehen acht bis zwölf Kinder

geboren. Andererseits teilten sich diese Familien unter demselben Namen
in verschiedene Familienstämme auf, die sich jeweils nach dem Namen des
Gutes, das sie besaßen, voneinander unterschieden (etwa: Baudissin, Bors-

tel u. Baudissin, Knoop; Rantzau, Breitenburg u. Rantzau, Oppendorf). So

gab es jeweils unter einem Namen eine Vielzahl von gesonderten Familien-
stämmen.

82 Stichworte „Oberpräsident" u. „Scheel-Plessen": Neues Schleswig-Holstein Lexi-
kon, S. 444 u. S. 519-520.

83 Ludwig Graf zu Reventlow, Sandberg, u. Ludwig Graf zu Reventlow, Wulfshagen:
SHBL, Bd. 7, S. 238-240 u. S. 241-242.
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Die Heiratskreise dieser ritterschaftlichen Familien waren sehr eng ge-
fasst und bis in das 19. Jahrhundert hinein nur auf die Familien des Landes

bezogen. Die Familien Blome, Buchwaldt, Rantzau, Brockdorff, Reventlow,
Baudissin, Hahn und Bernstorff heirateten in fast geschlossenen Kreisen

untereinander. Lediglich die Brockdorffs, Kletkamp, heirateten mehrfach
Ehepartner aus anderen Ländern.84 Manchmal spielten zwar auch Überle-

gungen zum Gutsbesitz eine Rolle, zumal wenn beide Ehepartner erbbe-
rechtigt waren und der Gutsbesitz zusammengelegt werden konnte, aber
das war nicht die Regel. Ehepartner aus Dänemark, Mecklenburg oder
Hannover als den unmittelbar angrenzenden Gebieten kamen selten vor.

Aber es gab auch Ausnahmen. Im Jahre 1828 heiratete Otto Blome,

Salzau, die Prinzessin Marie Clementine Bagration aus Paris. Friedrich von
Reventlou-Preetz heiratete 1831 Luise Freiin Löw von und zu Steinfurth

aus Staden bei Frankfurt. Und auch die Angehörigen der Ritterschaft, die

im gesamtstaatlichen diplomatischen Dienst tätig waren, heirateten - zu-
mindest in zweiter Ehe - Ehepartner außerhalb der schleswig-holsteini-
schen Adelskreise. So heiratete Friedrich Graf von Reventlow, Emkendorf,
der von 1819 bis 1828 Gesandter in Berlin war, in zweiter Ehe die Gräfin

Charlotte von Schlippenbach. Und Eugen Graf von Reventlow, Altenhof,
der seit 1828 Gesandter in Berlin war, heiratete zunächst die Tochter des

preußischen Außenministers Bernstorff, Charlotte von Bernstorff, und
nach deren Tod Gräfin Elisabeth von Voß. Bei Tätigkeiten im Ausland
wurden also diese Ehekreise geweitet.

Noch engere Familienbeziehungen, die geradezu den Charakter eines

Netzwerkes hatten, bildeten sich im sogenannten „Familienkreis des Ge-
samtstaates" (Christian Degn).85 Er umfasste die Familien Schimmelmann,
Reventlow und Bemstorff. Heinrich Carl Schimmelmann, dänischer

Schatzminister bürgerlicher Herkunft und später geadelt und in die Ritter-
schaft aufgenommen, privat einer der reichsten Männer des Gesamtstaates,

verheiratete fünf seiner Kinder mit Angehörigen des schleswig-holsteini-
schen Adels.86 Zwar wurden diese Ehen in einer Zeit geschlossen, als auch

schon die persönliche Zuneigung eine große Rolle spielte, aber bei der rei-

chen Mitgift und dem großen Erbe87 der Schimmelmann-Kinder haben si-
cher auch finanzielle Überlegungen eine Rolle gespielt. Die Schimmel-
mannschen Gelder sicherten einen wirtschaftlich gefährdeten Gutsbesitz

(Friedrich Baudissin, Knoop) oder gaben die Möglichkeit zu einem reprä-
sentativen Ausbau der Herrenhäuser (Fritz und Julia Reventlow, Emken-

dorf).88 In dieser Hinsicht werden es auch „finanzstrategische" Hochzeiten

84 Rumohr, Ostholstein, S. 275-276.
85 Degn, Geschichte Schleswig-Holsteins, Bd. 6, Beilage 2 im Anhang.
86 Degn, Die Schimmelmanns.
87 Siehe das Kap. „Die Millionenerbschaft". In: Degn, Die Schimmelmanns, S. 196-206.
88 Lohmeier/Müller, Emkendorf und Knoop.
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gewesen sein. Das Schimmelmannsche Vermögen schuf die materielle Ba-

sis, und man erwarb im Gegenzug Adelsverbindungen und Reputation.
Allerdings gab es auf der Seite des alten schleswig-holsteinischen Adels

auch Vorbehalte gegenüber solchen Verbindungen. Als Fritz Reventlow
beabsichtigte, Julia Schimmelmann zu heiraten - sicher auch eine Liebes-
heirat -, leistete der Vater von Fritz Reventlow, Detlev Reventlow, hartnä-

ckigen Widerstand. Alter, standesbewusster Adel wollte sich dem „homo
novus" verweigern.89 Ähnlich enge Verbindungen gab es bei den Familien
Reventlow (Detlev Reventlow, 1712-1783) und Bernstorff (Andreas Peter

Bernstorff, 1735-1797). Durch Ehen einzelner Mitglieder dieser Familien
waren dann die Großfamilien wieder miteinander verbunden.90

So gesehen war Schleswig-Holstein in Hinsicht auf die Berufsausübung
und die Heiratsbeziehungen eine nahezu „geschlossene" Landschaft. Ne-
ben dem Dienst im Gesamtstaat war die Führung eines Gutes die Haupttä-
tigkeit, denn das war die materielle Grundlage des Lebens. Bei den Heira-
ten ist zu beobachten, dass in den meisten Fällen innerhalb des Kreises der

ritterschaffliehen Familien und nur in Einzelfällen über die Region hinaus

geheiratet wurde. „Bürgerliche" Berufe und „bürgerliche" Heiraten gab es
erst seit 1900. Beziehungen ins übrige Deutschland oder ins Ausland, auch

nach Dänemark, gab es kaum.
Einen näheren Einblick in die FamilienVerhältnisse und Ehebeziehun-

gen der schleswig-holsteinischen Ritterschaft kann die Stammtafel Detlev
von Reventlows (1712-1783) geben.91 Er war verheiratet mit Margaretha
von Raben aus dem Hause Aalholm. Untersucht man die Familienverhält-

nisse näher, so zeigt sich, dass in den Reventlow-Familien mehrfach eine
große Zahl von Kindern in relativ kurzen Zeiträumen geboren wurde. In
der Ehe von Heinrich von Reventlow (1763-1848) etwa und Anna Sophia

von Baudissin (1778-1853) wurden 13 Kinder in 17 Jahren geboren. Bei ih-

ren Heiraten gingen die Reventlows Ehen vor allem mit Angehörigen der

schleswig-holsteinischen Adelsgeschlechter ein (Bemstorff, Baudissin,
Rantzau, Buchwaldt, Blome, Qualen). Unverheiratete Töchter wurden in

der Regel Stiftsdamen im Kloster Preetz.
In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts war dann auch zu beobach-

ten, dass die weiblichen Angehörigen des schleswig-holsteinischen Adels

reiche Bürgerliche heirateten. So ging Conrad Hinrich Donner II die Ehe
ein mit Gräfin Holstein-Holsteinborg, und Conrad Hinrich Donner III hei-

ratete Agnes von Bülow aus dem Hause Bothkamp.92

89 Ebd., S. 10.
90 Fritz Reventlow u. Julia Schimmelmann, Cay Reventlow u. Louise u. Wilhelmine

Bernstorff. Siehe Degn, Geschichte Schleswig-Holsteins, Bd. 6, Beilage 2.
91 Reventlow, Das Geschlecht Reventlow, Stammtafel II.
92 Rumohr, Ostholstein, S. 66.
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Adel und Wirtschaft

Die wirtschaftliche Tätigkeit des Adels bestand seit dem 16. Jahrhundert
vor allem in der Gutswirtschaft. Gutswirtschaft bedeutete zunächst allge-

mein den Besitz und die Verwaltung von landwirtschaftlich zu nutzenden
Flächen, von Wäldern und Seen. In späterer Zeit kamen auch noch Eigen-
betriebe hinzu, die besondere Wirtschaftszweige betrafen. Das waren Zie-

geleien, Schäfereien, Holländereien zur Nutzung des Milchviehbestandes,
später auch Brennereien sowie die Vergabe von Mühlen-, Fisch- und Krug-
gerechtigkeiten. Rechtlich war dieses System zunächst als Grundherrschaft
organisiert gewesen mit Abgaben der Untergehörigen bei persönlicher
Freiheit, bis es sich dann im 16. Jahrhundert zur eigentlichen Gutswirt-
schaft veränderte, innerhalb derer durch das Schollenband die Untergehö-

rigen persönlich unfrei wurden. Dieses Schollenband war allerdings in
verschiedenen Gebieten Schleswig-Holsteins unterschiedlich ausgeprägt.

Ende des 16. Jahrhunderts begannen die Gutsherren auch, das eigentliche
Gutsland durch die Einziehung von ehemaligem Bauernland auszudehnen

und damit die Eigenwirtschaft der Güter zu intensivieren. Einzelne Güter
erreichten dadurch eine erhebliche Größe; auch konnten manche Adelsfa-

milien durch Mehrfachbesitz einen umfangreichen Gutsbesitz in ihrer
Hand vereinigen.93

Mitte des 17. Jahrhunderts wurde aus Gründen der staatlichen und fis-

kalischen Erfassung ein Gesamtregister der „adeligen Güter" aufgestellt.
Danach zählten etwa 250 Güter zu den „adeligen Gütern". 94 Bei der Größe
einzelner Güter wurde es aus wirtschaftlichen Gründen wegen der Länge

der Wege notwendig, einzelne Unterbetriebe - die Meierhöfe - anzulegen.
Diese Meierhöfe gehörten zwar zu den jeweiligen Gütern, wurden aber in
den Gutsrechnungen gesondert geführt oder waren verpachtet. Im Jahre
1806 wurden dann durch landesherrliche Anordnung zunächst 59 dieser
Meierhöfe zu „adeligen Gütern" mit allen Rechten und Pflichten erho-
ben.95 Bis zum Jahre 1849 stieg die Zahl der von den adligen Gütern abge-

legten Meierhöfe auf 278 an. 96 Durch den Verkauf vieler dieser Meierhöfe
gewannen die Gutsherren der adligen Güter dann die Möglichkeit, nach
der Aufhebung der Leibeigenschaft die notwendigen finanziellen Mittel zu
erhalten, um ihre Betriebe auf die neue Wirtschaftsführung umzustellen.

93 Stichworte „Gut, adeliges" u. „Gutsherrschaft": Neues Schleswig-Holstein Lexikon,
S. 223-226. - Prange, Das Adlige Gut, S. 57-75.

94 Renovierte Landesmatrikel, in: Sammlung der hauptsächlichsten Verordnungen
1773, S. 643-659. - Siehe auch Heisch, Privilegien, S. 25-32.

95 Patent, betr. Die Trennung verschiedener Meierhöfe von den Gütern, wozu sie vor-
her gehöret und deren Aufnahme in die Zahl der adeligen Güter. In: Chronologi-
sche Sammlung 1806, S. 49-51. - Siehe auch Heisch, Privilegien, S. 29-30.

96 Staatshandbuch 1849, S. 178-181.
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Das adlige Gut war in wirtschaftlicher, sozialer und rechtlicher Hinsicht

eine Einheit, die in der Frühphase wesentliche staatliche Aufgaben zu
übernehmen hatte, bis dann der absolutistische Staat viele dieser Aufgaben

an sich zog und den Gutsherren nur die Ausführung überließ. Wirtschaft-
lich war das Gut eine Einheit, da der Gutsherr mit den Diensten zunächst

leibeigener Arbeitskräfte eine Eigenwirtschaft betrieb und die erzeugten
Produkte auf dem Markt absetzte. Zudem erhielt er von den abhängigen

Bauern mit selbständigen Stellen auf dem Gutsland Dienste und Pachten,
die dem Gutshaushalt zuflossen. Sozial war das Gut eine Einheit, da der

Gutsherr bis zur Aufhebung der Leibeigenschaft im Jahre 1805 zwar die

Verfügung über die Leibeigenen hatte, aber auch soziale Pflichten für diese
zu übernehmen hatte. Nach 1805 wurde das Bauernland in Zeitpachten

gegeben, doch waren auch in den Zeitpachtverträgen noch Dienste vorge-
sehen. Das Gutsland selbst musste dagegen von diesem Zeitpunkt an mit
freien Arbeitskräften bearbeitet werden, für deren Bezahlung die Lage auf

dem Arbeitsmarkt maßgeblich war. Und rechtlich war das Gut eine Ein-
heit, da der Gutsherr auf seinem Gut staatliche Obrigkeit war und staatli-

che Aufgaben zu erfüllen hatte. Anfangs war der Gutsherr auch Gerichts-
herr gewesen, doch musste die niedere Gerichtsbarkeit im 18. Jahrhundert
an beauftragte Fachjuristen abgegeben werden. Die höhere Gerichtsbarkeit
besaßen sie ohnehin nicht.

Außerdem besaßen die Gutsherren eine Reihe von Vorrechten, die ihre

soziale und wirtschaftliche Stellung stärkten. Sie verfügten über das Schul-

und Kirchenpatronat, d. h. sie konnten bei der Besetzung der Lehrer- und
Pastorenstellen mitwirken, und sie besaßen zunächst auch für das Guts-

land - nicht für das Bauernland - die Zoll- und Abgabenfreiheit. Die Steu-
erfreiheit wurde im Laufe des 18. und 19. Jahrhunderts nach und nach auf-

gehoben, die Zollfreiheit wurde im Jahre 1838 durch eine hohe Einmalzah-
lung des Staates abgelöst. Aus diesen Geldern wurde der sogenannte
„Zollfonds" gebildet, der dem Kreditwesen der Güter zugutekam. 97

Mit „adeligen Gütern" wurde zu allen Zeiten lebhaft gehandelt. Erfolg-
te dieser Handel zunächst nur unter den großen Adelsfamilien, so wurden
seit Ende des 18. Jahrhunderts solche Güter auch von Bürgerlichen erwor-

ben. Denn anders als in Preußen, wo lange Zeit der Erwerb von Rittergü-
tern durch Bürgerliche nicht möglich war, konnten in Schleswig-Holstein

Bürgerliche ungehindert die adligen Güter mit allen Rechten und Pflichten
erwerben. Voraussetzung war allerdings, dass auf den Gütern kein Fidei-
kommiss lag. Eine Mitgliedschaft in der Ritterschaft war damit jedoch
nicht verbunden; sie blieben in der Gruppe der Nichtrezipierten. Nur Ju-

den war der Erwerb adliger Güter wegen der daran hängenden Schul- und
Patronatsrechte verwehrt.

97 Siehe dazu insgesamt Prange, Das Adlige Gut, S. 57-75.
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Das Bürgertum in den schleswig-holsteinischen Städten sowie in Ham-

burg und Lübeck hatte an der guten wirtschaftlichen Entwicklung im 18.
und beginnenden 19. Jahrhundert vollen Anteil genommen. In Hamburg
hatte der beginnende Überseehandel und in Lübeck der ausgedehnte Ost-
seehandel zur Ansammlung großer Kapitalien geführt, die nach Anlage
suchten. Vor allem die Anlage in Grund und Boden in der Form der Guts-
wirtschaft schien unter diesem Aspekt der weiteren Entwicklung ein gutes

Geschäft zu werden. Vermögende Lübecker Bürger aus der Patrizierschicht
erwarben zwar vielfach Gutsbesitz in Mecklenburg, aber auch in Holstein

in annehmbarer Entfernung zu Lübeck tätigten sie in den Jahren von Mitte
des 18. Jahrhunderts bis in das erste Drittel des 19. Jahrhunderts zahlreiche
Gutskäufe.98

Sehr viel stärker waren vermögende Hamburger und Altonaer Bürger
unter den holsteinischen Gutsbesitzern vertreten. Güterkäufe durch Ham-

burger und Altonaer waren im 18. Jahrhundert noch selten, erst in der ers-
ten Hälfte des 19. Jahrhunderts traten sie verstärkt auf. Dabei fällt aller-

dings auf, dass der Gutsbesitz von den Hamburger und Altonaer Kaufleu-
ten kaum länger als zwanzig Jahre gehalten wurde, um die Güter dann
wieder zu verkaufen, da seit der Mitte des 19. Jahrhunderts im sich aus-

weitenden Handel nach Übersee größere Gewinnmöglichkeiten gesehen
wurden.99 Auch Einheiraten von Bürgerlichen in die Adelsfamilien zur fi-

nanziellen Absicherung der Güter waren möglich.
Im Jahre 1799 gab es in Schleswig-Holstein 215 adlige Güter, von denen

94 in ritterschaftlichem Besitz waren. 100 Innerhalb der Ritterschaft entstand

die Befürchtung, dass durch das Vordringen der Bürgerlichen der stän-

disch-exklusive Charakter des Gutsbesitzes verloren gehe und damit eine
Schwächung des ritterschaftlichen Einflusses eintrete. 101

Genauere Angaben lassen sich für das Jahr 1849 machen. Während im
Schwansener, im Kieler, im Preetzer und im Itzehoer Güterdistrikt das

Verhältnis zwischen den adligen und den bürgerlichen Gutsbesitzern etwa
ausgeglichen war, überwogen im Dänisch-Wohlder und im Oldenburger
Güterdistrikt bürgerliche Gutsbesitzer die Zahl der adligen Gutsbesitzer.
Bürgerliche Gutsbesitzer - teils mit Mehrfachbesitz - waren die Bankiers
und Kaufleute Jenisch, Donner und Sthamer aus Hamburg bzw. Altona
sowie der Senator Adami aus Bremen. 102

Die Käufe und Verkäufe adliger Güter im späten 18. und im beginnen-
den 19. Jahrhundert müssen auch auf dem Hintergrund der konjunkturel-

len Entwicklung in der Landwirtschaft gesehen werden. Dänemark und

98 Wulf, „Modehandel mit Landgütern", S. 160-161.
99 Ebd., S. 161-164.

100 Heisch, Privilegien, S. 26.
101 Siehe oben S. 100-101.
102 Staatshandbuch 1849, S. 146-175.
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die Herzogtümer Schleswig und Holstein durchliefen im 18. Jahrhundert
eine lange Friedensphase, die erst im Jahre 1807 mit dem Eintritt in das
napoleonische Staatensystem und der Eingliederung in die Kontinental-

sperre endete. Während sonst in Europa Kriege stattfanden, konnte bis
1807 im Norden der Friede bewahrt werden. Überall stiegen - auch kriegs-

bedingt - die Nachfrage und damit die Preise für Nahrungsmittel, insbe-
sondere für Brotgetreide, und davon profitierte die schleswig-holsteinische
Landwirtschaft, vor allem die Gutswirtschaften.

Unter diesen Bedingungen war eine geradezu durch Spekulation ge-

prägte Konjunktur für den Produktionsfaktor Boden die Folge. Vor allem
Gutsbesitz in den östlichen Regionen Schleswig-Holsteins war das Objekt
der spekulativen Begierde. Alle sozialen Schichten, die über freies Kapital

verfügten, nahmen an dieser Spekulation teil, indem sie auch kleinere
Summen gegen Schuldverschreibungen ausliehen. 103 Entsprechende Kre-
dite zu bekommen, war keine Schwierigkeit. Bei den Käufen wurde nur ein

Bruchteil der Kaufsumme in bar gezahlt, während der größere Teil - bis zu
zwei Drittel - in verzinslichen persönlichen Obligationen entrichtet wurde.
Auch der schleswig-holsteinische Adel nahm an diesem spekulativen
Gutshandel teil. Zwar hielten viele große Adelsfamilien an ihrem über
Jahrhunderte ererbten Gutsbesitz fest - zumal wenn dieser Gutsbesitz

durch einen Fideikommiss gesichert war -,104 aber dennoch kamen viele

adlige Güter und die zu Gütern erhobenen Meierhöfe auf den Markt. Viele
Güter wurden vor allem in der Erwartung gekauft, bei einem Verkauf nach

möglichst kurzer Zeit einen möglichst hohen Gewinn zu erzielen. Nicht
selten verschuldeten sich allerdings die Käufer auch in einem solch hohen
Maße, dass sie am Ende finanziell scheiterten. Der Käufer des größten
Gutsbesitzes im Adel war Jens Peter Neergaard vom Gut Eckhof im Däni-

schen Wohld, der zwischen 1790 und 1812 den Kauf von 14 Gütern tätigte,
davon 9 in Holstein und 5 in Schleswig. Als die Konjunktur für Agrarpro-
dukte seit 1810 nachließ und die Preise sanken, konnte er seine aufge-
nommenen Kredite nicht mehr bedienen, seine fälligen Steuern nicht mehr
zahlen und ging in einem für die Landesöffentlichkeit spektakulären Kon-
kurs unter. 105

Der Ort, an dem Güter ge- und verkauft wurden sowie die notwendi-
gen Kredite vermittelt wurden, war der „Kieler Umschlag". Der Kieler
Umschlag war der große Geschäfts- und Zahlungstermin des schleswig-
holsteinischen Adels. Kredite wurden gegeben und genommen, sämtliche

Zahlungstermine lauteten auf das Datum des Umschlages. Der Umschlag

103 Wulf, Blomesche Wildnis, S. 150.
104 Gutsbesitz in der rechtlichen Form eines Fideikommisses war Familieneigentum,

das dem jeweiligen Gutsherrn nur zur verantwortlichen Nutzung übergeben war.
Ein solcher Besitz durfte nicht belastet oder veräußert werden.

105 Siehe dazu insgesamt Wulf, „Concurs auf eigenes Anraten", S. 220.
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fand statt in der Dreikönigsoktave (6. bis 14. Januar, lat. „Octava trium re-
gum", O. T. R.) eines jeden Jahres und begann mit einem Geld- und Kre-
ditmarkt, dem sich ein allgemeiner Handels- und Warenmarkt mit ausge-

dehnten Vergnügungen anschloss. Der landsässige Adel nutzte den Um-
schlag für Geschäfte aller Art, für Käufe und Verkäufe, für die Anbahnung
von Beziehungen und für Familien- und Ehekontrakte. Die großen Adels-
familien wohnten in der Zeit des Umschlages in eigenen Häusern („Hö-

fen"), die von städtischen Lasten ausgenommen waren („Freihäuser"). 106
Den tiefsten Einschnitt in die Agrarverfassung der Güter bedeutete die

Aufhebung der Leibeigenschaft zum 1. Januar 1805. Die Leibeigenschaft
mit den gesicherten Arbeitskräften und den Diensten hatte lange Zeit als

ein unverzichtbarer Faktor der Gutswirtschaft gegolten. Andererseits setz-
ten die Ideen der Französischen Revolution von der Freiheit und Gleichheit

aller Menschen auch in Schleswig-Holstein Gedanken frei, dass die Leibei-
genschaft den Menschen in seiner Natur allzusehr einschränke. Die mo-

derne Wirtschaftsauffassung die sich nach und nach ausbreitete, zeigte
weiter, dass ein freier Mensch mit Eigentum höhere Erträge erbringen

könne als ein im Zwang gehaltener Leibeigener. Zwar sollte das Grundei-
gentum der Gutsbesitzer unantastbar sein, aber dieses Grundeigentum
sollte in eine andere Rechts- und Wirtschaftsform überführt werden.

Die nichtrezipierten Gutsbesitzer gingen voran. Im Jahre 1795 erklärten
sie, dass sie die Leibeigenschaft auf ihren Gütern aufzuheben gedachten.

Die Ritterschaft geriet dadurch unter Zugzwang, zumal sich eine breite öf-
fentliche Diskussion zur Frage der Leibeigenschaft erhob. In der Ritter-
schaft waren die Meinungen gespalten. Die Gegner de Aufhebung argu-
mentierten, dass auf den Gütern in kurzer Zeit ein erheblicher Arbeitskräf-

temangel abzusehen sei und dass dies unweigerlich den wirtschaftlichen
und finanziellen Zusammenbruch vieler Güter bedeuten würde. Die Be-

fürworter der Aufhebung der Leibeigenschaft argumentierten dagegen,

dass die Entlassung der bisherigen Leibeigenen in die Freiheit und die
Überführung des Bauernlandes in Erbpachtstellen den wirtschaftlichen Er-
trag auch für die Güter steigern würde. Folge man nicht dem Geist der
Zeit, würden die weiteren Entwicklungen die Ritterschaft ganz und gar
überrollen.

Der dänische Staat wollte in dieser Hinsicht keinen Zwang ausüben; die
Ritterschaft sollte sich selbst entscheiden. 1796 bildete die Ritterschaft eine

Kommission, die das Für und Wider auf breiter Grundlage erörtern sollte.

1797 wurde in der Ritterschaft die Entscheidung gefällt, trotz vieler Beden-
ken der Aufhebung der Leibeigenschaft mit einer längeren Frist zur Vorbe-

reitung zuzustimmen. Am 19. Dezember 1804 erging daher die Verord-

106 Stichwort „Warleberger Hof": Kiel-Lexikon, S. 398.
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nung, die Leibeigenschaft in Schleswig-Holstein zum 1. Januar 1805 für
„gänzlich und immer" abzuschaffen.

Mit dem 1. Januar 1805 hatten 100.000 Leibeigene - etwa ein Sechstel

der Bevölkerung Schleswig-Holsteins - die persönliche Freiheit erhalten.
Sie waren dafür aber auch für sich selbst verantwortlich. Für die Gutswirt-

schaften bedeutete dies eine grundlegende Umstellung der Wirtschaftsfüh-

rung, denn man konnte zwar weiterhin Dienste in den Zeitpachtverträgen
festlegen, musste aber ansonsten mit freien Arbeitskräften das Gut bewirt-
schaften. Der befürchtete Arbeitskräftemangel stellte sich jedoch nicht ein,

denn es kam - auch durch den Wegfall des Heiratskonsenses des Guts-
herrn - zu einer starken Bevölkerungszunahme. Dass damit auf die lange
Dauer auch andere soziale Probleme entstehen würden, war zu der Zeit

noch nicht abzusehen. Die Gutsbesitzer gerieten unter diesen neuen Ver-
hältnissen noch mehr als bisher unter die Möglichkeiten und Gefahren des

Marktes, auf dem sie sich behaupten konnten oder untergehen mussten.
Wie schwankend diese Entwicklung war, sollte sich alsbald zeigen. Bis

Anfang des 19. Jahrhunderts hatte es in Schleswig-Holstein - bedingt auch
durch die lange Friedenszeit im Norden - eine außerordentlich gute Kon-
junktur in Bezug auf Agrarprodukte mit hohen Preisen gegeben. Sowohl
um diese Konjunktur auszunutzen als auch die Umstellung der Betriebe
nach der Aufhebung der Leibeigenschaft vorzunehmen, hatten die Güter
vielfach mit Hilfe von Krediten erheblich investiert. Diese Kredite mussten

bedient werden. Im Jahre 1807 trat - wie erwähnt durch die Eingliederung

in das napoleonische System - eine krisenhafte Entwicklung ein. Die Fol-
gen waren ein Rückgang der Exporte und ein Verfall der Preise; die aufge-
nommenen Kredite wurden gekündigt, und gleichzeitig erhöhte der Staat
aus eigener Finanznot die Steuern und Abgaben.107

Unter diesen Umständen entschloss sich die Ritterschaft, die Kreditver-

sorgung in die eigene Hand zu nehmen. Selbst die sonstigen Vorbehalte
der Ritterschaft gegenüber den Nichtrezipierten wurden zurückgestellt. So
wurde im Jahre 1811 von allen Besitzern der adligen Güter in Schleswig-
Holstein der „Creditverein der Klöster und der zum Corps der Ritterschaft

gehörigen wie auch der übrigen Besitzer sämtlicher adeliger Güter" ge-

gründet, der auf insgesamt sechzehn Jahre angelegt war und 500.000
Reichstaler Courant in Species zinsbar aufnehmen sollte, um aus dieser so
erreichten Summe den einzelnen Mitgliedern Kredite zu gewähren. Die

Gründung und die erste Geschäftstätigkeit des „Creditvereins" waren er-

folgreich, doch musste der „Creditverein" seine Tätigkeit nach dem däni-

107 Scharff/Jessen-Klingenberg, Schleswig-Holsteinische Geschichte, S. 57-58. - Möller,
Kreditwesen, S. 155-156.
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sehen Staatsbankrott von 1813 wieder einstellen. Die Abwicklung der

Folgeverhältnisse des „Vereins" zog sich bis zum Jahre 1835 hin. 108
Eine ähnliche Kreditorganisation der adligen Güter wurde im An-

schluss daran im Jahre 1838 gegründet. In diesem Jahr wurden alle bisher
bestehenden Zollprivilegien der adligen Güter aufgehoben. Als Entschädi-

gung zahlte der dänische Staat den vier Klöstern und den adligen Gütern
als den Nutznießern der Zollfreiheit eine Entschädigung in Höhe von
675.000 Reichsbanktalem. Aus dieser Summe wurde dann der „Gemein-

schaftliche Fonds der Schleswig-Holsteinischen Adeligen Klöster und Gü-
ter" („Zollfonds") gebildet, aus dem Kredite für die Klöster und Güter ge-
währt wurden. Aus diesem „Zollfonds" entwickelte sich im Jahre 1895 die

„Schleswig-Holsteinische Landschaft" als Kreditinstitut der Güter. Im
Grunde waren alle diese Gründungen „ständische" Kreditinstitute, zu de-
nen die übrige Landwirtschaft zunächst keinen Zugang hatte. Erst im 20.
Jahrhundert wurden die ständischen Beschränkungen aufgehoben und der

landwirtschaftliche Kredit in das allgemeine Bankwesen eingegliedert.109
Mit der Eingliederung Schleswig-Holsteins in Preußen als neue Provinz

traten für die wirtschaftliche Tätigkeit der Gutsherren dann ganz neue
Verhältnisse ein. Schleswig-Holstein musste sich jetzt in einem ganz ande-

ren Staats-, Wirtschafts- und Sozialsystem behaupten. Nach Errichtung des
Deutschen Reiches 1870/71 kam es zunächst zu einer wirtschaftlichen

Hochkonjunktur mit guten Absatzmöglichkeiten und guten Preisen. Dann
aber hatte sich die schleswig-holsteinische Landwirtschaft mit den Kon-
kurrenten aus den USA und aus Russland auseinanderzusetzen, und nur

die Einführung des Schutzzolls seit den 1880er Jahren konnte eine relative
Sicherheit bieten. Zwar blieben die Landwirtschaft und damit auch die
Gutswirtschaft in weiten Gebieten vor allem im Osten des Landes ein be-

stimmender Wirtschaftsfaktor, doch ging die gesamtwirtschaftliche Bedeu-
tung der Landwirtschaft stetig zurück. Die Güter als Großbetriebe konnten
ihre Stellung allerdings trotz vieler Schwierigkeiten halten. Noch Anfang
des 20. Jahrhunderts war eine Reihe schleswig-holsteinischer Adliger au-
ßerordentlich vermögend. Nach einer Untersuchung, die den Stand des
Jahres 1911 widergibt, waren die Grafen Bülow, Bothkamp, Hahn, Neu-
haus, Platen-Hallermund, Weißenhaus, und Reventlow, Altenhof, nach ih-

rem Vermögen mehrfache Millionäre, doch bestand das Vermögen aus
Grundbesitz, der nicht zu aktivieren und vielfach auch durch Fideikom-

misse geschützt war. Aus ihren Gütern erzielten sie ein jährliches Ein-

108 Zu den Einzelheiten siehe Heisch, Privilegien, S. 56 u. S. 91. - Möller, Kreditwesen,
S. 155-156.

109 Wulf, Bankgeschichte, S. 65-83.
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kommen, das zwischen 420.000 Goldmark (Hahn, Neuhaus) und 360.000

Goldmark (Bülow, Bothkamp) lag. 110
Erst nach dem 2. Weltkrieg trat eine grundlegende Veränderung ein, als

eine Bodenreform durchgesetzt wurde. Gegenüber weitreichenden Plänen
machte der Großgrundbesitz das Angebot, freiwillig 30.000 ha für Sied-

lungsmaßnahmen zur Verfügung zu stellen, und dies wurde angenom-
men. Bis zum 1. April 1950 standen 56 Güter, die wirtschaftlich gefährdet
waren, und 16 Zeitpachtdörfer für die Siedlung zur Verfügung. Zwar hat-
ten die Güter damit einen erheblichen Teil ihres Bestandes abgegeben,
doch konnten viele als Wirtschaftsbetriebe in Privateigentum erhalten blei-
ben. 111

Das 19. und 20. Jahrhundert waren auch für die Gutswirtschaft in

Schleswig-Holstein eine Zeit tiefgreifender Wandlungen. In schneller Folge
wurden die Güter dem Druck der Modernisierung und seit dem letzten
Drittel des 19. Jahrhunderts auch der Globalisierung des Marktes ausge-

setzt. Waren bis etwa 1800 die adligen Güter noch durch eine Reihe ständi-
scher Vorrechte in wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht geschützt gewe-

sen (Steuerfreiheit, Zollfreiheit, Leibeigenschaft), so wurden sie seit etwa
1800 dem steten Druck des Neuen ausgesetzt. Der Staat schränkte ihre
wirtschaftlichen und sozialen Sonderrechte ständig ein. Schon in der däni-

schen Zeit begann dies, setzte sich in der preußischen Zeit fort und endete
im Jahre 1918 mit der Aufhebung aller Reservatrechte. Zwar blieb die pri-
vatwirtschaftliche Institution des Gutes erhalten, die Gutsherren hatten

sich also nur bedingt den Mühen und Gefährdungen des sozialen Lebens
zu unterwerfen, aber die Anforderungen an die Wirtschaftsführung der
Güter blieben stets erheblich. Zunächst mussten die Güter auf die neuen

Erkenntnisse im Ackerbau, in der Pflanzennutzung und in der Viehzucht

umgestellt werden, und seit etwa 1900 begann auch für die Güter das Zeit-
alter der Maschinen. Zudem mussten die Gutsherren lernen, mit dem Pro-

duktionsfaktor Arbeit und den damit verbundenen Kosten umzugehen.

Um der bürgerlichen Konkurrenz standzuhalten, musste sich auch der
Adel im wirtschaftlichen Bereich bürgerliche Verhaltensweisen aneignen.
Nicht mehr allein der Stand gab den Ausschlag, sondern nun galt es spezi-
elle Kenntnisse auf vielen Gebieten zu erwerben und sich bürgerlichen

Leistungszwängen zu unterwerfen. Gleichwohl versuchte der Adel, ge-
genüber diesen Anforderungen von Markt, Technik und sozialer Anglei-
chung eine standeseigene Identität zu bewahren. Die Kategorien von Her-

110 Martin, Millionäre, S. Iff. Das Vermögen wurde hochgerechnet nach dem Grund-
steuerertrag, das Einkommen nach der gezahlten Einkommensteuer.

111 Stichwort „Bodenreform": Neues Schleswig-Holstein Lexikon, S. 70-71. - Heisch,
Privilegien, S. 30.
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kommen, Stand und Familie blieben ungebrochen erhalten, auch wenn die
wirtschaftliche Fundierung sich veränderte. 112

Schließlich kam hinzu, dass der Adel und vor allem auch die Ritter-

schaft durchaus nicht einheitlich agierten. Im 19. Jahrhundert gab es einen

konservativen Flügel im Adel, der immer noch auf den längst erledigten
Privilegien bestand, und einen reformbereiten Flügel, der sich den Anfor-
derungen der Moderne flexibel anzuschließen bereit war. Vor allem bei den

Nichtrezipierten waren die Reformer sehr stark. Obwohl inzwischen zahl-

reiche Güter ihren Betrieb eingestellt und ihr Land verpachtet haben oder
aufgesiedelt worden sind, prägt die Gutswirtschaft auch heute noch deut-
lich den Osten des Landes.

Adel und Kultur

Der Adel und vor allem die Ritterschaft entwickelten im Laufe ihrer Ge-

schichte, insbesondere aber im 18. und in der ersten Hälfte des 19. Jahr-

hunderts eine besondere, nur ihnen eigene Kultur. Das bezog sich auf die
Architektur der nach ihrem Willen und ihren Vorstellungen erbauten Her-

renhäuser, auf die von ihnen gestalteten Gartenanlagen und auf die Ausge-
staltung ihrer Häuser mit Gemälden, Möbeln und Kunstgegenständen.
Dabei waren diese kulturellen Bestrebungen der Ritterschaft natürlich ein-
gebunden in die übergreifenden Kunstepochen des Barock und des Klassi-

zismus, die den Rahmen bestimmten und in den sie eingegliedert waren.
Aber es gab auch noch andere Bedingungen: Die politischen Verhältnisse

mussten langfristig gesichert sein, denn Kriege und jede Art von Mangel
und Unsicherheit sind der Entwicklung von Kultur nicht förderlich. Diese

Sicherheit aber war seit dem Ende des Nordischen Krieges im Jahre 1720
gegeben, als Dänemark und damit auch Schleswig-Holstein in eine lange
Friedensphase eintraten.

Aber all diese Umstände waren nur Rahmenbedingungen, denn die Rit-
terschaft musste sich auch zu eigenen kulturellen Bestrebungen entschlie-
ßen. Sie musste zunächst einmal „kulturfähig" sein, insofern die materiel-
len Grundlagen gegeben sein mussten, um über die sonstigen Aufwen-
dungen hinaus finanzielle Mittel für die Kultur zu verwenden. Dies war

bei der guten Agrarkonjunktur im 18. Jahrhundert und in der ersten Hälfte

des 19. Jahrhunderts, unterbrochen allerdings durch die Agrarkrise von
etwa 1810 bis 1825, der Fall. 113

Waren diese materiellen Voraussetzungen gegeben, so musste die Rit-
terschaft auch „kulturwillig" sein, insofern die Kultur und die kulturelle

112 Henning, Unentschiedene Konkurrenz, S. 24-28.
113 Siehe Wulf, „Concurs auf eigenes Anraten", S. 207-210.
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Betätigung in den Standes- und Wertvorstellungen einen hohen Rang er-
hielten. In Konkurrenz mit den Landesherren und ihrer kulturellen Betäti-

gung sowie mit den kulturellen Bestrebungen des Bürgertums musste die
Ritterschaft den Willen entwickeln, eine eigene Standeskultur auszuprä-

gen.
Und schließlich musste die Ritterschaft auch „kulturbewusst" sein, in-

sofern sie die übergreifenden Kulturbestrebungen und Kulturstile in

Deutschland und gar in Europa wahmahm und sie als allgemein geltend
anerkannte. Das schloss die Ausprägung eines eigenen Bewusstseins und

eines eigenen Stils durchaus nicht aus. Vor allem auf den ausgedehnten
„Kavaliersreisen" durch die Länder Europas und auch während ihrer Tä-

tigkeiten im diplomatischen Dienst lernten sie die übergreifenden Kunst-
und Kulturstile in ihrer jeweiligen Ausprägung kennen.

Natürlich hatte es schon in der Renaissance und im Barock Ende des 16.

und Anfang des 17. Jahrhunderts eine ausgedehnte Kulturtätigkeit der Rit-

terschaft gegeben. Aber das 18. Jahrhundert wurde dann eigentlich die
„Blütezeit" der Adelskultur in Schleswig-Holstein.114 Die Aufklärung ver-
änderte die Mentalität aller bewussten Schichten und damit auch des
Adels. Die sozialen Schichten - bisher ständisch differenziert - näherten

sich in ihren kulturellen Bestrebungen einander an; eine Gesamtkultur ent-
stand. Eine neue Sicht der Natur entwickelte sich; die Antike wurde wie-
derentdeckt und in ihrer Ästhetik als vorbildlich anerkannt; es fand eine

Wendung zum Privaten statt, und das Interesse wandte sich den Künsten
und der Gelehrsamkeit zu. Die Herrenhäuser der Ritterschaft wurden zu

„Gehäusen" all dieser Empfindungen und Bestrebungen. Dabei kann man
im 18. Jahrhundert durchaus von einer „gesamtstaatlichen" Kultur mit vie-
lerlei Entwicklungen aufeinander sprechen, bis dann im zweiten Drittel
des 19. Jahrhunderts die entstehenden nationalen Gegensätze diese Ver-

bindungen aufbrachen.

Architektur

In der Architektur dominierte vor allem die Herrenhausarchitektur. Teil-

weise wurde auch die gesamte Gutsanlage in die architektonische Gestal-
tung einbezogen (Rastorf, Rixdorf). Bereits aus der Renaissance und dem
Barock gab es eine Reihe von Herrenhäusern, die im 18. Jahrhundert nach

den neuen architektonischen Vorstellungen umgebaut wurden. Die Häuser
verloren ihren Burg- und Verteidigungscharakter und wurden mit dem
Ziel der Einbeziehung der Natur und der Wendung zum Privaten umge-

114 Siehe dazu die Sammelbände von Lohmeier, Arte et Marte, u. Lohmeier/Degn,
Staatsdienst und Menschlichkeit.
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staltet. Der Ziegelbau mit Sandsteinportalen und Fenstereinfassungen
blieb zwar länger erhalten, wurde aber Ende des 18. Jahrhunderts durch
Putzbauten abgelöst (Emkendorf, Knoop). Praktisch alle ritterschaftlichen
Geschlechter beteiligten sich an dieser Bautätigkeit, so etwa die Revent-
lows (Wittenberg, Altenhof, Emkendorf), die Blomes (Dobersdorf und Hei-

ligenstedten) und die Baudissins (Rixdorf, Lammershagen, Knoop). Nach
1750 nahmen auch die bürgerlichen Gutsbesitzerfamilien Otte (Krieseby),
Wittmaack (Testorf) und Bokelmann (Perdoel) an dieser Bautätigkeit teil.
Einen weitreichenden Einfluss hatte auch die Familie Schimmelmann mit

ihren großen finanziellen Möglichkeiten, die in Ahrensburg und Wandsbek
und indirekt - da finanziell unterstützend - auch in Emkendorf und

Knoop wirkte.

Vorstellungen über die zu errichtenden Bauten hatten die Mitglieder
auf ihren Reisen vor allem in England, Frankreich und Italien gewonnen.
Die Baurechnungen und der auf die Bauten bezogene Briefwechsel zeigten,
dass die Bauherren intensiv daran beteiligt waren. Die Architekten und
Baumeister kamen aus Schweden (Dallin), Bayern, Hessen (Johann Adam
Richter) und Sachsen (Carl Gottlob Horn), so dass auch internationale Ein-
flüsse deutlich wurden.

Mit Bezug auf die Binnengliederung der Häuser wurde die frühere Die-

le als Eingangshalle erhalten, an die sich auf der rückwärtigen Seite des
Hauses vielfach ein Gartensaal anschloss. Von der Diele aus wurde das

Obergeschoss durch repräsentative Treppenanlagen erschlossen. Sowohl
im Erdgeschoss wie im Obergeschoss gab es eine Reihe kleinerer intimer
Räume, die nicht der Repräsentation, sondern privaten Zwecken dienten.
Der Gartensaal, die Halle und einzelne Zimmer wurden mit Malereien und

Stukkaturen ausgeschmückt, mit deren Anfertigung auch Künstler aus Ita-
lien beauftragt wurden (Tadey u. Pellicia). Die Einbeziehung von Natur
und Kunst in diese Bauten, die Öffnung in die umgebende Landschaft und
der Wunsch nach Privatheit und Intimität drückten sich in diesen Bauten
aus. 115

Die Hauptbautätigkeit für solche Häuser eigenständigen Charakters
dauerte bis etwa Mitte des 19. Jahrhunderts. Spätere Herrenhausbauten,

die manchmal auch Umbauten waren, waren geprägt von den historisie-
renden Baustilen des späten 19. Jahrhunderts (Salzau, Wittenberg, Umbau
Heiligenstedten). Aber auch die moderne „Heimatschutzarchitektur" fand

Eingang in die Bautätigkeit auf den Gütern (Hofgebäude auf Gut Stubbe
an der Schlei, Herrenhaus Glasau).

115 Zur Herrenhausarchitektur siehe umfassend Hirschfeld, Herrenhäuser und Schlös-
ser. - Lafrenz, Güter. - Buttlar, Herrenhäuser und Gärten. In: Lange, Geschichte
Schleswig-Holsteins. - Viele Einzelheiten auch in den Bänden von Rumohr, Schlös-
ser und Herrenhäuser.
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Gärten und Parks

Der Umgestaltung des Wohnbereichs in den Herrenhäusern entsprach eine

Umgestaltung der Außenanlagen, der Gärten und Parks. Das Innere sollte
dem Außen entsprechen und umgekehrt. Schon in der Renaissance und
dann vor allem im Barock hatte es in den Schlössern (Eutin) und Herren-

häusern (Jersbek u. Seestermühe) Gärten nach französischem Muster ge-

geben mit starr geometrischen Formen und einer gebändigten Baum- und
Pflanzenwelt. Ähnlich wie in der Architektur breiteten sich in der zweiten

Hälfte des 18. Jahrhunderts die neuen Gedanken der Aufklärung aus, die
von der Vernunft, von der Natur, aber auch vom Gefühl bestimmt waren.

Aus den sehr starren und formellen Barockgärten nach französischem

Muster wurden Landschaftsgärten, in denen sich die Natur frei, aber nach
ästhetisch aufgefassten Mustern entfalten konnte. Vorbilder waren hier

englische Landschaftsgärten, die der schleswig-holsteinische Adel bei sei-
nen Reisen oder im Rahmen seiner diplomatischen Tätigkeit kennengelernt
hatte.

In diesen Gärten sollte die Natur sich selbst darstellen. Die umgebende

Landschaft wurde umgestaltet und durch Wälder, Alleen, Gebüsche und
Seen sowie freie Rasenflächen in einen als ideal vorgestellten Zustand von
Natur versetzt. Weitreichende Blickachsen führten in die freie Landschaft,

auf Seen und auf das nahe Meer (Waterneversdorf, Dänisch Nienhof u.

Hohenstein). Als Blickfang dienten Tempel (Eutin), Türme (Louisenlund,
Hessenstein) oder gar ganze Burganlagen (Biomenburg). Die theoretische

Grundlage zu dieser Umgestaltung der Landschaft lieferte Christian Cay
Lorenz Hirschfeld in seiner „Theorie der Gartenkunst" (1785). Auch hier

wirkten die Gutsherren intensiv bei der Gestaltung der Gärten und Parks
mit (Rumohr, Cronstern, Hedemann).

Ähnlich wie bei der Architektur bewegten sich auch hier Adel und Bür-

gertum in ihren Vorstellungen aufeinander zu. Vor allem Altonaer und
Hamburger Kaufleute legten auf dem hohen Ufer der Elbe elbabwärts von
der Stadt Landschaftsparks nach englischem Vorbild an (Jenisch Park, Sie-

veking Park, Baurs Park). Adliges und bürgerliches Naturerleben und die
entsprechende Landschaftsgestaltung wurden von den gleichen Vorstel-
lungen bestimmt. 116

116 Buttlar/Meyer, Historische Gärten. - Buttlar, Herrenhäuser und Gärten im 18. Jahr-
hundert. In: Lange, Geschichte Schleswig-Holsteins. - Rumohr, Schlösser und Her-
renhäuser. - Lafrenz, Güter.
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Aber nicht nur das Äußere der Häuser und die Gärten und Parks wurden

entsprechend den neuen Vorstellungen gestaltet, sondern auch der Ausge-
staltung des Inneren der Herrenhäuser wurde große Aufmerksamkeit ge-
widmet. Das galt zunächst für die Malerei; alle Räume wurden mit Ge-

mälden und anderen Arten von Abbildungen ausgestattet. Dabei standen

natürlich wie schon im Barock Einzel- und Familienportraits im Vorder-
grund. Sie repräsentierten Ansehen und Tradition der Familien und ver-
mittelten den Bewohnern und Besuchern den Eindruck des bedeutenden

Herkommens und des langandauernden Bestehens. Waren die Portraits im

Barock noch von einer gewissen repräsentativen Starrheit geprägt gewe-
sen, so wurde in den Gemälden des 18. Jahrhunderts versucht, die inneren

Anlagen und den Charakter der dargestellten Personen aufscheinen zu las-
sen.

Waren Einzel- und Familienportraits eigentlich in allen Herrenhäusern

zu finden, so gab es in einzelnen Häusern, in denen ein entsprechender
Anspruch bestand, wo aber auch die finanziellen Mittelvorhanden waren,

größere Kunstsammlungen. Vor allem wenn die Gutsherren im Ausland

gewesen waren, brachten sie - gleichsam als Erinnerung an ihre Tätigkeit
dort - Gemälde und Plastiken aus diesen Ländern mit nach Schleswig-
Holstein. Dies galt vor allem für die beiden Italienreisen von Fritz und Ju-
lia Reventlow in den Jahren 1784 und 1797, von denen sie Gemälde von ita-

lienischen Landschaften und Darstellungen antiker Themen zurückbrach-
ten. 117 Bei der Wahl der Künstler, die die Gutsherren in ihren Häusern be-

schäftigten, spielte zunächst natürlich der persönliche Geschmack, dann
aber sicher auch die Höhe des Honorars für den Künstler eine Rolle. Die

Reventlows auf Emkendorf ließen sich in Rom durch Angelika Kauffmann
portraitieren; vielbeschäftigt in Adelskreisen waren auch die Maler Anton
Graff, Friedrich Karl Gröger und Jens Juel. 118 Dies Kunstinteresse des
Adels reichte bis in die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts (Lenbach und
Makart); die moderne Kunst seit der Wende zum 20. Jahrhundert wurde

dann nicht mehr gesammelt. Die sonstige Innenausstattung der Räume be-
stand zudem aus teilweise sehr hochwertigen Möbeln wie Tische, Kom-
moden, Stühle, Liegen und kostbaren Uhren.

117 Müller, Emkendorf und seine Bildersammlung. In: Degn/Lohmeier, Staatsdienst
und Menschlichkeit. - Lohmeier/Müller, Emkendorf und Knoop.

118 Wolff-Timm, Glanzlichter. In: Privatissimo, S. 155-159.



134 Peter Wulf

Bibliotheken

Zu der Ausstattung der schleswig-holsteinischen Herrenhäuser gehörte

fast immer eine große Bibliothek. Eine bedeutende Bibliothek im Umfang

von insgesamt 5.000 Bänden befand sich auf Schloss Rantzau, die von den
Gutsbesitzern Plessen und seinen Erben, den Baudissins, in der Mehrzahl

im letzten Drittel des 18. Jahrhunderts und in der ersten Hälfte des 19.

Jahrhunderts zusammengetragen worden war. Sie umfasste Werke aus der
Geschichte, der deutschsprachigen Literatur und der Predigt- und Erbau-

ungsliteratur. Werke zur Land- und Forstwirtschaft, die man wohl in einer
solchen Gutsbibliothek hätte erwarten können, waren nur in geringer Zahl

vorhanden. Ähnlich umfangreiche Bibliotheken gab es in den Herrenhäu-
sern von Altenhof, Schierensee, Salzau und Heiligenstedten. Auch Noer

zählte zu den Gütern mit einer großen Bibliothek. Dabei mag zwar auch

ein gewisses repräsentatives Bedürfnis eine Rolle gespielt haben, aber es
war doch kennzeichnend, dass sich dieses Bedürfnis auf das Sammeln von
Büchern richtete. 119

Musik

Und schließlich spielte in den Herrenhäusern auch die Musik eine Rolle. In
einer Reihe von Gutshäusem gab es in den großen Räumen Musikempo-

ren, die für Musikdarbietungen gedacht waren (Damp, Schierensee und
das Plöner Gartenpalais). Teilweise wurden kleine Laienorchester zusam-

mengestellt, aber auch die Gutsherren selbst waren musikausübend. Um-

fangreiche Musikaliensammlungen gab es in Salzau und in Noer. Enthal-
ten darin waren Werke der Klassik, Klavierauszüge von Opern und Kam-
mermusik.120 Die Gutsherren waren also nicht nur Agrarier, die Äcker,
Wiesen, Forsten und Seen verwalteten und nutzten, sondern sie hatten

auch vielfältige ästhetische Bedürfnisse und Neigungen, denen sie mit Ei-
fer nachgingen.

Zusammenfassung

Der schleswig-holsteinische Adel und darin die größte und bedeutendste

Gruppe, die Ritterschaft, waren vor allem im 18. und 19. Jahrhundert eine
ganz eigene soziale Schicht, die einerseits durch Anschauung und Be-

119 Lohmeier (Hrsg.), Schleswig-Holstein. Geschichte und Kultur, S. 194-195 u. S. 198-
199. - Hirschfeld, Herrenhäuser, S. 119-120.

120 Lohmeier (Hrsg.), Schleswig-Holstein. Geschichte und Kultur, S. 202-203 u. S. 204-
205. - Hirschfeld, Herrenhäuser, S. 121-123.



Zur Sozialgeschichte des schleswig-holsteinischen Adels 135

wusstsein mit dem Gesamtadel verbunden war, die andererseits aber

durchaus ein regional bestimmtes Eigenbewusstsein und eine Eigenkultur
entwickelt hatte. Dabei war der Umfang des Grundbesitzes an Land, Wald

und Wasserflächen und damit verbunden die materielle Ausstattung des
schleswig-holsteinischen Adels durchaus nicht mit den großen Standes-
herrschaften im Süden und in der Mitte Deutschlands zu vergleichen, aber
er war die wirtschaftliche Grundlage einer regionalen Sonderentwicklung.

Grundlage der materiellen Existenz des schleswig-holsteinischen Adels
waren vor allem der Besitz und die Verfügung über Ländereien, Wälder
und Seen, rechtlich gefasst in die Form des „adeligen Gutes". Dabei be-
standen zunächst eine ganze Reihe von Sonderrechten von der Seite des

Staates, die dieses Gutssystem stützten und absicherten. Allerdings wur-
den die zunächst bestehenden Sonderrechte vor allem in der Zeit des däni-

schen Absolutismus immer weiter eingeschränkt.
Der Gutsherr war für sein Gut - oder bei größeren Besitzungen - für

seine Güter zunächst Unternehmer, der die Marktlage und die Marktchan-

cen für die Produkte seines Gutes kennen und entsprechend handeln
musste. Markt hieß in diesem Zusammenhang nicht nur der regionale
Markt, sondern durchaus auch der nationale oder gar internationale

Markt. 121 Der Gutsherr war weiterhin Arbeitgeber, der - zunächst in der
Form der Leibeigenschaft, dann mit freien Arbeitskräften - sich Gedanken

über die Zahl der Arbeitskräfte, den Einsatz und die Entlohnung machen
musste. Und er war - allerdings in sinkendem Maße - Obrigkeit, der Ver-
waltungstätigkeiten im staatlichen Auftrag auszuüben hatte.

Grundlegend für die rechtliche und politische Stellung des schleswig-
holsteinischen Adels war das Verhältnis zum Landesherrn, seit 1773 allein

zum dänischen König. Dabei zeigte sich eine eher gegenläufige Tendenz.
Einerseits wurden die Sonderrechte des Adels durch das Handeln des ab-

solutistischen Staates ständig vermindert, andererseits traten schleswig-
holsteinische Adlige in großer Zahl in den gesamtstaatlichen Verwaltungs-
und Militärdienst ein. Erst das Aufbrechen der nationalen Gegensätze im
zweiten Drittel des 19. Jahrhunderts beendete diese Verbindungen, In der
preußischen Verwaltung seit 1867 vermochte der schleswig-holsteinische
Adel dagegen eine entsprechende Stellung nicht zu erlangen.

In der gesamtgesellschaftlichen Stellung war die schleswig-holsteini-

sche Ritterschaft ein nach unten fest abgeschlossener Stand, obwohl er aus
standespolitischen und auch aus politisch-taktischen Überlegungen von
Zeit zu Zeit eine Ergänzung vornahm. Obwohl er feststellen musste, dass
ihm vom absolutistischen Zentralstaat zunehmend seine Privilegien ge-
nommen wurden, hielt er bewusstseinsmäßig immer an seiner rechtsbe-

121 Bei dem Absatz von Getreide und Milchprodukten etwa nach England musste man
durchaus das dortige Markt- und Preisniveau kennen.
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wehrten Sonderstellung fest. Immer wieder wurden dem König die Privi-

legiensammlungen zur Bestätigung vorgelegt, und immer wieder - wenn
überhaupt - wurden diese Forderungen nach Einhaltung der Privilegien
nichtssagend beantwortet. In der Familienstruktur und im Heiratsverhal-
ten vor allem der Ritterschaft hat man den Eindruck, dass es sich hier um

Familien handelte, die kaum Verbindungen über die Herzogtümer hinaus

aufnahmen. Ehepartner aus Dänemark oder gar aus dem übrigen Deutsch-
land waren eher selten. So ergab sich familiär eine eher „geschlossene"

Adelsgesellschaft, der die weiten Verbindungen in das übrige Deutschland
und in das Ausland fehlten.

Trotz dieser relativen Abgeschlossenheit entwickelte sich im schleswig-
holsteinischen Adel und insbesondere in der Ritterschaft eine besondere

Kulturbereitschaft und Kulturfähigkeit. Sowohl in der Architektur wie in

der Gartengestaltung und auch in der künstlerischen Ausstattung der
Häuser entwickelte der Adel einen hohen Standard, so dass man von einer

besonderen eigenständigen „Adelskultur" sprechen kann.
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Abb. 1: Die 1858 auf Kalo gebaute Fregatte J0RGEN Bruhn von 340 Kommerz-
lasten; rechts im Hintergrund eine chinesische Dschunke (Museum Sonderjylland
- Kulturhistorie Aabenraa).

Abb. 2: Ausschnitt aus einer Ansicht von Kalo, Mitte 19. Jahrhundert (Aquarell in
Privatbesitz; nach Vorlage im Museum Sonderjylland - Kulturhistorie Aabenraa).



Seefahrende aus Loit und Apenrade

im langen 19. Jahrhundert

Weltweite Schifffahrt und Schiffbau

auf höchstem Niveau*

Von Mikkel Leih Jespersen

Am 15. November 1864 notierte die Kapitänsfrau Dorothea Nissen in ih-
rem Tagebuch, dass sie Besuch von Kapitän Eschel Krabb gehabt habe. „Er
war bis spät in den Abend hier", berichtete sie. Der Besuch fand auf der in
Hamburg registrierten Bark MATHILDE statt, die vor Hongkong vor Anker

lag und zu diesem Zeitpunkt seit circa einem Jahr Dorothea Nissens Zu-
hause gewesen war. Ihr Mann, Jep Nissen, war Kapitän des Schiffes. Am

Tag darauf traf sich das Kapitänsehepaar erneut mit Eschel Krabb, diesmal
an Bord seines Schiffes, der in Apenrade registrierten Fregatte J0RGEN
Bruhn (Abb. 1): „Wir saßen zusammen, sprachen über Loit und es war
sehr gemütlich", notierte Dorothea Nissen, um damit zu erklären, dass sie

und ihr Mann erst gegen Mitternacht zurück auf ihr eigenes Schiff ge-
kommen waren. 1

Sie sprachen also über Loit, die nördlich von Apenrade zwischen der
Apenrader Bucht und der Genner Bucht im historischen Herzogtum
Schleswig gelegene Halbinsel. Dorothea Nissen war in Barsmark auf der
Halbinsel Loit geboren worden und in Loit Kirkeby aufgewachsen. Jep
Nissen stammte von der kleinen Insel Barsö vor Loit, und Eschel Krabb

war in Barsmark auf dem Hof Kobberholt aufgewachsen, weshalb er viel-
fach als „Kobberholt" bezeichnet wurde. Es war somit ihre gemeinsame
Heimat, über die sie - draußen im Fernen Osten - mit Begeisterung spra-
chen. Deshalb besuchten sie sich gegenseitig mehrmals, und zum größten

* Der Beitrag geht auf einen Vortrag zurück, der am 5. März 2016 in der Akademie
Sankelmark gehalten wurde. Die Vortragsform wurde beibehalten, Schiffsnamen in
Kapitälchen gesetzt. - Für die Übersetzung des Manuskripts sei Frank Lubowitz
(Flensburg/Apenrade) herzlich gedankt. - Vgl. darüber hinaus ausführlich Jesper-
sen, Kapitajner og kolonier.

1 Kaptajnsfrue Dorothea Nissens dagboger, S. 95-96.

Zeitschrift der Gesellschaft für Schleswig-Holsteinische Geschichte, Bd. 141
Husum Druck 2016



142 Mikkel Leth Jespersen

Ärger von Dorothea Nissen, fand Eschel Krabb keine Zeit zum Abschied-
nehmen, bevor er mit seinem Schiff Hongkong verließ.

Glücklicherweise trafen sie sich schon bald wieder. Diesmal war es in

den Tagen vor Neujahr in Rangoon in Burma, wo das Ehepaar Nissen, „das
unerwartete Vergnügen hatte, Besuch von Kapitän Krabb zu bekommen".
Dorothea hatte nun so großes Vertrauen zu Eschel Krabb gefasst, dass sie
sich entschloss, das Tagebuch ihres ersten Jahres an der China-Küste mit
Eschel Krabb zu ihrer Mutter nach Hause zu schicken: „Da ich es mit ei-

nem Mann wie Krabb senden kann, ist mir bei der Absendung wohl, da ich

weiß, dass er euch das Tagebuch so überbringen wird, wie er es erhalten
hat. Es ist schließlich nichts, was ich irgendjemandem mitgeben würde".2

Eine vertrauensvolle Freundschaft war im Femen Osten entstanden,

und so segelte Dorotheas kostbares Tagebuch an Bord von Eschel Krabbs
Fregatte, dem schönen Schiff JÖRGEN BRUHN um die halbe Welt. Am 8. Juli
kam das Schiff in Bremerhaven an, und kurz darauf traf Krabb sich dort
mit seiner Frau und den Kindern, die den Ehemann und Vater nach mehr

als anderthalb Jahren Trennung wieder sahen. Da Krabb vorhatte, an Land

zu bleiben, übergab er sein Schiff, die JORGEN Bruhn, einem anderen Kapi-
tän - einem Nachbarn aus seiner Heimatregion Loit, Christian Bruhn aus

Stollig. Danach fuhr Krabb zusammen mit seiner Familie nach Hause auf
seinen Hof in Barsmark. Sie kamen am 12. August 1865 zuhause an, und es

dauerte wohl nicht lange, bis Krabb sich auf den nur wenige Kilometer
weiten Weg zur Hojgade in Loit Kirkeby begab, wo er sein Versprechen an
Dorothea Nissen einlösen und das Tagebuch an deren Mutter übergeben
konnte.3

In diesem Tagebuch konnte Dorothea Nissens Mutter nun eine genaue
Beschreibung des Lebens ihrer Tochter und ihres Schwiegersohns auf dem
Meer, die Begegnungen in chinesischen Hafenstädten und das Zusammen-
treffen mit Menschen aus ihrer Heimat nachlesen. In den 1860er Jahren

war es nicht ungewöhnlich, dass Seeleute aus Loit sich in fernöstlichen Ha-
fenstädten trafen - und das Treffen zwischen dem Ehepaar Nissen und

Eschel Krabb ragt dabei nur heraus, weil es von Dorothea Nissen in ihrem
Tagebuch beschrieben wurde. Ihren Aufzeichnungen können wir entneh-
men, wie entsprechende Begegnungen abliefen. Ein großer Teil der Män-
ner von Loit war auf großer Fahrt - und einige der Kapitäne hatten wie Jep
Nissen ihre Frau mit an Bord.

Die meisten Loitinger fuhren auf Schiffen, die in Apenrade registriert
waren, wie es bei Eschel Krabb der Fall war, aber viele andere fuhren auch

an Bord von Schiffen aus anderen Städten - vor allem aus Hamburg, wie

zum Beispiel Jep und Dorothea Nissen. Tatsächlich war der Kontakt nach

2 Ebd., S. 108.
3 Kaptajn Eschel Krabbs erindringer, S. 115.
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Hamburg entscheidend dafür, dass sich die Schifffahrt in Apenrade seit
den 1820er Jahren zu einem weltumspannenden Geschäft entwickelte. Eine
Art Vorreiterrolle kam dabei dem Mann zu, nach dem Eschel Krabbs Schiff

benannt worden war: Jorgen Bruhn. Die Geschichte dieses Mannes ist viel-

fach zugleich mit der Entwicklung der weltumspannenden Schifffahrt und
dem herausragenden Schiffbau verbunden, die für Apenrade und Loit seit
den 1820er Jahren (und danach) kennzeichnend war. Deshalb soll die wei-

tere Darstellung ihren Ausgangspunkt in der Vorstellung seiner Person
nehmen.

Jorgen Bruhn

Jorgen Bruhn wurde am 14. Mai 1781 auf dem Hof Straagaard im südwest-

lichen Teil Loits geboren. Sein Vater war kein Kapitän, aber die Eltern ge-
hörten der wirtschaftlichen und sozialen Elite Loits an. Alle fünf Söhne der

Familie Bruhn gingen zur See, und die beiden Töchter heirateten später
Kapitäne. Im Alter von 15 Jahren fuhr er als Schiffsjunge auf der AEOLUS,
die gerade im Hafen von Apenrade gebaut worden war, zum ersten Mal
zur See. Nach einigen Jahren auf See legte er 1800 sein Steuermannsexa-

men in Kopenhagen ab und setzte seinen Aufstieg als Steuermann fort.
1804 wurde er Obersteuermann auf der Fregatte CATHARINA, die wie die
anderen größeren Schiffe aus Apenrade im Mittelmeer fuhren.4 Im Wind-

schatten der Neutralitätspolitik der dänischen Regierung und unter dem
Schutz der dänischen Flotte war diese Schifffahrt seit Mitte des 18. Jahr-

hunderts von besonderer Bedeutung für die Schiffe der Stadt.5

1805 ging Jorgen Bruhn an Land und gab den Auftrag zum Bau des
Schiffes FLORA, das zwei Jahre später fertig war. Jorgen Bruhn wollte das
Schiff als Kapitän selbst führen und erwarb deshalb das Bürgerrecht in
Apenrade - über dieses mussten alle Kapitäne verfügen, die ein in der

Stadt registriertes Schiff führten, auch wenn sie auf Loit wohnten. Im Laufe
des Frühjahrs 1807 nahm die FLORA Kurs auf Sankt Croix auf den däni-
schen Westindischen Inseln, wo das Schiff am 10. Juni Christianssted an-

lief. Hier nahm die FLORA Zucker, Rum, Kaffee und Tabak als Ladung auf,

mit der sie dann zurück nach Europa segelte. Dänisch Westindien wurde
vielfach von Schiffen aus Flensburg angelaufen, für ein Schiff aus Apenra-

de war es aber ein eher ungewöhnliches Ziel. Einem der Matrosen fiel auf,
dass einige Negersklaven an einen Pfahl gebunden waren und ausge-
peitscht wurden. So etwas zu sehen waren die Seeleute aus Apenrade und

Loit nicht gewohnt, da sie europäische Gewässer zu dieser Zeit üblicher-
weise nicht verließen.6

4 Larsen, Jorgen Bruhn, S. 104.
5 Johansen, Aabenraaskibes sejlads pä Middelhavet, S. 167-182.
6 Bom, Mine Haendelser, S. 32.
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Während die FLORA über den Atlantik fuhr, wurde Dänemark auf fran-

zösischer Seite in die Napoleonischen Kriege hineingezogen. Die britische
Flotte fuhr in den Öresund, Kopenhagen wurde bombardiert und der

Hauptteil der dänischen Flotte von den Briten mitgenommen. Als die Flo-
ra auf den Englischen Kanal zufuhr, wurde sie von einem britischen
Kriegsschiff aufgebracht und die Besatzung in England interniert. Das er-
lebten in der Zeit viele dänischen Schiffe und ihre Besatzungen. Nach eini-

ger Zeit gelang es Jorgen Bruhn jedoch, sich zu befreien. In den folgenden
Jahren war er zunächst Kapitän eines dänischen Kaperschiffes und danach

Kapitän eines anderen dänischen Handelsschiffes.7
1811 heirate er eine Frau aus Norwegen, die ihm nach Apenrade folgte.

Es ist zu vermuten, dass sie sich auf Jorgen Bruhns Geburtshof, Straagaard
auf Loit, niederließen, bald darauf wuchs die Familie.

Nach Ende der Napoleonischen Kriege 1814 war die Apenrader Han-
delsflotte stark verkleinert, und die Routen, auf denen die Schiffe bisher

gefahren waren, waren unterbrochen. Im Gegensatz zu manchen anderen
Reedern und Seefahrern war Jorgen Bruhn gut durch die Zeit des Krieges

gekommen. 1816 wurde er Kapitän des Schiffes Den INDISKE PAKET, das
nach Ostindien fuhr, bevor es 1821 an der südafrikanischen Küste unter-

ging.8

Neue Schiffe, neue Ziele

Dieser Verlust wurde der konkrete Anlass dafür, dass Jorgen Bruhn an

Land ging und Schiffsreeder wurde. Wie zu vermuten ist, war diese Ent-
scheidung über mehrere Jahre vorbereitet worden. Während er noch auf
See war, hatte er bereits einen alten amerikanischen Schnellsegler gekauft,

den er in Apenrade auf Vordermann bringen lassen wollte. Das Schiff zeig-

te sich allerdings in einem so schlechten Zustand, dass es abgewrackt wer-
den musste. Beim Abwracken wurde der Aufriss dokumentiert, so dass

Jorgen Bruhn eine Kopie dieses Schiffes bauen lassen konnte. In diesem
Zusammenhang baute er eine enge Zusammenarbeit mit der einzigen

Werft Apenrades auf, die den Krieg überstanden hatte: Paulsens Werft im
Hafen des Zimmermannshofes (Tommergärdshavnen). Kurze Zeit, nach-

dem er an Land gegangen war, zog Jorgen Bruhn mit seiner Familie von
Loit nach Apenrade, wo er ein großes Anwesen am Großen Markt (Store-
torv) kaufte, den sogenannten Reeder-Hof (Redergärden).9

Das neue Schiff wurde auf den Namen CARAVANE getauft, und einer

von Jorgen Bruhns Brüdern, Jacob Adolph Bruhn, wurde sein Kapitän. Die

7 Jespersen, Aabenraa og Englandskrigene, S. 27-28.
8 Larsen, Jorgen Bruhn, S. 104-143.
9 Nielsen, Fra klamp til konstruktion, S. 28.
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CARAVANE sollte sich bald als ein gutes, schnelles Schiff erweisen. Schon

bald nahm es Kurs auf Südamerika, das zum neuen, wichtigen Ziel der
Apenrader Schiffe werden sollte. 10

In den Jahren der napoleonischen Kriege hatten sich die südamerikani-

schen Kolonien von Spanien und Portugal losgelöst. Der koloniale Mono-
polhandel war damit gebrochen und vom Freihandel abgelöst worden.
Somit konnten die Schiffe europäischer Staaten insbesondere nach Brasili-
en fahren, um Zucker, Baumwolle und Kaffee für die wachsende Bevölke-

rung zu holen. Zunehmend wuchsen in Europa die Städte und ständig
wuchs das Bedürfnis der Verbraucher nach Luxuswaren, die mit Rohstof-

fen aus Südamerika hergestellt wurden. Die Schiffe aus Apenrade steuer-
ten vor allem Rio de Janeiro an und kehrten mit Kaffee nach Hamburg zu-
rück, der von dort aus den gesamten nordeuropäischen Markt erreichte. 11

Als Kapitän der CARAVANE verdiente Jacob Adolph Bruhn auf seinen
Fahrten so gut, dass er sich schon bald einen der großen Höfe auf Loit,
Dalholt im Norden der Halbinsel, kaufen konnte. Der dritte der Bruhn-
Brüder, Hans Detlev Bruhn, verdiente auf seinen Fahrten nach Südamerika

ebenfalls gutes Geld. Er war der erste Kapitän eines dänischen Handels-

schiffes, der Kap Horn umrundete. Er kaufte den Hof Höckeberg, der
ebenfalls zu den großen Höfen auf Loit gehörte. Die beiden anderen Brü-
der starben, bevor sie in ihrer Seemannskarriere so weit waren, dass sie an

Land gehen konnten. 12

Die CARAVANE erwies sich als ein so gutes Schiff, dass Jorgen Bruhn die
Konstruktionszeichnung gleich für seine nächsten Schiffe benutzte, die er
auf Paulsens Werft in Apenrade bauen ließ. Das größte und bekannteste

dieser Schiffe war die CREOLE, die Bruhn zusammen mit seinem Schwager
Jacob Bendixen, ebenfalls einem Kapitän, bauen ließ. In der zweiten Hälfte
der 1820er Jahre fuhr die CREOLE fünf Mal nach Rio de Janeiro, vor allem

mit norddeutschen Auswanderern an Bord. Das Schiff und sein Kapitän
waren gern gesehene Gäste in der brasilianischen Hauptstadt, und in den
dänischen Konsulatsberichten wird das Schiff oftmals mit lobenden Wor-

ten für seine gute Konstruktion beschrieben. Demnach waren die Schiffe
von Jorgen Bruhn schnell und beförderten ihre Lasten sicher. 13

Der Reeder wurde ebenfalls gelobt für seine gute Hand bei der Aus-
wahl der Kapitäne und Mannschaften. Zwei der Kapitäne waren - wie be-
reits erwähnt - seine Brüder, und der Kapitän der CREOLE, Jacob Bendixen,

war mit seiner Schwester verheiratet. Anfang der 1830er Jahre ging Jacob
Bendixen ebenfalls an Land und ließ sich auf Loit nieder, wo er Stollig-
gaard, einen der größten Höfe der gesamten Umgebung, kaufte. Ebenso

10 Manden der red pä en delfin, S. 47.
11 Kullmann/Ousager, Brasilianske forbindelser, Bd. 1, S. 105-125.
12 Manden der red pä en delfin, S. 48.
13 Larsen, Fregatskibet „Creole", S. 68.



146 Mikkel Leth Jespersen

wie die Gebrüder Bruhn begann er nun, eine Reederei aufzubauen, deren
Schiffe er im Hafen von Apenrade bauen ließ. Dort hatte sich ein neuer
Schiffbaumeister, Thorkild Andreas Andersen, niedergelassen. Auf dessen
Werft ließ Jacob Bendixen seine ersten Schiffe bauen. 14

1840 entsandte der dänische König Christian VIII. das dänische Kriegs-

schiff BELLONA nach Südamerika, um dort Flagge zu zeigen, Handelsver-

träge abzuschließen und Konsulate zu errichten. Die Route der Bellona
folgte weitgehend einer Strecke nach den Anweisungen der Reeder und
Kapitäne aus Apenrade. Ihrem Interesse entsprach es, ihre Routen auf dem

gesamten amerikanischen Kontinent zu erweitern, und sie hatten daher
gute Informationen über die Verhältnisse dort. Weiterhin dominierte die
Schiffsroute nach Rio de Janeiro die Schifffahrt aus Apenrade, später fuh-
ren aber auch Schiffe weiter nach Süden zu den großen Städten Buenos
Aires und Montevideo am Rio de la Plata. Von dort holten sie vornehmlich

Häute für die Lederproduktion nach Europa und transportierten Pökel-
fleisch nach Kuba. Andere Schiffe fuhren noch weiter, umrundeten Kap

Horn, bis nach Valparaiso, Callao und Guayaquil an der südamerikani-
schen Westküste. Als man in der Mitte des 19. Jahrhunderts in Kalifornien

Gold fand, führte die Route der Kapitäne aus Apenrade auch den ganzen

Weg hoch bis San Francisco. 15
Daheim in Apenrade und auf Loit entstand in diesen Jahren der natio-

nale Gegensatz zwischen schleswig-holsteinischer und dänischer Gesin-

nung. Das blieb nicht ohne Folgen für die Seefahrt und insbesondere für
den Schiffbau im Apenrader Hafen. Jorgen Bruhn war königstreu und un-
terstützte somit den Gesamtstaat, trotzdem war er jedoch kein eifriger Ver-
fechter der dänischen Sache. 16 Er schied damit aus seinem gesellschaftli-

chen Umfeld aus, denn die großen Reeder auf Loit, so etwa sein Bruder
Hans Detlev Bruhn und sein Schwager Jacob Bendixen waren schleswig-

holsteinisch gesinnt. Vermutlich hing das mit ihrer engen Verbindung zu
Schifffahrts- und Handelskreisen in Hamburg zusammen, die es mit sich
brachten, dass sie sich zum Deutschen hin orientierten. Auch die Werften

im Hafen zeigten nun deutliche nationale Farben - Jürgen Paulsen war
deutsch, Thorkild A. Andersen dänisch geprägt. Bald ließ dann der
deutschorientierte Jacob Bendixen seine Schiffe bei dem ebenfalls deutsch-

gesinnten Jürgen Paulsen bauen, während Jorgen Bruhn als Anhänger des
dänischen Gesamtstaats zu T. A. Andersen wechselte. 17

Schließlich wurden die Umstände in Bezug auf die Werften im Hafen

von Apenrade so schwierig, dass sich Jorgen Bruhn nach einem anderen
Ort umsah, an dem er seine Schiffe bauen konnte.

14 Jespersen, Kaptajner og kolonier, S. 107-111.
15 Ebd., S. 103.
16 Hansen, Hjemmetyskheden i Nordslesvig, Bd. 1, S. 454.
17 Jespersen, Kaptajner og kolonier, S. 114-115.
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Eine Werft auf Kalo

Der Blick dieses führenden Apenrader Reeders fiel auf die kleine Insel Ka-
lo im innersten Winkel der Genner Bucht an der Nordseite der Halbinsel

Loit. Im Jahre 1847 kaufte er die Insel einigen Bauern ab, die sie bis dahin
als Sommerweide benutzt hatten. Im folgenden Jahr wurden die notwen-

digen Gebäude errichtet: Schmiede und Kontorhaus, Wohnungen für die
Werftarbeiter und ein Wohnhaus für Jorgen Bruhn, das Herrenhaus (S. 136,
Abb. 2). 18 Somit konnte auch Bruhn sich stets in der Nähe seiner Werft

aufhalten. Zeitgenössische Beschreibungen der Anlage auf Kalo äußern
sich voll des Lobes. 1850 schrieb der Arzt P. V. L. Gundel nach seinem Be-

such auf Jorgen Bruhns Werft auf Kalo derart begeistert an seine Verlobte
Anna Marie Sofie Motzfeldt: „Die Aussicht von hier ist nach allen Seiten

unbeschreiblich schön, angenehme frische Luft; kurz gesagt, wenn er [Jor-
gen Bruhn] mir ein Haus und ein Gehalt von 1.000 Reichstalern im Jahr

anbieten würde, ließe ich mich umgehend als Arzt in dieser neuen Kolonie

nieder".19 Er konnte seine Verlobte allerdings damit beruhigen, dass das
wohl nie geschehen würde, und er deshalb bis auf Weiteres in Apenrade
bleiben würde.

In der Apenrader Zeitung „Freia" konnte man ebenfalls lobende Worte
über diese zuvor unbewohnte Insel lesen:

„Eine Reihe von schönen neuen und festen Gebäuden mit roten Dächern

schmücken Kalo, hinter ihnen liegt das vielleicht größte Schiff auf dem
Stapel, das jemals im Herzogtum Schleswig gebaut wurde. Der Lärm der
Arbeit vieler Hände klingt hinüber an die Küste. Dass ein Mann in den

Siebzigern, wie es der Unternehmer Bruhn ist, sich einer so großartigen
Anlage noch annimmt, ist ganz gewiss eine Seltenheit, zumindest hierzu-
lande, und es lohnt der Mühe hinunterzufahren und sich Kalo anzuschau-
en".20

Das Schiff, das in diesem Artikel beschrieben wird, lief 1851 vom Stapel,
und als erster Neubau der Werft erhielt es selbstverständlich den Namen

CALL0. Es war ein gutes Schiff, das sich in seiner Konstruktion allerdings
nicht von den Schiffen unterschied, die Jorgen Bruhn bereits in Apenrade
hatte bauen lassen. Danach begann er aber auf Kalo Klipper nach amerika-
nischem Vorbild zu bauen, also schlankere Schiffe mit scharfem Profil, die

schneller segeln konnten als die älteren Schiffstypen. Der erste Klipper, die
CALCUTTA, gelangte allerdings nicht weiter als bis nach Leeso [im Kattegat],
wo sie auf einer Sandbank unterging. Dafür kam das nächste Schiff, die
ClMBER, auf die Weltmeere und wurde dadurch berühmt, dass sie den bis-

18 Nielsen, Fra Klamp til konstruktion, S. 118.
19 Rigsarkivet - Aabenraa, Privatarkiver, Motzfeldt, 1850 brevfragmenter.
20 Freia, vom 6. 8. 1851.
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herigen Geschwindigkeitsrekord für die Strecke Liverpool - San Francisco
brechen konnte.

Der Schiffskonstrukteur, der die Klipper konstruierte, war Soren
Schmidt; dieser war vermutlich in den USA ausgebildet worden. Wie ge-
wohnt verstand es Jorgen Bruhn auch hier, sich mit den richtigen Leuten

zu umgeben. Als er 1858 starb, hinterließ er die Werft und die Reederei
seinen Söhnen und einem Schwiegersohn. Das Schiff, das zur damaligen

Zeit auf Kalo gebaut wurde, erhielt natürlich den Namen J0RGEN BRUHN
(S. 136, Abb. I).21 An Bord dieses Schiffes sollten dann Eschel Krabb und

Dorothea Nissen einige Jahre später zusammenkommen und über Loit

sprechen, als das Schiff in Hongkong vor Anker lag.

Chinafahrt

Während sich die nationalen Spannungen in Schleswig im Verlauf der
1840er und 1850er Jahre verstärkten, änderte sich die Routenführung der

Apenrader Schiffe. Sie fuhren nunmehr vor allem nach Osten, wo die Bri-
ten im Ersten Opiumkrieg von 1839-1842 fünf chinesische Hafenstädte und

Hongkong, das die Briten zu ihrer Kolonie machten, für die europäische
Schifffahrt und den Handel geöffnet hatten. 1845 wurde dieser Handel für
Schiffe der Dänischen Monarchie geöffnet, und bald darauf konnte man

Jorgen Bruhns und Jacob Bendixen Schiffe in den chinesischen Gewässern
antreffen.22

Zu Beginn waren die chinesischen Hafenstädte lediglich Stationen auf

dem Weg der Schiffe von einem Kontinent zum anderen. Schon bald aber
wurde klar, dass gutes Geld damit zu verdienen war, wenn man an der
chinesischen Küste blieb und Waren zwischen den verschiedenen fernöstli-

chen Hafenstädten transportierte. Daraufhin wurde es üblich, dass Schiffe,

die in Apenrade und Umgebung gebaut und bemannt worden waren, eine
große europäische Hafenstadt - zumeist Hamburg - anliefen, wo sie für
China befrachtet wurden und danach auf die Reise gingen. Diese Reise
dauerte circa drei Monate. Die meisten Schiffe liefen zunächst Singapur

oder Hongkong an, um danach ihre Route in fernöstlichem Fahrwasser
fortzusetzen. Üblicherweise segelten sie im Gebiet des nördlichen China
und vor den Küsten Siams, wo sie landwirtschaftliche Produkte mit chine-

sischen Bestimmungsorten wie zum Beispiel Hongkong und Shanghai
aufnahmen.23

In der zweiten Hälfte der 1850er Jahre kam es zwischen den westlichen

Großmächten und China zum Zweiten Opiumkrieg, der zur Öffnung einer

21 Nielsen, Fra klamp til konstruktion, S. 121.
22 Siehe z. B. Larsen, Hvorhen?, S. 337.
23 Jespersen, Kaptajner og kolonier, S. 153.
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Reihe weiterer chinesischer Hafenstädte für europäische Schiffe führte.

1861 konnte daraufhin die Brigg CHICO als das erste Schiff aus Apenrade
den langen Weg über den Jangtse-Fluss bis nach Hankow fahren. Bald än-

derte sich die Situation dadurch, dass die neu geöffneten Hafenstädte nur
noch für diejenigen europäischen Nationen offen sein sollten, die ein Han-
delsabkommen mit China geschlossen hatten. Für die dänische Monarchie
traf das nicht zu. Die Kapitäne aus Apenrade - sowie aus den anderen
schleswigschen und dänischen Hafenstädten - mussten somit erkennen,

dass ihnen diese neuen geschäftlichen Möglichkeiten zu entgleiten droh-
ten. Sobald man dies in Apenrade erkannt hatte, wurde politischer Druck
ausgeübt, der schließlich 1863 zum Abschluss eines dänisch-chinesischen
Abkommens führte.24 Dieses Abkommen sollte nach dem Austausch der

Ratifizierungsurkunden im Jahr darauf in Kraft treten, doch sollte das für

die Schiffe aus dem Herzogtum Schleswig nicht mehr relevant sein: Der
Krieg von 1864 brachte den Verlust Schleswigs für Dänemark. Für den dä-
nischen Handel und für die Schifffahrt in Fernost war das natürlich ein

großer Verlust, für die Schiffe und Besatzungen aus Schleswig war es hin-
gegen von eher nachgeordneter Bedeutung, sie segelten weiter - nunmehr
unter preußischer Flagge.25

Wie bereits erwähnt, führte ein Teil der Kapitäne aus der Gegend von
Apenrade bereits vor 1864 Schiffe unter deutschen Flaggen, vor allem
Schiffe, die in Hamburg registriert waren, wie es bei Jep und Dorothea
Nissens Mathilde der Fall war. Durch die Tagebücher von Dorothea Nis-

sen und anderen Kapitänsfrauen sind wir über den Alltag der aus dem
schleswigschen Raum stammenden Seeleute an Bord der Schiffe im Fernen

Osten gut unterrichtet. Selbstverständlich gab es große Unterschiede, ob
ein Schiff im Hafen lag oder auf See war. In den Hafenstädten gab es viel
mit dem Löschen und Laden der Fracht zu tun, hinzu kamen Zusammen-

künfte, soziale Aktivitäten und auch Sightseeing. Der Kontakt zwischen
Schiff und Land wurde von einem sogenannten „Komprador" übernom-
men, der die örtlichen Verhältnisse kannte und in der Lage war, mit den
Europäern in ihrer Sprache zu verhandeln.26 Diese chinesischen Kaufleute
wurden als tüchtig und zuverlässig angesehen. 27 Sofern sie große Waren-
mengen mit den europäischen Schiffen verschickten, ließen sie diese durch

einen eigenen Repräsentanten an Bord begleiten, den sogenannten „Super-
cargo". Es kam auch vor, dass der chinesische Kaufmann das Schiff für
mehrere Monate charterte, in denen er dann die volle Verfügungsgewalt
über das jeweilige Schiff hatte.28

24 Lange, Denmark in China, S. 106-111.
25 Jespersen, Krigen 1864 pä Kina-kysten, S. 52-53.
26 Bille, Min Reise til China, S. 217.
27 Af kaptajn C. C. Fischers Erindringer, S. 50.
28 Bille, Min Reise til China, S. 252.
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Auf See hatte das Leben an Bord einen anderen Charakter. Das Wetter

bestimmte den Verlauf der Reise, und wurde deshalb ständig von der Be-

satzung beobachtet. Darüber hinaus stand oftmals der Zeitvertreib auf ver-
schiedenste Art im Mittelpunkt, man hatte verschiedene Haustiere, wie
Vögel, Hunde und Affen zu seiner Unterhaltung an Bord. Durchgehend
findet sich in den Tagebüchern von Dorothea Nissen während ihrer Zeit an
der chinesischen Küste die Angst vor Piraten. Jedes Mal, wenn sich eine

chinesische Dschunke näherte, hatte sie Angst. Diese Furcht war nicht un-
begründet, da es häufig zu Überfällen auf europäische Schiffe kam und ei-
nige dieser Überfälle äußerst gewalttätig waren.29

Gemeinsam war den Zeiten im Hafen und auf See die Sorge vor Krank-

heit und ein Gefühl des körperlichen Unbehagens. Dorothea Nissen und

ihr Ehemann Jep scheinen offenbar konstant an allen möglichen Gebrechen
gelitten zu haben. In der letzten Phase ihrer Reise war das vermutlich der
Tatsache zuzuschreiben, dass sie sich in anderen Umständen befand. Wie

mindestens eine Handvoll anderer Kapitänsfrauen aus Loit bekam sie ihr
erstes Kind auf See. Nach der Rückkehr von der China-Reise 1867 blieb

Dorothea Nissen weitestgehend an Land, begleitete ihren Ehemann Jep
aber später auf noch mindestens einer weiteren Reise.

Daheim auf Loit

Die umfangreichen Verbindungen in die ganze Welt prägten auch das Le-
ben auf Loit. Die Männer, die zur See fuhren, ließen ihre Frauen in der Re-

gel zu Hause zurück. Aus vereinzelten Briefen kann man einen Eindruck
davon gewinnen, wie sich der Alltag auf Loit gestaltete. So gibt es zum
Beispiel die Beschreibung des Lebens auf Loit, die Ellen Reuter 1842 ihrem
Verlobten Kapitän Andreas M. Schmidt in einem Brief mitteilte. Sie berich-
tete, wer gestorben war, und wer sich verlobt hatte. Auch der älteste Sohn
von Jacob Bendixen, Bendix Georg Bendixen, hielt sich zu Hause auf, wie
Ellen Reuter zu berichten wusste: „Kapitän Bendix Bendixen war zuhause
und feierte mit seiner Lina (Caroline Warner) Hochzeit, er hatte ihr so viele

Stoffe und eleganten Hausrat mitgebracht, dass alle davon sprachen. Ich
bitte dich, mich mit dererlei nicht zu bedenken. Dein Mädchen ist zufrie-
den, wenn sie nur Dich bekommt".30

Die Söhne und Schwiegersöhne der Bruhn-Bendixen Familie führten

die größten Schiffe der Familie rund um die Welt, und wenn sie nach Hau-
se zurückkehrten, richteten sich alle Augen auf sie. Als Mitglieder einer
einflussreichen Familie der Oberschicht lieferten sie auch Stoff für den ört-

29 Siehe z. B. Kaptajnsfrue Dorothea Nissens dagboger, S. 270.
30 Det Gamle Legt, Nr. VII (1984), S. 139.
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liehen Klatsch. Bendix Georg Bendixens Tochter erinnerte sich viele Jahre

später, welch schöne Dinge aus der weiten Welt ihr Vater jedesmal nach
Loit mitbrachte: „Von Kina brachte er uns die schönsten Sachen mit. Sei-
denstoffe, allerlei Kolonialwaren und einen schönen chinesischen Näh-

tisch, alles inwendig in Elfenbein gearbeitet".31

Für die Familie Bendixen war es ein harter Schlag, als die Reederei um

1860 Konkurs anmeldete und ein Schiff nach dem anderen verloren ging.
Bendix Georg Bendixen musste das ansehnliche Haus, das er auf seinem

Grundstück mitten in Stollig - dem Hauptort in dieser „Kapitänsland-
schaft" - gebaut hatte, verkaufen. Er hatte zu den Kapitänen gehört, die

das Geld, das sie auf See verdient hatten, in Haus- und Hofbesitz angelegt
hatten - daher der Begriff „Kapitänshöfe". Der Kapitänssohn Jep Schmidt
schrieb darüber in einem kleinen Aufsatz über Loit, dass „die meisten
Männer der Halbinsel zur See fuhren, und dass viele der schönsten Höfe

im Besitz von ehemaligen Kapitänen waren".32 Bei Bendix Georg Bendixen

bestand das Problem darin, dass er während seiner Fahrenszeit nicht ge-
nug Vermögen angespart hatte und sich deshalb einen Teil der Investition
beim Bau seines Kapitänshofes leihen musste. Als er nun sein Darlehen

nicht mehr bedienen konnte, war er gezwungen, seinen Besitz an seinen
Vetter (Jorgen Bruhn den Jüngeren) zu verkaufen, dessen Reederei weiter-
hin florierte.

Der neue Besitzer des Hofes war der Sohn des Kapitäns, dem Höcke-
berg gehörte. Das Interieur von Höckeberg war in den 1850er Jahren von
einem Besucher so beschrieben worden: „Überall konnte man Erinne-

rungsstücke an die Überseefahrten des Besitzer sehen, chinesische Vasen,

fremdartige Waffen, Muscheln, Schiffsbilder, eine prächtige Sammlung wie
ich sie dergestalt noch nirgendwo gesehen habe".33 In den Wohnzimmern

der Kapitäne auf Loit konnte man alle möglichen Dinge aus der ganzen
Welt sehen.

Auch in den 1870er Jahren verdienten viele Loitinger ihr Geld weiterhin

mit der Seefahrt. Einer von ihnen war Kapitän Hans Marcussen Krag
(1845-1930), der vor allem die südafrikanischen Gewässer am Kap ansteu-
erte. Er erwähnt den deutsch-französischen Krieg von 1870/71 in seinen Er-
innerungen und stellt daraufhin fest, dass er keine nennenswerte Bedeu-

tung für Loit gehabt habe: „Seefahrt brachte Geld. Die Kapitäne auf großer
Fahrt setzten sich zumeist mit ca. 40 Jahren bereits zur Ruhe. Sie kauften

einen Hof auf Loit und lebten ziemlich extravagant. Aus dieser Zeit
stammt auch der Ausspruch, der in Genner und Hoptrup [den Nachbar-

31 Marie Bendixens Erinnerungen.
32 Zitiert nach einem Heft in Privatbesitz der Familie Schmidt.
33 Det Gamle Lojt, Nr. VI (1983), S. 112.



152 Mikkel Leth Jespersen

gemeinden] verbreitet war: Geh zur Seite und nimm den Hut ab, da

kommt ein Loitinger" 34

Vom Segel zum Dampf

Allerdings gab es auch eine Reihe von Zeichen dafür, dass die große Zeit
der Seefahrt für die Gegend um Apenrade zu Ende ging. In der zweiten
Hälfte der 1860er Jahre wurde die Werft auf Kalo geschlossen, und in den
1870er Jahren kam der Schiffbau im Hafen von Apenrade praktisch zum

Erliegen.35 Nach einem missglückten Versuch, die Segelschiffe dadurch

konkurrenzfähig zu erhalten, dass man billige Seeleute aus Fernost anheu-
erte - um auf diese Weise die Kosten zu senken - verkauften die verbliebe-

nen Reeder aus Loit die ihnen zuletzt verbliebenen Segelschiffe in den
1880er Jahren.36

Der Wettbewerb, der sich seit der Mitte des 19. Jahrhunderts zwischen

Segelschiffen auf der einen Seite und Dampfschiffen auf der anderen Seite
entwickelt hatte, war schließlich zu Gunsten der Dampfschiffe entschieden
worden. Danach waren Segelschiffe nur noch auf den Routen rentabel, die

für Dampfschiffe als unrentabel betrachtet wurden. Sich in dieser Nische
zurechtzufinden, gelang den Reedern aus Apenrade und Umgebung nicht,
sie wurde vielmehr von Schiffen von Fano sowie von Marstal auf der Insel

7Er0 genutzt.37
Dennoch war die Seefahrt aus der Gegend von Apenrade noch nicht am

Ende. 1878 gründete Michael Jebsen eine Dampfschiff-Reederei in Apenra-
de und im Verlauf der 1880er Jahre übernahm die Dampfschiffflotte seiner
Reederei die chinesischen Küstenrouten. Jebsen lebte zwar in Apenrade,
aber seine Familie stammte ursprünglich von Loit, und er bevorzugte Ka-
pitäne und Steuermänner aus dieser Gegend. Somit gab es weiterhin einen

engen Kontakt zwischen Loit und der chinesischen Küste. Allerdings be-
schränkte sich der Kontakt nun auf einen engeren Personenkreis.38

Wenn einer der Kapitäne der Reederei Jebsen in den folgenden Jahr-
zehnten bis zum Ersten Weltkrieg von der chinesischen Küste nach Loit
heimkehrte, konnte er dort immer noch mehrere Leute treffen, die eben-

falls mit eigenen Augen all jene exotischen Orte gesehen hatten, von denen

die Kapitäne zu berichten wussten. Einige waren sogar dort geboren. Die
Erinnerungen der Loitinger an diese besondere Verbindung zur chinesi-
schen Küste erstrecken sich somit über einen langen Zeitraum. Einige der

34 Det Gamle Legt, Nr. VI (1983), S. 45.
35 Nielsen, Fra klamp til konstruktion, S. 9.
36 Jespersen, Kaptajner og kolonier, S. 262-263.
37 Morkegaard, Von Holz und Segel, S. 69-88.
38 Becker, Michael Jebsen, S. 173-191.
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Gegenstände, die die Seefahrer aus China und der weiten Welt mit nach
Hause brachten, befinden sich weiterhin in den Häusern auf Loit, andere

bilden die ethnografische Sammlung des Schifffahrtsmuseums in Apenra-
de, und damit leben die Geschichte und die Erinnerung an Loits stolze
maritime Zeit weiter.39

Übersetzung: Frank Lubowitz
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Gesangbuch- und Katechismusreform im 19.

Jahrhundert unter Bischof

Heinrich Wilhelm Koopmann (1814-1871)

Von Thorsten Jessen

In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts wurde „Schleswig-Holstein"

von starken Veränderungen geprägt. Neben politischen und wirtschaftli-
chen Umbrüchen, die beispielsweise die dänisch-deutschen Nationalbewe-
gungen und die Industrialisierung hervorriefen, kam es auch im kirchli-
chen Leben zu Veränderungen. Mit der Einverleibung der Herzogtümer in
Preußen 1867 wurde die Kirchenverfassung umgestaltet: Am 16. August
1869 trat eine Gemeindeordnung, am 4. November 1876 eine Synodalord-

nung in Kraft, die den staatskirchlichen Aufbau in einen verstärkt korpora-
tiven mit zunächst starken staatlichen Einschränkungen verwandelte. In

dieser Phase gab es auch Bestrebungen, das kirchliche Leben zu verändern;
so wurden eine Gesangbuch- und eine Katechismusreform angestrebt.

In dieser Zeit der Umgestaltungen wirkte als Generalsuperintendent für
Holstein Wilhelm Heinrich Koopmann mit dem Titel „Bischof". Koop-

mann, am 4. September 1814 in Tönning geboren, studierte in Kiel Theolo-
gie, wo Claus Harms eine große Wirkung auf ihn ausübte, war Diakonus in
Heide (1840-1845), dann Pastor in Lauenburg (1845-1854), Hauptpastor in
Ottensen (1854/55) und wurde 1855 Bischof von Holstein, zunächst mit Sitz
in Ottensen. Dieses Amt bekleidete er bis zu seinem Tode am 20. Mai 1871.

Hinsichtlich der Frömmigkeit war Koopmann Vertreter eines konfessi-
onalistischen Luthertums und war bestrebt, das kirchliche Leben in diesem

Sinne zu stärken und umzugestalten. Er führte mit Vertretern liberaler

Theologie theologische Auseinandersetzungen, so mit Prof. Richard Adel-
bert Lipsius (1830-1892), die sich in mehreren Streitschriften niederschlu-
gen, in denen er - wie er es selbst formulierte - ein „kirchliches Christen-
thum" vertreten wollte. Zudem war Koopmann daran beteiligt, dass in

Schleswig und Holstein die lutherische Kirche bestehen blieb und die Her-
zogtümer nicht der preußischen, unierten Kirche einverleibt wurden. 1867

Zeitschrift der Gesellschaft für Schleswig-Holsteinische Geschichte, Bd. 141
Husum Druck 2016



156 Thorsten Jessen

entstand die evangelisch-lutherische Kirche der Provinz Schleswig-Hol-
stein. 1

Entwurf für ein neues Gesangbuch

Bischof Koopmann hatte schon früh, nämlich in seiner Ansprache zu Be-

ginn seiner Amtszeit als Generalsuperintendent in Holstein, als eines sei-
ner Ziele und Vorstellungen die Erneuerung des Gesangbuches angekün-
digt.2 Zu dieser Zeit war das sogenannte „Cramersche Gesangbuch" - als
Buch erschienen im Jahre 17803 - in Gebrauch; davor wurde das sogenann-

te „Tausendliedrige Gesangbuch"4 verwendet. Johann A. Cramer5 hatte als
Professor der Theologie an der Kieler Universität eine umfassende Erneue-
rung des Gesangbuches vorgenommen. Er übernahm von dem Tausend-
liedrigen Gesangbuch nur 173 Lieder. Die meisten Lieder hingegen (720
der insgesamt 910 Lieder) waren neu, entweder ganz neue Kompositionen
oder - so die überwiegende Mehrheit - neue Texte mit alten, bekannten
Melodien. 255 Lieder stammen von Cramer selbst, 70 von Friedrich Gott-

lieb Klopstock.6 Für ein Jahrhundert blieb dieses Gesangbuch in Schleswig
und Holstein unverändert im Gebrauch. Es musste aber seitens konserva-

tiver Kreise wegen des rationalistischen Geistes vieler seiner Lieder fort-
währende Kritik hinnehmen;7 so setzte sich z. B. Claus Harms für die Her-

ausgabe eines neuen Gesangbuches ein,8 indem er 1844 veranlasste, dass
den Ständeversammlungen für Schleswig und Holstein entsprechende Pe-

titionen zugeleitet wurden.9 Der daraufhin gebildete Ausschuss, dem u. a.
der Propst und das Mitglied der Ständeversammlung Johann F. L. Calli-
sen10 angehörten, war sich in der antiaufklärerischen Kritik am Cramer-

1 Vgl. Schwarz, Die schleswig-holsteinische Landeskirche.
2 Entwurf eines Gesangbuchs für Schleswig-Holstein (1869), S. V.
3 Allgemeines Gesangbuch (1780).
4 „Tausendliedriges Gesangbuch" (1752). - 11. Auflagen erschienen von 1752 bis 1771

mit ca. 240.000 verkauften Exemplaren. Vgl. Brederek, Geschichte der schleswig-
holsteinischen Gesangbücher, II. Teil.

5 Johannes A. Cramer, 1723 in Jökstadt geboren, wurde auf Empfehlung Klopstocks
deutscher Hofprediger in Kopenhagen, dann Superintendent in Lübeck und
schließlich Professor der Theologie an der Kieler Universität. 1784 erhielt er hier das
Kanzleramt.

6 Brederek, Geschichte der schleswig-holsteinischen Gesangbücher, II. Teil, S. 7. -
Vgl. auch Hein, Die Behandlung kirchlicher Fragen, S. 230ff.

7 Vgl. Valentiner, Ein neues Gesangbuch, Sp. 191-196.
8 Brederek, Geschichte der schleswig-holsteinischen Gesangbücher, II. Teil, S. 14ff.
9 Vgl. Hein, Die Behandlung kirchlicher Fragen, S. 230-234 u. Anhang S. 56.

10 Johann F. L. Callisen, 1775 als Sohn des früheren Generalsuperintendenten für Hol-
stein Johann L. Callisen in Zarpen geboren, 1811 Propst der Propstei Rendsburg,
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sehen Gesangbuch einig. In der Frage, ob ein vollständig neues Gesang-

buch geschaffen werden solle oder ob ein Anhang zum bisherigen genüge,
konnten die Teilnehmer hingegen keine Einigung erzielen. Nach diesem
Vorstoß bewegte sich in den folgenden Jahren wenig.

Den entscheidenden Anstoß, das offizielle Gesangbuch durch ein voll-
kommen neues zu ersetzen, löste dann Propst Hermann O. Meßtorff 11 mit
seinem an das königliche Ministerium in Kopenhagen gerichteten Gesuch

vom 8. September 1853 aus; ihm ging es um eine durchgreifende Erneue-
rung des Cramerschen Gesangbuches. 12

Erst mit dem Schreiben vom 7. Januar 1856 reagierte das Ministerium
und wünschte „über diese, auf das gesamt(e) Kirchenwesen so tief eingrei-

fende allgemeine Angelegenheit" von dem gerade vor kurzem eingeführ-
ten Bischof Koopmann eine gutachtliche Äußerung. 13 Dieser antwortete
mit einem Bericht vom 23. Februar 1856. Darin stimmte er Meßtorffs Vor-

stellungen zu, führte die nach seiner Meinung vorhandenen Schwächen
des offiziellen Gesangbuches auf und beklagte, dass zu viele Lieder von ra-
tionalistischer Frömmigkeit geprägt seien. Aus der Zeit des 16. und 17.
Jahrhunderts - für Koopmann die „kirchlich-klassische Zeit" - seien zwar
276 Lieder aufgenommen worden, davon aber nur 11 unverändert, 265 in

veränderter Gestalt; diese Veränderungen konnte Koopmann nicht akzep-
tieren.14 Er wandte sich in diesem Bericht gegen Änderungen der theologi-
schen Aussagen in den Kirchenliedern. Einen Eingriff in den Text konnte er
nicht akzeptieren und wünschte sich deshalb die reformatorischen und or-
thodoxen Lieder in ihrer reinen Gestalt zurück. Während in der Zeit der

Aufklärung der Versuch unternommen wurde, die Sprache zeitmäß zu ge-
stalten, die Liedtexte der gegenwärtigen Theologie anzupassen und alte
Lieder durch Überarbeitung dem Zeitgeschmack näher zu bringen, setzte
sich im 19. Jahrhundert die Tendenz durch, die alten ausgeschiedenen Lie-
der wieder aufzunehmen und den ursprünglichen Wortlaut der alten Lie-
der unverändert zu belassen (lediglich unerträgliche Härten wurden ver-
ändert). In dieser geistesgeschichtlichen Strömung bewegte sich auch

1852 in Kiel zum Dr. theol. promoviert, 1834 und 1841-1847 Mitglied der holsteini¬
schen Ständeversammlung.

11 Hermann O. Meßtorff war 1847 Compastor in Meldorf, seit 1854 Propst der Propstei
Pinneberg (Rellingen).

12 LASH, Abt. 19, Nr. 38, in diesem Fach befindet sich eine 28 Seiten umfassende Kri-
tik am Cramerschen Gesangbuch mit Vorschlägen für dessen Erneuerung. Der Ver-
fasser legte schließlich einen 17-seitigen Entwurf für ein neues Gesangbuch mit 355
Liedern vor. Obgleich bei diesem Schriftstück wegen der inhaltlichen Bezüge man-
ches auf eine Arbeit des Pröpsten Meßtorff hindeutet, so kann dies doch nicht mit
letzter Sicherheit festgestellt werden.

13 LASH, Abt. 19, Nr. 38.
14 Ebd.
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Koopmann. 15 Koopmann beklagte deshalb auch die Überfrachtung des Ge-

sangbuches mit Liedern des 18. Jahrhunderts. Wohl gäbe es auch brauch-
bare Lieder aus dieser Zeit, aber viele wären nur entstanden, um genügend

Liedmaterial für das systematische Schema des Gesangbuches zu haben
und hätten wenig Wert für die kirchliche und häusliche Erbauung. Von
den 914 Liedern des Cramerschen Gesangbuches könnten 300 bis 400 ge-
strichen werden. Den naheliegenden Gedanken, ein ganz neues Gesang-
buch einzuführen, so als Beispiel das für ihn „besonders gelungene“ und

„in seiner Vorzüglichkeit allgemein anerkannte ... neuerdings in die evan-

gelisch-lutherische Landeskirche des Königreiches Baiern eingeführte Ge-
sangbuch" ließ Koopmann gegenüber dem Vorschlag zurücktreten, das
bisherige Gesangbuch zu revidieren. 300 bis 400 Lieder sollten gänzlich ge-
strichen, stattdessen 100 bis 150 bessere eingefügt und bei den verbleiben-
den Liedern, „soweit sie Abschwächungen und Verdrehungen des ur-

sprünglichen Sinnes enthalten", Korrekturen angebracht werden. Koop-
mann entwickelte sodann seine Vorstellung, wie ein solches gleichsam

doch neues Gesangbuch auch preisgünstig eingeführt werden könnte.
Schließlich schlug er vor, einige besonders befähigte Prediger - u. a. Propst
Meßtorff - mit dem Auftrag zu versehen, einen Ausschuss zur Überarbei-
tung des Gesangbuchs zu bilden und dazu einen Entwurf vorzulegen. Er
selbst wäre bereit, die Leitung eines solchen Ausschusses zu übernehmen.16
Das Ministerium war einverstanden, demnächst eine Umarbeitung des

Holsteinischen Gesangbuchs zu veranlassen. Diese Arbeiten sollten einer
Kommission unter Vorsitz des Bischofs Koopmann übertragen werden,

wobei dieser geeignete Persönlichkeiten hierfür vorschlagen sollte.17
Mit Bericht vom 1. August 1856 schlug Koopmann als Kommissions-

mitglieder - unter eingehender Würdigung der Persönlichkeiten - zuerst
Prof. Carl Peter Lüdemann (Kiel), 18 Propst Hermann O. Meßtorff (Rellin-

gen), Pastor Karl E. Mau ( Burg), Diakon Christian F. K. Decker (Nortorf),
Pastor Jürgen A. G. Watzel (Sieck) und Organist Delfs (Ottensen) vor. 19 Auf

diesen Vorschlag hin folgte aus Kopenhagen drei Jahre lang keine Reakti-

15 Vgl. Krauss, Lehrbuch der praktischen Theologie, Teil 1, S. 97. - Schian, Grundriß
der praktischen Theologie, S. 161 ff.

16 LASH, Abt. 19, Nr. 38.
17 Erlass vom 17. Juni 1856: LASH, Abt. 19, Nr.38: Koopmann schrieb an Prof. Carl P.

Lüdemann, Kiel, und Diakon Christian Decker, Nortorf; Lüdemann war zur Mitar-
beit bereit, machte aber auf seine berufliche Belastung aufmerksam; Decker sagte zu
und machte weitere Personalvorschläge.

18 Carl P. Lüdemann, 1805 in Kiel geboren, war 1834 Pastor an der Heiliggeistkirche
zu Kiel, dann Gamisonsprediger; 1834 promovierte er zum Dr. phil, 1841 zum Dr.
theol, und wurde ord. Professor der praktischen Theologie an der Universität Kiel
und Direktor des dortigen homiletischen Seminars.

19 LASH, Abt. 19, Nr. 38.
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Cramer
1. Abt. Zeitlieder

Koopmann
1. Abt. Allgemeine Gesänge für

den öffentlichen Gottesdienst
2. Abt. Lieder über die Lehren 2. Abt. Fest- und Feiertage

des christlichen Glaubens
3. Abt. Lieder über Tugendlehren 3. Abt. Kirchliche Handlungen

des Christentums
4. Abt. Der christliche Glaube
5. Abt. Das christliche Leben

(Gott der Heilige Geist)
6. Abt. Von den letzten Dingen

20 Brederek, Geschichte der schleswig-holsteinischen Gesangbücher, II. Teil, S. 18.
21 LASH, Abt. 19, Nr. 38.

22 Brederek, Geschichte der schleswig-holsteinischen Gesangbücher, II. Teil, S. 18.
23 LASH, Abt. 19, Nr. 38.

on, ohne dass, wie Emil Brederek20 zurecht anführt, ein Grund dafür fass-

bar wäre. War die Beschäftigung mit deutschem Liedgut in der Zeit der
dänischen Nationalbildung zu heikel oder lag sie außerhalb des kirchenpo-
litischen Interesses des Ministeriums? Sah man in Koopmann nicht die ge-
eignete Person für diese Arbeit? Vielleicht lag der Grund aber auch einfach
in der schleppenden Behandlung in der Bürokratie.

Koopmann wartete nicht auf eine Antwort sondern ergriff die Initiative.

Trotz seiner Belastungen bei der Einarbeitung in das ihm erst vor wenigen
Jahren übertragene Bischofsamt sah er sich - gerade als in Aussicht ge-
nommener Vorsitzender der Kommission - in der Pflicht, selbst ein neues

Gesangbuch zu entwerfen.21 Ohne hierzu besonders aufgefordert zu sein,
legte Koopmann einen Antrag mit Bericht vom 15. April 1859 dem Ministe-
rium vor, der den Titel „Entwurf eines revidirten Holsteinischen allgemei-
nen Gesangbuches" trägt.

Gegen Brederek, der meint, dass sich der Entwurf Koopmanns „leider
nicht mehr bei den Akten (be)findet und ganz abhanden gekommen zu
sein scheint"22 muss festgestellt werden, dass dieser im Landesarchiv
Schleswig-Holstein23 in zwei Versionen vorhanden ist.

Der chronologisch erste Entwurf ist vom Schriftbild her im Zusammen-

hang mit dem Berichtsentwurf gefertigt worden; er ließe sich als „Vorent-
wurf" bezeichnen. Dieser Vorentwurf weist 477 Gesangbuch-Nummern
auf, wobei vielen Nummern mehrere Lieder zugeordnet sind. Der Vorent-
wurf geht somit im ganzen von 620 Liedern aus.

Der ebenfalls von Koopmanns Hand gefertigte, zweite Entwurf besitzt
im Vergleich zum Vorentwurf zwar den gleichen strukturellen Aufbau, ist

aber in einigen Einzelheiten prägnanter und umfasst 600 Gesangbuch-

Nummern. Ihm vorgeschaltet ist eine Synopse zum Cramerschen Gesang-
buch, die beim Vorentwurf fehlt.
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Wie der vorstehende Vergleich hinsichtlich des Aufbaus des Gesang-

buchs zeigt, hat Koopmann sich hinsichtlich der Struktur völlig von Cra-
mer gelöst. Sein Aufbau berücksichtigt vornehmlich den kirchlichen Ge-
brauch des Gesangbuches und ist von kirchlichen Interessen geprägt.

In einem dazu gehörigen Bericht (datiert auf den 15. April 1859) be-

schreibt Koopmann zunächst die bisherige Entwicklung von der Eingabe
Meßtorffs bis hin zu seinem Gutachten vom 23. Februar 1856. In diesem

Zusammenhang zieht er in Erwägung, das bisherige Gesangbuch unver-
ändert zu belassen und ihm in einem Anhang solche Lieder, die er ver-

misst, hinzuzufügen. Doch er verwirft diese Idee sogleich, kehrt zu seinem
ursprünglichen Vorschlag aus dem Jahre 1856 zurück und legt - wie er von
sich selbst sagt - als Ergebnis mehrjährigen Nachdenkens über die Aufga-

be den eigenen Entwurf vor. In diesem Entwurf schlägt Koopmann 686
Lieder für das neue Gesangbuch vor. 366 davon stammten aus dem Cra-
merschen Gesangbuch; es sind dies die Lieder, die seiner Vorstellung nach
in den Gottesdiensten tatsächlich genutzt werden. Hinzu kommen 320
Lieder, die im Cramerschen Gesangbuch nicht vorkommen, wobei 86 Lie-
der hiervon doppelt erscheinen, einmal in ihrer alten, ursprünglichen und
einmal in einer textlich veränderten Form. Koopmann schlägt zudem vor,

die 366 Lieder aus dem Cramerschen Gesangbuch zunächst weiter nach
diesem Gesangbuch zu benutzen und diesen Gebrauch behördlich anzu-

ordnen, bis ein neues Gesangbuch eingeführt worden ist. Was die Herkunft
der 234 neuen wie auch der doppelt aufgenommenen - ebenfalls neuen -
Gesänge (86) angeht, so entnahm Koopmann diese weit überwiegend (233
genau) dem bayerischen Gesangbuch24 sowie dem Lauenburgischen Ge-
sangbuch25 (58); nur 39 Lieder entstammen anderen Gesangbüchern, davon
drei der damals bekannten Liedersammlung Knapp.26 Hinsichtlich der

Ordnung und Rubrizierung der ausgewählten Lieder folgte Koopmann
dem Aufbau des Gesangbuchs für die bayerische Kirche. Anders als beim

Cramerschen Gesangbuch finden sich in diesem Entwurf kaum textlich
veränderte, dem Zeitgeist angepasste Lieder, eben nur die oben erwähnten
86 Gesänge, womit Koopmann den reformatorischen Geist für seine ge-
genwärtige Zeit wiederbeleben möchte. Zu seinen Verbesserungsplänen
gehörte auch, den Text der Liturgie in das Gesangbuch zum erleichterten
Mitsingen durch die Gemeinde aufzunehmen, da die liturgischen Kennt-
nisse nur noch dürftig seien. Koopmann wiederholt alsdann seinen frühe-
ren Vorschlag der personellen Besetzung der Gesangbuchkommission mit
der Maßgabe, dass an die Stelle des verstorbenen Organisten Delfs der
Lehrer und Organist Trede aus Ahrensbök treten solle. Schließlich be-

schreibt er als Aufgaben der Kommission, dass sie einmal seinen Ent-

24 Dieses Gesangbuch stammt aus dem Jahre 1854.
25 Kirchen-Gesang-Buch für das Herzogthum Lauenburg (1777).
26 Evangelischer Liederschatz (31865). - Vgl. auch Knapp, Taschenbuch, S. 366ff.
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wurfsplan auf seine Zweckmäßigkeit, sodann die Anordnung und Aus-

wahl der drei Liedergruppen prüfen und drittens beraten sollte, wie die
neu und doppelt hinzugefügten Gesänge zweckmäßig in das neue Ge-
sangbuch eingearbeitet werden könnten. Als Ort des Treffens schlägt er Al-
tona vor.27

Auf Anforderung des Ministeriums nahm Prof. Carl P. Lüdemann im
Frühjahr 1860 Stellung zu den Plänen Koopmanns. Zunächst würdigte er
positiv das bisherige Gesangbuch und äußerte sich zurückhaltend zu der
Idee, dieses zu ersetzen. Aufgrund seiner liberalen Einstellung konnte er

den Vorstellungen Koopmanns nur zögernd folgen, vermutlich fürchtete
er, dass dieser die konservative Frömmigkeit in Schleswig und Holstein

verstärken würde, was mittels des Gesangbuchs als durchaus machbar er-
schien. Gleichwohl stimmte er dem Koopmannschen Entwurf im Grund-
satz zu, bedauerte indessen, dass der Verfasser zu viele Lieder des bisheri-

gen Gesangbuchs streichen wolle, und kritisierte die einseitige und über-
zogene Bevorzugung des neuen bayerischen Gesangbuches, das er für al-
tertümelnd und für zu starr dogmatisch hält. Abweichend von Koopmann
riet er dazu, gleich das neue Gesangbuch überall einzuführen. Als weitere
Kommissionsmitglieder schlug er die Pastoren Karl Petersen aus Steinbeck
und Andreas Jensen aus Herzhorn vor.28

Dieses Gutachten blieb nicht ohne Wirkung. Abweichend von der bis-

herigen ministeriellen Vorstellung, Koopmann mit dem Vorsitz der Kom-
mission zu betreuen, gehörte nun dieser der Kommission nicht mehr an. 29

Stattdessen wurde Lüdemann Vorsitzender, und seinem ergänzenden Per-
sonalvorschlag wurde ebenfalls gefolgt. Abweichend von Koopmanns Vor-
stellung wurde der Organist Peters aus Reinfeld hinzuberufen. Diese Ent-
scheidung teilte das Ministerium Koopmann am 13. Juni 1860 nachrichtlich

mit, und zwar ohne Angabe von Gründen. Dieser Vorgehensweise könnte
die Überlegung zugrunde gelegen haben, dass Koopmann formal seinen
eigenen Entwurf nicht prüfen dürfe. Eher ist aber wohl anzunehmen, dass

dem Ministerium der liberale Lüdemann als Vorsitzender genehmer war
als der konservative Koopmann. In dem ministeriellen Schreiben heißt es:
„der Commission ist die Aufgabe gestellt, den von dem Herrn Bischof aus-

gearbeiteten Entwurf eines revidirten Holsteinischen Gesangbuches zu
prüfen und zu begutachten, ihre etwaigen abweichenden Vorschläge näher

dazulegen und zu begründen, und zugleich über die zweckmäßigste Art
der evtl. Einführung eines neuen Gesangbuches ihr Gutachten abzugeben.
Die Resultate der Arbeiten der Gesangbuchcommission werden dem Herrn

Bischof seiner Zeit zur weiteren Erörterung von hieraus mitgeteilt wer-

27 LASH, Abt. 19, Nr. 38.

28 Brederek, Geschichte der schleswig-holsteinischen Gesangbücher, II. Teil, S. 18f.
29 Ebd., II. Teil, S. 19. - Brederek geht davon aus, dass Koopmann selbstverständlich

Mitglied der Kommission war, was aber aus dem genannten Grund nicht zutrifft.
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den".30 Die Kommission hielt 1860/61 zwei Sitzungen ab; die Sache kam

sehr langsam voran, einige Jahre ruhte die Arbeit offenbar vollständig.31
Nachdem die Herzogtümer zur preußischen Provinz zusammengefasst

worden waren, fragte das neue Oberpräsidium in Kiel bei Lüdemann und
Koopmann wegen einer Ausdehnung des Vorhabens auf Schleswig an.
Lüdemann stimmte zu, zögerte aber. Auch Koopmann reagierte positiv auf

diesen Vorschlag, dann nahm er, hierzu aufgefordert, im Bericht vom 11.

September 1866 zu dem Zögern Lüdemanns deutlich und kritisch Stellung:

„Die ... Commission ... machte sich zunächst, so viel ich weiß, an die

Aufgabe, ein neues Gesangbuch zu entwerfen. Wie weit dabei mein Ein-
führungsplan berücksichtigt worden ist, habe ich bisher nicht erfahren
können. Seit mindestens 3 Jahren ist die Commission, wie ich glaube, zu

keiner Zusammenkunft mehr berufen worden. Die Mitglieder derselben,

mit Ausschluß des Vorsitzenden, haben jedoch die angefangene Arbeit

fortgesetzt, indem sie sich bald in dem Hause des einen, bald des anderen
Mitgliedes auf mehrere Tage zusammenfanden. Wenn ich nicht sehr irre,
so ist die Redactionsarbeit auf diese Weise soweit vollendet worden, daß

der völlige Abschluß nur von einer durch den Vorsitzenden veranstalteten
Zusammenkunft abhängt."32

Koopmann drängte auf einen Abschluss der Arbeit, Lüdemann brems-

te. Ganz offen erklärte Koopmann nunmehr, dass die Hauptschwierigkeit
wohl in der mangelnden Übereinstimmung zwischen der Mehrzahl der
Kommissionsmitglieder und dem Vorsitzenden liege.33 Endlich kam die
Schlussredaktion zustande. Der Entwurf der Kommission hatte sich weit-

gehend von der Koopmanschen Vorlage gelöst, weil diese zu sehr von dem
Gedanken beherrscht war, für eine Übergangszeit nur die älteren Lieder

beizubehalten. Nach Genehmigung durch das Ministerium und Ankündi-

gung durch das Kieler Konsistorium34 lag der Entwurf des neuen Gesang-
buchs im Januar 1869 gedruckt vor. 35 Es sollte jedoch noch 15 Jahre dauern,

bis das neue Gesangbuch Ende 1884 eingeführt werden konnte. 36 In dieser
Zeit ist der Kommissionsentwurf von meist wohlwollender Kritik begleitet

worden.37 Koopmann hat wohl noch die anfänglichen Änderungs- und

30 LASH, Abt. 19, Nr. 38.
31 Brederek, Geschichte der schleswig-holsteinischen Gesangbücher, II. Teil, S. 19.
32 LASH, Abt. 19, Nr. 38.
33 Brederek, Geschichte der schleswig-holsteinischen Gesangbücher, II. Teil, S. 20.
34 Kirchliches Amtsblatt 1869, S. 5.
35 Brederek, Geschichte der schleswig-holsteinischen Gesangbücher, II. Teil, S. 20f.
36 Ebd., II. Teil, S. 32. - Die gesetzliche Bestätigung erfolgte am 10. Dezember 1884.
37 Vgl. Mommsen, Beiträge zur Kritik des Entwurfs eines Gesangbuches (1870), u.

Reuter, Der neue Gesangbuch-Entwurf (1870), Sp. 219-222, Sp. 272-276 u. Sp. 281-
283.
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Verbesserungsvorschläge verfolgen können, die Einführung des neuen Ge-
sangbuchs indessen nicht mehr erlebt.

Entwurf für einen neuen Landeskatechismus

Johann A. Cramers Landeskatechimus von 1785 38 diente über viele Jahr-

zehnte als verbindliches Lern- und Lehrmittel für den Religionsunterricht
in den Schulen der Herzogtümer. Er stammte aus der aufklärerischen Zeit.

Die Schüler sollten durch Fragen und dazu passende Antworten lernen,
„das Gute zu thun und das Böse zu meiden."39 Die erste Antwort auf die

Frage, ob wir Menschen nicht froh sein wollen, lautet: „Wir Menschen
wünschen alle, vergnügt und froh zu seyn. ",40 Hierzu würde die christli-
che Glaubenslehre helfen, denn die Antwort auf Frage 100 „Wie lieben
wahre Christen sich selbst?" lautet: „'Wahre Christen lieben ihre Seele

mehr als den Leib'. Sie suchen immer weiser zu werden, um allezeit gute
Gedanken, gute Neigungen und immer mehr Lust am Guten zu haben". 41

Wille und Verstand sollen durch den Glauben zur Tugend angehalten
werden.42

In der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts wandte man sich jedoch ver-
mehrt vom Rationalismus der aufklärerischen Zeit ab. Unter den Theolo-

gen und Lehrern im Lande gab es deshalb Bestrebungen, diesen Landeska-
techismus durch einen neuen zu ersetzen.43 Zunächst waren Pastor Karl F.

C. Hasselmann aus Kiel und später Seminarprofessor Jakob Asmussen aus
Bad Segeberg von der Kirchenleitung in Kopenhagen mit der Ausarbei-
tung eines neuen Landeskatechismus beauftragt worden. Die Arbeiten
kamen nicht zum Abschluss, weil die vorherrschende Auffassung war,
dass es besser sei, den lutherischen Katechismus unverändert und uner-

gänzt zum allgemeinen Gebrauch zu verwenden, als einen neuen eigen-

38 Kurzer Unterricht im Christenthum (1835). - Der Katechismus besteht aus zwei Tei-
len, dem kleinen Katechismus Luthers, dem ein „Kurzer Unterricht im Christen-
thume" als Hinführung vorangestellt ist.

39 Kurzer Unterricht im Christenthum (1835), S. 6.
40 Ebd., S. 7.
41 Ebd., S. 66
42 Ebd., S.lOf. u. S. 29.

43 Vgl. z. B. die kritische Bewertung, die der „Cramersche Landeskatechismus" unter
dieser Überschrift in den Artikeln der Kirchen- und Schulzeitung (1864), S. 13-16, S.
17-18, S. 29-32, S. 33-36 u. S. 37-40, erfährt.
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ständigen Landeskatechismus zu verfassen,44 so dass das Interesse an ei-
nem neuen Katechismus vorerst verloren ging.45

Auf der Pröpstekonferenz am 27./28. April 1859 sprach Propst Meßtorff
den Wunsch aus, dass baldmöglichst ein neuer Landeskatechismus einge-
führt werden möge. Koopmann teilte diese Meinung, gab aber zu beden-
ken, dass die Neufassung eines Katechismus eine schwierige Aufgabe sei.
Er forderte die Versammlung auf, sich mit dem Dresdner Kreuzkatechis-

mus46 bekannt zu machen, der sich gut durchgesetzt habe.
Überraschend trat Koopmann ein Jahr später mit einem eigenen Ent-

wurf für einen Landeskatechismus an die Öffentlichkeit: „Der kleine Kate-

chismus Lutheri durch Bibelsprüche und kurze Sätze erklärt und der

evangelisch-lutherischen Kirche, zunächst seiner Landeskirche dargebo-
ten".47 Koopmann sah einen Schwerpunkt seiner bischöflichen Aufgabe
und Tätigkeit darin, wie er im Vorwort sagt, der Jugend die Heilslehre zu
vermitteln und sie in ihr zu befestigen. Als Ergebnis seiner Erfahrungen

und Überlegungen fertigte er diesen Entwurf an und legte ihn der Ver-
sammlung holsteinischer Pröpste am 11./12. April 1860 vor.48 Die Druckle-
gung erfolgte umgehend nach dieser Unterrichtung; das Vorwort datiert
vom 2. Mai 1860.49

Koopmann kannte die Vorgeschichte der Bemühungen um die Ausar-
beitung eines neuen Landeskatechismus und war sich über die Problema-
tik bei der Einführung eines solchen im Klaren. Bereits Mitte der 1840er
Jahre, als er in Heide Pastor war, wandte er sich gegen die verbreitete Vor-

stellung - so vorgetragen von dem Münsterdorfer Pröpsten Johann H. R.
Wolf:50 Die Einführung eines neuen Katechismus sei nicht nötig. Vielmehr
erteilte er in einer teilweise recht polemischen Entgegnung diesen Beden-
ken eine Absage.51 In ihr trat bereits seine sich fünfzehn Jahre später ver-
dichtende Vorstellung zutage, dass die Gemeindeglieder der Kirche die Be-

fähigung haben sollten, einen zeitgemäßen Katechismus zu erarbeiten.

Dies gelte vor allem für die Lehrer, die ihre Knie vor dem Herrn Jesu beu-
gen sollen und einen neuen Katechismus schaffen könnten. Schulische An-

gelegenheiten - erst recht die Anfertigung eines Katechismus - sind für

44 Vgl. Bröker, Studien der Abfassung eines neuen Landes-Katechismus, u. Asmussen,
Replik in der Katechismussache, Sp. 521-528, Sp. 537-545 u. Sp. 553-558.

45 Vgl. Jessen, Grundzüge zur Geschichte und Kritik, S. 274ff. - An Versuchen, einen
Katechismus eigenständiger Art vorzulegen, hat es indessen nicht gefehlt. Vgl. Va-
lentiner, Evangelischer Katechismus (1852).

46 Extract aus dem Protocoll, S. 7f.
47 Koopmann, Der kleine Katechismus Lutheri (1860); noch in demselben Jahr folgte

die zweite Auflage.
48 Extract aus dem Protokoll, S. 2ff.
49 Koopmann, Der kleine Katechismus Lutheri (1860), S. VI (Vorwort).
50 Wolf, Votum eines Unbefragten über den Katechismus (1845).
51 Vgl. den Artikel Koopmanns in der SHKSB11845, Sp. 38-42.



Gesangbuch- und Katechismusreform im 19. Jahrhundert 165

Koopmann Aufgaben der Kirche. Fünfzehn Jahre später schien für ihn die

Zeit gekommen zu sein, seinen eigenen Entwurf vorzulegen. Die eigen-
händig gefertigten Vorarbeiten hierzu und der ebenfalls eigenhändig ver-
fasste Entwurf eines Landeskatechismus sind im Landesarchiv Schleswig-
Holstein zu Schleswig verwahrt. 52

Bei der Vorarbeit zu diesem Katechismus ließ sich Koopmann zunächst
von dem alten sogenannten „Pontoppidan'schen Katechismus" inspirieren,
wich dann aber von diesem Konzept ab und versuchte, eigene Wege zu
gehen.53 Vom Aufbau her folgte er dem Katechismus Luthers. Davon ab-
weichend rahmte er alle fünf Hauptstücke und besonders noch die drei Ar-
tikel des zweiten Hauptstücks mit Frage- und Antwortensätzen ein, streute
weitere Fragen und Antworten in den lutherischen Katechismus und folgte
so der voraufklärerischen Tradition; allen einzelnen Teilen der Hauptstü-
cke unterlegte er außerdem zahlreiche Bibelsprüche.

Insgesamt warf er 157 Fragen auf und gab dazu die Antwort, wobei -

hierauf legte Koopmann entscheidenden Wert - Fragen und Antworten je-
weils aus sich selbst heraus verständlich sein sollten und nicht erst aus ih-

rem Zusammenhang: „Der Katechismus soll den Schülern die Heilslehre in

behaltbaren Sätzen darbieten ... Unvollständige Sätze aber haften im Ge-
dächtnisse nicht ... dagegen vollständige Sätze, wenn auch nur vom Aus-
tritt aus der Elementarschule an bis zur Confirmation fort und fort memo-

riert und repetirt, und genügend zum Verständnis erhoben, haften und
bilden einen unverwüstlichen Schatz für das Leben ... Der kleine Kate-

chismus Lutheri ist in solchem Sinne ein aechtes Lernbuch, und ich bin der

Ansicht, dass wenn eine für die Zeitbedürfnisse allerdings unentbehrliche

Erläuterung desselben ein Katechismus sein soll. Diese gleichfalls durch
vollständige Sätze geschehen müssen".54

Koopmann verfasste bewusst nur einen „Entwurf", um diesen dann

den Predigern und Lehrern in Holstein zur Prüfung vorzulegen. 55 Er wollte
den Katechismus nicht sogleich mit behördlicher Anordnung einführen
lassen, vielleicht die Kritik der Lehrerschaft ahnend.56 Ihm ging es in die-

sem Entwurf methodisch darum, die christliche Heilslehre den Jugendli-
chen durch Memorieren von Katechismuswissen beizubringen. Der Ge-
danke der Bildung, wie er vor allem durch den Einfluss der Aufklärung

propagiert und von Lehrern angestrebt wurde, bewegte ihn nicht. Koop-
mann folgte damit einem Trend der Zeit, denn auch in anderen Landeskir-
chen wurden neue Katechismen eingeführt, die sich der voraufklärerischen

Katechismustradition anschlossen. So entstand beispielsweise 1862 in

52 LASH, Abt. 19, Nr. 40.

53 Koopmann, Ein Wort zur Verständigung in der Katechismussache (1861), S. 4.
54 Koopmann, Der kleine Katechismus Lutheri (1860), S. IVf.
55 Ebd., S. III.
56 Ebd., S. IVf.
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Hannover ein Katechismus mit dem Titel „Dr. Martin Luthers kleiner Ka-

techismus mit Erklärung" .Wegen dessen konservativen Auffasungen - so
insbesondere die Aufnahme der Teufelsvorstellungen - gab es in mehreren
Städten Protest. 57

Der Entwurf Koopmanns stieß bei der größtenteils liberalen Lehrer-
schaft auf Widerwillen oder Widerstand.58 Mit Schreiben vom 6. Mai 1860

schickte Koopmann eine Reihe von Exemplaren an ausgewählte Persön-
lichkeiten aus dem theologischen wie aus dem pädagogischen Bereich. Er
erntete freudige Zustimmung namentlich von Theologen, aber auch verlet-

zende Kritik. Die betreffenden Aktenvorgänge im Schleswig-Holsteini-

schen Landesarchiv59 enthalten überwiegend zustimmende Äußerungen,
vereinzelt verbunden mit der Bitte um Übersendung weiterer Exemplare

und meist mit der Anregung, die Einführung des Entwurfs als Landeskate-
chismus beim Ministerium zu beantragen, so fast einhellig von Seiten der

Pröpste. Vereinzelt stimmten auch Pädagogen dem Entwurf zu, die Leh-
rerschaft in Süsel legte Verbesserungsvorschläge vor,60 ansonsten aber
standen die Lehrer mehrheitlich dem Katechismus Koopmanns ablehnend

gegenüber. So erntete Koopmann harsche Kritik von dem Lehrer Johann J.
Fr. Dücker aus Neustadt. Dieser vertrat eine liberale Frömmigkeit und eine

moderne Pädagogik. Er schrieb: „Es haben sich Viele unterwunden, ähnli-
che Arbeiten wie Luther zu schreiben. Noch Andere haben Fragen und
Antworten zwischen die lutherischen gestreut, wie Bischof Koopmann. Al-
le aber scheinen von der Voraussetzung ausgegangen zu sein, dass der lu-
therische Katechismus als Leitfaden ungenügend und als Lernbuch nicht
zu entbehren, daß der lutherische Katechismus Bedürfniß und auch ein
neuer Katechismus Bedürfniß sei. Ist dem so?" Seine Antwort lautete: „Es

braucht vorläufig kein neuer Katechismus nur für Lehrer als Leitfaden ge-
schrieben zu werden, und für die Kinder nach meinem Dafürhalten erst
recht nicht."61

Im Oktober 1860 forderte das Organ des holsteinischen Lehrervereins -

die „Schulzeitung" - die Theologen des Landes zu „mannhafter" Kritik
auf.62 Die ablehnende Haltung der Lehrerschaft hatte sich schon in der Ver-

sammlung des holsteinischen Lehrervereins am 31. Juli 1860 in Plön ge-
zeigt. Auf Antrag des Kieler Lehrervereins wurde über die folgende Frage
verhandelt: „Wie haben sich die Lehrer dem Wunsche des Herrn Bischofs

57 Vgl. z. B. Schäfer, Geschichte des Katechismus (1912), S. 107-122.
58 Vgl. Krauss, Lehrbuch der praktischen Theologie, Teil II, S. 169-171. - Schian,

Grundriß der praktischen Theologie, S. 346-349.
59 LASH, Abt. 19, Nr. 40.
60 Ebd.
61 Dücker, Der Religionsunterricht in der evangelischen Volksschule (1861), S. 12f. -

Vgl. dazu Bockwoldt, Religionspädagogik (1977), S. 35ff.
62 Die Katechismusfrage (1860), S. 35ff. - Diese Zeitung existierte seit 1852, vgl. Door-

mann, Beiträge zur Geschichte des Lehrervereinswesens, S. 72.
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Koopmann gegenüber zu verhalten, seinen Katechismus einer eingehen-
den Prüfung durch die Praxis zu unterziehen?" Der Referent Claus Kühl

aus Kiel führte aus, dass das Buch, da es noch den gesetzlich vorgeschrie-
benen Cramerschen Landeskatechismus gebe, zu Lernzwecken rechtlich
nicht in die Hände der Schüler gegeben werden könne. Wegen der Fülle
des Stoffes könne es aber auch pädagogisch nicht empfohlen werden. Es
enthalte zu viel Memorierstoff. Theologisch gibt es der modernen Kritik

keinen Raum. Es zeige keine Spur der freien Forschung und keine Berück-
sichtigung der historischen Wissenschaft. Nach langer Debatte wurde die

Frage, ob vom pädagogischen Gesichtspunkt aus der Koopmannsche Kate-
chismus empfehlenswert sei, mit Ausnahme einzelner Stimmen verneint. 63
Diese Stimmen meldeten sich alsbald in einem „Protest" bezeichneten Ar-
tikel zu Wort. 64

Koopmann war durch diese scharfe abweisende Kritik seines Katechis-

musentwurfs tief enttäuscht. Er beklagte, dass sein Werk nicht einer ge-
naueren Prüfung unterzogen, sondern pauschal abgelehnt wurde. Die in

einer öffentlichen Versammlung zum Beschluss erhobene Nichtbeachtung
seiner Wünsche und die deutlich zur Schau getragene Geringschätzung
kränkten ihn zutiefst. Eine solche Kränkung sei ihm bisher nicht widerfah-

ren.65 In einem Artikel mit der Überschrift „Zur Berichtigung" in den
Itzehoer Nachrichten66 griff Koopmann den holsteinischen Lehrerverein
und dessen Vorsitzenden in aller Schärfe an; er sah bei ihnen einen be-

schränkten feigen Hochmut, absichtliche Entstellung der Tatsachen und
Perfidie am Werk.

Koopmann ging nun taktisch vor, indem er eine Eingabe vom 8. Sep-
tember 1860 an das Ministerium in Kopenhagen einreichte, um von dort
Unterstützung zu erhalten. Darin machte er deutlich, dass der „Katechis-
mus bereits seit einigen Monaten erschienen ist, und sich allmählich die öf-

fentliche Meinung für ihn zu erklären beginnt."67 Hierauf ging das Minis-
terium nicht ein.

Der Kieler Lehrerverein, als Vorreiter in der kritischen Beurteilung des
Koopmannschen Katechismus, sah sich nun seinerseits in seiner Ehre ver-

letzt, erwog eine Beleidigungsklage, verzichte indessen auf eine solche, trat

aber mit einer entsprechenden Erwägung in der „Schulzeitung" vom 13.
April 1861 68 an die Öffentlichkeit.

63 Doormann, Beiträge zur Geschichte des Lehrervereinswesens, S.95f. - Wagrisch-
Fehmamschen Blätter Oldenburg 1860, S. 62.

64 Schulblatt für die Herzogthümer Schleswig und Holstein (1860), S.408ff. - Vgl. auch
die Erklärung eines Kieler Lehrers, ebd., S. 511.

65 Koopmann, Ein Wort zur Verständigung in der Katechismussache (1861), S. 12.
66 Gemeinnützige unterhaltende Itzehoer Nachrichten Nr. 75, vom 19. September

1860, Sp. 2168ff. - Auch LASH, Abt. 19, Nr. 169.
67 LASH, Abt. 19, Nr. 40.
68 Schulzeitung für die Herzogthümer, Kiel 1861, Nr. 28.
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Daraufhin beantragte Koopmarm in einer Eingabe vom 20. April 1861 an
das Ministerium für die Herzogtümer Holstein und Lauenburg die Ver-
nehmung und eventuelle Bestrafung, des Einsenders oder der Einsender
der in Nr. 28 der in Kiel erscheinenden Schulzeitung enthaltenen „Mitthei-

lung", die vom Kieler Lehrerverein unterzeichnet war. 69 Das Ministerium
winkte ab und teilte Koopmann - taktvoll, um die Ausweitung des Streites
zu verhindern - unter dem 8. Mai 1861 mit, dass diese Auseinandersetzung

eine private und ein Vorgehen der Behörde nicht angemessen sei.
Zuvor und zeitlich parallel hierzu hatte Koopmann in einem weiteren

Circular vom 29. August 186070 die Pröpste seines Sprengeis nochmals um
Verbesserungsvorschläge gebeten. Diese sollten auf der Pröpstekonferenz

zu Pfingsten erörtert werden. Die Antworten der Pröpste hierauf waren
meist positiv. Doch sie enthielten diverse Änderungsvorschläge. Es trafen
Voten von Propsteikonferenzen ein, so aus Wedel und Hohenwestedt. 71
Das von Propst August C. Heimreich72 unterzeichnete Votum der Kieler
Predigerkonferenz vom 6. August 1861 betonte zwar zunächst das Bedürf-
nis für die „Einführung eines erweiterten Katechismus", stellte alsdann
aber die folgenden drei Thesen auf, die vorsichtige Kritik am Katechismus
Koopmanns und eine vermittelnde Einstellung erkennen lassen:

„- Im Lutherischen Katechismus ist der kirchliche Unterrichtsstoff

vollständig enthalten, jedoch nicht in der Gestalt, daß es nicht einer
erweiterten Ausführung und Gestaltung desselben für den Unter
richt bedürfte,

für die erforderte weitere Gestaltung und Ausführung des im
Lutherischen Katechismus enthaltenen Unterrichtsstoffes genügt
ein Leitfaden für die Lehrer,

die Majorität ist der Ansicht, daß es solcher Leitfäden eine so
reiche Auswahl giebt, dass es eines neu zu verfassenden nicht
bedürfe, sondern es vielmehr genüge, die trefflichsten Lehrern zu

empfehlen; die Minorität wünscht, daß ein neuer Katechismus
verfasst werden möge, um gesetzlich als Leitfaden den Lehrern in
die Hand gegeben zu werden. Es sei dienlich, dass auch die
Schüler ihn in die Hand bekämen, jedoch so, dass er nur Theil-

weise, je nach Bedürfniß, von den Kindern memoriert werde".73

69 LASH, Abt. 19, Nr. 169. - Vgl. zur Auseinandersetzung in dieser Angelegenheit
auch: Gemeinnützige unterhaltende Itzehoer Nachrichten, Nr. 77/1860. - Husumer
Nachrichten Nr. 34/1861. - Altonaer Mercurius, Nr. 92/1861.

70 LASH, Abt. 19, Nr. 40.
71 Ebd.

72 August C. Heimrich, 1807 in Kiel geboren, war von 1849-1879 Propst der Propstei
Kiel (in Preetz).

73 LASH, Abt. 19, Nr. 40.
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Der liberale Pastor Hans Hinrich Studt aus Haseldorf hingegen hatte
schon im Mai 1861 ein zwanzig Seiten umfassendes „Motivirtes Votum
über den von Sr. Magnifizenz, dem Herrn Bischof Koopmann herausgege-
benen Katechismus" vorgelegt und darin eine scharfe, ablehnende Kritik
geäußert. Der Vorschlag Koopmanns weise zu viele Mängel auf. Ein neuer
Katechismus solle aber im Laufe der Zeit erarbeitet und eingeführt wer-
den.74 Die sich mehrende Kritik in der von Koopmann gewünschten zwei-
ten Prüfungsphase drängte die anfänglich zustimmende Aufnahme immer
mehr zurück.

Die Auseinandersetzung Koopmanns mit einem Teil der holsteinischen
Lehrerschaft endete schließlich in der Beilegung des Streites, wobei sich die
Redaktion der Schulzeitung veranlasst sah, „den dringenden Wunsch"
auszusprechen, „dass die Angelegenheit in diesem Blatte nicht weiter ver-
handelt werde".75 Zur gleichen Zeit veröffentliche Koopmann eine ver-

söhnlich gestimmte, wie auch seine Vorgehensweise nochmals erklärende
Schrift mit dem Titel „Ein Wort zur Verständigung in der Katechismussa-
che". 76 Er rechtfertigte sich darin unter Hinweis auf die Vorgeschichte und

die gute Absicht seines Entwurfs, bedauerte den Artikel in den „Itzehoer
Nachrichten" und sah die Sache ebenfalls als erledigt an.

Dieses Ende der Auseinandersetzung um den Landeskatechismus zeigt,
dass Koopmann sein ursprüngliches Ziel trotz seines Einsatzes nicht errei-

chen konnte. Sein mit großem Elan vorgetragenes und von freudigen Er-
wartungen konservativer Kreise zunächst begleitetes Vorhaben lief ins Lee-
re. Zur Einführung seines Entwurfs als Landeskatechismus kam es nicht.

In einem Artikel der liberalen „Protestantischen Kirchenzeitung" vom 16.
Oktober 1869 „Zur Flut der Katechismusliteratur"77 wird Koopmanns Bei-

trag nicht einmal erwähnt. Die Kritik der Lehrer und liberaler Theologen
hatte sein Vorhaben verhindert und die Grenzen bischöflicher Macht auf-

gezeigt.

Quellen und Darstellungen

Ungedruckte Quellen

Landesarchiv Schleswig-Holstein, Schleswig [LASH], Abt. 19, Nr. 38, Nr. 40 u. Nr. 169.

74 LASH, Abt.19, Nr. 40.
75 Schulzeitung für die Herzogthümer, Kiel 1861, S. 119.
76 Koopmann, Ein Wort zur Verständigung in der Katechismussache (1861).
77 Protestantische Kirchenzeitung (1869), Sp. lOOlff.
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Gedruckte Quellen

Allgemeines Gesangbuch auf Königlichem Allergnädigsten Befehl zum öffentlichen und
häuslichen Gebrauch in den Gemeinden des Herzogthums Schleswig, des Her-
zogthums Hollstein, der Herrschaft Pinneberg, der Stadt Altona und der Grafschaft
Rantzau gewidmet. Altona 1780 (= „Cramersches Gesangbuch").

Altonaer Mercurius Zeitung und Anzeigenblatt für die Herzogthümer Schleswig, Hol-
stein und Lauenburg, Nr. 92/1861.

Asmussen, Jakob: Replik in der Katechismussache und weitere Erörterung derselben. In:
SHKSB11845, Sp. 521-528, Sp. 537-545 u. Sp. 553-558.

Bröker, Johann P. C.: Studien der Abfassung eines neuen Landes-Katechismus für die
Herzogthümer Schleswig und Holstein gewidmet. In: SHKSB1, Heft 1, Altona 1844
u. als Nr. 38 (1845).

„Cramersches Gesangbuch", s. Allegemeines Gesangbuch.
Dücker, Johann F.: Der Religionsunterricht in der evangelischen Volksschule und der

Katechismusentwurf unseres Bischofs. Altona 1861.

Die Katechismusfrage und eine Kritik der Einleitung des Koopmannschen Katechismus
in: Schulzeitung für die Herzogthümer Schleswig-Holstein und Lauenburg, hrsg. v.
A. P. Senken. Kiel 1860, S. 35ff.

Entwurf eines Gesangbuchs für Schleswig-Holstein. Kiel u. Schleswig 1869.
Kirchen-Gesang-Buch für das Herzogthum Lauenburg nebst einem Gebetbuche. Lauen-

burg 1777.
Evangelischer Liederschatz für Kirche, Schule und Haus. Eine Sammlung geistlicher

Lieder aus allen christlichen Jahrhunderten gesammelt und nach den Bedürfnissen
unserer Zeit bearbeitet von M. Albert Knapp, 3. Aufl., Stuttgart 1865.

Extract aus dem Protocoll über die Verhandlungen der von dem Bischof für Holstein
einberufenen Versammlung Holsteinischer Kirchenpröpste am 27. und 28. April
1859. Itzehoe 1859.

Gemeinnützige unterhaltende Itzehoer Nachrichten hrsg. von G. J. Pfingsten, Itzehoe,
Nr. 75 (19. September 1860).

Husumer Nachrichten Nr. 34/1861.
Jessen, Johannes Chr. M.: Grundzüge zur Geschichte und Kritik des Schul- und Unter-

richtswesens der Herzogthümer Schleswig und Holstein vom christlich wissen-
schaftlichen Standpunkte. Hamburg 1860.
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Sozioökonomische Lage und politische Revolte

1845 bis 1852

Von Hansjörg Zimmermann

1. Einleitung und Fragestellung sowie Forschungsstand

Es ist keine neue Erkenntnis, dass die bürgerliche Revolution von 1848
mehrere Ursachen hatte. Es waren nicht nur verfassungsrechtliche und na-

tionalstaatliche Ursachen, die die Menschen auf die Straßen und protestie-
ren gehen ließen, sondern auch die wirtschafts- und sozialpolitischen Ge-

gebenheiten ließen Empörung, Hass und Wut gerade auch bei den „klei-
nen Leuten" aufkommen und mobilisierten sie. Die Forschungsergebnisse
u.a. von Siemann, dem Nachfolger von Gerhard A. Ritter in München, be-

legen dies eindeutig. 1 Doch schauen wir nach Lauenburg, so gibt es dort
zwar Abhandlungen über „1848", aber keine erwähnt wirtschaftliche Fra-
gen. So steht es selbst noch im Lauenburg Handbuch zu lesen, dass Han-
del, Handwerk und Gewerbe keine große Bedeutung im Herzogtum in der
Mitte des Jahrhunderts hatten. 2 Auch wenn das Gebiet agrarisch geprägt
war, so erfahren wir wenig über die sozioökonomische Lage der Bauern. In
diesem Zusammenhang ist es bezeichnend, wenn in dem Sonderkapitel
über die Landwirtschaft im gleichen Handbuch, das begründet wird mit
der führenden Rolle dieses Wirtschaftszweiges bis zum Ende des Zweiten
Weltkrieges, nur Compe mit der Aussage zitiert wird, dass es nach der
Verkoppelung den Landwirten besser ging. 3 Ansonsten gibt es keine kon-
kreten Aussagen.

Ein weiteres Merkmal der Veröffentlichungen zu „1848" stellen die

Quellengrundlagen dar. Selbst in dem Kolloquiumsband über die Bürgerli-
che Revolution , in dem Hanisch über die Vorgänge im Lauenburgischen
berichtet, werden nur gedruckte Quellen zitiert.4 Dabei verwahren die
Stadtarchive, das Landesarchiv sowie das Bundesarchiv in Frankfurt/M.

1 Siemann, Die deutsche Revolution von 1848/49, u. ders., Gesellschaft im Aufbruch.
2 Busch, Das Herzogtum Lauenburg.
3 Bülow, Exkurs: Geschichte der Landwirtschaft, S. 521-523.
4 Hanisch, Das Revolutionsjahr 1848.
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zahlreiche Akten zum Herzogtum Lauenburg in der Revolutionszeit. Be-
reits 1960 erschien ein Sonderband des Heimatbund und Geschichtsvereins

zu diesem Thema.5 Doch nicht eine einzige Akte wird als Quelle herange-

zogen.
Wenn nicht die nationale Frage als Leitmotiv gewählt wurde oder Ver-

fassungsfragen im Vordergrund standen, dann galt der Blickwinkel der
Reaktion in Lauenburg auf die revolutionären Geschehnisse. Der Titel
„Der Widerhall ..." macht dies ganz deutlich. In allen Arbeiten wurde nie
die Frage nach einem selbständigen Agieren von Lauenburgern unter-
sucht. Es wurde ebenso wenig nach den sozialen Umständen, in denen die

Lauenburger lebten gefragt. Gerade Michael Busch weist in dem Abschnitt
über die Beschulung im Lauenburgischen darauf hin, dass die unterbür-
gerlichen Kinder keine vernünftige Grundbildung erhielten und wenn
überhaupt, dann wurden sie von Handwerkern nebenher unterrichtet. Erst
mit der Zugehörigkeit Lauenburgs zu Preußen hat sich etwas geändert.6
Selbst in den Reformen blieben auf Betreiben des Adels die Unterbürgerli-

chen von Partizipation ausgeschlossen. Insofern kann auch im Lauenburgi-
schen von einer Gesellschaftskrise als Legitimationskrise (Wehler) gespro-
chen werden.

Damit ist die Fragestellung, um die es hier gehen soll, abgesteckt: 1. Die

sozioökonomische Lage im Herzogtum, 2. aktive Teilnahme an den revolu-
tionären Vorgängen oder nur „Widerhall"?

2. Die bisherige Literatur

Die älteste Darstellung über die Vorgänge von 1848-1851 stammt von dem

in Göttingen geborenen Ratzeburger Gymnasiallehrer Friedrich Bertheau
(1851-1919): Das Herzogtum Lauenburg und die deutsche Frage in den
Jahren 1848-1850.7 Zunächst einmal ist es bemerkenswert, dass nach nur

gut 50 Jahren ein Historiker sich an dieses Thema auf regionaler Ebene
macht. Die absolute Mehrheit der in dieser Zeitschrift und auch der Nach-

folgerin (LbgH) Publizierenden befassten sich bis weit in die zweite Hälfte
des 20. Jahrhunderts hinein mit Themen des Mittelalters oder der frühen

Neuzeit. Bertheaus Anliegen darüber zu schreiben, muss ganz im Rahmen

der Zeit gesehen werden. Die „deutsche Frage" war auch nach 1850 noch
nicht gelöst, sondern endgültig erst 20 Jahre später nach drei Einigungs-

kriegen (Proklamation des deutschen Kaisers am 18. Januar 1871 in Versail-
les). Danach wurde ersucht, eine „deutsche Identität" zu schaffen, zu der

5 Püst, Der Widerhall der deutschen Revolution.
6 Busch, Das Herzogtum Lauenburg.
7 Veröffentlicht im Archiv des Vereins für die Geschichte des Herzogtums Lauen-

burg, Bd. 8,1. u. 2. Heft (1905/06), S. 41-53 u. S. 1-48.
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auch der Beitrag Bertheaus beitragen sollte. Ausführlicher wird der Justiz-
rat und Oberzolleinnehmer Kielmann aus Lauenburg allerdings nur indi-
rekt zitiert: „Im Monat März ... stand ganz Deutschland mitten in der Re-
volution, und auch unser Herzogtum Lauenburg machte diese Krankheit
durch, so daß auch ich Gelegenheit nehmen mußte, auf einer Lauenburger
Versammlung das Wort zu ergreifen und zur Besonnenheit zu mahnen."8
Da ist nicht viel von Liberalismus zu erkennen, der angeblich auch in Lau-
enburg vorhanden gewesen sei, wie Bertheau wenig vorher schreibt. Die-

ser Beitrag ist, wie gesagt, ein Baustein in der Zeit des Hochimperialismus,
der genauso wie der Imperialismus selbst von den Problemen und Schwie-
rigkeiten im Land ablenken sollte. Er reiht sich ein in die Kette der Artikel,

die Bertheau über die „Freiheitskriege gegen Napoleon" in der gleichen
Zeitschrift publiziert hatte.

Lange Zeit geschah im Lauenburgischen zu diesem Thema nichts mehr,

bis 1960 der bereits erwähnte Sonderband der Lauenburgischen Heimat
zum Thema erschien.9 Diese Arbeit (64 Druckseiten im A5 Format) ist auch

wieder typisch für die Zeit, in der sie entstanden ist. Es ist eine Verfas-

sungs- und Herrschaftsgeschichte. Gegen Ende der 1950er Jahre waren so-
zialwissenschaftliche Fragestellungen in der deutschen Geschichtsschrei-

bung noch so gut wie unbekannt. So ist denn Püsts Abhandlung eine im
Erzählton gefasste Darstellung, die sich auf die Organe der Regierung
Lauenburgs, das Grundgesetz sowie die Haltung des Herzogtums in der
schleswig-holsteinischen Frage begnügt. Mit wenigen Seiten über die däni-
sche Restauration bis zur Einführung des Verfassungspatents vom 20. De-
zember 1853 endet die Arbeit. Dabei folgt sie in weiten Teilen der Abhand-

lung Bertheaus, mit dem Unterschied, dass Püst Belege angibt. Doch die
Verweise beziehen sich alle nur auf die gedruckte Literatur, nicht eine ein-
zige Akte wurde eingesehen.

Vom 6. bis zum 8. April 1998 fand in der Lauenburgischen Akademie
für Wissenschaft und Kultur ein Kolloquium zum Thema „Revolutionsjahr
1848" statt. In der Publikation dieser Tagung 10 geht Opitz auf die Stellung
Lauenburgs zum Deutschen Bund ein, Hanisch beschäftigt sich mit der
Verfassungsfrage. Insoweit scheint sich alles in das bereits Publizierte ein-

zuordnen, doch zum ersten Mal wird insbesondere in dem Beitrag
„Lauenburg und der deutsche Bund" auf Aktenmaterial zurückgegriffen.
Opitz merkt dabei an, dass die Korrespondenz Riessers als Abgeordneter
im Paulskirchenparlament in Barschels Buch über Riesser nicht berücksich-

tigt worden ist, obwohl sie im Kreisarchiv in Ratzeburg verwahrt werde.
Hier wird wenigstens auf ein Desiderat in der Forschung zu 1848 hinge-

wiesen. Hanisch beschränkt sich dann leider wieder auf die gedruckten

8 Bertheau, Das Herzogtum Lauenburg (1905), S. 42.
9 Vgl. Püst, Der Widerhall der deutschen Revolution.

10 Vgl. Hanisch, Das Revolutionsjahr 1848.
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Ort Menge Bei der Ern-
te befallen

Später befal-
len

Preis /1 normaler II
Preis

Gut Tüschenbek 25 % mehr ca. 2 % sehr wenig

Amt Ratzeburg 25 % weniger ca. 25 % 25% 4Rth. 3Rth.

Stadt Mölln normal ca. 10 % ca. 10 %

Amt Schwar-
zenbek

33 % weniger ca. 16 % Wenig 40 sh -
IRth.

wie jetzt

Gut Lanken normal gut 33 % Wenig
Amt Steinhorst 25 % weniger ca. 16 % ca. 50 % wie

vorher

Quellen, wie das auch schon Püst gemacht hatte, der im gleichen Band ab-

gedruckte Beitrag von Hans-Georg Kaack kann hier unberücksichtigt blei-
ben. 11 Er verspricht im Titel mehr als der Inhalt hergibt. Im Übrigen ist der

ganze Beitrag im Wesentlichen nur eine Wiedergabe von Kurt Langen-
heims Beitrag zum 100jährigen Jubiläum der Lauenburgischen Jäger, ge-
spickt mit ellenlangen Zitaten, die dann noch nicht einmal ausgewertet
werden. 12

Es soll nun im Folgenden der Versuch gemacht werden, die weißen Fle-
cken zur Geschichte des Herzogtums Lauenburg um die Jahrhundertmitte
etwas weiter aufzufüllen.

3. Versuch einer sozioökonomischen Analyse

Weithin bekannt ist die Kartoffelkrankheit von 1845ff. in Irland, die Millio-

nen zur Auswanderung nach Kanada und in die USA zwangen. Aber auch
das übrige Europa war von dem Pilz Phytophthora infestans befallen und

zog eine große Nahrungskrise nach sich. Wie schwerwiegend diese durch
den Pilz verursachte Kraut- und Knollenfäule war, zeigt ein Blick in den

Bd. 26 der Annalen der Landwirthschaft der Königlich Preußischen Staaten
von 1855. Zahlreiche Autoren, zumeist Professoren der Biologie, Chemie
und Medizin, hatten sich gezwungenermaßen mit der Bekämpfung des

Pilzes beschäftigt, um den Bauern etwas an die Hand zu geben, um nicht
nur nachhaltig die Ernteergebnisse zu verbessern, sondern auch den späte-
ren Befall bei der Lagerung zu verhindern.

Da die Kartoffel Lagerware darstellt und wenn der Pilz die Knolle be-
fallen hatte, faulte nach recht kurzer Zeit noch mehr von dem Grundnah-

rungsmittel weg. Dies hatte dann zur Folge, dass die Kornpreise stiegen,
da das Mehl die Kartoffel nun ersetzen musste. Aus dem Lauenburgischen

liegen darüber detaillierte Berichte vor.

Tab. 1 Kartoffelernte 1845.

11 Kaack, Zwischen Baum und Borke.
12 Langenheim, Lauenburgische Jäger.
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Diese Tabelle stammt aus dem Bericht de Landescommissarius Etats-

rath Prehn über die Verbreitung der Kartoffelkrankheit in den drei Her-
zogtümern Schleswig, Holstein und Lauenburg. 13 Er erhielt am 13. Okto-

ber 1845 den Auftrag, der Ausbreitung dieser Krankheit nachzugehen und
erstattete zwei Monate später einen achtseitigen gedruckten Bericht an die
Regierung in Kopenhagen.

Für die Amtsvogtei Ratzeburg liegt eine noch genauere Spezifizierung
aus dem November 1845 nach Dörfern vor (vgl. folgende Seite).

Aus dem Amt Lauenburg wurde an 25. Oktober 1845 berichtet, dass

Mecklenburg und Hannover ein Ausfuhrverbot von Kartoffeln erwogen.
"Dann muss gleichgezogen werden".14 Der Amtsvorsteher empfahl, am
besten sofort ein Ausfuhrverbot auch für Lauenburger Kartoffeln zu erlas-

sen. Die fehlende Nahrungsgrundlage traf erwartungsgemäß die sog. klei-

nen Leute am schwersten. Daher erließ der Amtsvorsteher Seestern-Pauly
in Schwarzenbek einen Aufruf, dass die Landwirte sofort zusammenkom-

men sollten, um „in christlicher Gesinnung" den Armen zu helfen.

n äc. her ftdaiß hegen mit SRüeffubt auf

bie Äartoffclfranfbcit bie Erwartung, baß bie J?au?wirtbe

fub mit einanber vereinbaren werben, von ihren KartoftelvorvAtben

ben fleinen Meuten ben fteh etwa ergebenben bringen ben25ebarf

jur Saat unb jum Meben^unterhalt für einen müßigen «preis

ju übcrlaffen, wenn fte felbfi Kartoffeln jum Verlauf übrig

haben.

Das 2lmt bat ju ben chriillichen ©eftnmmgen ber

4>auöwirtbe ba? feile Dertrauen, baß fte ju jener SluShülfe ber

Heinen Meute bereitwillig finb, unb forbert fte auf, jeber bei

feinem Flamen hierunter bie Quantität Kartoffeln anjugeben,

welche berfelbc hofft ju biefem Sweefe übrig ju haben.

bürfte auOreicßen, wenn ein Tlollbufner 4 <5aef, ein

L^ufner 3 <eaef unb fo bie übrigen (Haffen ber Stellbefther

nach Ißerbültniß unterjeieftnen.

Abb. 1: Aus dem Aufrufdes Amtmannes (31. 1. 1846).

13 LASH, Abt. 210, Nr. 2070.
14 Ebd.
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Ort geerntet in t nicht befallen in t

Schmilau 1416 700

Klempau 500 200

Mustin 1000 500

Hollenbek 600 300

Salem 1000 500

Kl. Sa rau 230 113

Gr. Berkenthin 1000 370

Kl. Disnack 132 45

Buchholz 523 480

Kählstorf 131 41

Kühsen 388 68

Kittlitz 485 217

Lankau 1306 468

Gretenberge 172 120

Krumesse 206 72

Dechow 1440 390

Holstendorf 179 59

Gröna u 3624 3205

Anker 374 198

Pogeez 213 108

Einhaus 126 22

Bergrade 160 31

Lehmrade 803 447

Gr. Disnack 109 23

St. Georgsberg 418 156

Brunsmark 185 180

Summe 16720 9013

Tab. 2 Kartoffel-Ernteergebnisse in der Amtsvogtei Ratzeburg November 1845.

Die Nahrungsmittelkrise hielt auch 1846 an, denn wieder gab es eine
Missernte. Am 16. März 1847 berichtete das Amt Ratzeburg: „Der Noth-

stand der s.g. kleinen Leute im Herzogthum Lauenburg ist zu einer be-
denklichen Höhe gestiegen".15 Seit einem halben Jahr war der Notstand
abzusehen gewesen, doch unternommen wurde nichts. Der Amtsvogt er-

wog behördliche Schritte einzuleiten, brauchte dafür jedoch die Genehmi-
gung. Er wies darauf hin, dass in Hannover und Mecklenburg bereits eine
„herrschaftliche Unterstützung" gewährt werde. Im März 1847 schaltete
sich auch die Ritter- und Landschaft, die ständische Vertretung des Her-

15 LASH, Abt. 210, Nr. 2071.
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zogtums, ein, um die Komeinfuhr aus Lübeck zu regulieren. Sie schlug
vor, dass die Landesbehörde mit den Kaufleuten in Lübeck den Preis aus-
handeln und Korn kaufen solle, das dann bei einem Müller oder Bäcker

zum Tagespreis abgegeben werden solle. Finanziert werden sollte das Ver-
fahren mit einer auf das ganze Land auszuschreibenden Anleihe und ei-
nem Zuschuss aus der königlichen Kasse. Die Ritter- und Landschaft be-
richtete, dass so auch schon im Krisenwinter 1806/07 verfahren worden
sei. 16

Die lauenburgische Landesvertretung hatte die Problematik offenbar

erkannt und wollte nun Hilfe vom Landesherrn erbitten. Die königliche
Rentekammer in Kopenhagen entschied am 14. April 1847, dass den
„hülfsbedürftigen Häuslingen und sogenannten kleinen Leuten" das all-

jährlich fällige „herrschaftliche Schutz- du Dienstgeld allergnädigst erlas-
sen" werden sollte. 17 Ende April 1847 wurde entschieden, dass im Amt
Schwarzenbek 50 % zu Ostern und 50 % im Herbst, im Amt Steinhorst zum

1. Mai und im Amt Lauenburg zum, 31. Dezember das Geld nicht mehr
gezahlt werden musste. Die Bauemvögte sollten mitteilen, wem die Zah-
lung erlassen werden soll und wer noch zahlen kann.

Besonders schlecht scheint die Situation im Amt Steinhorst gewesen zu
sein. Der Amtsvogt Behn berichtete am 23. April 1847 an den Gouverneur
(Landdrost) Rantzau nach Ratzeburg:

- eine Deputation von Häuslingen erschien auf dem Amt, um ihre Not zu
schildern

- Mieten könnten nich mehr gezahlt werden

- der Preis für 8 Pfund Brot sei in drei Wochen von 9 auf 13 sh. gestiegen.
Behn empfahl als ersten Schritt Saatkartoffeln zu beschaffen, auch soll-

ten die Forstordnungsstrafen erlassen werden. Die Bestimmungen zur

Nutzung des Forstes sowie das Jagdrecht waren sehr restriktiv. Vielerorts
durfte nicht einmal Holz zum Heizen gesammelt werden. Vier Tage später
teilte Behn mit, dass im Amt mehr als 400 Häuslinge mittellos seien, der

Tagelohn auf dem Gut wurde von 12 auf 14 sh. erhöht und ein privater
Verein wollte Brot für 9 sh. anbieten. Damit reichte der Lohn gerade einmal
aus, um ein Brot zu kaufen. Bei der schlechten Kartoffelernte bedeutete

das, Brot war zum Hauptnahrungsmittel geworden. Für weiteres reichte
das Geld nicht. Ob ein warmes Gericht am Tag überhaupt möglich war,
entzieht sich unserer Kenntnis.

In einem mit Verve geschriebenen Brief wandte sich F. F. von Bülow

(Müssen) am 26. April 1847 an den Gouverneur Rantzau, indem er eine
baldige Beratung der Ritter- und Landschaft zu der schlechten Lage der
kleinen Leute ankündigte:

16 Schreiben der Ritter- und Landschaft an den Regierungsrat Susemihl, LASH, Abt.
210, Nr. 2071.

17 Ebd.
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„Es ist periculum in mora!

Bei einem solchen Zustande dürfte aber der baldmöglichste Ankauf ei-

ner genügenden Lastenzahl Rocken ä tout prix und auf Lieferung um da-
mit allen Bedürftigen zu mäßigen Preisen und nöthigenfalls den Bäckern
gegen den vollen Ersatz zum Besten der Reicheren, unter die Arme greifen
zu können, das einzige radikale Hülfsmittel seyn. Soweit es die Ritter und
Landschaft betrifft, muß sie dazu Anstalt machen. Zum Knausern ist jetzt

wahrlich nicht die Zeit und halbe Maaßregeln können die Verwirrung nur
vergrößern".18 Rantzau meldete am 27. April 1848 der Rentekammer, „die

Kopfzahl der s.g. kleinen Leute im domanio schlage ich nun der Summe
auf 8000 an, verteilt in 1600 Familien". 19 Bei einer Bevölkerungszahl auf

dem Lande von 39.560 Personen entsprach der Prozentsatz der armen Be-
völkerung rund 20 %.20 Auch Seestern-Pauly meldete zur gleichen Zeit für
das Amt Schwarzenbek 400 minderbemittelte Familien. Während im Amt

Steinhorst nur Geld benötigt wurde, waren in Schwarzenbek für Mai 1847

300 Sack Roggen zur Versorgung der Bevölkerung nötig.
Auch der Amtsvogt Joachim Bernhard Susemihl (1788 - 20. Mai 1860)

meldete aus der Amtsvogtei Ratzeburg einen ganz ähnlichen Bericht. „So
muß auch ich bezeugen, daß der Nothstand der geringen Leute in den
Amtsdörfern und auf den Höfen groß ist, und es ist fast ein Räthsel, wie
diejenige Klasse, nun wir den Preis von 60 Pf. Mehl auf 2 Rthlr. 2 sh haben
setzen müssen, das Leben fristen kann". Susemihl machte aber noch diffe-

renziertere Aussagen zu seinem Amtsbezirk. Die Bauern hatten dort genug
Vorräte und taten viel für die Armen. Die Miete wurde fast durchwegs er-
lassen und der Pächter auf Neuvorwerk bei Ratzeburg hatte „sämtliche
Ausschußkühe dieses Jahr seinen Leuten zum Schlachten hingegeben".
Doch die Gutsbesitzer taten nur selten etwas, sie hatten nur auf obrigkeitli-

che Vorgabe das Schutzgeld erlassen. „Um die geringeren Leute in den
Gutsdörfern und um die Taglöhner, welche von den Gutspächtern depen-
diren, bekümmern die Gutsbesitzer wenig und auch Beispiele solcher Här-
te, wie auf Wehden und einigen anderen Gütern vorfallen, zu den Aus-

nahmen gehören". Susemihl hatte kaum Vorschläge zur Verbesserung der
Lage zu machen. Ihm fielen nur eine Barunterstützung, die die Ortsvorste-

her zu organisieren hätten und ein Arbeitsbeschaffungsprogramm im We-
gebau ein.

Auch der Amtsvogt Linstow aus Lauenburg berichtete zum gleichen

Zeitpunkt von einer ganz ähnlichen Situation im dortigen Amtsbereich.

Zwar hatten etliche Tagelöhner Arbeit beim Eisenbahnbau erhalten, aber
„es bleiben auch Alte und Schwache zurück, dergleichen auch aus der

Klasse der Handwerker, die von ihrem täglichen kärglichen Erwerb leben

18 Ebd.
19 Ebd.
20 Linsen, Statistisches Hand- und Adreßbuch für das Herzogthum Lauenburg, S. 1.
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sollen, denen die Theuerung des Brodtes viel drückender fallen muss als

den Taglöhnern auf dem Lande". Da im Amt Lauenburg kein Roggen vor-
handen sei, wurde wie im Amt Steinhorst mit Unruhen gerechnet. Als ver-
armte Häuslinge benannte Linstow in seinem Amt 235 Familien, also rund
1160 Personen.

Anfang Mai 1847 verdeutlichte Linstow die Lage im Amt Lauenburg
nochmals. Er berichtete von einem akuten Mangel an Mehl, weswegen es
in der benachbarten Stadt Boitzenburg am 2. Mai zum Aufruhr gekommen

war. Um Lauenburg herum hatten sich rd. 1500 Eisenbahnarbeiter ange-
siedelt, die Möglichkeiten der Nahrungsversorgung forderten. In einem
Nachtrag vom 4. Mai gab er konkrete Zahlen an:

1 Spindtbrodt von 10 Pf. Roggen kostete z. Zt. 26 sh 2 Pf entspre-
chend preuß. Talern 42 sh;

die Palmmühle verlangte für 10 Pf. Mehl 28 sh (41 sh preuß. Taler);
die Artlenburger Mühle verlangte 21 sh 5 Pf;
Lüneburg und die Hittberger Mühle 22 sh;

1 Last Roggen (20 Sack) kosteten im Jahr 1820 5 Taler Mahlgeld, im
Mai 1847 63 Taler 1 sh 2 Pf;

der Mehlpreis betrug in Hamburg pro LastlO Mark, hier jedoch 63
Mark.

Die erheblichen Preisunterschiede hatten ganz gewiß mit der über-
kommenen Struktur der Gewerbereiche zu tun, wie schon Hanisch an-

merkte: „... zum Abschluß der allgemeinen Überlegungen ein Seitenblick

auf die gesellschaftliche und ökonomische Verfassung im Deutschen
Bund. Hier gilt noch mehr der Satz von der Gleichzeitigkeit des Ungleich-
zeitigen. Da war das fortschrittliche Preußen mit Gewerbefreiheit und

Bauernbefreiung, ein Staat der inneren Reform mit ökonomisch weitge-
hend freigesetzter Gesellschaft. Und auf der anderen Seite Staaten, die kei-

ne Gewerbefreiheit kannten, dafür vielfältige, noch aus dem Mittelalter

herrührende Bann- und Zwangsrechte, Handwerkerzünfte, die den Markt

in eigenem Interesse reglementierten, bisweilen auch strangulierten, kurz:
eine gesellschaftliche und ökonomische Verfassung, die im Zeitalter der
beginnenden industriellen Revolution einen Anachronismus erster Güte

darstellte. Ein solches Land war wieder unser Herzogtum Lauenburg.
Aber drückende Mißstände, die das Land in Aufruhr gestürzt hätten, gab
es trotzdem nicht. Das Land besaß keine großen Städte. Insgesamt lebten
um 1850 nur ungefähr 10.000 Einwohner in den drei Städten des Landes.

Die Industrialisierung mit all ihren Folgen ergriff das Herzogtum nur spät
und zögerlich".21 Hinzu kommt noch die fehlende Normierung der Mün-
zen, Maße und Gewichte, so dass ein Vergleich kaum möglich ist, da selbst
im Herzogtum mit unterschiedlichen Einheiten gerechnet wurde.

21 Hanisch, Das Revolutionsjahr 1848, S. 86.
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Zurück in das Amt Lauenburg: Das königliche Amt und der Magistrat
der Stadt Lauenburg wussten aber keinerlei Ausweg als dem Bäckeramt zu
drohen, an den bestehenden Regeln (d. h. genügend Brot für die Bevölke-

rung anzubieten) festzuhalten, andernfalls hätte es rechtliche Schritte ge-
gen sich zu gewärtigen. Dass aber die außergewöhnliche Situation auch
noch andere Maßnahmen erforderte, zeigt die Mitteilung im Amtsproto-
koll: Es sei zu überlegen, ob die Brottaxe nicht alle 14 Tage anstatt einmal

im Monat festgelegt werden sollte.
In Lauenburg war zwischenzeitlich ein Komitee zur 'Unterstützung der

Notleidenden gegründet worden, das bereits Anfang Mai 1847 150
Reichstaler zusammengebracht hatte. In der Achtmannschaft wurde über
Korneinfuhr aus Hamburg diskutiert, jedoch wurde das abgelehnt, da die
Hamburger Kaufleute zwar einen großen Vorrat an Mehl gelagert hatten,
davon aber nur zu überteuerten Preisen abgeben würden.

Auch im Amt Schwarzenbek machte sich zunehmend Unmut breit.

Zwar war der Tagelohn von 10 bis 12 sh auf derzeitig 14 bis 18 sh erhöht
worden, "dennoch ist es unmöglich mehr wie das trockne Brod hiermit zu

erzwingen, es muß daher dieser Lohn noch mehr gesteigert werden". Ar-
beit war in diesem Amt ausreichend vorhanden (Eisenbahnbau) und die

Wohnungsmiete wurde zumeist heruntergesetzt oder ganz erlassen. Die

verzögerte Erlassung des Schutzgeldes drückte die Bevölkerung und das
Amt Schwarzenbek sollte sich um eine Einfuhr von Korn bemühen, denn

ein schnelles Handeln sei nötig.
Am 6. Mai 1847 wurden die 23 Bauernvögte und die Pächter der herr-

schaftlichen Mühlen des Amtes Schwarzenbek nach dort bestellt, um In-

formationen über die gegenwärtige Lage zu erteilen. Auch sollten sie ein
Verzeichnis der Notleidenden anfertigen. Ein Sack Roggen kostete im

Amtsbezirk 12 Rthlr. Die Vögte lehnten es ab, wie andernorts einen Verein
zur Hilfe zu gründen. Den sähen sie als Zwang an. Die Großbauern halfen
nach wie vor und überall würden auch Kartoffeln gepflanzt. Mit Ausnah-
me der Dörfer Escheburg, Börnsen und Besenhorst hatten die kleinen Leu-
te Gelegenheit, Arbeit zu erhalten (Eisenbahnbau). Die männlichen Tage-
löhner erhielten dort 14 sh, die weiblichen 8 sh. Wenn sie auch beköstigt
wurden, erhielten sie 8 bzw. 4 sh. Die Kinder erhielten in den einzelnen

Dörfern genug zu essen. Demnach schien die Lage im Amt Schwarzenbek
zwar nicht gut, aber auch nicht bedrohlich zu sein.

Ganz anders sah es im Amt Steinhorst aus. Dort waren die Häuslinge

„in sehr bedrängter Lage". Ein Anstieg des Tagelohns war ausgeschlossen.
Bislang wurde durch Abgabe von Saatkartoffeln und durch Privatvereine

die größte Not gelindert. „Sollten indeß die Kompreise sich bis zur Ernte
auf dem jetzigen Stande halten oder gar sich steigern, so ist zu fürchten,
daß die bisherige Unterstützung nicht ausreichen werde und daß sich als
eine Nothwendigkeit herausstellen werde der genannten Classe der Häus-
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linge gehörigen Bevölkerung durch Ertheilung von Brodtscheinen zur
Hülfe zu kommen. ... Hier wenigstens sind die Müller so wohlhabend und

so gut gesinnt, daß sie sofort die von dem Amte ausgestellten Brodtscheine
honorieren werden wenn deren Einlösung aus der Nebenanlagecaße von
dem Amte mit Bestimmtheit zugesichert werden kann".22 Damit stellte
sich die soziale Lage der kleinen Leute in diesem Amt nach wie vor als
sehr schlecht dar. Mit öffentlichen Aufträgen war nicht zu hoffen und nicht

zu rechnen, denn die einzige sich anbietende Möglichkeit der Chaussie-
rung der Strecke von Lübeck nach Hamburg hatte keine Aussicht auf Er-

folg. Außerdem wollte Lübeck eine Eisenbahnverbindung nach Hamburg
erhalten, was jedoch bis 1847 scheiterte, als die Genehmigung über eine in-
direkte Verbindung über Büchen an die Berlin-Hamburger Eisenbahn er-
teilt wurde.23 Das half jedoch den Häuslingen im Amt Steinhorst nicht.

Im Amt Lauenburg wurde Anfang 1847 eine Umfrage durchgeführt
und alle waren sich darin einig, dass zwar eine Teuerung zu erwarten sei,

aber nicht zu einem Notstand führen werde. Anfang Mai ging aber das
Korn aus und es mussten in den Gemeinden größere Mengen Roggen an-
gekauft werden. Auch dieses Amt sprach sich gegen einen privaten Hilfs-
verein aus, das „in den hiesigen Amtsgemeinden wenige Bemittelte wären,
die bedeutend beisteuern würden". Nur die Oberbrücker Gemeinde

sprach sich dafür aus und sammelte am 11. Mai das erste Mal. Die seitens
der Regierung befürchtete Unruhe unter den Eisenbahnarbeitern blieb

noch aus. Zu diesem Zeitpunkt kostete 1 Sack Roggen 12 Rthlr. und 24 sh
sowie ein Spint (10 Pf. Mehl) mindestens 27 sh nach der neuen Mehltaxe.

Für ein 13pfünder Grobbrot mussten nach der neuen Brottaxe 28 sh ge-
zahlt werden.

Als letztes erstattete das Amt Ratzeburg Bericht. Insgesamt schienen die
Bauern dieses Gebietes gut bevorratet zu sein und die Kartoffeln ließen
hoffen. Doch auch hier hatten es die kleinen Leute sehr schwer. Nach Aus-

sagen von Kennern hieß es: „Wir begreifen es nicht, es bleibt uns ein Rätsel,
wie diese Menschen durchkommen. Die geringen Leute, die Tagelöhner

bleiben die Miethe schuldig, gerathen sonst mehr oder weniger in Schuld,
leben auf Hoffnung; setzen von ihrer geringen Habe zu. Am Ende wird der
Bauer die Miethe senken müssen, so lange aber die Möglichkeit bleibt die
zu erhalten, thut er das nicht. Die geringen Leute in den Dörfern leiden

große Noth und nur wenn es aufs äußerste kommt, wird Dorfswegen et-
was zusammengebracht, oder eine Reihenweise Versorgung mit warmen
Eßen oder Brod eingerichtet".24 Klage wurde auch darüber geführt, dass
zu wenig Arbeit von den Bauern ausgegeben wurde, so dass die Tagelöh-

22 LASH, Abt. 210, Nr. 2071.
23 Seebacher, Die Eisenbahnpolitik Lübecks, S. 6-9.
24 LASH, Abt. 210, Nr. 2071.
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Tab. 4 Hilfsbedürftige und Unterstützung.

"n
Ort/Amt Personenzahl Familienzahl Brotkarten Bargeld

Lauenburg 289 104

Mölln25 456 118

Ratzeburg

Amt Ratzeburg 4138 900 2831

Lauenburg 3022 603 1930

| Schwarzenbek 2480 496 1802

1 Steinhorst 1761 499 1837

Den größten absoluten Anteil an Hilfsbedürftigen hatte das Amt Ratze-

burg. Prozentual ausgedrückt galten im Amt Lauenburg mehr als 50 %, im
Amt Ratzeburg nahezu 50 % der Einwohner als Hilfsbedürftige. In den
Ämtern lebten nach der Volkszählung von 1845 26.238 Personen, von de-
nen Ende Mai 1847 insgesamt 11.401 als Bedürftige bezeichnet wurden.

Laut Bekanntmachung vom 23. Januar 1847 begann am 25. Januar die

Tätigkeit der Möllner Suppenanstalt in den vier Quartieren der Stadt. Zu-
ständig waren der Bäcker Lübcke, der Kaufmann August Dahm, der
Kaufmann Christian Dahm und der Maurermeister Bartels. 26 Die Suppen-
anstalt wurde von einem Verein betrieben. Sie wurde bei dem Bürger Hack

eingerichtet, zwei besoldete Köchinnen und eine Gehilfin wurden ange-
stellt. Täglich wurden 100 Portionen Suppe ausgegeben, von denen 40 gra-
tis und 60 für 1 sh zu erhalten waren. Am 8. Februar 1847 bewilligte der

Magistrat dem Verein ein angemessenes Quantum an Brennholz und 100
Rthlr.

Der Möllner Bäckerälteste Thran schrieb im April 1847 an den Etatsrat

Dr. von Wickede, dass die elf Möllner Bäcker noch 72 Sack Roggen vorrätig

hatten, aber bis zur Ernte 368 Sack gebraucht würden. Auch in Ratzeburg
reichte das Mehl nur noch für 14 Tage. Bis Ende April war der Preis für ei-

nen Sack Roggen um gut 20 % gestiegen. Am 1. Mai 1847 schrieb die Re-

ner 6 bis 10 Meilen gehen mussten, um beim Eisenbahnbau Beschäftigung
zu finden.

Diese Berichte hatten offenbar bei der Rentekammer Eindruck hinter-

lassen. Immerhin stellte sie zur Linderung der Not Bargeld bis zu einer
Höhe von 8.400 Rthlr. Courant zur Verfügung. Desweiteren wurden Wege-

arbeiten bewilligt, ohnehin waren im Haushaltsansatz dafür 1.000 Rthlr.
vorgesehen, zu denen jetzt noch einmal 2.750 Rthlr. hinzukamen.

25 In Mölln wurde die Kontributionspflicht der Hilfsbedürftigen ausgesetzt. Dadurch
hatte die Stadt auf Einnahmen in Höhe von 458 Rthl. 12 sh. zu verzichten.

26 StAM, Nr. 3543.



Sozioökonomische Lage und politische Revolte 1845 bis 1852 185

gierung an die Amtsvögte und Magistrate des Herzogtums, es solle ver-
sucht werden, den ärmeren Leuten Arbeit zu verschaffen. „Demnächst

scheint es anräthlich zu seyn, an die geringeren Claßen, wie solche bereits
mehrfach geschieht, Brod zu ermäßigten und im Verhältniß zu dem Tage-
lohn stehenden Preisen zu vertheilen".27 Die Genehmigung dazu wurde
erteilt, nachdem durch eine königliche Resolution vom 29. April 1847 für

Dänemark, Schleswig, Holstein und Lauenburg angekündigt wurde, dass
die „Consumtions- und Vermahlungsabgabe" für Brot, Mehl und Grütze
zur Linderung der Not in den Städten rücküberwiesen werden sollte. Auch
ein Achtel der Kopfsteuer sollte zurückgezahlt werden.

Auch in der Stadt Ratzeburg gab es offenbar zahlreiche Bedürftige, die

eine finanzielle Unterstützung erhalten sollten, damit sie sich Brot kaufen
konnten. Konkrete Zahlen sind nicht bekannt. Durch öffentliche Bekannt-

machung wurde angekündigt, dass vom 22. Mai an jeden Sonnabend von 6
bis 8 Uhr abends ein Komitee den Bedürftigen Anweisungen erteilen soll,
wie sie das Brot zu ermäßigten Preisen erhalten könnten. In den Lauen-

burger Vorstädten hatte sich inzwischen doch ein Privatverein gebildet,
der Geld sammelte. Das reichte, wie schon früher befürchtet, nicht aus, so

dass die Amtsbürgermeister einen weiteren Zuschuss beantragen mussten.
Die Möllner Berichte vom Mai 1847 beklagen fehlendes Korn einerseits

und eine sehr schlechte Lage der Handwerker andererseits. Deshalb bean-
tragte der Magistrat, ihnen die Contribution zu erlassen. Zwei Tage später
wurde der Kompreis um ein Viertel gesenkt und eine positive Maßnahme
war die Beschäftigung der Tagelöhner im Wegebau. Die Suppenanstalt
wurde mit 200 Rthlr. aus der Stadtkasse unterstützt, aber die Anzahl derje-

nigen, die kostenlos versorgt wurden war auf das Doppelte gestiegen, nur
noch 40 erhielten die Suppe gegen eine geringe Gebühr. 28

Im Gutsbezirk Steinhorst wurde wiederholt darüber Klage geführt,
dass die Gutsbesitzer in der Not nicht helfen würden. Am 22. Mai 1847

schrieb F. F. von Bülow (Müssen) an Rantzau, dass er die Unterstützung
der Rentekammer sehr begrüße, doch gleichzeitig mahnte er, dass mit der

"königlichen Gnadenbezeigung" bis zur Ernte behutsam umgegangen
werden solle. Andernfalls könnte durch „Unverstand so mancher Proleta-

rier Prätensionen und Unordnungen" bewirken. „Der Zustand der kleinen
Leute in den ritterschaftlichen Gütern, welche ohnehin fast immer Arbeit

fanden, ist deshalb auch bislang besser gewesen wie derjenige ihrer Stan-

desgemässen im Domanium".29 Ob das für alle Gutsbezirke so galt, lässt
sich aufgrund fehlender Quellen nicht belegen, für Steinhorst galt es jeden-

falls nicht. Aber umsonst wird der Amtsvogt in Steinhorst die Bemerkung
über das Verhalten der dortigen Gutsbesitzer nicht gemacht haben. Im-

27 LASH, Abt. 210, Nr. 2071.
28 Berichte des Möllner Magistrats vom 16. bzw. 18. 5.1847, LASH, ebd.
29 LASH, ebd.
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merhin beschloss die Landesversammlung eventuell kurzfristig eine An-

leihe von 60.000 Talern aufzunehmen, um Brotgetreide zu kaufen.
Aus dem Amt Schwarzenbek erfahren wir, dass der Bedarf an Brotkorn

für eine Familie für vier Wochen ein Dreiviertel Sack Roggen war. Dort
wurde immer mit fünf Personen pro Familie gerechnet. Da nicht klar ist,

wie viel Kilogramm ein Sack hatte, ist es schwierig, eine klare Zuordnung
zu geben. Erschwert wird das Ganze noch dadurch, dass selbst im Lauen-
burgischen mit unterschiedlichen Maßen und Gewichten gerechnet wurde.
So bringt das Gerichtsprotokoll aus Kl. Berkenthin auch keine weitere

Klarheit. Demnach kostete dort ein Scheffel Roggenmehl 8 Taler 8 sh und
ein 8pfündiges Brot 13 sh. „Die Leute jammern, daß sie dies nicht aufbrin-

gen können." Auch hier wurde Klage geführt, dass von der Gutsherrschaft
nichts geschehen sei und die Leute betteln gehen müssten.

Am 27. Mai 1847 wurde in Mölln Korn zu günstigen Preisen an die
Hilfsbedürftigen angegeben. Die erste dieser Listen umfasst 296 Namen, an
die insgesamt 37 Säcke Korn abgegeben wurde, wofür sie selbst 885 Rthlr.
aufbrachten, die 37 Sack Roggen kosteten jedoch 1100 Rthlr. Diesen Unter-
schuss musste die Stadt zunächst übernehmen. Nach dem Bericht des Ko-

mitees zur Komverteilung kamen am 27./28. Mai tatsächlich 315 Personen,

an die schließlich 41 Sack Roggen verteilt wurde. Der damit beauftragte
Achtmann Plette wollte so viel nicht auf einmal liefern und es kam zu Kla-

gen über unterschiedliche Verteilungen, deshalb wollte Plette nicht wieder
damit beauftragt werden. Für die nächsten Verteilungen lieferte der Korn-
händler Rohde das Getreide. Am 18. Juni erhielten 262 Personen, am 7. Juli

241, am 23. Juli 308, am 4. August 323 und am 1. September 1847 395 Per-
sonen verbilligtes Getreide. Schließlich konnte der Magistrat melden, dass
mit Ablauf des Septembers die Notlage zu Ende gegangen sei.30

Auch etliche Amtsbedienstete stellten Anträge auf Teuerungszulagen.
So erhielten die 2. Beamten in den Ämtern Ratzeburg, Schwarzenbek und

Steinhorst zwischen 55 und 35 Talern Zulagen. Überhaupt waren die Un-
terstützungen für die Bediensteten im Amt Schwarzenbek am höchsten.
Das Geld wurde in Kopenhagen bewilligt, die Ämter und Städte sollten
mitteilen, wie sie das Geld verteilen wollten. Das Beispiel der Stadt Lauen-

burg zeigt das Verfahren, gibt aber auch einen Hinweis auf das Verständ-
nis und die Einsicht der Verwaltung hinsichtlich der Lage der kleinen Leu-

te. Zunächst einmal wurde ein Komitee gebildet aus Männern „wegen ih-
rer Stellung und Persönlichkeit besonders qualifizierenden Personen". Die-
ses Komitee schlug vor, 153 Rthlr. 11 sh zur Bezahlung der städtischen Ab-
gaben für Handwerker und andere Gewerbetreibende, 71 Rthlr 40 sh zur
baren Geldunterstützung und ca. 20 Rthlr. für Sonstiges zu verwenden. Als
Begründung schrieb der Bürgermeister: „Die städtische Contribution lastet

30 Alle Angaben nach StAM, Nr. 3543.
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in dieser Zeit der allgemeinen Noth so schwer auf den geringen Handwer-

ker und Gewerbetreibenden, und diejenigen Einnahmen der Cämmerey
gestatten so wenig eine Ermäßigung oder Erlassung der Beiträge ..daß es
für dieselben eine große Erleichterung sein wird, wenn sie in dem laufende
Jahre theilweise oder ganz der Contributiuonszahlung überhoben wer-
den". Die aus privaten Spenden verteilten Brotkarten reichten zur Ernäh-
rung der Armen jedoch nicht aus, deshalb sollten sie auch Bargeld erhal-
ten. Die Regierung durchschaute diesen plumpen Versuch, die städtische
Kasse mit Unterstützungsgeldern für Arme aufzubessern und reagierte
harsch: „Beide Arten der Verwendung stehen indeß mit der angesproche-
nen Absicht des Allerhöchsten Gebers in entschiedenstem Widerspruche.

Wir können daher auch diese Art der Verwendung nicht billigen. Durch

Bezahlung der Contribution an die Stadtkasse für die Contribenten wird
obiger Zweck in keiner Weise erreicht, und würde diese Art der Verwen-
dung hauptsächlich der Stadt Kämmereykasse" zugutekommen und ließe
die Armen leer ausgehen.31 Immerhin gehörte dem Komitee auch der
Stadtkämmerer als sich „qualifizierende Person" an. Warum aber auch der
Pastor und der Kirchenjurat dem Vorschlag zugestimmt hatten, bleibt un-
klar, läßt sich auch kaum mit christlicher Nächstenliebe vereinbaren. Die-

ses Verhalten zeigt erneut, dass die Schwierigkeiten der kleinen Leute den
örtlichen Obrigkeiten relativ gleichgültig waren, denn sie betrafen sie ja
nicht.

In Ratzeburg entstand eine Gesellschaft, „welche eine Speiseanstalt er-
richtet und es sich zur Aufgabe gemacht hat, eine nahrhafte Suppe den
Einwohnern gegen den mäßigen Preis von 1 sh ä Portion verabfolgen zu
lassen, und die Bemühungen der Gesellschaft haben sehr gute Erfolge ge-
habt". Somit brauchten keine weiteren Lebensmittel angekauft werden. Die

Verwendung des Unterstützungsgeldes sollte dergestalt erfolgen, „daß wir
an die bedürftigen Einwohner Brodt-Charten vertheilen lassen, auf welche
sie bei den hiesigen Bäckern und benachbarten Müllern das halbe Maß-
brodt, welche nach der Taxe 18 sh kostet, zu 12 sh empfangen können".

Der Magistrat wies aber auch darauf hin, dass die zur Verfügung gestellte
Geldsumme für die Lebensmittel nicht ausreichen werde. Die Stadt müsse

ohnehin eine Anleihe aufnehmen, um Gehälter und Steuern zahlen zu

können. Das deutet auf klare wirtschaftliche Probleme hin, da nicht genü-

gend Einnahmen vorhanden waren. So schloss der Magistrat mit einem
Antrag an die Regierung, „dass die geringere Classe unserer Einwohner
am meisten jetzt durch den Mangel an Arbeit gedrückt wird und in dieser
Beziehung der Stadt schon dadurch eine große Hülfe gewährt würde,
wenn die ohnlängst projecirte Auffüllung der Gräben und Abtragung der

31 Schreiben der Regierung an den Magistrat der Stadt Lauenburg vom 9. 6. 1847,
LASH, Abt. 210, Nr. 2071.
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Wälle vor dem Langenbrücker Thor jetzt vorgenommen werden könnte".32
Auch die Stadt Ratzeburg bat um die Finanzierung öffentlicher Aufträge
aus der Staatskasse.

Bis zum Ende des Jahres 1847 änderte sich an den Verhältnissen nichts

und so kann summierend festgehalten werden:
1. Seit Ausbruch der Kartoffelfäule 1845 entfiel das bisherige Hauptnah-

rungsmittel insbesondere für die kleinen Leute. Die schlechten Ernteer-
gebnisse hielten auch die beiden folgenden Jahre an.

2. Als Ersatz wurde nun auf Brot ausgewichen, was zur Folge hatte, dass
die Korn- und folglich auch die Brotpreise stiegen. Das führte zu einer
allgemeinen Teuerung, die mit den bis dahin gezahlten Löhnen in die
Armut führte.

3. Es ist eine allgemeine Anhebung des Tagelohnes um 2 sh zu verzeich-
nen.

4. Ein großes Problem waren die fehlenden Arbeitsmöglichkeiten, v.a. in
den Amtsbezirken, aber auch in den Städten. Das wiederum führte zu
Steuerausfällen.

5. Eine Hilfe wurde durch Unterstützungsgelder in Kopenhagen bean-
tragt und auch bewilligt.

6. Daneben wurden private Sammlungen durchgeführt, Suppenküchen
eingerichtet und Lebensmittelkarten verteilt.
Doch an der grundlegenden Situation änderte sich nichts. Inwiefern

diese misslichen bis katastrophalen Verhältnisse auch in politisches Han-

deln umschlugen, soll im nächsten Teil untersucht werden.

4. Aktive revolutionäre Beteiligung oder nur Reaktion?

Seit bekannt wurde, dass der dänische König Christian VIII. das Erbfolge-
recht im dänischen Gesamtstaat zu verändern gedachte, gärte es in den
deutschen Herzogtümern. Holsteiner und Schleswiger sahen ihren deut-

schen Status gemäß des Vertrages von Ripen von 1460 (up ewig ungedeelt)
gefährdet. So richteten die Ständeversammlungen in Itzehoe und Roeskil-
de und die Lauenburgische Ritter- und Landschaft Adressen an den däni-
schen König. Im Vorwort wird die Position bereits klar definiert: „Die Her-

zogthümer Schleswig, Holstein und Lauenburg auf der einen, das König-
reich Dänemark auf der anderen Seite, sind selbständige souveräne Staa-
ten, welche zueinander in dem Verhältniß einer reinen Personalunion ste-

hen."33 So sollte auf die seit Jahrhunderten verbrieften Rechte hingewiesen
und deren Erhaltung eingefordert werden. Deshalb beschloss die Ritter-

32 LASH, ebd.
33 Die Adressen der Ständeversammlungen in Itzehoe und Roeskilde und der Lauen-

burgischen Ritter und Landschaft, Kiel 1845.
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und Landschaft am 28. Dezember 1844 folgende Erklärung: „Wir wün-
schen keine Trennung von unserer jetzigen Landesherrschaft und von der
Krone Dänemark, wenn es auf dem Wege des Rechts möglich, uns davor
zu bewahren! [...] eine geraume Zeit ist verflossen und es ist nichts ge-
schehen, was auf unsere Mißbilligung einen Schluß erlauben sollte. Es
giebt dieselbe auch den allerunterthänigst unterzeichneten Ständen des
Herzogthums Lauenburg Grund zu betrübenden Besorgnissen für die ver-
fassungsmäßigen Rechte des Landes, welche mit einer vollkommenden
Staatseinheit und einer durchgreifenden Assimilierung der einzelnen
Staatstheile ohne Zweifel in Conflict gerathen würden. [...] Wir haben uns
bislang unter dem Scepter des dänischen erlauchten Königshauses glück-
lich gefühlt."34 Die Lauenburger waren damit durchaus zufrieden, wenn
man sie in Ruhe gewähren ließ. Das taten die Hannoveraner mit dem Lan-
desrezess von 1702, den die Dänen 1816 auch weiterführen. Nur wenn die

Sonderrechte angetastet werden könnten, gingen sie auf die Barrikaden.
Die Lauenburger fühlten sich glücklich, solange der Landesherr nicht im
Lande war. Doch von eitler biedermeierlicher Freude war das Leben nicht

geprägt, wie die „Impressionen aus der Biedermeierzeit" (H.-G. Kaack)
vermuten lassen sollen. Das Leben der meisten Einwohner des Herzog-

tums war von tiefer Armut und z. T. katastrophalen Wohnverhältnissen
geprägt.

Doch nicht alle waren mit der dänischen Herrschaft so zufrieden, wie

die folgende Episode zeigt.
Der gebürtige Ratzeburger Jakob von Falke hat sich in seinen Lebenser-

innerungen über diese Wochenzeitung mokiert, doch der Sohn des Heraus-
gebers, der nach dem Tod des Vaters das Blatt als Herausgeber und Redak-
teur weiterführte, ließ als erstes 1848 das dänische Wappen aus dem Kopf

der Zeitung verschwinden.35 Bereits in der Ausgabe vom 25. März war das
Wappen nicht mehr auf der Titelseite. Er berichtete voller Feuer und
Flamme über die Versammlung, auf der "ein bekannter Freund des Vater-
landes" eine Petition an die Ritter- und Landschaft verlas. Drei Punkte

wurden dabei besonders hervorgehoben: 1. Verwendung des größten Teils
der Überschüsse aus den Einkünften des Herzogtums zum eigenen Nut-

zen. 2. Allgemeine Bürgerbewaffnung. 3. Veränderte und verbesserte Ver-
tretung dieses Herzogtums im Landtag (Ritter- und Landschaft), v. a. Ver-
mehrung der Abgeordnetenzahl aus den Städten.

Bislang wurde immer behauptet, die Versammlung am 27. März 1848 in

Ratzeburg sei die einzige Aktivität im Lauenburgischen geweseen.36 Doch
wären alle Quellen herangezogen worden, hätte auffallen müssen, dass

34 Adressen, wie Anm. 33, S. 39f.
35 Lopau, Die Zeitungen im Norden des Kreises Herzogtum Lauenburg, S. 11.
36 Püst, Der Widerhall der deutschen Revolution,S. 22, u. Opitz (Hg.), Das Revoluti-

onsjahr 1848, S. 60.
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schon eine Woche früher, am 19. März 1848 zwei Versammlungen in Rat-

zeburg stattgefunden hatten. Auch in Mölln hatten Versammlungen statt-
gefunden. Über die wohl bedeutendere Bürgerversammlung im Ratzebur-
ger Rathaussaal berichtet der Lauenburgische Anzeiger.37 Das Wochenblatt
konnte nur deshalb so freimütig berichten, da bereits am 24. Januar 1848

die schleswig-holstein-lauenburgische Kanzlei in Kopenhagen angewiesen
wurde, aufgrund der Inthronisierung des neuen dänische Königs mitzutei-
len: „Mit Beziehung auf den Inhalt der von Uns in Anleitung Unserer al-
lerhöchsten Thronbesteigung vollzogenen Königlichen Urkunde vom
20sten s. M. haben Wir Uns Allerhöchst bewogen gefunden, sämmtliche in
Unserem Königreiche und in Unseren Herzogthümern in Betreff von poli-
tischen und Preß-Vergehen zur Zeit anhängigen Processe und Untersu-
chungen hiermit niederzuschlagen."38 Das bedeutete nichts anderes als die
Aufhebung der Zensurbestimmungen, die auf der Grundlage der Karlsba-
der Beschlüsse von 1819 erlassen wurden, worin auch eine Berichterstat-

tung über politische Angelegenheiten unter Strafe gestellt worden war.
Die in der Petition vom 19. März 1848 erhobenen Forderungen, die aus

dem Lauenburgischen kamen, waren eindeutig politischer Art. Darüber
beriet das Landratskollegium am 26. März, worauf dann am 27. März die
mehrfach zitierte Volksversammlung stattfand. Am 19. März fand „in ei-
nem anderen Locale" eine weitere Versammlung statt, an der auch viele

Bürger teilnahmen. „Da jene 13 Punkte aber größtentheils nur die Stadt
Ratzeburg angehen, sind diese Anträge jedenfalls verfrüht."39 Leider erfah-
ren wir nicht, wer der Redner im Rathaussaal war, noch werden die ande-

ren Forderungen genannt. Aber dennoch ist bemerkenswert, dass in Rat-
zeburg zu diesem frühen Zeitpunkt Versammlungen stattfanden, die so
eindeutige politische Forderungen verabschiedeten. Insofern muss die Er-
eignisabfolge, wie Püst sie darstellt,40 anders aussehen: Ende Febru-
ar/Anfang März Volksversammlungen in den süddeutschen Staaten als
Folge der Februarrevolution in Paris - 13. bis 15. März Revolution in Wien
- 18./19. März Revolution in Preußen (Berlin) - 19. März Volksversamm-

lungen in Ratzeburg - 21. März Revolution in Kopenhagen und Einverlei-
bung Schleswigs in Dänemark - 23. März Bürgerversammlung in Mölln -
27. März Volksversammlung in Ratzeburg - 31. März Vorparlament in
Frankfurt/Main.

Die für den 23. März in Mölln einberufene Einwohnerversammlung

ging mit ihren Forderungen ebenso weit wie die Ratzeburger. Die Miss-

stände waren seit längerem schon bekannt. „In neuester Zeit aber haben
sich jene Gebrechen so gehäuft, sind sie zum Theile so drückend gewor-

37 Lauenburgischer Anzeiger, Nr. 25, vom 25. 3.1848, S. 100.
38 StAM, Nr. 995.
39 Angaben nach StAM, Nr. 3543.
40 Püst, Der Widerhall der deutschen Revolution, S. 22.
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den, ist Mölln so unendlich hinter den Anforderungen zurück geblieben,
dass jeder patriotisch gesinnte Bürger seine Aufmerksamkeit auf die Be-
antwortung der Frage richten mußte, woher jene Übel stammen und wie
ihr Grund zu beseitigen sein möchte. Urquelle der Gebrechen in unserer
städtischen Verwaltung und Justizpflege".41 Vorgeworfen wurde, dass
Verwaltung und Justiz in der Hand einer Behörde lägen, die sich selbst er-
gänzt und einmal gewählt, auf Lebenszeit im Amt bleibt. Gemeint ist da-

mit der Magistrat. „Dagegen ist die Bürgerschaft von aller Mitwirkung
gänzlich ausgeschlossen, ist bei einer Verletzung ihrer Rechte und Interes-
sen von Seiten des Magistrats lediglich auf den langwierigen und unsi-
chern Weg der Beschwerdeführung verwiesen. ... Vor allem wünschen wir,

daß die Bürgerschaft durch freigewählte, mit umfänglichen Rechten ausge-
stattete Stadtverordnete dem Magistrat gegenüber vertreten werde".42 Un-
terzeichnet wurde der Entwurf von 145, der abgeschickte Brief von 141
Möllner Bürgern. Sie forderten eine neue Stadtverfassung mit repräsenta-

tiv gewählten Stadtvertretern, doch die Umsetzung dieser Forderungen
blieb noch bis zu den Kommunalwahlen im Jahre 1919 aus. Der am glei-
chen Tage noch zusammengetretene Magistrat beschloss, zur Aufrechter-

haltung der Ruhe, „zu welchem Zwecke es sich empfehlen möchte eine Si-
cherheitswache aus der Bürgerschaft zu bilden, falls sich aus den unteren
Volksschichten Unruhe hervorthun sollte".43 In einer Versammlung am 2.
April wurde ein Ausschuss für die Bewaffnung gewählt. Von den 175 an-
wesenden Bürgern wurde der Apotheker Wagner mit 144 Stimmen, der
Arzt Dr. Rickeimann mit 126, der Rektor Bärens mit 124 und der Bürger
Hack mit 116 Stimmen gewählt. In dem Bericht über die Bürgerbewaff-
nung in Mölln vom 7. April 1848 schreibt der Justizrat Höchstädt im Grun-
de eine vernichtende Kritik über die Zustände in Mölln und vor allem über

den Stadthauptmann von Wickede: „So läßt sich doch nicht verkennen,

daß die Zustände der Stadt Mölln im Allgemeinen keineswegs erfreulicher
Art sind. Die dortige Obrigkeit entbehrt des, zumahl in der gegenwärtigen
Zeit mehr denn je erforderlichen Zutrauens und der Achtung der Bürger-

schaft. Ein großer Theil, unter diesen manche tüchtige und intelligente
Männer, steht in schroffer Opposition gegen den Magistrat. Diese Opposi-
tion ist vorzugsweise durch die Schwäche und Unfähigkeit der Behörde
und namentlich des Stadthauptmanns hervorgerufen. Der gänzliche Man-
gel desselben an Energie und nicht weniger an Humanität, hat ihn seit Jah-

ren die Bürgerschaft entfremdet und dieselbe nunmehr unter Leitung eini-
ger an die Spitze getretener Männer in eine fortdauernde feindliche Stel-

41 Einwohner Möllns an die Regierung am 23. 3. 1848, StAM, Nr. 1804, u. LASH, Abt.
210, Nr. 3318. Der Entwurf weicht in geringer Weise von dem schließlich abge-
schickten Brief in der Wortwahl ab.

42 LASH, ebd.
43 StAM, Nr. 997.
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lung ihm gegenüber getrieben, der er auch die Länge und wenn die politi-
schen Verhältnisse sich mehr trüben sollten, nicht gewachsen seyn wird.
Die baldige Entfernung des Stadthauptmanns von seinem Amte scheint
daher in hohem Grade wünschenswert und als ein Hauptmittel zur gründ-
lichen und nachhaltigen Beruhigung der Gemüther. Als Hauptschwierig-
keit tritt hierbei freylich der Finanzpunkt hervor, da der Stadthauptmann
von Wickede bei seiner zahlreichen Familie und in bedrängten finanziel-

len Verhältnissen keine auch nur geringe Einbußen seiner jetzigen Ein-
nahme entbehren kann".44 Höchstädt meinte, Mölln müsse wohl Opfer

bringen, aber vielleicht ließe sich aus der königlichen Kasse eine Entschä-
digung für von Wickede erhalten. Auf die völlig ineffiziente Verwaltung
hat auch schon Bertheau hingewiesen. „Zunächst richtete sich die Wut des
Volkes gegen einzelne wegen ihrer dänischen Gesinnung verhaßte Beamte

in Ratzeburg, Mölln und Lauenburg. Diesen wurden die Fenster eingewor-
fen, oder sie wurden mißhandelt, ja, in Ratzeburg jagten die Bauern den
Amtmann vom Dienste".45 Ob den Beamten eine dänische Gesinnung un-
terstellt werden kann, bleibt eher zweifelhaft, passt aber in das Bild der

Darstellung.
Auch in der Stadt Lauenburg hat es um den 26./27. März eine Volksver-

sammlung gegeben, über die aber nichts weiter bekannt ist.

4.1. Bewaffnung der Bürger

Als einziger geht Bertheau auf die militärischen Veränderungen ein, meist
jedoch auf Grundlage der Kielmannschen Aufzeichnungen. Am 27. März
schrieb die Regierung an den Ratzeburger Magistrat, dass der bisherige
Kommandant der Lauenburgischen Jäger, Premierleutnant Frost seinen
Posten abgeben und der Magistrat dafür das Kommando erhalten sollte.
Die Gewehre sollten der Ratzeburger Bürgerwehr übergeben werden.
Linstow meldete am nächsten Tag, dass „sämmtliche Militärgebäude und
Effekten mit Ausnahme von 50 Gewehren und Bajonetten von Sergeant
Leo an den Amtsauditor Wittrock übergeben wurden".46 Der Sergeant

wurde mit der Weiterführung seines Dienstes beauftragt.
Auch im Amt Lauenburg wurde eine Sicherheitswehr gebildet, über die

die Regierung am 3. April 1848 einen Bericht erhielt. Darin heißt es, dass
eine Bewaffnung hier nicht nötig gewesen sei. Es wurden zeitweise Stra-

ßenpatrouillen durchgeführt, „obwohl es nicht möglich gewesen sei allen
Exzessen vorzubeugen".47 Dabei hatten die Bürgermeister und der Magis-

44 LASH, Abt. 210, Nr. 2642.
45 Bertheau, Das Herzogtum Lauenburg, S. 54.
46 Schreiben Linstows an die Regierung vom 28. 3.1848, LASH, Abt. 210, Nr. 2642.
47 LASH, ebd.
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trat der Stadt sowie die Amtsbürgermeister auf einer Versammlung am 26.
März beschlossen, dass jede der vier Gemeinden eine Kompagnie für sich
erhalten sollte. Jeder Hauseigentümer sollte eine Wache übernehmen. Bis

zu diesem Zeitpunkt waren also weder Lauenburg noch Ratzeburg mit
Waffen ausgestattet.

Der Apotheker Wagner in Mölln beantragt am 13. April 1848 100 Mus-
keten mit Bajonetten, 100 Patronen, 100 Patronentaschen, 10 Unteroffiziers-

säbel, fünf Offizierssäbel, zwei Trommeln und zwei Trommelschläger aus-
bilden zu lassen, wofür ein bezahlter Feldwebel nötig war. 48 Das klingt al-
les nach einer martialischen Bewaffnung der Bürger, die für solche Tätig-
keiten in keiner Weise ausgebildet waren. Doch die Furcht war groß. Das
wird unterstrichen durch eine Bekanntmachung, die der Bürgermeister
und Rat am 17. April 1848 in Mölln veröffentlichte:

„Bekanntmachung

Es werden hierdurch alle in Arbeit stehenden Gesellen, gegen die jegli-
che Theilnahme an abendlichen Versammlungen auf den Straßen, und da-

raus verursachten Tumulten, und Exzessen ernstlich gewamet, mit der Be-
drohung, daß wenn dieselben den Anordnungen der Sicherheitsbehörde

keine Folge leisten, oder sich ihr vielmehr widersetzen sollten die ange-
zeigten Contravenientren arretiret und aus der Stadt entfernet werden sol-
len!"49

Der Magistrat scheint, kalte Füße bekommen zu haben und die Regie-
rung beschied Mölln genauso wie Ratzeburg, dass eine finanzielle Unter-
stützung nicht möglich sei. „Übrigens bemerken Wir, daß eine Bewaffnung
der Bürgergarde in der von Euch angedachten kostspieligen Weise überall
weder erforderlich ist, noch auch in dem Zweck dieser, auf die, so viel
thunlich, durch unbewaffnetes Einschreiten zu ermittelnde Aufrechterhal-

tung der inneren Ruhe einer Gemeinde abzielende Einrichtung liegt, und
daß hinsichtlich der etwa erforderlichen Bewaffnung zunächst auf die den
Schützengilden in den Städten zu Gebote stehenden Gewehre Rücksicht zu

nehmen seyen wird".50 Das waren doch klare Absagen gegenüber den weit
überzogenen Forderungen der Bürgerwehr, die sich bereits zu verselb-
ständigen sah, ohne dass eine Notwendigkeit dazu überhaupt gegeben
war. Der einzige, der um seine Sicherheit fürchten musste, war der Stadt-
hauptmann, wie bereits von Höchstädt beschrieben. Er bat dann auch um
Schutz von 25 Personen aus der Ratzeburger Garnison.51 Noch am gleichen

Abend wiederholte er seine Forderung. Der Einmarsch von Truppen in
Mölln ist bereits von Bertheau beschrieben worden und braucht hier nicht

wiederholt zu werden. Am nächsten Tag fand eine Abstimmung zu der

48 StAM, Nr. 997.
49 StAM, Nr. 999.

50 Regierung Ratzeburg an den Möllner Magistrat vom 29. 4.1848, StAM, Nr. 997.
51 Wickede an Rantzau am 12. 5.1848, LASH, Abt. 210, Nr. 3368.
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Frage statt, ob das Militär bleiben sollte oder nicht. Das Ergebnis war ein-
deutig: 50 stimmten dafür, 108 gegen das Verbleiben des Militärs. Aus dem
Bericht des Capitains Richers an den Major Schneider des Kommandeurs
des 1. Bat. des 4. Infanterie-Regiments in Ratzeburg vom 21. Mai geht ein-

deutig hervor, dass von Wickede die treibende Kraft war für den Militär-
einsatz in Mölln. Denn von Wickede bat am 13. Mai um Schutz für seinen

Weg zum Rathaus. Das wurde ihm noch gewährt, doch am Abend des

gleichen Tages zog das Militär wieder nach Ratzeburg ab. Der Magistrat
der Stadt Mölln hatte nun eine Zielscheibe für die Unruhestifter gefunden:
Es war der Rektor Bärens. So kamen sie überein zu bekunden, „daß der
Rector Bärens viel besser hätte sich um seine Schule zu bekümmern, als als

Mitglied der Sicherheitsbehörde aufzutreten, wir übrigen können diesem
nur beistimmen, da der Rector Bärens hier eine Stellung eingenommen hat,

welche ihm als Theologen und einem Lehrer nicht zukommt".52 Am 2. Ap-
ril 1848 wurde die Sicherheitsbehörde gebildet und Bärens in den Bürger-
wehrausschuss gewählt.53 Damit war Bärens zum Aufrührer in Mölln

stigmatisiert worden. Endlich hatten die alten Obrigkeiten eine Person ge-
funden, die nun für alle Fälle als Sündenbock herhalten musste. Das war
der Rektor Bärens.

Auf den Antrag zur Ausrüstung der Möllner Bürgerwehr reagierte die

Regierung am 7. Juni 1848 abschließend, dass eine Bürgerwehr mit Militär-

gewehren auszustatten nicht genehmigt werden könne.54 Doch der kon-
servativen Bürgerschaft war die politische Tätigkeit des Rektors ein Dorn
im Auge. So beschwerten sich zahlreiche Bürger bei dem Consistorium,
das für die Schulaufsicht zuständig war. „Der [...1 Rector Bärens läßt es
sich seit längerer Zeit auf alle mögliche Weise angelegen seyn, die hiesigen

Bürger und Einwohner in von ihm oder einem andern veranstalteten öf-
fentlichen Versammlungen aufzuregen, theils dadurch, daß er ihnen Zei-

tungs-Artikel, welche sie über Verfügungen der Regierung oder einer sons-
tigen Behörde, auf eine entwürdigende Weise aussprechen, vorlieset und

durch Hinzufügung von Bemerkungen die bezweckende Reden hält."55
Ein häufig angewandtes Mittel, politisch unliebsame Personen loszu-

werden, ist es, ihnen berufliche Verfehlungen im Amt bzw. Beruf vorzu-

werfen. Der Möllner Magistrat hatte diese Beschwerde mit einem eigenen
Bericht versehen, in dem er bestätigte, dass „der [...] Rector Bärens läßt es

sich seit längerer Zeit auf alle mögliche Weise angelegen seyn, die hiesigen
Bürger und Einwohner in von ihm oder einem ändern veranstalteten öf-

52 Bericht des Magistrats Mölln an die Regierung in Ratzeburg vom 27. 5.1848, LASH,
Abt. 210, Nr. 3368.

53 Lopau, Julius Bärens, S. 128. Dies ist die erste Abhandlung, die auch die aktenmä-
ßige Überlieferung, wenn auch nur die Möllner, auswertet.

54 Regierung an den Magistrat Möllns vom 7. 6. 1848, LASH, Abt. 210, Nr. 2642.
55 StAM, Nr. 1594.
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fentlichen Versammlungen aufzuregen, theils dadurch, daß er ihnen Zei-

tungs-Artikel, welche sie über Verfügungen der Regierung oder einer sons-
tigen Behörde, auf eine entwürdigende Weise aussprechen, vorlieset und
durch Hinzufügung von Bemerkungen die Herabwürdigung der Behörden
und einzelner Persönlichkeiten noch vergrößert, theils dadurch, daß er
dasselbe bezweckende Reden hält".56 Nun war es spannend abzuwarten,
wie die vorgesetzte Behörde in Ratzeburg reagieren würde. Am 21. Juni
1848 teilte sie ihre Entscheidung mit, in der es hieß, „daß, wenn er sich fer-
ner beikommen lassen sollte, durch zur Widersetzlichkeit gegen die beste-

hende Ordnung und namentlich gegen die Obrigkeit aufregende Reden,
Unzufriedenheit und Aufregung hervorzubringen, sowie, wenn er nicht
sofort der Theilnahme an der sogenannten Sicherheitsbehörde entsage,
und als Mitglied derselben ausscheidet, die nöthigen Maaßregln wegen
seiner Entlassung aus seinem Amte als Rector an der Möllnschen Stadt-
schule wahrgenommen werden".57 Noch konnte sich das Consistorium

nicht zu einer klaren Entscheidung äußern, aber die Drohung war deutlich.
Möglicherweise fürchtete das Gremium selbst um seine Position in dieser
althergebrachten Behörde, die bereits seit Jahren einen Zickzackkurs in der
Schulpolitik betrieb.58

Damit war die militante Aufgeregtheit in den Städten erst einmal vor-
bei und auch Bärens blieb im Amt und wurde auch am 10. April 1848 in
die Landesversammlung gewählt.

Wozu überhaupt die überall aufkommende Forderung nach Bewaff-
nung der Bevölkerung? In Berlin wurde sie begründet mit dem Gerücht
des Einmarsches ausländischer Truppen. Doch wer sollte einmarschieren?

In Berlin wären russische Truppen denkbar, doch in Lauenburg? Dänische
oder hannoversche, beides ist kaum vorstellbar. Eine Bürgermiliz hätte sich
bestenfalls - sofern sie mit Waffen und Munition ausgestattet wäre - örtli-
chen Truppen, die den Befehlen bedingungslos zu folgen bereit gewesen

wären, entgegenstellen können. Doch diese Bürgermilizen bargen auch ei-
ne Gefahr in sich. Wie würden sie sich verhalten, wenn die unterbürgerli-
chen Schichten ihren Forderungen massiven Ausdruck verleihen wollten.
Dass diese Gruppierung auch im Lauenburgischen durchaus sehr breit an-
gelegt war, wurde oben bereits dargestellt. Wären diese Milizen bereit, ihre
Gewehre - sofern sie im Besitz solcher waren - gegen ihre Nachbarn und
Mitbewohner ihrer Gemeinden zu richten? Täten sie das, um ihren Besitz-

stand, ihr Hab und Gut zu sichern? Aufgrund der oben dargelegten

schlechten wirtschaftlichen Situation der Häuslinge wäre ein Protest gegen
die Besitzenden durchaus vorstellbar, insbesondere gegen die Forst- und
Jagdrechte. In solchen Fällen könnten dann die bewaffneten Milizen zum

56 Ebd.
57 Ebd.

58 Lopau, Julius Bärens, S. 119-126.
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Einsatz kommen, um die bestehende Ordnung auch im wirtschaftlichen

und sozialen Bereich zu verteidigen.
In diesen Zusammenhang gehört auch die Meldung des Försters Eck

aus Brunstorf an die Regierung in Ratzeburg vom 22. April 1848: „Ange-
sichts der überall im Lande sich zeigenden Unruhen haben die in völliger

Wehrlosigkeit befindlichen Landdistricte es für nothwendig erachtet, zur
Aufrechterhaltung der gesetzlichen Ordnung sich zu vereinigen und sind
aus den sämmtlichen Landdistricten des Herzogthums Lauenburg bis jetzt

80 Freiwillige zusammengetreten, die sich in einer heute zu Breitenfelde

gehaltenen Versammlung zu einem bewaffneten Corps constituirt und zu
ihrem Corpscommandanten mich, den Förster Eck in Brunstorf ... gewählt
haben."59 Da hier sieben von zehn Mitglieder des bewaffneten Corps Förs-
ter waren, ist davon auszugehen, dass sie mit der „Aufrechterhaltung der

gesetzlichen Ordnung" v. a. die Forstordnung meinten, deren Liberalisie-
rung von den Häuslingen gefordert worden war. Zudem verfügten die
Förster über Waffen, die sie offenbar bereit waren auch zu gebrauchen.

Hier ist indirekt eine Drohung an die „kleinen Leute" ausgesprochen wor-
den. Es erstaunt dann auch nicht, dass die Regierung am 26. April das

Corps der Landdistrikte „mit Vergnügen" genehmigte.
Auch in Lauenburg hatte sich eine Bürgerwehr gebildet, die im April

Statuten für ihr Handeln verabschiedete. Ziel und Zweck dieses „Scharf-

schützen Corps" sei es, die Ordnung und Ruhe im Lande mit aufrechtzu-
erhalten. Zum Kommandeur wurde der Zollkommissar Schnobel und zum

Corps Chef von Vett gewählt. Das Statut ging so weit, dass sogar eine Art
Militärgericht bestimmt wurde, falls ein Mitglied gegen die selbst aufer-

legten Bestimmungen verstoßen sollte. Am 23. Mai 1848 wandte sich
Schnobel an die Regierung: „Um diesem Unternehmen die gehörige Wirk-
samkeit und eine dem Ernste der Sache angemessene Festigkeit zu geben,
sind wir über eine bestimmte Uniform und Bewaffnung übereingekom-

men. ... Hohe Landesregierung wolle geneigtest die Bildung dieses freiwil-

ligen Scharfschützen Corps öffentlich publiciren, so wie dem Corps eine
bestimmte Summe aus der Landes-Centralcasse oder den hiesigen Amts-

Registern dergestalt zur Disposition stellen, daß jedem Mitgliede des
Corps die statutenmäßig erforderlichen Waffen aus diesem Fond verab-
folgt würden".60 Zur Zeit der Verabschiedung des Statuten hatte das Corps
29 Mitglieder. Doch Schnobel ging bei seiner Kalkulation der Kosten für
die Uniformen von 80 bis 90 Mitgliedern aus. Er beantragte dafür 16 bis 18

Rthlr. Preuß. Courant. Die Regierung begrüßte zwar die Initiative der

Lauenburger Bürger, konnte aber keine finanzielle Unterstützung in Aus-

59 LASH, Abt. 210, Nr. 2642
60 Ebd.



Sozioökonomische Lage und politische Revolte 1845 bis 1852 197

sicht stellen. Inwieweit dann das Corps tatsächlich tätig geworden ist, ent-
zieht sich unserer Kenntnis.

Ob nun in den Städten oder auf dem Lande, immer wird von bedrohli-

chen Situationen gesprochen, als wenn es auf einmal in den Städten und

Dörfern eine riesige Anzahl von Verbrechern, Dieben und sonstigen Kri-
minellen gegeben hätte. Dabei wird nicht ein einziger konkreter Fall ge-
nannt, bei dem ein Einsatz der Bürgerwehr notwendig gewesen wäre.

4.2. Petitionen der Armen

Am 10. April 1848 wandten sich die Einwohner aus den Dörfern Breiten-
felde, Altmölln, Wolfersdorf, Hornbek, Bälau und Borstorf mit einer Ein-

gabe an den Amtsvogt, der diese Forderungen zustimmend an die Regie-
rung weiterleitete:

„1. Befreiung vom drückenden Schutzzoll.

2. Jährlich die Verabreichung an jeden Miethling von 2 Fuder Buschholz
aus königlichen Forsten nach billiger Frachttaxe, oder auch die Bestim-

mung zu treffen, daß bei Buschholz-Auctionen Bauern und auswärtige
Concurrenten nicht früher zum Gebot zugelassen werden, bis sämmtli-
che anwesende Einwohner befriedigt sind.

3. Die Entbindung vom Handdienste und Verordnung vom Opfer an den
Prediger.

4. Die Veranstaltung zu treffen, daß im Unvermögensfalle die Kirche oder
Commüne es zur Pflicht gemacht werde, das Schulgeld für Unbemittel-
te zu entrichten.

5. Errichtung einer Armen Commission in jedem Dorf mit einem Mitglied
aus der arbeitenden Classe. Gleichzeitig dürfte es Pflicht der Armen
Commission sein, in Krankheits- und Sterbefällen die Kosten für Un-
bemittelte zu übernehmen. Selbstverständlich müssen die Bauern das

erforderliche Armengeld aufbringen.
6. Es bei den Bauern in Güte zu veranlassen, daß dieselben die zum Theil

unerschwingliche Miethe herabzusetzen einwilligen und zu verhin-

dern, daß nicht unter Verstoßung bejahrter Familienväter, junge Leute
ansässig gemacht werden, wodurch die Arbeit zu sehr vertheilt und es

den bereits ansässigen Familienvätern unmöglich gemacht wird, für
sich und die seinigen zu sorgen."61

Ähnliche Beschwerden und Forderungen liegen aus den Gemeinden
Neuvorwerk, Dechow und der Häuslinge des Kirchspiels Sandesneben
vor. Es ergibt sich daraus eine lange Liste der Belastungen für die Armen,
auch geht daraus hervor, dass es erhebliche Ungleichgewichte gab. Warum

61 LASH, Abt. 210, Nr. 1661.
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Miethe 24-30 Thlr.

1 Scheffel selbstbedüngtes Kartoffelland
6

3 Tagewerk Torf fahren
5 1 sh

1 Fuder Holz mit Fuhrgeld
8

alle 3 Wochen 2 Scheffel Rockenmehl 111

die Woche 1 Faß Gerstenmehl 32 8 sh

die Woche 1 Pfd. Butter 22 12 sh

Futter für die Ziege
6

jährlich für Seife
2

1 Scheffel Salz 1 8 sh

die Wohnung zu erhalten
1 8 sh

16 Pfd. Thran zum brennen der Lampe
4

alle 4 Wochen 1 Pfd. Cäße 4 1 sh

1 Scheffel Kocherbsen 4

eine halbe Schlachtkuh 12

für den Mann Kleidung mit Fußzeug
24

für die Frau dito 9

für 4 Kinder dito 36

für 3 Kinder Schulkosten 7

für Streu zu Dünger
6

Summe: 332 Thlr. 6 sh

ein Häusling mehr Schulgeld für seine Kinder zahlen musste als ein Bauer
für seine, ist nicht einsehbar. Der Hintergrund ist relativ klar und einfach:
Haben die Armen keine Bildung, können sie Forderungen nicht formulie-

ren und bleiben abhängig. Der Amtmann Joachim Bernhard Susemihl
(1788-1860) war einer der typischen Vertreter der auf den alten Bestim-

mungen Beharrenden, der schon August 1848 in einer Denkschrift seine
politischen Ansichten klarlegte und damit den Konservativen eine Stimme
verlieh. Danach habe „die neue politische Wissenschaft, insbesondere der
Konstitutionalismus bisher nichts erreicht, und 'die dürren Privilegien',

welche die Verfassungsurkunden aufstellen, werden stets an dem lebenden

Organismus scheitern. Insbesondere die Kirche und die mit ihr verwach-
senen Volksschulen stehen im Wesentlichen außerhalb des Staatsgebietes

und menschlicher Gesetzgebung".62 Das war schon mächtig kühn, Kirche
und Schulwesen außerhalb des Staatsgebietes zu stellen und damit jedem

rechtlichen Eingriff zu entziehen.
Es kristallisieren sich insbesondere drei nachhaltig drückende Belas-

tungen heraus: das Schutz- und Dienstgeld, das Schulgeld und die Kir-
chengebühren mit dem Opfergeld an den Prediger. Aus dem Amt Stein-
horst liegt eine Aufstellung der Ein- und Ausgaben einer Häuslingsfamilie
mit vier Kindern vor. Demnach betrugen die jährlichen Ausgaben:63

62 Bertheau, Das Herzogtum Lauenburg, Bd. 8, 2. Heft, 1906, S. 39.
63 Amtsprotokoll Steinhorst vom 11.10.1848, LASH, Abt. 210, Nr. 1661.
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Einnahmen:

300 Arbeitstage ohne Festtage davon
150 Tage ä Tag 12 sh 112 8 sh

150 Tage ä Tag 10 sh 93 12 sh

Summe: 206 6 sh

Demnach betrugen die Einnahmen nur zwei Drittel der Ausgaben. So
wird verständlich, wenn die Fachleute zitiert wurden, die sich nicht erklä-

ren konnten, wie die Häuslinge davon leben konnten. Allerdings muss zu
der Einnahmeseite noch der Verdienst der Frau hinzugerechnet werden.
Selbst wenn nur die Hälfte des Lohnes des Mannes hinzugerechnet wird,

bleibt immer noch eine Unterdeckung. Es ist davon auszugehen, dass auch
in den anderen Ämtern die Situation nicht viel anders gewesen sein wird.

Zwei Wochen später teilte der Amtsvogt der Regierung mit, dass sich die

Aufregung aus dem Frühjahr jetzt wieder gelegt hatte „und Alles zur Ruhe
und Ordnung zurückgekehrt" sei.64 Er fügte aber auch hinzu, dass die

Häuslinge in der Mehrheit keine Arbeit finden konnten. Deshalb stellten
sie nach wie vor berechtigte Forderungen, denen z. T. schon von der

Rentekammer entsprochen worden war, als sie das Schutz- und Dienstgeld
um weit mehr als die Hälfte gesenkt hatte. Der Amtsvogt Levetzow ging
hart mit dem Schulwesen ins Gericht: „Das Landschulwesen des Her-

zogthums Lauenburg bedarf einer völligen Umgestaltung und ist eine
neue Schulordnung ein dringendes Bedürfniß". Im April 1849 wurden die-

se Forderungen wiederholt aus Bliestorf und Grinau vorgetragen. Jetzt
wurden eine seminaristische Ausbildung der Lehrer, eine Schulgeldfreiheit
und die Schule selbst als Rechtsanstalt gefordert. Eine Petition Steinhorster
Barackenbewohnern wurde von 27 Personen unterschrieben, von denen
immerhin acht nur mit einem Kreuz unterzeichnen konnten.

Zwischen dem Oktober 1848 und dem August 1851 gingen bei der Re-
gierung insgesamt 25 Petitionen ein, deren Inhalt ziemlich gleich den
Steinhorster Forderungen waren. Bereits im April 1849 schrieb die Lauen-

burgische Landesbehörde an die Regierung: „Solche Vorstellungen und

Bitten erscheinen der höchsten Landesbehörde nach Aeußerungen der

Ortsbehörden sowie nach anderweitig angestellten Erkundigungen und
Nachforschungen nicht unbegründet und es stellt sich als dringendes Be-
dürfnis heraus, daß durch die Gesetzgebung, wie es auch in anderen Staa-

ten bereits geschehen ist und noch erstrebt wird, die Lage der Häuslinge
verbessert werde". Es wurde vorgeschlagen, die Häuslingsfrage auf dem
nächsten Landtag zu beraten.

64 Schreiben des Amtsvogtes Steinhorst an die Regierung vom 27. 11. 1848, LASH,
ebd.
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Bittere Klage kam auch aus dem adeligen Gericht (Gutsbezirk) Kulpin,

wo eine sehr starke Verarmung eingetreten war. Seitdem dort eine Hollän-
derei eingerichtet worden war, konnten die Häuslinge dort nichts mehr
kaufen, was vor der Einrichtung möglich war. Auch war es ihnen nicht
mehr möglich, selbst Schweine aufzuziehen. Der Bauervogt Meyer ergänz-
te: „Die adelichen Güter sind ein Staat im Kleinen. Mit den Armen aber im

gutsherrlichen Armenhause steht es zu kläglich. Sie erhalten eine elende
Wohnung, die kaum menschlich aussieht, und etwas Weniges an Feue-

rung; ... aber kein Gartenland; Weide; nicht ein Bischen Stroh, keine Milch
ist für den erbettelten Schilling zu haben, und dies ist ihnen doch das Al-
lernothwendigste, sie entbehren Alles lieber! - Leben doch die alten Leute
zu letzt fast nur von dem Bischen Kaffee, Milch und Brod! ... in vielen an-

dern Gütern ähnliche traurige Verhältnisse und Unerträglichkeiten vor-
kommen".65 Da kann von einer besseren Lage der Armen auf den Gütern

gegenüber dem „platten Lande" keine Rede mehr sein, wie es 1847 noch
dargestellt wurde.

Die lauenburgische Landesversammlung hatte einen Häuslingsaus-

schuss gewählt, dem Ludwig Rohde aus Mölln, A. F. Thölke aus Kudde-
wörde, Ehlers aus Kühsen, Frost aus Sterley und Stamer aus Duvensee an-

gehörten. Sie erstatteten am 4. Mai 1849 der Landesversammlung einen Be-
richt, in dem sie folgende Vorschläge zur Verbesserung der Lage machten:
1. Feuerholz ist zu einem mäßigen Preis abzugeben. 2. Jeder Voll- und
Halbhufner sollte dem Häusling 80 Quadratruten Kartoffelland, 16-20
Quadratruthen Gartenland und Land für Leinsaat überlassen. Die Dunglie-

ferung sollte pro Quadratrute 3 sh nicht übersteigen. 3. Die Arbeitszeit im
Sommer sollte durch Gesetz festgelegt werden und „Tarifverträge" sollten

geschlossen werden. Den Ausschussmitgliedern war bewusst, dass jede
„gründliche Verbesserung der Lage auf die wohlerworbenen Rechte Drit-
ter" stoße. „Es enthalten die meisten Petitionen Übelstände, denen, wenn

sie wirklich so vorhanden sind, abgeholfen werden müßte".66 In der Sit-

zung vom 10. Mai 1849 konnten noch keine weiterreichenden Beschlüsse

gefasst werden, jedoch sollte die Statthalterschaft das Heft des Handelns in
die Hand nehmen. Mit Schreiben vom 13. Juni 1849 wurde die Statthalter-

schaft beauftragt: „Von einem eigentlichen Proletariat und den Maaßregeln
zur Abwehr der von diesem zu befürchtenden Gefahren kann in unserem

Lande wohl überall nicht die Rede sein, da weder eine Ueberbevölkerung
noch ein wirklicher Nothstand der kleinen Leute zu behaupten steht.

Gleichwohl ist eine Erledigung der Häuslings-Frage auch für Lauenburg
von erheblicher Wichtigkeit, theils weil sich nicht verkennen läßt, daß diese
Einwohner-Klasse durchgehend in so großer Abhängigkeit und theilweise

65 Schreiben des Bauervogtes Meyer Kulpin an die Regierung vom 29. 4.1849, LASH,
ebd.

66 LASH, Abt. 210, Nr. 1616.
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selbst gedrückten Lage sich befindet, welche als Folge veralteter Einrich-
tungen und mancherlei Beschwerungen, der Ueberreste früherer Unfrei-
heit, erscheint und eine Abhülfe erheischt".67 Die LandesVersammlung
machte darauf aufmerksam, dass nicht neue Gesetze allein Abhilfe schaff-

ten, sondern sie schlug „Maaßregeln zur sittlichen Hebung des Standes"
vor. Dazu sollte dann doch das Heimatgesetz geändert und das Schutzgeld
ganz und gar erlassen werden. Auch ein neues Schulgesetz müsste erlassen
werden und v. a. sollte eine Revision des Gesetzes über Forstfrevel voran-

getrieben werden. „Die veralteten und strengen Strafbestimmungen stehen
oft in keinem Verhältniß zu den geringen Vergehen, können zum Theil
nicht ausgeführt werden und sind so beschaffen, daß die stricte Vollzie-
hung der Strafe in manchen Fällen den öconomischen Ruin einer Familie

herbeiführen kann ... und das höchst gehäßige und ungeordnete Verfah-
ren bei den Haussuchungen wirkt demoralisierend". Auch die „Hof-

Insten", also die Häuslinge auf Gütern sollten besser behandelt werden.
„Oeconomisch sind dieselben zwar regelmäßig günstiger gestellt, als in
den Dörfern aber dennoch erscheint der Zustand derselben häufig ver-
wahrloster. Die Ursachen sind in ihrer zu großen Abhängigkeit und der
ihnen oft zu Theil werdenden willkürlichen Behandlung zu suchen." Der

Möllner Rektor Bärens und der Amtsvogt Levetzow gingen sogar noch
weiter und forderten eine Abschaffung der Gutsbezirke insgesamt. Sie soll-
ten den Gemeinden zugeschlagen werden und dann sollte eine Neuord-
nung der Amtsbezirke vorgenommen werden. Dabei sollten die Domani-
alhöfe mit gutem Beispiel vorangehen. Das wäre allerdings eine grundle-
gende Veränderung und hätte damit auch die Sonderstellung des Herzog-
tums gravierend verändert. Nachdem im Mai 1849 die neue Verfassung für
das Herzogtum verabschiedet worden war, erließ die Statthalterschaft am
23. Juni des Jahres eine Verordnung, die die Zahlung der Schutz- und
Dienstgelder auf der Grundlage des Artikels 31 des Grundgesetzes aufhob.
Die sich daraus ableitenden weiteren Verpflichtungen wie die „Beförde-
rung der Amts- und Forstbriefe, Leistung von Garten- und Hoftagen etc.,
werden gleichfalls aufgehoben, ohne daß eine Entschädigung von Seiten
der seither zu den fraglichen Leistungen Verpflichteten gefordert werden
darf".68 Das war die erste konkrete Folgeerscheinung aus den in den Peti-
tionen immer wieder genannten Forderungen.

Zwischen dem 31. Juli und dem 5. September gingen bei der Landes-
versammlung vier Petitionen der Tagelöhner auf den Gütern Wotersen,
Lanken, Müssen und Kehrsen ein, in denen sie sich v.a. um die zu geringe
Entlohnung, die lange Arbeitszeit und sogar zum Teil stattfindende Sonn-

tagsarbeit beklagten. Am weitesten gingen dabei die Tagelöhner auf dem

67 Landesversammlung an die Statthalterschaft am 13. 6. 1849, LASH, Abt. 210, Nr.
1661.

68 Lauenburgische Gesetzessammlung, Bd. 3, Ratzeburg 1864, S. 589.
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Gut Wotersen, die eine baldige Entscheidung forderten, andernfalls sie zur
Selbsthilfe greifen wollten. In der Sitzung vom 1. Oktober wurde ein neuer
Petitionsausschuss gewählt, der der Versammlung einen Bericht vorlegen
sollte. Das geschah dann auf der Sitzung vom 8. Oktober 1849, in der den
Abgeordneten mitgeteilt wurde, dass diese Forderungen nicht gesetzlich
geregelt werden könnten, doch sollte sich die Statthalterschaft bemühen,

für eine gütliche Einigung zu sorgen. Berckemeyer, Gr. Thurow meinte, es
bestünde bereits überall eine festgelegte Arbeitszeit, worauf ihm Bärens,
Mölln, heftig widersprach. Bärens wies auch darauf hin, dass die Sabbat-

Ordnung eine Arbeit an Sonn- und Feiertagen verbiete, falls es Zuwider-
handlungen gäbe, sollte denen nachgegangen werden.

Die Regierung wandte sich im Juli 1850 an die Statthalterschaft und be-
klagte sich über den Bericht des Petitionsausschusses, der ihr zu dürftig er-
schien. Zwischenzeitlich wurde seitens der Regierung den Häuslingen
Holz und Torf zugewiesen und bei dem Bau der Lübeck-Büchener Eisen-

bahn gab es auch Arbeit. So sei die Lage nicht so ernst, „daß von einem
richtigen Nothstande dieser ganzen Classe von Leuten mithin nicht die
Rede wird sein können, wenn sich jedoch Einzelne ... theils ohne, theils
durch ihre eigene Verschuldung in den bedrücktesten Umständen befin-
den, und diesem in der Natur der Sache begründeten Verhältnisse nie wird

Wandel geschafft werden können".69 Dennoch hielt die Regierung die Re-
gelung der Häuslingsfrage nach wie vor für überaus wichtig, wenn auch
nur Verwaltungsmaßnahmen ergriffen werden können. Nach wie vor wa-
ren die Arbeitszeiten und die Mietverträge umstritten, auch durch eine
neue Schulordnung erhoffte sich die Regierung eine Verbesserung der La-
ge der kleinen Leute. Die Ämter wurden wiederholt aufgefordert, Berichte
aus ihrem Territorium einzureichen, damit die Statthalterschaft der Lan-

desversammlung Bericht erstatten konnte. Das tat sie dann auch am 25.
Oktober 1850: „Im Hinblick auf die Vorstehendem nach im Interesse der

Häuslinge bereits getroffenen Maaßregeln hat denn auch die Statthalter-
schaft aus den von den Aemtern erstatteten Berichten in Uebereinstim-

mung mit der Lauenburgischen Regierung die Ueberzeugung gewinnen
müssen, daß die Lage der Häuslinge, wenn auch in mancher Richtung Vie-
les zu wünschen übrig bleibt, keineswegs eine so bedrängte ist, wie man

solches nach den vielen von der Landesversammlung eingesandten Petiti-
onen anzunehmen geneigt sein möchte, daß mithin von einem wirklichen
Nothstande dieser ganzen Classe von Leuten nicht die Rede sein kann und
daß nur in einzelnen Richtungen annoch auf eine Verbesserung der Zu-
stände dieser Leute Bedacht zu nehmen sein wird".70 Die Statthalterschaft

69 Regierung an Statthalterschaft vom 17. 7.1859, LASH, Abt. 210, Nr. 1661.
70 Anlage 65 zur Sitzung der Landesversammlung im Oktober 1850, S. 7.
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lehnte auch eine Veräußerung eines Teiles der Domänen zur Verbesserung
der Eigenwirtschaft der kleinen Leute ab.

Der Ratzeburger Amtsvogt Sponagel griff in seinem Bericht an die Re-

gierung noch einmal die Häuslingsfrage auf und beleuchtete sie von einer

ganz anderen Seite: „Die Lage mancher Häuslings-Familien in den Dörfern
im hiesigen Herzogthum läßt gewiß viel zu wünschen übrig. ... Der Man-
gel an Häuslings-Wohnungen auf dem Lande ist jetzt schon sehr fühlbar,
da nur wenige junge heiratsbefähigte Arbeiter sich Wohnungen zu beschaf-
fen im Stande sind, daher ein fast unglaublicher Zudrang junger Arbeiter
vom Lande in die Städte".71 Sponagel riet dringend von einer gesetzlichen
Regelung ab, durch die Arbeiter frei werden. Das sei nicht wünschenswert,
da sie dann faul würden. Damit äußerte er sich wie die meisten seiner

Amtskollegen, vielleicht war er sogar noch etwas konservativer als die an-

deren; zumindest der Steinhorster Amtsvogt setzte sich sehr für die Häus-
linge und die Verbesserung ihrer Lage ein. Immerhin hatten die Taglöhner

im Gutsbezirk Kogel ihre Arbeit willkürlich niedergelegt, da ihnen ihre
Arbeitszeiten zu lang waren. Sie fingen morgens um 6 Uhr an und hörten
um 20 Uhr auf, dabei gab es 2 kleine Pausen von jeweils 30 Minuten und
ein zweistündige Mittagspause. Auf dem Gut Tüschenbek wurde bis 19.30

Uhr gearbeitet, dafür war auch die Mittagspause eine halbe Stunde kürzer.
Auf den Gütern Zecher und Seedorf begann die Arbeit bereits um 5.30 Uhr
und dauerte bis 20 Uhr, wobei die Pausen wie in Tüschenbek geregelt wa-
ren. Der Gutspächter auf Kogel bezeichnete das Ansinnen der Tagelöhner

als „frivole Forderungen." Endgültig wurde die Beschwerde am 11. Febru-
ar 1852 zurückgewiesen.

Eine weitere Forderung, die durchaus unterschiedlich diskutiert wurde,
war die Abschaffung der Sendebrüche. Hierbei handelte es sich um die Be-
strafung von vor- und außerehelichen Geschlechtsverkehrs, was auch als
Unzucht bezeichnet wurde. Die Strafe musste mit einer Geldzahlung von

mehreren Reichstalern gesühnt werden. Das bedeutete für viele „kleine
Leute", dass sie bereits in jungen Jahren mit hohen Schulden belastet wa-
ren. In einigen Ämtern wurde diese Straftat nicht mehr verfolgt. Andere
berichteten von einer Zunahme dieses Vergehens. Die Abgeordneten der
Landesversammlung lehnten eine völlige Abschaffung dieses Gesetzes ab
und sprachen sich stattdessen für eine Umwandlung von der Geld- zur Ge-

fängnisstrafe aus, damit die finanzielle Belastung entfalle.
Die wirtschaftliche und soziale Lage der Häuslinge, aber auch die eini-

ger Handwerker war in der Mitte des 19. Jahrhunderts nicht gerade rosig.
Die Belastungen waren in geldlicher Hinsicht bei langer Arbeitszeit erheb-
lich. Doch alle waren sich im Endeffekt einig, dass einige Änderungen

notwendig waren, eine Notlage war nur kurzfristig gegeben aus Anlass der

71 Schreiben an die Regierung vom 21.12.1850, LASH, Abt. 210, Nr. 1661.
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Kartoffelkrankheit. Die zahlreichen Petitionen waren dann aber auch der

einzige Ausdruck des Protestes, von einem Streiktag abgesehen. Gedroht
wurde wohl, das Heft selbst in die Hand zu nehmen und die örtlichen Ob-

rigkeiten fürchteten auch, dass die Tagelöhner das machen würden, aber es
geschah nichts weiter. Die Häuslinge waren zwar unzufrieden, aber ande-
rerseits auch nicht bereit, irgendeine „revolutionäre" Handlung zu bege-
hen. Ebenso wenig waren die lauenburgischen Abgeordneten der Landes-

versammlung bereit zu irgendwelchen Liberalisierungen.

4.3. Neue Stimmen: Für ein freies Lauenburg

Die Stadt Lauenburg hatte drei Vorstädte, die selbständig waren. Im Zuge
der „leichten Demokratisierung" sollten die Städte besser in der Landes-
vertretung repräsentiert sein. Dahinter stand die Überlegung, die Vor-
machtstellung der Gutsbesitzer zu schmälern. In diesem Zusammenhang
wandten sich die Bürgermeister der Vorstädte an die noch bestehende Rit-
ter- und Landschaft und begrüßten es, dass sie im erweiterten Parlament
vertreten sein sollten. Aber sie waren der Ansicht, dass zwei Deputierte zu

wenig seien, da die Stadt selbst auch zwei Deputierte entsendete. Die Vor-
städte hatten, alles zusammengenommen dreimal so viele Einwohner wie
die Stadt. Sie wollten auf keinen Fall mit der Stadt vereint werden, da die

Interessen zu unterschiedlich seien. Deshalb beantragten sie einen Zu-

sammenschluss der Vorstädte mit mehr Deputierten. 72 Das klingt schon
nach repräsentativer Vertretung, doch soweit wollten die Abgeordneten
dann nicht gehen. Es blieb alles beim Alten.

Eine Woche später schrieb der Lauenburger Bürgermeister an die Re-

gierung in Ratzeburg und berichtete von einem Gerücht, das in der Stadt
herumgehe, der Abgeordnete für Lauenburg solle nicht direkt gewählt
werden. „Bei dem lebhaften Interesse, mit welchem jetzt alle öffentlichen
Angelegenheiten hier aufgenommen und betrieben werden, ist wohl anzu-

nehmen, daß man der richtigen Wahl eines Deputierten zum National-
Convente eine besondere Aufmerksamkeit widmen werde".73 Dazu hatten

mehrere Volksversammlungen stattgefunden, was auf eine hohe Politisie-
rung der Bevölkerung in der Stadt schließen lässt. Der Bürgermeister
schließt dann aber damit, dass der Wahlmännermodus beibehalten werden
sollte. Also doch keine direkte Wahl!

Anfang Juli 1848 kam Carl Weicker (1790-1869) als Bundeskommissar

nach Ratzeburg. Er hielt in öffentlicher Versammlung eine zweistündige
Rede. Er erklärte, „das Herzogthum Lauenburg sei mit Sequester74 belegt

72 Brief vom 17. 4.1848 an die Ritter- und Landschaft, KrA RZ, Abt. 10, Nr. 625.
73 Brief des Bürgermeisters vom 25. 4.1848, StAM, Nr. 996.
74 Das ist ein Zwangsverwalter.
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und das Volks solle jetzt seine Administratoren wählen.“ Die Rede wurde

bejubelt. „Abends zog die Liedertafel mit der deutschen, mit der jetzt
freien lauenburgischen Fahne mit ihrem Banner vor die Wohnung des ver-
ehrten Mannes, sang ihm deutsche Lieder und brachte ihm und Deutsch-

land ein herzliches, kräftiges Hoch. Am nächsten Abend zog die Schützen-
gilde, zogen die sämmtlichen Gewerke und mit ihnen fast die ganze Stadt
auf den Marktplatz". Wieder wurde ein kurze Rede gehalten - leider wird
nicht mitgeteilt von wem -, in der erklärt wurde, dass Lauenburg nach 31
Jahren nun endlich ein freies deutsches Land sei, die Fremdherrschaft sei

nun endgültig beendet worden.75 Das waren die nationalistischen Töne,
die auch zum Erscheinungsbild der 1848er Bewegung gehörten. Doch ob

das nun gerade in Lauenburg ein großes Thema war, muss bezweifelt wer-
den, denn Dänemark hatte die Privilegien des Landesrezesses von 1702 be-
stätigt und das Herzogtum im Wesentlichen in Ruhe gelassen, ganz so wie
es vorher auch die Hannoveraner getan hatten. Die Lauenburger waren
damit nicht schlecht gefahren, auch wenn Modernisierungen und Weiter-
entwicklungen nicht stattfanden. Die Rückständigkeit machte sich in den
Petitionen bemerkbar und es änderte sich auch nach 1850 kaum etwas, so

dass Bismarck noch in den 1860er Jahren vom Herzogtum Lauenburg als
einem Spiegelbild des Mittelalters sprechen konnte.

„Weicker hielt sich nur kurze Zeit in Ratzeburg auf; doch seine Anwe-
senheit war von großer Bedeutung. Ende Juni/Anfang Juli hatte sich die
Stimmung in den Städten Mölln und Ratzeburg verändert: In Bürger-
versammlungen hatten sich radikale Forderungen durchgesetzt. Die
Stimmung war antidänisch geworden; die Schleswig-Holsteiner ge-
wannen an Sympathie. In dieser Situation konnte der Bundeskommis-

sar besänftigen."76 Nach dem Zeitungsbericht scheint Weicker aber ge-
rade diese Stimmung mitgebracht und die nationale Frage angestachelt
zu haben, die die Lauenburger bis dahin eigentlich gar nicht interessier-
te.

Der Ratzeburger Bürgerverein griff die nationale Frage auf, als er
sich an die Ständeversammlung wandte: „Sprechen Sie es vor der deut-
schen Centralgewalt, vor dem deutschen Volke aus, daß Deutschland an

unserm Lande ein Unrecht begangen habe, als es nach aufopferndem
Kampfe für Deutschlands Freiheit dem fremden Könige übergeben
wurde, gegen den es eben die Waffen geführt, der mit unserm Feinde
verbündet war."77 Hier wurde wieder auf den „Freiheitskampf" von
1813 zurückgegriffen und in dessen Folge Lauenburg nach dem Wiener

75 Der Bericht erschien in der Staats- und Gelehrten Zeitung des Hamburgischen un-
parteiischen Correspondenten Nr. 165 vom 12. 7.1848.

76 Opitz (Hg.), Das Revolutionsjahr 1848, S. 63.
77 Brief des Vorstandes des Bürgervereins an die Ständeversammlung vom 21. 1.1849,

KrA RZ, Abt. 10, Nr. 641.
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Kongress in einem Ringtausch Dänemark zur Verwaltung zugesprochen
wurde. Darüber hatte sich bislang niemand beschwert und der dänische

König hat mehrfach das Herzogtum besucht und wurde immer feierlich
und freundlich empfangen, wenn das auch zu einem guten Teil der

Stimmung des Biedermeiers geschuldet war. 78 Nun aber wollten die
Ratzeburger weg von Dänemark und die Ständeversammlung sollte im
Paulskirchenparlament den Antrag stellen, dass sich Lauenburg Preu-
ßen anschließe wolle. Doch daraus wurde nichts.

Auch zur Verfassung und zum Wahlgesetz schrieben die Ratzeburger

eine Petition: „Die provisorische, in der Eile und dem Drängen der Um-
stände ergriffene Maaßregel, die bisherige Landesrepräsentation durch die
Ritter- und Landschaft Abgeordnete durch eine Wahl der Städte und des
bisher gar nicht vertretenen Bauernstandes beizugeben, ist gleich Anfangs
von einem Theil des Landes mißtrauisch zurückgewiesen. ... Wir sind da-

her zu der Ueberzeugung gekommen, daß möglichst bald die Verfassung
unsers Landes auf einer neuen Grundlage constituirt, daß ein Staatsgrund-
gesetz mit Rücksicht auf die Forderungen der Zeit und der gegenwärtigen
Verhältnisses unsers Landes festgestellt werden müsse, damit wir eine
neue Rechtsgrundlage und ein Organ gewinnen, welches dem Bedürfniß

nach den vielen tief gehenden Reformen, deren Nothwendigkeit in der
Schuld der Vergangenheit und in der lauten Stimme der Gegenwart be-

gründet ist, abhelfen können."79 Hier schien der Ratzeburger Bürgerverein
der Modernisierung unterstützend beitreten zu wollen. Es sollte eine klare
rechtliche Basis für die neue Landesvertretung geschaffen werden. Doch
schon im Februar 1849 bekamen die Mitglieder des Vereins Angst vor der

eigenen Courage und sie wandten sich erneut an die Regierung: „Wir wi-
ßen es freilich; daß in dem abgelaufenen verhängnisvollen Jahre das Prin-

cip der breiten Basis sich in ausgedehntestem Maaße geltend gemacht hat.
Wir glaubten aber, davon sei die unruhige Fieberhitze der Zeit Ursache,

und es sei Aufgabe der politischen Besonnenheit und Festigkeit, einem
Princip mit allen Kräften entgegenzuwirken, welches, wenn es am 19. Feb-
ruar 1848 in der Hohen Lauenburgischen, oder irgendeiner anderen deut-
schen Ständeversammlung als Forderung ausgesprochen wäre, für baaren
politischen Unsinn gegolten hätte. ... Wir fühlen uns gedrungen uns gegen
ein Wahlgesetz auszusprechen, welches alles rechtliche Verhältniß der poli-
tischen Macht auf den Kopf stellt, welches eine Spannung, Kampf und Ge-
gensatz der Besitzenden und der Nichtbesitzenden in der bedenklichsten
Weise hervorruft, welches zu Intrigen und Anwendung von unsittlichen
Mitteln auf Leitung der Wahlen nicht bloß möglich läßt... Umso größer ist

78 Prillwitz, Die mehrfachen Besuche, S. 15ff., sowie Kaack, Impressionen aus der Bie-
dermeierzeit, S. 48-57.

79 Petition vom 22. 8.1848, abgedruckt im Lauenburgischen Anzeiger, Nr. 69, vom 26.
8.1848, S. 275f.
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unsere Verwunderung, daß im Februar 1849, wo die Wogen des wilden
Sturmes sich zu legen angefangen hatten, im Herzogthum Lauenburg ein
Wahlgesetz nach dem Princip der breiten Basis aufgestellt wird".80 Auf
keinen Fall könne hingenommen werden, dass auch Tagelöhner das Wahl-
recht erhalten. Nach ihren Vorstellungen sollten nur vier Gruppen das di-
rekte Wahlrecht erhalten: 1. Gutsbesitzer, 2. bäuerliche Grundbesitzer, 3.
Grundbesitzer in den Städten und 4. alle, die ein öffentliches Amt beklei-
den oder Gelehrte, die sich durch Staats- oder Universitätsexamen auswei-

sen können. Alle volljährigen Bürger sollten nur indirekt, also durch

Wahlmänner an Wahlen beteiligt sein. Das hörte sich nur ein halbes Jahr
später wieder ganz anders an. Der konservative Geist war zurückgekehrt
und brachte nun den Vorschlag eines Klassenwahlgesetzes hervor. Danach
wäre der größte Teil der ländlichen wie der städtischen Bevölkerung von

den Wahlen ausgeschlossen. Alle, die keinen Landbesitz hatten und dieje-
nigen, die nicht über einen Bürgerbrief verfügten, waren nicht zu Wahlen

zugelassen. Das waren nicht nur Häuslinge und Taglöhner, sondern auch
die meisten Handwerksgesellen in den Städten.

Inzwischen hatten sich aber auch die Häuslinge politisiert. Sie hielten
am 14. März 1849 in Labenz eine Versammlung ab, auf der sie die Zulas-
sung zu den Wahlen zur Landesversammlung forderten. Sie wollten eine
repräsentative Vertretung. Dazu sollte eine Ergänzungswahl nach einer
Novellierung der Verfassung vorgenommen werden. Aus dem Amt Stein-
horst sollten dann zwei Häuslingsvertreter gewählt werden, zu der Wahl

sollten auch nur Häuslinge stimmberechtigt sein.81 Nur, das waren für die
Zeit zu weitgehende Forderungen als dass sie Aussicht auf Erfolg gehabt
hätten. Selbst das Verfassungspatent von 1854 ging nicht so weit und auch
in der preußischen Kreisordnung bis 1918 blieben die kleinen Leute von
politischer Partizipation ausgeschlossen.82

80 Schreiben des Vorstandes des Ratzeburger Bürgervereins vom 19. 2. 1849, KrA RZ,
Abt. 10, Nr. 641.

81 Versammlung am 14. 3. 1849, Resolution an die Landesbehörde vom 16. 3. 1849,
LASH, Abt. 210, Nr. 1661.

82 Vgl. Zimmermann, Von der landständischen Versammlung zum Kreistag.
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4.4. Der fortdauernde Kampf gegen den Möllner Rektor Bärens

Als Bärens im Jahre 1845 zum Rektor an der Stadtschule in Mölln gewählt
wurde, muss er ein Heißsporn gewesen sein, denn bald schon legte er sich
mit den ortsansässigen Lehrern an und machte sie sich sogar zu Feinden.
Die Gründe dafür sind nicht einfach auszumachen. Ein neuer Leiter der

Schule, gleichzeitig auch Pastor, kann immer Unruhe bringen, zumal wenn
die Schulordnung reformbedürftig ist. Die anderen Lehrer sahen ihre bie-
dermeierliche Ruhe in Gefahr. Aber sie warfen ihm auch mangelnde Fä-

higkeiten im Unterrichten vor. Ob sie von seiner Ausbildung wussten, ist
nicht bekannt, könnte aber auch ein Grund für ihre Gegnerschaft sein. Der

aus Flensburg stammende Bärens begann 1836 sein Studium der Rechts-
wissenschaft und Geschichte und wechselte 1837 nach Berlin, wo er bei

den Nestoren der deutschen Historiker Vorlesungen hörten. Aus nicht

ganz zu klärenden Ursachen musste er sein Studium unterbrechen und
begann sein theologisches Studium 1839 in Kiel und setzte es bis 1842 in
Bonn fort. Das war nicht unbedingt die ideale Ausbildung zum Lehrer,
aber da die Schulen unter der Aufsicht der Kirche standen, half zumindest

das Studium der Theologie.
Bärens war 1848 in die lauenburgische Landesversammlung gewählt

worden, die aber erst am 19. April 1849 zu ihrer ersten Sitzung zusammen-

trat. Bärens war der Sekretär und gab auch den Bericht über die Verhand-
lungen der Landesversammlung heraus.83 Nachdem ein neues Wahlgesetz
verabschiedet worden war, wurde am 4. Juli 1849 ein neuer Landtag durch

allgemeine Wahlen bestimmt. Die Grundbesitzer wählten ihre eigenen Ab-
geordneten. Als die 21 Abgeordneten des neuen Landtages am 27. Septem-
ber 1849 zusammentraten, war auch Julius Bärens wieder dabei. Das ärger-

te das Consistorium unter der Leitung des streng königstreuen Superin-
tendenten Carl Friedrich Wilhelm Catenhusen und verfassten die Mitglie-

der am 6. August 1849 ein Schreiben an die Regierung: „Bekanntlich ist der
Rector Bärens in Mölln seit der ersten Verstärkung der ehemaligen Ritter-

und Landschaft Mitglied derselben und auch jetzt wieder in die Landes-
versammlung gewählt. - Daß ein solches Officium mit der Stellung eines
Lehrers, abgesehen von anderen Gründen schon deshalb schwer vereinbar
ist, weil dessen Geschäfte nicht der Art sind, daß sie nachgeholt werden

können, sondern regelmäßig an gewisse Stunden gebunden sind, ist nicht
zu verkennen, und daher nicht zu entscheiden, ob der unwiederbringliche

Nachtheil der Störung des Unterrichts in einer großen Schule durch den
Nutzen aufgewogen wird, welchen der Lehrer durch sein Wirken in einer
seinem nächsten Berufe fremden Weise gewähren kann, eine Entschei-

83 Bericht über die Verhandlungen der Lauenburgischen Landes-Versammlung zu
Ratzeburg. Erstes Heft, Sitzung 1-14, hrsg. von Julius Bärens, o. 0.1849.
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düng, welche freilich zunächst wohl dem Pflichtgefühl des Lehrers selbst
anheimgestellt werden müßte."84 Schon Anfang Juli wandte sich das Con-
sistorium and den Magistrat in Mölln, um Bärens zu beeinflussen, dass er

sein Mandat nicht annehmen solle. Er sei ja auch nicht in Mölln gewählt
worden, sondern in einem Landdistrikt, aber bei „seiner großen Neigung
zu politischer Wirksamkeit" werde er freiwillig wohl nicht verzichten.

Auch die Regierung schloss sich der Meinung des Consistoriums an,
wollte selbst aber nicht entscheiden, sondern der Statthalterschaft es über-

lassen, insbesondere wer die Kosten für die Stellvertretung bei Bärens
Abwesenheit übernehmen sollte. Bärens wurde aufgefordert, sich selbst zu
erklären, wie er sich seine politische und berufliche Tätigkeit in Zukunft
vorstelle. Bärens meldete sich darauf am 5. September zu Wort und
schrieb, dass er über die Haltung des Magistrats sehr erstaunt sei, der eini-
ge Klagen von Eltern über ihn erhalten habe, „da das Treiben des Rector
Bärens an Revolution und Anarchie grenze; da die Kinder bei ihm Nichts
lernten; da jedenfalls sie ihre Kinder ihm fortan nicht anvertrauen könnten

und wollten", unterstütze und an das Consistorium weitergeleitet habe.
Die Stellvertretung bei seiner Abwesenheit sei kein Problem. Die kirchliche

Schulaufsicht interveniere gegen alle, die in der Politik mitarbeiten, was
zur Folge hatte, dass zumindest zwei Abgeordnete der verstärkten Ritter-
und Landschaft nicht wieder kandidiert hatten. Dann drehte Bärens den

Spieß herum und kritisierte die Verquickung von Kirche und Staat. „Diese
Ansicht geht davon aus, daß nicht bloß Verschiedenheit stattfindet zwi-
schen Kirche und Staat, sondern vollkommene Geschiedenheit. Es soll das

Mitglied der Kirche, es soll namentlich der Theologe eben gar Nichts zu
thun haben mit staatlichen Angelegenheiten; er hat außer den Himmel gar
kein anderes Vaterland - und selbst dann, wenn vielleicht sein Bruder das

Schwerdt ergreift gegen den dänischen Feind; - der Theologe soll schwei-
gen; er soll stumm sich beugen jedesmal der Obrigkeit, die Gewalt über ihn
hat - mitunter auch nicht hat."85 Damit machte Bärens sein politische Hal-
tung klar: Trennung von Kirche und Staat. Gleichzeitig wandte er sich da-
mit auch gegen die Gurrende von Catenhusen, der den lauenburgischen
Soldaten in der dänischen Armee geradezu untersagte, gegen den däni-
schen König zu kämpfen, dass sei ein Bruch des gegenüber Gott geschwo-
renen Eides. Am liebsten hätte er noch mit Exkommunikation gedroht. Er
habe volles Vertrauen in die Haltung der Statthalterschaft und hoffte, dass
sie die Forderung des Consistoriums nicht unterstützen werde. Die Statt-

halterschaft überließ die Entscheidung der Landesversammlung. Am 12.
Oktober berichtete Pastor Moraht, dass ein Stellvertreter vorhanden sei.
Nach Akteneinsicht entschloss sich die Statthalterschaft aber doch ein kla-

84 Schreiben des Consistorium an die Regierung vom 6. 8. 1849, LASH, Abt. 210, Nr.
1628.

85 LASH, Abt. 210, Nr. 1628 (Markierungen in der Vorlage).
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res Votum abzugeben. „Die nicht aus individuellen Verhältnissen abgelei-
teten, sondern aus dem Berufe des Rectors Bärens als Schulmann entnom-
menen Bedenken nicht für erheblich hat erachten und nicht dafür halten

können, daß die Rücksicht auf diese Bedenken, dem Eintritt des Abgeord-

neten Bärens für den 8ten allgemeinen Wahldistrict hiedurch entgegentre-
ten dürfe." Die Statthalterschaft ersuchte dann noch die Regierung, das

Consistorium in geeigneter Weise für die Durchführung der Vertretung für
Bärens zu sorgen. Damit machte die Statthalterschaft deutlich, dass ein

gewählter Abgeordneter nicht wegen seines Berufes an der Ausübung sei-
nes Mandates gehindert werden dürfe. Wenn das Consistorium nicht be-
reit sei, die Kosten zu übernehmen, dann müsse es eben die Centralkasse

tun. Die Streitigkeiten zogen sich noch bis Ende 1849 hin.
Die beharrenden Kräfte ließen jedoch nicht nach. Im Oktober 1849 for-

derte die Regierung von der Statthalterschaft Akteneinsicht, da bei der
Wahl des Bärens in Büchen Gesetzwidrigkeiten vorgekommen seien sollen,
„so daß diese Wahl zum Theil unter dem Einfluß von Drohungen und

Furcht erfolgt ist, und der zu einer solchen Handlung erforderlichen Frei-
heit entbehrt hat." Abschließend berichtete das Präsidium der LandesVer-

sammlung der Statthalterschaft, „nachdem die Wahl des Rectors Bärens ei-
ner nochmaligen Prüfung unterzogen worden, die Landesversammlung

die Legitimation desselben ausreichend beschafft anerkannt hat."86 Damit
war nach rund anderthalb Jahren die politische Verfolgung für Bärens be-
endet. Es wurde ganz klar, welche Männer in welchen Positionen das libe-

rale Gedankengut von Männern wie Bärens mit allen Mitteln unterdrücken
wollten.

Nur noch einmal kam der Landtag zusammen, um am 1. November

das Budget zu verabschieden. Mit der Beendigung der bürgerlichen Revo-
lution und dem Königlichen Patent vom 8. Januar wurde die dänische
Herrschaft über Lauenburg wieder hergestellt. Die Zeit von Juli 1848 bis
November 1850 hat ganz sicher psychische wie auch physische Schäden an
der Persönlichkeit Bärens hinterlassen. So ist es auch nicht verwunderlich,

dass er im Jahre 1853 Mölln wieder verlassen hat und als 2. Lehrer an der

Höheren Bürgerschule in Hannover gewählt worden war. 13 Jahre später
kehrte er aber wieder nach Schleswig-Holstein zurück und wurde in Hol-
stein Schulrat.

5. Fazit

Es konnte nachgewiesen werden, dass die wirtschaftliche und soziale Lage
der unterbürgerlichen Schichten in Lauenburg seit 1845 ziemlich katastro-

phal war. Es herrschte eine Zeit der Teuerung, in der das Grundnahrungs-

86 Alle Zitate aus LASH, Abt. 210, Nr. 1628.
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mittel Kartoffel gegen Brot getauscht werden musste. Die meisten Häus-

linge auf dem Lande sowie etliche Gesellen in den Städten waren verarmt
und kaum in der Lage, sich mit ihren geringen Mitteln zu ernähren, ge-
schweige denn Miete oder Steuern zahlen zu können. Insofern war breites

Potential vorhanden, das aus Sorge um die Bewältigung des Alltags auf
Veränderung drängte. Hinzu kam die immer wieder betonte Arbeitslosig-
keit. Die Unzufriedenheit sowie die sozioökonomischen Gegebenheiten
scheinen im Amt Steinhorst besonders stark ausgeprägt gewesen zu sein.
Von hier kamen die weitestgehenden Forderungen, die der Amtsvogt auch
weitgehend unterstützte.

Auch die Bürger in den Städten hatten längst erkannt, dass ihre Interes-

sen der bisherigen Landesverwaltung und Regierung nichts galten. Die
Beispiele aus Ratzeburg und Mölln zeigen deutlich, dass auch sie Refor-

men herbeisehnten. Aus dem Amt Lauenburg sowie aus den Vorstädten
kamen Warnungen vor häufig befürchteten Tumulten auf, denn hier ver-

sammelten sich die Eisenbahnarbeiter. Wenn Hanisch schreibt: „Es gibt
gute Gründe zu vermuten, daß die Lauenburger die Revolution mehr als
Getriebene mitgemacht haben, als daß sie das Revolutionsgeschehen -
sieht man von den Märztagen 1848 einmal ab - aktiv in die Hand ge-

nommen hätten. Die Kräfte der Beharrung waren stark in Lauenburg".87
Damit verkennt er jedoch einerseits die sehr frühen Volksversammlungen
und andererseits waren sie nicht nur im März vorhanden, sondern dauerten

deutlich länger an, wie bei der Auswertung der Akten hervorgeht. Auch
Bertheau beschreibt den Rücktritt der Mitglieder der lauenburgischen Re-
gierung im Mai als einen Aktivposten,88 der dann den Weg frei machte für
neue Leute, die bereit waren, Reformen durchzusetzen. Immerhin war 1849

die Vormachtstellung des Adels durch die Erweiterung der Landesver-
sammlung insbesondere durch Erhöhung der Abgeordneten aus den Städ-
ten und den ländlichen Distrikten beendet. Das deutet doch wohl eher auf

ein aktives dynamisches Bürgertum in den Städten hin, wenn es auch nicht
mit dem der großen Städte zu vergleichen war. Dass der ganze Aufbruch
nur rd. 18 Monate dauern sollte, konnte keiner vorhersehen. Auch von der

„anti-dänischen Stimmung" im Lauenburgischen war nach 1850 nichts
mehr zu hören.

Keineswegs waren die Lauenburger in der bürgerlichen Revolution nur
„Getriebene". Sie versuchten in vielen Bereichen, das Heft selbst in die

Hand zu nehmen und Veränderungen herbeizuführen. Dabei war nicht zu
erwarten, dass sich die konservativen Gutsbesitzer, die in der Ritter- und

Landschaft bisher die Mehrheit stellten, in irgendeiner Richtung bewegen

würden. Ein weiteres wichtiges Element der Beharrung war die stockkon-

87 Hanisch, Das Revolutionsjahr 1848, S. 84.
88 Bertheau, Das Herzogtum Lauenburg, S. 46.
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servative Verwaltungsspitze in der Regierung und im Consistorium, auch
die Amtsvorsteher gehörten dazu. Eine Ausnahme machte allerdings der
Amtsvogt in Steinhorst. Die Vorgänge in diesen Jahren zeigen zum ersten
Mal sehr deutlich, wie arm die große Mehrheit der Bevölkerung war. Bis-
lang hatte es noch keinen so tiefen Einblick in die ökonomischen wie in die
sozialen Verhältnisse gegeben. Auch nach der Niederschlagung der Revolu-
tion veränderten sich diese Verhältnisse nicht und es ist bislang nicht nach-
zuweisen, dass sich überhaupt vor dem Ersten Weltkrieg daran etwas än-

derte. Einige Industriestandorte mit den Arbeiterdörfern im Südkreis stellen
in diesem Zusammenhang eine Ausnahme dar.

Zum anderen wurde ganz deutlich und offenbar, dass die Forderungen

abgelehnt werden würden, weil eine Umsetzung die bisherigen Besitzver-
hältnisse in Frage stellen würde. Selbst die nicht gerade auf Rosen gebette-
ten Handwerksmeister stellten sich dagegen. Die Angehörigen der unter-

bürgerlichen Schicht sollten in jedem Falle von allen Verbesserungen ausge-
schlossen bleiben. Ganz deutlich wird dies auch bei der Haltung zur Frage
des Wahlrechts in den lauenburgischen Vorstädten.

Am Beispiel des Rektors Julius Bärens aus Mölln konnte nachgewiesen
werden, wie und mit welcher Intensität die führenden Personen der demo-

kratischen Bewegung bedrängt wurden. Federführend bei dieser Verfol-
gung, die am Ende am liebsten ein Berufsverbot erreicht hätte, waren die
oben bereits genannten Verwaltungsspitzen. Er sollte mürbe gemacht wer-
den und das Land verlassen, so wie es auch aus anderen Teilen Deutsch-
lands bekannt ist. Zwar musste er nicht bis nach Amerika auswandem, aber

er sah sich doch gezwungen, eine neue Arbeitsstelle in Hannover anzutre-
ten.

Zwar gab es einige kleine Verbesserungen wie die Aufhebung der Straf-
verfolgung beim Holzsammeln und die Einstellung von Strafverfahren in
anderen Bereichen. Doch auch in Lauenburg behielten die beharrenden

Kräfte die Oberhand und sorgten dafür, dass weiterhin Stillstand herrschte

und der Einzug der Moderne noch Jahrzehnte auf sich warten lassen sollte.
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Bundestreue oder Kriegsvorbereitung

Das preußische Lager bei Lockstedt im August 1865

Von Gerd Stolz

Ausgangssituation und Quellenlage

Der schwierige Weg der Eingliederung Schleswig-Holsteins in das König-
reich Preußen bzw. das deutsche Kaiserreich nach dem dänisch-deutschen

Krieg von 1864 wird meist als eine längere Übergangsphase mit Schwer-
punkten in der kommunalen Neuordnung und der Angleichung der Pro-

vinz an den bestehenden staatlichen Verwaltungsaufbau Preußens darge-
stellt. Für den militärischen Bereich steht dabei die Verlagerung des Mari-
ne-Schwerpunktes im Ostseeraum von Danzig nach Kiel ab 1865 im Vor-
dergrund, wobei zudem häufig die Marine-Monokultur des einstigen
Reichskriegshafens Kiel überbetont wird. Die Landstreitkräfte, also im We-

sentlichen das preußische Heer, haben im historischen Ablauf wenig Be-
achtung gefunden. Das gilt insbesondere für die kurze Periode des Kon-
dominiums von 1864-1866.

Dies mag ganz wesentlich in der äußerst schwierigen Quellenlage be-
gründet sein. Fast alle Akten der preußischen Armee in dem 1936/37 als

selbständige Einrichtung aus dem Reichsarchiv ausgegliederten Heeresar-
chiv Potsdam wurden bei einem Luftangriff der Royal Air Force am 14.

April 1945 vernichtet. Ebenso verbrannte 1945 der überwiegende Teil der
Akten der dem preußischen Militärkabinett unterstehenden Geheimen

Kriegskanzlei, die überwiegend für die Personalangelegenheiten der preu-
ßischen Offiziere zuständig war. 1 Als „Ersatz-Quellen" dienen heute daher

meist die gedruckten Ranglisten der preußischen Armee, das biografische
Werk von Kurt von Priesdorff2 sowie die meist regional gebundene oder
ortsbezogen entstandene regimentsgeschichtliche Literatur.

1 Die heute im Geheimen Staatsarchiv in Berlin vorhandene sog. Offiziemomenclatur
umfasst die Jahre ca. 1750-1870 (Bestand IV, HA Preußische Armee, Rep 1 Geheime
Kriegskanzlei) mit Lücken zu mehreren Buchstabengruppen.

2 Das nicht abgeschlossene Werk Priesdorff „Soldatisches Führertum" umfasst die
Bde. 1-10, von denen die Bde. 1-8/Nr. 1-2562 durch ein alphabetisches Register

Zeitschrift der Gesellschaft für Schleswig-Holsteinische Geschichte, Bd. 141
Husum Druck 2016
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Während der Vorbereitungsarbeiten zu der in den Jahren 2013-2015 ge-

zeigten Ausstellung „Menschen im Krieg 1864 Mennesker i krigen" des
Museum Sonderjylland/Sonderborg Slot, Sonderburg, und der Schleswig-
Holsteinischen Landesbibliothek, Kiel, „entdeckte" der Direktor der Lan-

desbibliothek in den Beständen der Landesgeschichtlichen Sammlung zwei
besondere Blätter zu jener Zeit der österreichisch-preußischen Besatzung
Schleswig-Holsteins, und zwar

- Lithographie „Das Preussische Lager bei Lockstedt August 1865",
Charles Fuchs Lith. Inst. Hamburg, 18653 und

- Lithographie „KARTE von dem LAGER- und MANÖVER-Terrain auf
der Lockstedter Heide 1865", Lith. Anst. von C. F. Mohr in Kiel, 1865.4

Das Bildprogramm der Hamburger Lithographie besteht aus einem
Mittelbild und 15 Randbildern mit Beschriftung, die das Hauptquartier
Haus Louisenberg (Kellinghusen) und verschiedene Szenerien der preußi-

schen Truppen aus dem Lagerleben zeigen.

Abb. 1: „Das Preussische Lager bei Lockstedt August 1865" (Ausschnitt einer der

rahmenden Darstellungen vom rechten Rand, nach Vorlage in der Schleswig-Hol-
steinischen Landesbibliothek, Kiel, Inv.-Nr. I Kb 10 Nr. 40).

(Hamburg o. J.) erschlossen sind. Im Internet (http://www.grosser-generalstab.de/
priesdorff/priesdorff.html) ist ein alphabetisches Register der Bde. 1-10 abrufbar.

3 SHLB, Landesgeschichtliche Sammlung, Inventar-Nummer: Lockstedt 4.
4 SHLB, Inventar-Nummer: I Kb 10 Nr. 40.
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Abb. 2 u. Abb. 3 (S. 218): „Das Preussische Lager bei Lockstedt August 1865"

(mittlerer bzw. linker unterer Ausschnitt, nach Vorlage in der Schleswig-Hol-
steinischen Landesbibliothek, Kiel, Inv.-Nr. I Kb 10 Nr. 40).



218 Gerd Stolz

Die Karte ist bezeichnet: „Diese Karte ist für die, im August u. Septem-
ber stattfindenden Herbstübungen der Koenigl. Preuß. Besatzungs-Trup-
pen in den Elb-Herzogthümern zusammengestellt worden, und zwar auf
Grundlage einer Recognoscirung des Dänischen Generalstabs vom Jahre

1846, unter Hinzufügung der bis Juni 1865 eingetretenen Veränderungen".
Sie stammt nach der in der unteren rechten Ecke angebrachten handschrift-
lichen Signatur aus dem Besitz von Franz Geerz,5 dem bedeutenden schles-

wig-holsteinischen Kartographen, der zu jener Zeit mit dem Dienstgrad
Major in der Topographischen Abteilung des Großen Generalstabes der
preußischen Armee tätig war.

Zusammen mit den ebenfalls in der Schleswig-Holsteinischen Landes-
bibliothek vorhandenen Heften

- „Instruction über die Verpflegung der Truppen des Preussischen Besat-

zungs-Corps während der Lager-Übungen auf der Lockstedter Haide
bei Kellinghusen im Jahre 1865", Kiel 1865,6 und

5 SHBL, Bd. 6 (1982), S. 95 u. Bd. 7 (1985), S. 343.
6 SHLB, Signatur SH 276: Nr. 7.
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- „Das Zeltlager auf der Lockstädter Heide in Holstein. Eine militär-
ärztliche Skizze im Vergleich mit dem Lager von Chälons", des preußi-
schen Stabsarztes Dr. Wilhem Roth, Darmstadt & Leipzig 1866,7

ergibt sich ein Konvolut, das für die Zeit des österreichisch-preußischen
Kondominiums der Herzogtümer schlaglichtartig die politische, insbeson-
dere militärpolitische Problematik jener Monate nach dem Wiener Frieden
von 1864 bis zum Abzug der österreichischen Besatzungstruppen aus dem
Herzogtum Holstein im Juni 1866 auch hinsichtlich der Verpflichtungen
gegenüber dem Deutschen Bund zeigt.

Bei der angeführten „Instruction" handelt es sich um die gedruckte
Anweisung des preußischen Generals der Infanterie Herwarth von Bitten-
feld8 vom 18. Juli 1865, des Oberbefehlshabers der alliiierten österreichisch-

preußischen Besatzungstruppen in den Elbherzogtümern. Die „Instruc-
tion" regelt die Maßnahmen für das Zeltlager vom 31. Juli 1865 bis 31. Au-

gust 1865 und enthält mit der beigefügten „NachWeisung der für das Zelt-
lager auf der Lockstedter Haide erforderlichen wollenen Decken und
Handtücher" eine detaillierte Aufstellung der vorgesehenen Truppenstärke
der beteiligten preußischen Einheiten.

Die Schrift des preußischen, an dem medizinisch-chirurgischen Fried-
rich-Wilhelm-Institut und dem Invalidenhaus in Berlin tätigen Stabsarztes
Dr. Roth9 enthält im Wesentlichen außer einer kurzen Beschreibung des

Lockstedter Zeltlagers detaillierte Ausführungen zu Maßnahmen der all-
gemeinen Gesundheitsvorsorge, Hygiene, Ernährung und Vorbeugung
von Infektionskrankeiten während des Zeltlagers.

Der Frieden von Wien 1864 und das Ende

der Bundesexekution

Der im 19. Jahrhundert anhaltend schwelende Konflikt um Schleswig-Hol-
stein erhielt nach den kriegerischen Auseinandersetzungen um die Jahr-
hundertmitte erneut ein militärisches Gesicht mit der am 1. Oktober/7. De-
zember 1863 beschlossenen Bundesexekution des Deutschen Bundes10 in

7 SHLB, Signatur Shg 227: Nr. 4.
8 Priesdorff; Soldatisches Führertum, Bd. 6, Nr. 1972, S. 347-353.
9 Wilhelm August Roth (1833-1892) war ein angesehener Militärhygieniker, der 1863

eine Reise in das Lager zu Chälons unternahm. Er wurde 1870 als Generalarzt 1. Kl.
an die Spitze des sächsischen Militärsanitätswesens berufen und übernahm 1873 die
Professur für Gesundheitspflege am Polytechnikum in Dresden.

10 Die Bundesexekution nach Art. 31 der Wiener Schlussakte vom 25. November 1819
in Verbindung mit der Exekutionsordnung vom 3. August 1820 gab dem Bund die
Möglichkeit, gegen einen Mitgliedstaat bei Verstoß gegen Pflichten, die sich aus der
Mitgliedschaft im Bund ergaben, mit militärischen Mitteln vorzugehen. Das Verfah-



220 Gerd Stolz

Holstein und Lauenburg. Hannover, Sachsen, Preußen und Österreich wa-
ren mit dem Vollzug der Exekution betraut worden. Dazu stellten Hanno-
ver und Sachsen je 6.000 Mann Bundestruppen bereit, Österreich und

Preußen je 5.000 Mann in der Reserve, die ebenfalls in Holstein und Lau-
enburg einrücken sollten, sowie weitere 15.000 bzw. 25.000 Mann in zwei-
ter Linie. Die hannover-sächsischen Bundesexekutionstruppen rückten am
23. Dezember 1863 in Holstein ein und hatten zum Jahresende die Eiderli-
nie erreicht.

Die Teilnahme an der Bundesexekution nutzten Österreich und Preu-

ßen dazu, im Januar 1864 den Aufmarsch ihrer Truppen für die kriegeri-
schen Maßnahmen gegen Dänemark in den zurückliegenden Räumen und

Heimatgarnisonen vorzubereiten. Die bereits in Hamburg stehende k. k.
Infanterie-Brigade Graf Gondrecourt erhielt bereits am 19. Januar 1864 den
Befehl, aus dem Verband der Exekutionstruppen auszuscheiden, und wur-
de drei Tage später nach Neumünster vorverlegt. Nach Ablehnung der ös-
terreichisch-preußischen Forderung vom 16. Januar 1864, mit der von Dä-
nemark ultimativ die Rücknahme der November-Verfassung gefordert

wurde, wurden die österreichischen und preußischen Truppen am 21. Ja-
nuar 1864 aus den Bundestruppen herausgelöst. Auf ihrem Weg bis an die

südliche Grenze des Herzogtums Schleswig rückten die österreichischen
und preußischen Truppen durch Hamburg, Lübeck und das zum Groß-
herzogtum Oldenburg gehördende Fürstentum Lübeck (Eutin) sowie das
von den Bundestruppen besetzte und unter Bundesverwaltung stehende
Holstein vor. Der die Bundesexekutionstruppen führende sächsische Be-
fehlshaber Generalleutnant von Hake11 erhielt am 22. Januar 1864 seitens

des Bundes die Order, die alliierten österreichisch-preußischen Truppen
ungehindert passieren zu lassen.

An den militärischen Maßnahmen des am 1. Februar 1864 begonnenen

Krieges Österreichs und Preußens gegen Dänemark nahm der Deutsche
Bund nicht teil. Die hannover-sächsischen Bundesexekutionstruppen über-
schritten während der kriegerischen Auseinandersetzungen nicht die Ei-

derlinie als Nordgrenze des Deutschen Bundes, der an den Okkupations-
maßnahmen der beiden alliierten deutschen Großmächte Österreich und
Preußen keinen Anteil nahm.

ren einer förmlichen Bundesexekution war allerdings sehr langwierig und bot mit
seiner komplizierten Schrittfolge mehrfach Möglichkeiten einer Beilegung des Kon-
fliktes. Die auch die militärische Besetzung des Staatsgebietes umfassende Bundes-
exekution war jedoch keine Okkupation, sondern eine deutsche innenpolitische
Maßnahme gegen einen verfassungswidrig handelnden oder sich verhaltenden
Mitgliedstaat ohne unmittelbare außenpolitische Wirkung. Ziel war die Wiederher-
stellung des (ursprünglichen) bundesverfassungsrechtlichen Zustandes.

11 Schröder, Die Generalität der deutschen Mittelstaaten, Bd. 2, Nr. 978, S. 1033.
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Der Krieg der beiden Alliierten, des Kaiserreiches Österreich und des
Königreiches Preußen, gegen Dänemark endete mit dem Wiener Friedens-
vertrag vom 30. Oktober 1864, bei dem der Deutsche Bund vollkommen
ausgeschlossen war. In Artikel III des Wiener Friedensvertrages vom 30.
Oktober 1864 verzichtete der dänische König Christian IX. „auf alle Seine

Rechte auf die Herzogthümer Schleswig, Holstein und Lauenburg" zu-
gunsten Österreichs und Preußens und verpflichtete sich, alle Verfügun-
gen anzuerkennen, die die beiden Alliierten hinsichtlich der Herzogtümer
treffen würden. Österreich und Preußen nahmen nun gemeinschaftlich die

volle Herrschafts- und Verfügungsgewalt für Holstein, Lauenburg und
Schleswig wahr, doch bestand allgemein kein Zweifel, dass das Kondomi-
nium kein Dauerzustand, sondern nur ein Provisorium sein könne.

Von der Eröffnung des von den beiden deutschen Großmächten initiier-

ten und von ihnen geführten Krieges gegen Dänemark bis zu dessen Been-
digung war der Deutsche Bund, der mit der Bundesexekution in Holstein
und Lauenburg Österreich und Preußen für deren militärische Maßnah-

men den Rücken frei gehalten hatte, nicht beteiligt gewesen. Der Deutsche
Bund nahm aber auch nach dem Wiener Frieden weiterhin seine Rechte

aus der Bundesexekution wahr und weigerte sich zunächst, die Bundes-

exekutionstruppen zurückzuziehen. Es ergab sich daher eine sehr komple-
xe politische Situation aus dem österreichisch-preußischen Kondominium
mit den zunehmenden Meinungsverschiedenheiten zwischen den beiden
deutschen Großmächten und der weiterhin andauernden, letztlich über-

holten Bundesexekution für Holstein und Lauenburg, deren zugrunde lie-
gende Bundestagsbeschlüsse am 1. Oktober/7. Dezember 1863 Österreich

und Preußen einst mitgetragen hatten. In der außerordentlichen Sitzung
des Bundestages am 29. November 1864 legten die beiden deutschen Groß-

mächte den Wiener Friedensvetrag vor und stellten dann gemeinsam auf
Drängen Preußens am 1. Dezember 1864 den Antrag auf Beendigung der
Bundesexekution, die der Bundestag am 5. Dezember 1864 mit 9 : 6 Stim-
men beschloss. - Österreich und Preußen erkannten insofern eine wie nun

auch immer geartete andauernde Zuständigkeit des Deutschen Bundes für
die Herzogtümer Holstein und Lauenburg an, die mit dem Wiener Frie-
densvertrag nicht in einen anderen Staat eingegliedert und nicht aus dem
Bund ausgeschieden waren.

Österreich und Preußen setzten dann durch, dass die Bundesexekuti-

onstruppen unverzüglich abzogen. Noch im Dezember 1864 wurden die

hannoverschen und sächsischen Truppen zurückgezogen. Die hannover-
schen Brigaden gingen vom 10.-13. Dezember 1864 auf das linke Elbufer
über, die sächsischen Brigaden wurden vom 11.-15. Dezember 1864 in 19
Eisenbahnzügen unter Vermeidung preußischen Gebiets vom Verlade-

bahnhof Harburg über Uelzen, Göttingen, Kassel, Eisenach und Hof nach
Sachsen transportiert.
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Das Spiel mit dem Feuer -

österreichische und preußische militärische Besatzungsmacht

Die Frage der künftigen Staatsform der Herzogtümer blieb zunächst unbe-
antwortet, wurde allerdings in den verschiedenen politischen Bereichen
und Ebenen in den Herzogtümern selbst, in Österreich und in Preußen wie
auch im Deutschen Bund sowie bei den Bundesmitgliedern diskutiert, wo-

bei heftige Spannungen ganz unterschiedlicher Art nicht ausgespart blie-
ben. Wesentliche Elemente waren dabei das preußische Bestreben, den ei-

genen Machtbereich in Norddeutschland zu arrondieren und Österreich
als Konkurrenten aus der Vormachtstellung Deutschlands herauszudrän-

gen.
Eine ständige Belastung dabei waren die bestehenden und teils mit

wachsender Intensität in den verschiedenen Bereichen ausgetragenen

Zwistigkeiten zwischen Österreich und Preußen, die auch die Zusammen-
arbeit im Deutschen Bund hemmend beeinflussten. Der Dualismus Öster-

reich - Preußen belastete zunehmend die Verhältnisse in Deutschland; die
deutschen Mittelstaaten konnten die beiden Großmächte nicht zu einer

gemeinsamen Politik bewegen, und diese Unbeweglichkeit ging zuneh-
mend zu Lasten des Deutschen Bundes.

Die beiden Großmächte Österreich und Preußen besetzten nach dem

Wiener Frieden und dem Abzug ihrer am Kriegsgeschehen 1864 beteiligten
Truppen die Herzogtümer Holstein, Lauenburg und Schleswig, wobei es
aufgrund der Weigerung des Deutschen Bundes nach Rücknahme der
Bundes-Exekutionstruppen gegen Ende November/Anfang Dezember 1864
vorübergehend zu einer Verzögerung der Maßnahme gekommen war.

Den Öberbefehl über die österreichisch-preußischen Besatzungstruppen

in den Elbherzogtümern erhielt am 21. November 1864 der preußische
damalige General der Infanterie und spätere Generalfeldmarschall Eber-
hard Herwarth von Bittenfeld, der am 29. Juni 1864 den Übergang der alli-

ierten preußischen Truppen nach Alsen geleitet hatte und von Mai bis No-
vember 1864 Befehlshaber des alliierten I. Armeekorps gewesen war. Er
löste den nach Berlin zurückgekehrten Prinz Friedrich Karl von Preußen ab
und errichtete sein Hauptquartier in Kiel.

Die alliierten österreichisch-preußischen Besatzungstruppen wurden im

Lande so verteilt, dass jede Besatzungsmacht mit Truppenteilen in den
beiden Herzogtümern Holstein und Schleswig vertreten war.

Preußischerseits wurden sämtliche Truppen, die am Krieg teilgenom-
men hatten, in ihre Heimatgarnisonen zurückgeführt und dafür ein Besat-

zungskorps in Divisionsstärke mit ca. 16.000 Mann, bestehend aus zwei In-
fanterie-Brigaden, einer Kavallerie-Brigade und einer Feld-Artillerie-Abtei-
lung zusammengestellt. Diese am Kriegsgeschehen 1864 nicht beteiligten
Truppen kamen aus verschiedenen Garnisonen des Königreiches Preußen
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und waren bis zum 15. Dezember 1864 vollständig in Schleswig-Holstein
eingetroffen. Sie wurden in den östlichen Teilen der Herzogtümer Holstein
und Schleswig sowie im Herzogtum Lauenburg, die Artillerie in Rends-
burg stationiert.

Preußen führte in seiner mit Redaktionsschluss vom 10. Juli 1865 erstell-

ten Rang- und Quartierliste seine Besatzungstruppen mit den Standorten

im Abschnitt Armee-Einteilung bei den Armeekorps unter „Ober-Com-
mando über die Truppen in den Elbherzogthümern" auf und brachte zum
Schluss des „Alphabetisches Verzeichniß des Quartier-Standes der Armee

im Jahre 1865" ein Verzeichnis der Standorte in den Elbherzogtümern mit
den dort stationierten Truppen(-teilen).12

Österreich ließ nach dem Rückmarsch des Großteils seines k. k. VI. Ar-

meekorps als militärische Besatzung die zunächst noch ca. 4.800 Mann um-

fassende Brigade Kalik zurück, deren Kopfzahl am 1. Oktober 1865 um 600
Mann aus Kostengründen reduziert wurde. Mit dem Kommando wurde
Generalmajor Anton Ritter von Kalik13 beauftragt, der zuvor 14 Jahre Chef
des 1850 gegründeten Evidenz-Büros der k. k. Armee, also Leiter des zum
General-Quartiermeister-Stab gehörenden militärischen Nachrichtendiens-

tes der österreich-ungarischen Monarchie, gewesen war. Mit dieser zah-

lenmäßig geringen Truppenstationierung dokumentierte Österreich ge-
genüber Preußen allerdings den Rückgang seines politischen Einflusses im
Deutschen Bund.

Österreich hatte in jener Zeit bereits für das Dislokationssystem seiner
Armee auf Grund seiner geografischen Lage und seiner verschiedenen
weitreichenden außerdeutschen Interessen erhebliche Probleme. Ein Groß-
teil seiner Armee war dauerhaft in Gebieten außerhalb des Deutschen

Bundes gebunden, so dass es dieser Frage hinsichtlich der Herzogtümer
ohne Abstimmung mit Preußen nicht weiter nachgehen konnte.

Tab. 1 (folgende Seite): Übersicht über Truppenteile und Einsatzorte der preußi-
schen Armee (1864/1865).

Anm. * (zu Tab. 1, S. 224) Nach der Rang- und Quartier-Liste der Königlich Preußischen Ar-
mee. In der Rangliste 1865 bei den Einheiten jeweis der Zusatz „Abcommandirt nach den Elb-
herzogtümern".

12 Rang- und Quartier-Liste der Königlich Preußischen Armee und Marine für das
Jahr 1865, Berlin (1865), S. 74-75 u. Übersicht zwischen S. 680 u. S. 681.

13 Biographisches Lexikon des Kaiserthums Oesterreich, 10. Teil, Wien 1863, S. 389-
390.
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Truppenteil
(Regiment, Abteilung)

Garnison
1864

Einsatzort
1865*

Iste komb. Infanterie-Brigade

Magdeburgisches Füsilier-
Regiment Nr. 36

Stab, 1. u. 2. Batl. Halle
3. Batl. Zeitz

Stab u. 1. Batl. Neumünster

2. Batl. Segeberg
3. Batl. Oldesloe

6. Ostpreußisches Infanterie-
Regiment Nr. 43

Stab u. 2. Batl. Gumbinnen

1. Batl. Insterburg
Füs.-Batl. Lötzen

Stab, 1. u. 2. Batl. Altona

Füs.-Batl. Ratzeburg

8. Pommersches Infanterie-

Regiment Nr. 61

Stab u. 2. Batl. Stolp
1. Batl. Könitz

Füs.-Batl. Neustettin

Stab, 1. u. Füs.-Batl. Kiel
2. Batl. Eckernförde

2te komb. Infanterie-Brigade

2. Schlesisches Grenadier-

Regiment Nr. 11

Stab, 1. u. Füs.-Batl. Breslau
2. Batl. Wohlau

Stab, 1. u. 2. Batl. Flensburg

Füs.-Batl. Schleswig

1. Rheinisches Infanterie-

Regiment Nr. 25

Köln Stab u. 1. Batl. Hadersleben

2. Batl. Sonderburg

Füs.-Batl. Apenrade

4. Posensches Infanterie-

Regiment Nr. 59

Stab u. 2tes Batl. Rawicz

1. Batl. (Poln.-)Lissa

Füs.-Batl. Krotoszyn

Stab, 1. u. 2. Batl Rendsburg
Füs.-Batl. Schleswig

Komb. Kavallerie-Brigade

Rheinisches Dragoner-
Regiment Nr. 5

Stab, 1. u. 2. Esk. Salzwedel

3. u. 4. Esk. Gardelegen

Stab, 1., 2., 3. Esk. Schleswig
4. Esk. Flensburg

Magdeburgisches Dragoner-
Regiment Nr. 6

Stab, 1. u. 2. Esk. Schmiede-

berg
3. u. 4. Esk. Kemberg

Stab u. 3. Esk. Plön
1. Esk. Kiel
2. Esk. Preetz
4. Esk. Wandsbek

Schlesisches Feld-Artillerie-

Regiments Nr. 6-3. Fuß-
Abteilung

3.12pfd. u. 3. Haubitz-
Batterie

Schweidnitz 3. 6pfd. u. 3. Haubitz-Batterie
Rendsburg
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Der alljährlich erscheinende „Militär-Schematismus des Österreichi-
schen Kaiserthum.es" enthielt weder für das Jahr 1864, Wien Mai 1864,
noch für das Jahr 1865, Wien März 1865, weder hinsichtlich des alliierten

II. (k. k. VI.) Armeekorps noch der daraus gebildeten k. k. Brigade Kalik
der in den Herzogtümern garnisonierenden alliierten Besatzungstruppen
irgendwelche Angaben. Lediglich auf Grund der Personalnennung zu An-
ton Ritter von Kalik mit „Brigadier zu Altona" im Militärschematismus
186514 war zu schließen, dass Truppen der kaiserlichen Armee in Schles-
wig-Holstein stationiert sein mussten.

Allerdings hatte die dem k. k. Militär nahestehende, in Wien erschei-
nende „Militär-Zeitung" am 11. Januar 1865 eine Dislokationsliste der alli-

ierten Truppen in den Elbherzogtümern veröffentlicht, 15 die auch die k. k.
Brigade Kalik mit Stabsquartier in Altona aufführte. Deren Truppen waren
danach zu Jahresbeginn 1865 stationiert:

- k. k. 22. Feldjäger-Bataillon in Tondern, Bredstedt und Niebüll,

- k. k. Inf.-Regiment Graf Khevenhüller Nr. 35 in Altona, Elmshorn,
Glückstadt und Itzehoe,

- k. k. Inf.-Regiment Baron Ramming Nr. 72 in Husum, Rendsburg,
Tönning und Friedrichstadt,

- 2 Eskadrons k. k. Dragoner-Regiment Fürst Windischgrätz Nr. 2 in
Itzehoe,

- k. k. 4-pfd. Fußbatterie Nr. 3/1 in Flottbek, Bahrenfeld und Othmar-
schen,

wobei sich allerdings im Laufe der folgenden Monate mehrere Verlegun-
gen ergaben.
Nach Artikel VI der Schlussakte der Wiener Ministerkonferenzen von

1820 konnte „eine freiwillige Abtretung auf einem Bundes-Gebiete haften-
der Souverainitäts-Rechte" ohne Zustimmung des Bundes „nur zu Guns-
ten eines Mitverbündeten" erfolgen. Zwar stand der Wiener Friedensver-

trag von 1864 diesem Grundsatz des Deutschen Bundes nicht entgegen, je-
doch war die Frage der staatlichen Verfassung der zum Bundesgebiet ge-
hörenden Herzogtümer Holstein und Lauenburg noch offen. Ungeklärt
war insofern auch die Erfüllung der militärischen Pflichten der Herzogtü-
mer in der Beteiligung nach der Bundeskriegsverfassung, also auch der
Stellung des Bundeskontingentes. 16 Eine Regelung dieses Problems konnte

14 Militär-Schematismus des Österreichischen Kaiserthumes, Wien 1865, S. 91.
15 Militär-Zeitung, Wien, 11. Januar 1865, Nr. 3, S. 22-23.
16 Der Bund hatte kein von ihm selbst aufgestelltes Heer. Das Bundesheer wurde aus

den Kontingenten der einzelnen Bundesstaaten gebildet. Das Bundesheer wurde in
seiner personellen Stärke nach der Matrikel vom 20. August 1818 aufgestellt, die auf
der Bevölkerungsziffer in den einzelnen Bundesstaaten auf einer Zählung von 1818
basierte und 1 % der Bevölkerung betrug. Obwohl die Matrikel danach mehrfach
revidiert wurde, wurden die Bevölkerungszahlen nur bei Gebietsveränderungen
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durch die beiden Besatzungsmächte, die den Deutschen Bund in der Frage

des künftigen Schicksals Schleswig-Holsteins unbeteiligt gelassen hatten,
zwangsläufig allein nicht erfolgen, wurde seitens Bundes bzw. seiner Mit-

glieder aber auch nicht eingefordert. Andererseits konnte ein solcher
Schritt angesichts der sich seit Frühjahr 1865 zuspitzenden Situation zwi-
schen den beiden Großmächten auch nicht erwartet werden.

Der Führungsanspruch Preußens in Deutschland ließ sich nach Bis-
marcks Auffassung nur durch eine Herausdrängung Österreichs aus der
deutschen Staatengemeinschaft durchsetzen, notfalls auch mit Auflösung
des Deutschen Bundes. Im Mai 1865 wurden preußischerseits auch die

Möglichkeit einer militärischen Auseinandersetzung und die Annexion der

Herzogtümer nicht mehr ausgeschlossen. Angesichts der sich im Laufe des
ersten Halbjahres 1865 immer mehr zuspitzenden Konfrontation Öster-
reichs und Preußens traf Preußen unübersehbare Kriegsvorbereitungen.
Unter dem Deckmantel der Bündnistreue gegenüber dem Deutschen

Bund, denn die militärische Bündnispflicht für die Herzogtümer Holstein
und Lauenburg war noch offen, bot hierzu auch die Situation in den Her-

zogtümern eine Möglichkeit.

Das preußische Zeltlager auf der Lockstedter Heide

im August 1865

In dem weiten, im Herzogtum Holstein gelegenen, mit der Kiel-Altonaer
Eisenbahn bis Wrist gut erreichbaren Gelände der Lockstedter Heide zog
Preußen zu einem Manöver vom 31. Juli resp. 1.-31. August 1865 aus

seinen Besatzungstruppen einen großen, kampfstarken Verband mit ca.
10.000 Soldaten in einem Feldlager zusammen. Damit stand für den Fall
eines bewaffneten Konfliktes mit den k. k. Truppen in den Herzogtümern

in deren (Süd-)Westen von preußischer Seite ein entsprechender Macht-
faktor kurzfristig einsatzbereit. Zugleich konnten Neuerungen im logisti-

schen Bereich der preußischen Armee wie z. B. bei der Unterbringung und
Verpflegung durch die Truppe erprobt werden.

Für den Ostsee-Bereich hatte Preußen zu jenem Zeitpunkt bereits voll-

endete Tatsachen geschaffen, indem am 24. März 1865 die in den Ostsee¬

geändert. Alle Bundesstaaten beteiligten sich also an dem Bundesheer mit Kontin-
genten, die bereits in Friedenszeiten aufgestellt und ständig einsatzfähig sein soll-
ten. Das Bundesheer hatte 1860 eine Sollstärke von ca. 303.000 Mann, einschließlich
der Reserven von 627.000 Mann. Zwar war in den Herzogtümern Holstein und
Lauenburg die Bevölkerungszahl von 1815 bis Dezember 1864 von 375.000 auf
602.814 gestiegen, die Bundesmatrikel ging jedoch unverändert von einer Kontin-
gentstärke von 3.600 Mann aus, davon 2.791 Mann Infanterie, 514 Mann Kavallerie
und 295 Mann Artillerie.
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häfen stationierten Flottenverbände in den Kieler Hafen verlegt wurden.
Am 24. Juni 1865 waren das Kommando der Marine-Station der Ostsee

nach Kiel und der Stab sowie die 1. und 3. Kompanie des See-Bataillons
nach Friedrichsort gefolgt. 17

An dem Zeltlager auf der Lockstedtder Heide nahmen sämtliche Trup-
pen des preußischen Besatzungskorps teil mit Ausnahme von 2 Bataillo-
nen, und zwar je eines des Infanterie-Regimentes Nr. 59 und des Infanterie-
Regimentes Nr. 61, die in Rendsburg bzw. Kiel zurückblieben. Komman-
deur der in drei Brigaden gegliederten Truppen des Zeltlagers war der
damalige Generalleutnant Philipp Freiherr von Canstein, 18 ein erfahrener

Truppenführer, der bei der Erstürmung der Düppeler Schanzen im April
1864 die preußische 11. Infanterie-Brigade geführt hatte.

Die Wahl des Lagerplatzes war durch den preußischen Generalstab er-

folgt. Er stützte sich insoweit auf die Erfahrungen aus dem Jahre 1846, als
dort das damals noch in das dänische Heer integrierte holstein-lauenbur-

gische Kontingent des Bundesheeres gemustert worden war. 19 Inspekteure
für den Deutschen Bund waren seinerzeit in Lockstedt der preußische da-
malige Generalleutnant und spätere Generalfeldmarschall Friedrich Graf

von Wrangel20 und der nassauische damalige Generalmajor Friedrich Frei-
herr von Preen gewesen.21

Grundlage für die zum Zeltlager 1865 erstellte Karte, die das Gebiet von

Poyenberg im Norden bis Oelixdorf im Süden und von Hohenaspe im
Westen bis Hennstedt und Kellinghusen im Osten umfasst, war nach dem
Erläuterungstext die Erkundung des dänischen Generalstabs von 1846. Es
ist dabei davon auszugehen, dass der mit den örtlichen landschaftlichen

Strukturen vertraute Franz Geerz sowohl 1846 als auch 1865 der maßgebli-
che Kartograph war - ehemals als 1842 bestellter Wegebaukondukteur für
Schleswig-Holstein und Herausgeber der 1845 erschienenen großen Karte
für die Herzogtümer Holstein und Lauenburg, 1865 dann als Mitarbeiter
der Topographischen Abteilung des Großen Generalstabs der preußischen
Armee. Bei dem in der Schleswig-Holsteinischen Landesbibliothek vor-

handenen Exemplar handelt es sich wohl um das Hand-/Arbeitsexemplar
von Franz Geerz.

Die Bekanntmachung über das Zeltlager vom 14. Juli 1865 wurde eine
Woche später im Verordnungsblatt veröffentlicht.22 Diese offizielle Unter-

17 Salewski, Kiel und die Marine, S. 273-276.
18 ADB, Bd. 47, S. 441-442 u. Priesdorff, Soldatisches Führertum, Bd. 7, Nr. 2196, S.

124-126.

19 Oesterreichischer Beobachter, Wien, vom 13. Oktober 1846, Nr. 286, S. 1132.
20 ADB, Bd. 44, S. 226-232 u. Priesdorff, Soldatisches Führertum, Bd. 6, Nr. 1890, S.

263-277.

21 Schröder, Die Generalität der deutschen Mittelstaaten, Bd. 2, Nr. 925, S. 971.
22 Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein und Lauenburg, 40. Stück, vom 21. Juli

1865, S. 191-192.
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richtung der Öffentlichkeit erfolgte sehr spät; die Planungen und Vorberei-

tungen für das Zeltlager müssen zu jenem Zeitpunkt sowohl im preußi-
schen Staats- als auch im Kriegsministerium in Berlin schon länger bestan-
den haben, denn ansonsten hätten sich die umfangreichen organisatori-

schen und logistischen Maßnahmen in der kurzen zur Verfügung stehen-
den Zeit nicht durchführen lassen. Nach der Bekanntmachung sollte das

Lager zunächst bis zum 2. September 1865 dauern, wurde dann jedoch auf
Grund des schlechten Wetters vorzeitig am 31. August 1865 beendet.

Der mit zahlreichen Fahnen in den preußischen Farben (weiß-schwarz)

gekennzeichnete Lagerplatz zwischen Neumühlen (nördlich von Mühlen-
barbek) im Süden und Springhoe im Norden wurde durch den Mühlen-
bach (Mühlenbarbeker Au), über den mehrere Brücken gebaut worden wa-

ren, in zwei Hälften geteilt; in der westlichen Hälfte lag die Infanterie, in
der östlichen die Kavallerie und Artillerie.23 Der nahe dem Lager bei

Springhoe gelegene, von dem Mühlenbach gebildete größere Teich wurde
zum Tränken der Pferde genutzt, der südlich des Lagers gelegene kleinere
Teich bei Neumühlen als Badestelle der Mannschaften, denn jeder Soldat

kam einmal wöchentlich hierher zum Baden. Die Unterbringung der Trup-

pen erfolgte in Zelten verschiedener Art. Bei der Infanterie hatten Offiziere
vom Hauptmann aufwärts, bei der Kavallerie jeder Offizier, außerdem
sämtliche Ärzte und Beamte jeder ein Zelt für sich, im Übrigen waren bei

der Infanterie jeweils 2-3 Kompanie-Offiziere in einem Zelt untergebracht.
Die Gesamtzahl der Zelte für die Truppen des preußischen Besastzungs-

korps wird ca. 700 Zelte betragen haben. Die Lagerung der Truppen in den

Zelten erfolgte auf Stroh und mit wollenen Decken.24
Hinter den Zelten waren die Pferde paarweise nebeneinander ange-

bunden, wobei das Sattelzeug neben den Pferden auf besonderen Ständern

untergebracht war, das Zaumzeug jedoch ins Zelt mitgenommen werden
musste. Für die Offizierspferde waren große Stallungen gebaut worden.

Das Zeltlazarett im Lager war am 1. August 1865 von dem an jenem Ta-

ge herrschenden orkanartigen Sturm umgerissen und in die Nähe Kelling-

husens verlegt worden. Es bestand aus vier Krankenzelten mit je 15 Betten
im Mittelraum, während die beiden kleineren Vorräume als Schlafraum für
die Krankenwärter und als Abort dienten.

Auf einer Anhöhe des Lagerplatzes, von der das ganze Lager mit Aus-
nahme der Artillerie übersehen werden konnte, war der Divisionsstab in

23 Das Gebiet zwischen Kellinghusen, Hohenwestedt und Rendsburg war nur für
Manöver im größeren Verband am 1./2. September 1865 eingeplant, die jedoch we-
gen schlechter Witterung nicht stattfanden.

24 Roth, Das Zeltlager auf der Lockstädter Heide, S. 6-21, gibt eine detaillierte Darstel-
lung des Lagers mit dessen Organisation, den verschiedenen Typen der Zelte, der
Wasserversorgung, Verpflegung, den Hygiene-, Gesundheits- und Sanitätsmaßnah-
men.
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mehreren Zelten untergebracht. Unmittelbar neben dem Stabszelt stand
die (aus Witterungsschutz-Gründen und vor Bezug des Lagers errichtete)
hölzerne Baracke des Feld-Telegrafen und der Feldpost, denn es war eigens
für das Lager eine entsprechende Nachrichtenverbindung eingerichtet
worden.

Weitere Bauten im Lagerbereich waren die Zelte der Truppenmarketen-
der, von denen je einer pro Kompanie oder Eskadron die Truppen begleitet
hatte, sowie die am Rande des Lagerplatzes errichteten Stände der freien,
von der Division aufgrund eines Führungszeugnisses der Ortsbehörde
konzessionierten Marketender, verschiedene Marionettenbühnen, außer-

dem mehrere Schießstände, Kegelbahnen und Bierzelte. Vorübergehend
gab es im Lager auch ein Sommertheater, das Victoria-Feld-Theater, das

am 10. August 1865 den „Barbier von Sevilla" unter Mitwirkung mehrerer
Mitglieder der Kieler Oper aufführte, im Übrigen aber nicht den erwarte-
ten Zuspruch der Soldaten fand.

Der Dienst für die Soldaten war sehr anstrengend; er dauerte von Mon-
tag bis Sonnabend und begann mit dem Wecken durch einen Kanonen-
schuss bei Sonnenaufgang. Zapfenstreich war zunächst um 21.00 Uhr,

wurde dann aber in zwei Schritten auf 20.00 Uhr vorgezogen. Ruhe im La-
ger musste um 21.00 Uhr sein, das Licht um 23.00 Uhr gelöscht werden.
Die Sonntage waren Ruhetage:

„Am ersten August wurde das vorher durch Detachements gebaute Lager
bezogen, am zweiten war Ruhetag, vom dritten bis vierzehnten August
exercirte die Infanterie und Cavallerie im Regiment, vom 15. bis 21. August
war bei diesen Waffen Brigadeexerciren. Die Artillerie hatte vom 3. bis 16.
August Scheibenschießen und Exerciren. Vom 17. bis 21. August nahm sie
am Brigadeexerciren Theil. Vom 23. bis 25. August fanden Felddienst und
Vorpostenübungen statt, vom 29. August Exerciren in der Division."25

Die ab 30. August 1865 vorgesehenen größeren Feldmanöver fanden

wegen des schlechten Wetters nicht statt. Eine unübersehbar machtpoliti-
sche Demonstration preußischerseits in der politisch wie militärisch äu-

ßerst angespannten Situation jener Tage war die Anwesenheit Kronprinz
Friedrich Wilhelms von Preußen, des späteren Deutschen Kaisers Friedrich

III., der am 8./9. August 1865 von Föhr über Husum und Rendsburg kom-
mend im Lockstedter Lager eingetroffen war. Offizieller Anlass war sein

Besuch des zum Besatzungskorps gehörenden 2. Schlesischen Grenadier-
Regiments Nr. 11, bei dem der Kronprinz ä la suite26 stand; er übernachtete

25 Roth, Das Zeltlager auf der Lockstädter Heide, S. 17.
26 „ä la suite" eines Truppenteils zu stehen war eine Ehrenstellung, die zum Tragen

einer Regimentsuniform berechtigte, ohne eine unmittelbare dienstliche Stellung zu
der Einheit zu haben.
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in einem eigens in das Lager geschickten Zelt nahe bei dem Regiment, das
dort am Morgen des 9. August 1865 paradierte.

Am 14. August 1865 unterzeichneten im Hotel Straubinger in (Bad)

Gastein Ministerpräsident Otto von Bismarck als preußischer Verhand-
lungsführer und der österreichische Gesandte Gustav Blome die Gasteiner
Konvention, die eine Neuregelung der Verwaltung der Herzogtümer bein-
haltete und die Gefahr einer militärischen Auseinandersetzung zwischen
Österreich und Preußen zunächst bannte. So konnte auch am 18. August

1865 im Lockstedter Lager anlässlich des Geburtstages von Kaiser Franz

Joseph von Österreich eine große Militärparade stattfinden, an der sämtli-
che preußische Truppen in nahezu voller Stärke beteiligt waren. Die Wie-

ner Zeitung berichtete über das Ereignis:27

„Zu der großen Parade, die gestern Vormittags 10 Uhr zu Ehren Sr. Majes-
tät des Kaisers von Oesterreich im Lockstedter Lager stattfand, hatten sich
zum ersten Male seit der Eröffnung desselben große Massen Volks aus den

auf ein paar Meilen in der Nähe liegenden Ortschaften eingefunden; - bis-
her war der Besuch nur an den Sonntagsnachmittagen etwas belebt gewe-

sen; aus größerer Ferne waren auch diesmal nur einzelne Leute da; denn so
weit der Einfluß der schleswig-holstein'schen Vereine reicht, ist eine Art
Bann über Besucher des Lagers verhängt. Zum Paradeplatz mußte man ei-

ne gute Viertelstunde, zum Theil durch sehr hoch und dick gewachsenes
Heidekraut gehen. Auch eine Masse Wagen sammelten sich dahin."

Zu der Parade war an jenem Morgen auch der Oberkommandierende
der österreichisch-preußischen Besatzungstruppen Herwarth von Bitten-
feld in das Lockstedter Lager gekommen, der als sein Hauptquartier wäh-

rend der Zeit des Lagers vorübergehend das Haus Louisenberg in Kelling-
husen bezogen hatte.

Auf dem Höhepunkt der Spannungen hatte Österreich, das eben erst ei-

ne schwere Regierungskrise überwunden hatte, die Situation um die Her-
zogtümer verschärft, doch verzichtete es letztlich darauf, die angekündig-
ten Maßnahmen in die Tat umzusetzen - am 31. Juli 1865 erfolgte die Be-

kanntmachung der Schleswig-Holsteinischen Landesregierung, dass „laut
Mittheilung des Oberkommando's in den Elbherzogtümern ... die Infante-
rie-Abtheilungen der Kaiserlich K. Oesterreichischen Besatzungstruppen
von der Hälfte des August Monats an auf 6 Wochen zu Uebungszwecken
an verschiedenen Orten der Herzogthümer zusammengezogen werden".28
Es blieb bei dieser „Verbalnote" österreichischerseits, denn einerseits hätten

die preußischen Truppen derartige „Störaktionen" unschwer blockieren
können, andererseits waren die Verhandlungen um eine Beilegung des

27 Wiener Abendpost, Beilage zur Wiener Zeitung, Nr. 192, vom 23. August 1865.
28 Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein und Lauenburg, 44. Stück, vom 4. August

1865, S. 231
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Konfliktes zwischen der Regierungen der beiden deutschen Großmächte in
Österreich bereits angelaufen.

Der offene Bruch mit einer bewafften Auseinandersetzung konnte noch
einmal vermieden weren. Am 14. August 1865 schlossen Österreich und
Preußen in (Bad) Gastein einen Vertrag, der Herrschaft und Administrati-

on Schleswig-Holsteins neu regelte und von beiden Staaten bereits am 20.
August 1865 ratifiziert wurde.29 Die Gasteiner Konvention verdeckte für
kurze Zeit die Spannungen zwischen den beiden deutschen Großmächten,
konnte die aus unterschiedlichen politischen Interessen herrührenden Ge-
gensätze jedoch nicht beseitigen.

Die gemeinsame Administration der Herzogtümer wurde aufgegeben.
Preußen erhielt die Verwaltung von Schleswig, Österreich die von Holstein
übertragen und trat seine Rechte an Lauenburg gegen eine finazielle Ent-
schädigung an Preußen ab. Beide Staaten hielten im Übrigen an der Ver-
antwortung und an den Rechten über Holstein und Schleswig gemäß Art.
III des Wiener Friedensvertrages fest. In der Sitzung der Bundesversamm-
lung am 24. August 1865 unterrichteten Österreich und Preußen den Deut-

schen Bund über die in Gastein getroffenen Vereinbarungen.

In der Gasteiner Konvention war in Art. 10 Abs. 2 festgelegt worden,
dass „das bis jetzt bestehende gemeinschaftliche Obercommando (...) nach

vollendeter Räumung Holsteins durch die Königlich-Preußischen, Schles-

wigs durch die Kaiserlich-Österreichischen Truppen spätestens am 15. Sep-
tember aufgelöst werden (wird)."30

Die Besatzungstruppen unterstanden damit wieder dem jeweiligen na-
tionalen Oberkommandierenden, d. h. die österreichische Brigade dem k.k.
Generalmajor Ritter von Kalik mit Hauptquartier in Altona; und mit dem

Oberbefehl über die preußischen Einheiten wurde der damalige preußi-
sche Generalleutnant und spätere Generalfeldmarschall Freiherr von Man-

teuffel beauftragt, den der König am 22. August 1865 zum Gouverneur des
Herzogtums Schleswig ernannt hatte.

Eine ungelöste Frage

Am 16. August 1865 war in der Provinzial-Correspondenz Nr. 3331 der Bei-

trag „Die Stellung Oesterreichs zu den preußischen Forderungen in Betreff

29 Huber, Verfassungsgeschichte, Bd. 3, S. 211-214.
30 Huber, Verfassungsgeschichte, Bd. 3, S. 214.
31 Die Provinzial-Correspondenz war ein halbamtliches preußisches Presseorgan, das

als Sprachrohr Otto von Bismarcks galt, vom Literarischen Büro des preußischen
Innenministeriums herausgegeben wurde und von 1863 bis 1884 erschien; es lieferte
amtliche Mitteilungen, Dokumente, Verlautbarungen, Berichte und Parlamentsre-
den und bildete die wöchentliche Beilage in den insbesondere in den ländlichen
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Schleswig-Holsteins." erschienen, in dem u. a. über „die Geschicke des
nicht zum deutschen Bundesverband gehörigen Herzogthums Schleswig"

ganz im Bismarckschen Sinne geschrieben und sodann gefordert wurde:
„Was Oesterreich, waß Deutschland mit Recht verlangen kann, ist einfach,
daß Holstein nach wie vor als Bundesland seine Verpflichtungen gegen
den deutschen Bund erfülle." Preußen berief sich damit auf den seinerseits

wenig geliebten Deutschen Bund, soweit er zu Realisierung seiner Ziele
eingesetzt werden konnte.

Die Demonstration Preußens mit seiner militärischen Macht durch das

Lockstedter Lager im August 1865 hatte seine Wirkung nicht verfehlt; das
Ereignis selbst fand indes keine Erwähnung mehr.

Die militärischen Verpflichtungen für die Herzogtümer Holstein und

Lauenburg nach der Deutschen Bundesakte von 1815 in Verbindung mit
der Bundeskriegsverfassung bestanden zwar noch fort, spielten in dem

Machtpoker zwischen Österreich und Preußen jedoch keine Rolle mehr,
wurden nicht mehr berührt oder erörtert. - Mit der Auflösung des Deut-

schen Bundes im Jahre 1866 bestand diese Frage für die Herzogtümer dann
nicht mehr.
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Expeditions- und Forschungsreisen als Karriere-

sprungbrett?

Norddeutsche Wissenschaftler als Teilnehmer der Galathea-,

Challenger- und Plankton-Expedition

Von Martin Göllnitz

In seinen 1887 veröffentlichten Lebenserinnerungen betonte ein britischer
Naturforscher - der schon zu Lebzeiten Weltruhm genoss - rückblickend

das generelle Potenzial wissenschaftlicher Innovation durch Expeditions-
und Forschungsreisen sowie deren Relevanz für die eigene akademische
Laufbahn:

„The voyage of the Beagle has been by far the most important event in my
life, and has determined my whole career [...]. I have always feit that I owe
to the voyage the first real training or education of my mind; I was led to
attend closely to several branches of natural history, and thus my powers
of observation were improved, though they were always fairly develo-

ped".1

Seine fast fünfjährige Reise mit dem Vermessungsschiff Beagle (1831-
1836) hatte Charles Darwin wiederholt mit einer Fülle fremder, exotischer
Eindrücke konfrontiert und ihn zu zahlreichen naturwissenschaftlichen

Entdeckungen geführt - auf eine Art und Weise, die zu diesem Zeitpunkt
zwar keineswegs neu oder unbekannt war, aber im inneruniversitären For-

schungsdiskurs weitgehend eine Ausnahmesituation darstellte: Er betrieb
naturwissenschaftliche Forschung als kritische Überprüfung des eigenen
Wissens und als rational begründete Korrektur vorhandener Autoritäten
mithilfe des methodisch gelenkten Vergleichs am Ort des Geschehens - der
Natur selbst. 2 Ob Darwins Weltreise dabei gleichsam eine Initialfunktion

zugesprochen werden kann, wie mancherorts behauptet wird, muss auf-
grund der räumlichen Beschränkung an dieser Stelle offen bleiben. Viel-

mehr fragt der Beitrag nach den karrierebeeinflussenden Momenten wis-

1 Darwin, The life and letters, S. 61f.
2 Fisch, Forschungsreisen, S. 392.

Zeitschrift der Gesellschaft für Schleswig-Holsteinische Geschichte, Bd. 141
Husum Druck 2016



236 Martin Göllnitz

senschaftlicher Forschungsreisen und Expeditionen, wie sie der Brite für

seine eigene Laufbahnentwicklung ausgemacht hat.
In einem ersten Schritt wird dafür eine Definition wissenschaftlicher

Entdeckungsfahrten vorgenommen und diese in den allgemeinen Entwick-

lungsprozess der deutschen Forschungsuniversität des 19. Jahrhunderts
eingebettet. Vor diesem Hintergrund werden dann in einem zweiten
Schritt die universitären Karrierewege einiger norddeutscher Wissen-

schaftler exemplarisch untersucht, die ihre naturwissenschaftliche Fachex-

pertise der dänischen Galathea-, der englischen Challenger- oder der deut-
schen Plankton-Expedition zur Verfügung stellten, eigene Karriereerwar-

tungen mit der Beteiligung verknüpften und somit die Entbehrungen bzw.
Gefahren einer Forschungsreise als Investition in ihre berufliche Zukunft
an der Universität verstanden.3

Wissenschaftliche Forschungsreisen und -reisende

im Age of Empire

Eine allgemeine Definition des wissenschaftlichen Forschungsreisenden
könnte lauten, dass dieser mit der Absicht aufbrach, ausschließlich wissen-

schaftliche Einsichten zu gewinnen. Die Problematik einer derartigen Be-

griffsbestimmung ist evident, vor allem da viele Forschungsreisende des
19. Jahrhunderts nicht zwangsläufig über eine universitäre Ausbildung

verfügten und ihre Reisemotivation oftmals ein unentwirrbares Knäuel aus
„Abenteuerlust, Sammeleifer und [dem] Streben nach wissenschaftlicher

Durchdringung des Gesehenen und Erlebten" bildete.4 Für den Zeitraum
vor dem 19. Jahrhundert ist wissenschaftliche Erkenntnis ohnehin ein

kaum präzise zu fassendes Reisemotiv, da der anerkannte Wissenschafts-
kanon begrenzt war und meist nur die Medizin in Verbindung mit Botanik
ein hinreichendes Reisemotiv darstellte.5 Auch die Messung, Sammlung

und Beobachtung aller während der Reise auftretenden Phänomene ent-

sprachen noch nicht späteren wissenschaftlichen Standards, vor allem
wenn diese Aufgaben von interessierten oder schlicht damit beauftragten

3 Zu den Expeditionsreisenden der CAU siehe bisher lediglich Auge/Göllnitz, Kieler
Professoren als Erforscher.

4 Fisch, Forschungsreisen, S. 383f. - Wolfgang Treue betont zu Recht, dass für die
Reisenden des Spätmittelalters und der Frühen Neuzeit das Reisen nur in den sel-
tensten Fällen reiner Selbstzweck war. Vielmehr spielten dabei Neugier und Aben-
teuerlust ebenso eine Rolle wie der Erwerb klar definierter Kenntnisse in den Berei-

chen Fremdsprachen, Fachwissen oder Landeskunde. In einigen Fällen ging es auch
schlicht um die Generierung eines Nimbus des Gereisten. Vgl. dazu Treue, Aben-
teuer und Anerkennung, S. 264.

5 Treue, Abenteuer und Anerkennung, S. 326. - Zum Zeitraum der großen For-
schungsreisen siehe auch die Ausführungen bei Despoix, Die Welt vermessen, S. 24.
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Laien durchgeführt wurden, die lediglich im Vorfeld der eigentlichen Reise
eine fachspezifische Anleitung für ihr Aufgabenfeld erhielten, sodass ihre

Arbeitsweise und deren Genauigkeit vor Ort nicht überprüft werden konn-
ten. Beispiele hierfür stellen unter anderem die ersten Expeditionen der
preußischen Marine dar, die sich über nautische und wissenschaftliche

Dienstleistungen zu etablieren und zu profilieren suchte und von den oze-
anographischen Erkenntnissen gleichsam profitierte. Eine Zwischenrolle

nahmen die Fahrten der S. M. S. Hyäne (1882) und des Vermessungsschif-
fes Planet (1906/07) ein, die sich mehr oder weniger auf exakte geographi-
sche und naturkundliche Beobachtungen nach Anleitung beschränkten,
aber auf eigene Forschungsstudien zu den gewonnenen Erkenntnissen und
Ergebnissen zumeist verzichteten. 6 Die wissenschaftlichen Arbeiten wur-

den von Schiffsoffizieren ausgeführt, die im Vorfeld diesbezüglich an mili-

tärischen oder zivilen Institutionen geschult wurden. Eine Auswertung
durch Vergleich und Einordnung in die der scientific community bekann-
ten Phänomene der Natur blieb häufig genug den Fachexperten an Univer-
sitäten vorbehalten. Im Kontext der vorliegenden Bearbeitung wird die

Anwesenheit von universitären Spezialisten allerdings vorausgesetzt, da
der Akt der wissenschaftlichen Unternehmung bereits als Teil des Karrie-

remoments verstanden wird. Alle nachfolgend untersuchten Expeditions-
teilnehmer haben dementsprechend eine akademische Ausbildung durch-
laufen oder absolvierten eine solche zum Zeitpunkt der Forschungsreise
noch - sie reisten also während ihres Studiums und verfassten im günstigs-
ten Fall auf Basis ihrer Erkenntnisse eine Qualifikationsschrift - und streb-

ten eine inner- oder außeruniversitäre Wissenschaftskarriere an. Folglich
waren sie im Regelfall dafür qualifiziert, eine fachspezifische Bearbeitung
und Einordnung der Ergebnisse vorzunehmen. 7

Daneben ist aber gleichsam nach der Motivation von wissenschaftlichen

Expeditions- und Forschungsreisen zu fragen, die scharf von den großen
Entdeckungsfahrten der Frühen Neuzeit abzugrenzen ist. Regierungen
und wissenschaftliche Gesellschaften wurden erst allmählich auf die na-

turwissenschaftlichen Ergebnisse von Forschungsreisen aufmerksam, vor
allem da sich die bis dahin ausgelaufenen Schiffe erst in zweiter Linie der-

artigen Fragen zuwenden konnten; vorrangig galt es, nationale, diplomati-
sche oder wirtschaftliche Interessen zu vertreten. Auch die hier untersuch-

te Fahrt der Galathea (1845-1847) war keineswegs eine gänzlich der Förde-
rung der Naturwissenschaften dienende Forschungsreise; ihr Zweck war

vielmehr die Übergabe zweier vormals dänischer Besitzungen an die engli-
sche Ostindien-Kompanie sowie die Untersuchung der ostindischen Besit-

6 Dazu und zum Folgenden siehe ausführlich Grießmer, Die Kaiserliche Marine, S.
76-90.

7 Zu ähnlichen Problemen einer Rollendefinition des „wissenschaftlichen Foschungs-
reisenden" siehe Essner, Deutsche Afrikareisende, S. 37ff.
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zungen Dänemarks auf Kolonisationsmöglichkeiten.8 Ferner sollten Han-

delsverträge mit Uruguay und Argentinien geschlossen werden. Dennoch
kann die Galathea-Expedition aufgrund ihrer naturwissenschaftlichen Auf-

gabenfelder und des dafür zuständigen fünfköpfigen Wissenschaftler-
teams, zusammengesetzt aus renommierten Vertretern verschiedener Dis-

ziplinen, als durchaus fortschrittliche Unternehmung in der Zeit des Über-
gangs von Forschungsreisen an der Peripherie militärischer, diplomati-
scher oder wirtschaftlicher Aktionen zu selbständigen, vorrangig wissen-
schaftlich motivierten Exkursionen von Experten unterschiedlicher Fach-
bereiche betrachtet werden.9 Ein wesentlicher Einschnitt erfolgte mit der
Challenger-Expedition (1872-1876), die sich auf ihrer Weltumseglung erst-
mals ausschließlich mit ozeanographischen Fragestellungen beschäftigte. 10
In den nächsten Jahrzehnten folgten die europäischen Nationen und die

USA dem britischen Beispiel; gänzlich auszuschließen sind nationale Er-
wartungen aber wohl bei keiner wissenschaftlichen Forschungsreise des
19. oder 20. Jahrhunderts, da bei der Finanzierung und Planung derselben
oftmals staatliche, öffentliche bzw. private Institutionen eine Rolle spielten
und diese durchaus eigene Interessen oder Intentionen mit der von ihnen
ausgerüsteten Expedition verknüpften.

Aus diesem Grund empfiehlt sich für die weiteren Überlegungen fol-
gende Definition von wissenschaftlichen Expeditions- und Forschungsrei-
sen: Demnach bildeten natur- und/oder kulturwissenschaftliche Ziele und

Aufgaben einen wichtigen, bereits bei der Planung und Ausrüstung be-
rücksichtigten Bestandteil der Unternehmung, waren also kein bloßes Ab-
fallprodukt wirtschaftlicher, militärischer oder diplomatischer Direktiven.
Dies schließt auch die generelle Absicht mit ein, eine fachgerechte Unter-
suchung der Materialien sowie eine fachkundige Einbettung der Ergebnis-
se in den allgemeinen Forschungskontext zu gewährleisten und dadurch
die wesentlichen wissenschaftlichen Erkenntnisse einer internationalen

scientific community zur Verfügung zu stellen, ganz gleich ob durch Publi-
kationen im Anschluss oder auch schon während der Forschungsreise. Die

Teilnahme akademisch ausgebildeten Personals, dessen Kompetenzen und
Qualifikationen auf den jeweils zu untersuchenden Forschungsfeldern la-
gen bzw. die über grundlegende Kenntnisse benachbarter Disziplinen ver-
fügten, ist damit als (wünschenswerte) Voraussetzung zu betrachten. Sinn-

8 Hacker, Vom Kuriositätenkabinett, S. 24.
9 Kaasch, Der (un)bekannte Reformer, S. 220. - Auch andere europäische Prestige-

Expeditionen verfolgten sowohl wissenschaftliche als auch nationale oder wirt-
schaftliche Zielsetzungen, u. a. die französische L' Astrolabe-Expedition (1826-1829)
und die österreichische Novara-Expedition (1857-1859). Siehe dazu exemplarisch
Dumont D'Urville, Voyage. - Basch-Ritter, Die Weltumseglung. - Weiss/Schilddor-
fer, Die Novara.

10 Vgl. dazu ausführlich die umfassende Studie von Deacon, Scientists and the Sea, S.
333ff. - Siehe darüber hinaus auch Schlee, Die Erforschung der Weltmeere.
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vollerweise waren die späteren Teilnehmer oder aber qualifizierte Kollegen
bereits in die wissenschaftliche Konzeption und Vorbereitung der Reisen
involviert, um durch die fachgerechte Ausstattung mit den benötigten Ap-

paraturen, grundlegenden Publikationen sowie weiteren wichtigen In-
strumenten ein möglichst störungsfreies wissenschaftliches Arbeiten zu

gewährleisten. Im günstigsten Fall übernahmen die Forschungsreisenden
auch die fachgerechte Auswertung der Expeditionsergebnisse oder leiteten
geeignete nationale oder internationale Fachkollegen zu diesem Zweck an,
wobei wissenschaftliche Netzwerke für den Forschungsertrag einer Expe-
dition entscheidend sein konnten. Denn auch nach Abschluss des eigentli-
chen Reiseaktes wurden für die Untersuchung und Ausarbeitung der Ma-

terialien, Beobachtungen und Messungen finanzielle, personelle, struktu-
relle oder apparativ-institutionelle Ressourcen benötigt, deren Bereitstel-

lung von verschiedenen inner- und außeruniversitären Faktoren abhängig
war. 11 Für die hier zu untersuchenden, auf ozeanographische Fragestel-
lungen konzentrierten Expeditionen boten im letzten Drittel des 19. Jahr-
hunderts vor allem die Universitäten in Edinburgh und Kiel ideale Voraus-

setzungen, worauf im Verlauf dieser Studie noch einzugehen sein wird.

Die deutsche Forschungsuniversität in der zweiten Hälfte

des 19. Jahrhunderts

Zur Genese der deutschen Hochschulen im 19. Jahrhundert und den damit

verbundenen Reformbemühungen ist bereits ausführlich geforscht wor-
den, sodass hier eine minutiöse Nacherzählung unterbleiben kann. Im Mit-

telpunkt des Interesses liegt vielmehr die allmähliche Standardisierung der
professoralen Karriere, die zu Beginn des Jahrhunderts begonnen hatte
und noch vor dem Ausbruch des Ersten Weltkrieges ihren Abschluss fand.

Die schriftliche Habilitationsleistung hatte sich spätestens in den 1880er
Jahren als übliche Berufungsvoraussetzung eingebürgert, die durchschnitt-
lich vier bis sechs Jahre nach der Promotion erfolgte und als Barriere vor
einer Überzahl wissenschaftlich unbedeutender Habilitanden schützen

sollte. 12 Ferner bildete die Probevorlesung vor der Fakultät mit anschlie-
ßendem Kolloquium eine weitere akademische Hürde, die es zu nehmen
galt. An die Habilitation schloss sich die Privatdozentenzeit an, in der die

Nachwuchswissenschaftler eine freie Lehrtätigkeit ohne amtliche Ver-

11 Ash, Wissenschaft und Politik, S. 16. - Siehe dazu ferner ders., Ressourcen für ein-
ander. - Ders., Wissenschaft(en) und Öffentlichkeit(en). - Bruch/Pawliczek, Einlei-
tung. - Nikolow/Schirrmacher, Das Verhältnis von Wissenschaft. - Szöllösi-Janze,
Wissensgesellschaft in Deutschland.

12 Dazu und zum Folgenden siehe ausführlich Burchardt, Naturwissenschaftliche
Universitätslehrer, S. 161f.
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pflichtung ausübten, also nicht verbeamtet waren und meist in ungesicher-
ten Verhältnissen lebten. Als Entschädigung erhielt der Jungakademiker,
wenn er keines der raren Privatdozentenstipendien ergattern konnte, nur

die von seinen Hörern gezahlten Kolleggelder und war somit auf sein Pri-

vatvermögen angewiesen. Die Nachwuchswissenschaftler befanden sich
während dieser Karrierephase in einer Art Wartestellung, „ohne zu wissen,

wie lange das Warten dauern würde und ob es jemals von Erfolg gekrönt
sein würde".13 Die Privatdozentur war sozusagen eine sprossenlose Leiter
und somit eine Laufbahn ohne eigentlichen Laufbahncharakter. Denn die
Zeit als Privatdozent endete nicht mit einem Abschluss, sondern wurde

nur im Erfolgsfall mit einer Berufung honoriert.14 Es verwundert daher
nicht, dass in die Universitätsstatuten der Passus Eingang fand, dass mit

der Privatdozentur kein Anspruch auf Beförderung oder gar das Recht auf

eine Berufung verbunden sei. 15 Mit der Ernennung zum nichtbeamteten
außerordentlichen Professor hingegen konnten alle Privatdozenten in der

Regel nach fünf bis sechs Jahren rechnen; eine Verbesserung ihrer ökono-
mischen Situation stellte sich damit freilich nicht ein. Die planmäßigen au-
ßerordentlichen Professuren bedeuteten immerhin eine Sicherung des so-

zialen Status und ein festes Einkommen; den Höhepunkt der akademi-
schen Karriere markierten aber auch sie nicht - dies blieb den ordentlichen
Professuren bzw. Ordinariaten vorbehalten. Aus ihren Reihen rekrutierten
sich die Rektoren und Dekane der Hochschulen. In ihren einflussreichen

Positionen in den Universitätsgremien und im Senat sowie in den Fakultä-
ten entschieden sie über Berufungen und die Erteilung der Venia Legendi.

Diese Standardisierung der professoralen Laufbahn bedingte auch ei-
nen Wandel im Wissenschaftsverständnis, indem nämlich „enzyklopädi-
sche Gelehrsamkeit" im Laufe des 19. Jahrhunderts „durch forschende spe-

zialisierte Wissenschaftlichkeit" abgelöst wurde. 16 Der Typ des neuen Pro-
fessors wurde nun verstärkt als Forscher, Wissenschaftler und Lehrer defi-

niert - ab dem 20. Jahrhundert auch zunehmend als Wissenschaftsorgani-

sator -, der grundsätzlich weder lokal noch sozial an eine Hochschule ge-
bunden war.17 Um den ersehnten Ruf auf ein festbeamtetes Ordinariat zu

erreichen, musste sich der jeweilige Kandidat durch Forschungsleistungen

13 Grüttner, Wissenschaftler, S. 154.
14 Schmeiser, Akademischer Hasard, S. 42.
15 Siehe dazu ebd. sowie Daude, Rechtsverhältnisse, S. 31, S. 50, S. 69 u. S. 96.
16 Baumgarten, Professoren- und Universitätsprofile, S. 106. - Siehe auch Moraw,

Humboldt in Gießen, S. 52. - Vgl. ferner die umfassenden Überlegungen zur deut-
schen Universität im 19. Jahrhundert bei Paletschek, Verbreitete sich ein Hum-
boldt'sches Modell'.

17 Baumgarten, Professoren- und Universitätsprofile, S. 108. - Speziell für Kiel siehe
Göllnitz, Forscher, Hochschullehrer, Wissenschaftsorganisatoren, S. 499f.
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und Lehrerfolge qualifizieren. 18 Mit der Berufung war letztlich nicht nur
ein festes Salär verbunden, sondern auch wissenschaftliches Ansehen,

Machtzuwachs in der scientific community und ein höherer Institutsetat -

der wiederum Mittel und Möglichkeiten zu weiteren Forschungen eröffne-
te. Erst durch die Einführung dieses „Belohnungssystems" für Forschungs-
leistungen konnten der angestrebte „Verwissenschaftlichungsprozess und
das Voranschreiten der wissenschaftlichen Erkenntnis und Forschung
permanent gehalten und beschleunigt" werden. 19 Die offene Konkurrenz-
situation zwischen den Universitäten wirkte dabei stimulierend und moti-

vierend auf die Entdeckung und Förderung junger, talentierter Nach-
wuchsakademiker, die im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts vor allem in
kleineren Hochschulen wie Kiel oder Gießen ihre akademische Karriere
starteten.

Im Laufe eines Jahrhunderts war an die Stelle der alten, einseitig struk-
turierten Vorlesungsuniversität eine moderne, durch Seminare, Labore und

Institute ergänzte Forschungsuniversität getreten. 20 Dieser nur langsam
fortschreitende Strukturwandel innerhalb der Hochschulen und ihre Ent-

wicklung zu Trägern eines research imperative blieb allerdings keineswegs
krisenfrei; gegen Ende des Jahrhunderts wurde bereits vielfach der

Wunsch nach außeruniversitären Forschungsstätten laut. Die Spezialisie-
rung innerhalb der Wissenschaften, die sich durch eine Aufteilung einzel-

ner Fächer in mehrere Disziplinen und die Etablierung neuer Forschungs-/
Fachbereiche äußerte, bedingte zunehmend eine enge Zusammenarbeit
mehrerer Gelehrter und den Einbezug von wachsenden Mitarbeiterstä-
ben.21 Folgerichtig entstanden in fast allen Industriestaaten um 1900 selbst-
ständige, hochschulunabhängige Forschungsinstitute. Stimuliert durch na-
tionale Konkurrenz und internationale Kooperation sollten sie ausschließ-

lich der Forschung dienen und übernahmen fortan verstärkt im naturwis-
senschaftlichen und medizinischen Sektor eine impulsgebende Funktion. 22

18 Turner, The Prussian Universities, S. 74. - In dieser Entwicklung spiegelt sich deut-
lich der Wandel vom Geburts- zum Leistungsprinzip innerhalb der deutschen
Hochschullandschaft wider, an dessen Ende sich die Forschungsuniversität endgül-
tig gegenüber der Familienuniversität durchsetzen konnte. Siehe dazu ausführlich
Baumgarten, Professoren und Universitäten.

19 Diesbezüglich und zum Folgenden vgl. Baumgarten, Professoren- und Universi-
tätsprofile, S. 128f. - Siehe darüber hinaus auch Burchardt, Naturwissenschaftliche
Universitätslehrer, S. 183.

20 Brocke, Die Entstehung der deutschen Forschungsuniversität, S. 385. - Turner, The
Prussian Universities, S. 86f. - Zur Bedeutung der deutschen Kultusministerien für
diesen Prozess siehe ausführlich Brocke, Preußische Hochschulpolitik. - Bruch,
Langsamer Abschied.

21 Dazu und zum Folgenden siehe Brocke, Die Entstehung der deutschen Forschungs-
universität, S. 388ff.

22 Siehe exemplarisch Brocke, Die Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft. - Szöllösi-Janze, Die
institutionelle Umgestaltung.
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Für die im Rahmen dieser Studie betrachteten wissenschaftlichen For-

schungs- und Expeditionsreisen spielten die außeruniversitären For-
schungsinstitute freilich noch keine Rolle. Die Galathea-, Challenger- und
Plankton-Expedition fanden vielmehr zwischen der Etablierung des uni-
versitären Forschungsimperativs und der Errichtung erster wissenschaftli-
cher, nicht hochschulgebundener „Großbetriebe" statt. Eine Teilnahme an
jenen Expeditionen, die sich zumindest teilweise mit wissenschaftlichen

Fragestellungen beschäftigten, konnte stimulierend auf die eigene Univer-
sitätskarriere wirken, da die Forschungsreisenden hier neue wissenschaft-
liche Erkenntnisse erzielen und Forschungsfelder auftun konnten. Inner-
halb der nationalen scientific Community traten sie durch ihre Reisen und

Untersuchungen als besonders exponierte Vertreter eines research impera-
tive auf, die während ihrer Reise vielfach internationale Kontakte zu ande-

ren Wissenschaftlern knüpften und im Regelfall nach Abschluss der Expe-
dition über ausreichend Forschungsmaterial verfügten, womit sie die eige-
ne akademische Laufbahn abzusichern suchten. Aber auch Schüler oder

Kollegen konnten von den Forschungsreisen profitieren, wenn die Band-
breite der auf der Reise gewonnenen Erkenntnisse oder die Menge des mit-
gebrachten Materials die arbeitstechnischen Möglichkeiten des Expediti-
onsreisenden überstieg.

Im Folgenden ist daher einerseits nach den Karriereerwartungen zu fra-

gen, die mit einer Partizipation an einer wissenschaftlichen Forschungs-
und Expeditionsreise verbunden waren; andererseits sollen die tatsächlich
aus einer Teilnahme resultierenden Laufbahnentwicklungen in den Blick

genommen werden. Exemplarisch wurden dafür die Galathea-, die Chal-

lenger- sowie die Plankton-Expedition ausgewählt, zu deren Wissenschaft-
lerteams auch norddeutsche Forscher gehörten, die nachweislich eine Uni-
versitätskarriere anstrebten und überwiegend auch verwirklichen konnten.

Wilhelm Behn und die dänische Galathea-Expedition
(1845-1847)

Salopp formuliert Michael Kaasch in seiner Studie zu Wilhelm Friedrich
Georg Behn, dass trotz dessen Beteiligung an der ersten dänischen Welt-
umsegelung und seiner mehr als 30jährigen Tätigkeit an der Christian-
Albrechts-Universität (CAU) „keine besondere zoologische Entdeckung"

mit dem Kieler Anatom und Zoologen verbunden, kein „wichtiges anato-
misches Detail" auf ihn zurückzuführen und „keine Krankheit" nach ihm

benannt sei - wissenschaftsgeschichtlich sei der spätere Präsident der
Deutschen Akademie der Naturforscher Leopoldina (1870-1878) ein Unbe-
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kannten23 Und dennoch erklomm der gebürtige Kieler die universitäre
Laufbahn bis zum persönlichen Ordinariat und wurde schließlich mit dem
Präsidentschaftsamt der Leopoldina gewürdigt. An dieser Stelle ist also

speziell danach zu fragen, welche Bedeutung der Galathea-Fahrt für den
steilen Karriereaufstieg Behns beigemessen werden kann oder ob sich die-

se nicht sogar in seinem besonderen Fall eigentlich hätte negativ auswir-
ken müssen. Um den Kontext seiner universitären Laufbahn und der For-

schungsreise sowie die Erfolge seines Agierens zu charakterisieren, werden

zunächst Behns Laufbahn bis zum Antritt der wissenschaftlichen Expediti-
on sowie seine Beteiligung an der Reise kursorisch nachgezeichnet.

Behn nahm nach dem Schulabschluss in Schulpforta 1828 sein Studium
der Medizin und Naturwissenschaften in Göttingen auf, wechselte 1831 an

die Förde und wurde dort ein Jahr später zum Dr. med. et chir. promo-
viert.24 Nach einem weiteren Studienjahr in Berlin ernannte ihn die CAU

1834 zum Privatdozenten, 1836 zum interimistischen Inspektor des Natur-
historischen Museums und im Folgejahr schließlich zum außerordentli-
chen Professor für Anatomie, Physiologie und Zoologie sowie zum Direk-
tor des Anatomischen Instituts und des Zoologischen Museums in Kiel.
Die ihm anvertrauten Arbeitsfelder füllten Behn offenbar nicht zur Gänze

aus; während eines Besuchs des dänischen Königs Christian VIII. bewog
der Kieler Professor diesen dazu, ausgewählten Naturwissenschaftlern zu

gestatten, auf einer längeren Fahrt eines Kriegsschiffes mitzureisen und
derart zu einer Erweiterung der Sammlungsbestände beizutragen.25 Chris-
tian VIII., der sich als Förderer von Kunst und Wissenschaft profilierte, be-
auftragte Behn mit der Ausarbeitung entsprechender Expeditionspläne für
eine Fahrt Richtung Indien samt Rückreise über Amerika und verpflichtete
ihn zugleich zur Teilnahme. Das restliche Wissenschaftler- und Techniker-

team wurde hingegen von einer Kommission der dänischen Akademie der
Wissenschaften nominiert und setzte sich schließlich aus vier weiteren Na-

turwissenschaftlern, einem Zeichner, einem Präparator, einem Land-
schaftsmaler und zwei Assistenzärzten zusammen. 26 Es ist bereits erwähnt

worden, dass sich die Expedition nur in zweiter Linie mit wissenschaftli-
chen Zielen beschäftigte: Die Übergabe zweier vormals dänischer Besit-

23 Kaasch, Der (un)bekannte Reformer, S. 214.
24 Zum Folgenden und der Biographie Behns im Allgemeinen siehe umfassend Irmler,

Leben und Werk, S. 15ff. - Ferner siehe Hacker, Vom Kuriositätenkabinett, S. 16ff. -
Kaasch, Der (un)bekannte Reformer, S. 217ff.

25 Diesbezüglich und zum Folgenden siehe Knoblauch, Wilhelm Friedrich Georg
Behn, S. 67f.

26 Zu den übrigen Naturwissenschaftlern gehörten der Entomologe Carl Emil Kjelle-
rup, der Botaniker Bernhardt Caspar Kamphoevener, der Mineraloge Hinrich Jo-
hannes Rink und der Zoologe Johannes Theodor Reinhardt. Als Präparator fungier-
te Behns Assistent Friedrich Götsch. - Dazu Hacker, Vom Kuriositätenkabinett, S.
25.
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zungen (Tranquebar und Serampore) an die englische Ostindien-Kompa-
nie, die Untersuchung der Nikobarischen Inseln auf „Kolonisationsmög-
lichkeiten" sowie die Aushandlung zweier Handelsverträge mit Uruguay

bzw. Argentinien bildeten die vorrangig politischen Motive der Galathea-
Fahrt.27 Das Anlegen umfangreicher zoologischer, biologischer und mine-

ralogischer Sammlungen stellte hingegen das wissenschaftliche Hauptauf-
gabenfeld dar, was wohl auf den Einfluss Behns zurückzuführen ist, der
mit der Expedition eine Vergrößerung des nur unzulänglich ausgestatteten
Kieler Zoologischen Museums anstrebte. Freilich sollte das Material nicht
vollständig an die Förde gelangen, vielmehr wurde eine Dreiteilung zwi-
schen den Universitätsmuseen in Kiel und Kopenhagen sowie der königli-

chen Privatsammlung beschlossen.28
Die Fahrt der Galathea begann am 24. Juni 1845 und endete im August

1847 in Kopenhagen. Während die politischen Zielsetzungen erfolgreich

abgeschlossen werden konnten, gilt dies für die wissenschaftlichen Aufga-
ben keineswegs. Am Schlusspunkt der Reise befand sich lediglich der En-
tomologe Kjellerup noch an Bord des Schiffes, die anderen Teilnehmer des
scientific corps hatten die Unternehmung bereits zu einem früheren Zeit-
punkt verlassen: Der Botaniker Kamphoevener erkrankte 1846 an Tuberku-
lose und kehrte nach Kopenhagen zurück, wo er kurz darauf seinem Lei-
den erlag.29 Die anderen Wissenschaftler verließen aus freien Stücken die
Expedition, wobei anzunehmen ist, dass die unzulänglichen Arbeitsbedin-
gungen auf dem Schiff dafür mit ausschlaggebend waren.30 Kapitän Steen
Andersen Bille neigte nur bedingt dazu, die naturwissenschaftlichen For-
schungen zu unterstützen und zeigte wiederholt Unverständnis für die Bit-
ten der Wissenschaftler. Behn trennte sich daher am 23. Februar 1847 im

chilenischen Cobija von den übrigen Teilnehmern, durchquerte zu Fuß
Südamerika, erreichte am 24. Dezember 1847 Rio de Janeiro und kehrte im

Frühjahr 1848 nach Kiel zurück.31
Bereits vierzehn Tage vor seiner Ankunft erfuhr Behn von der veränder-

ten Lage in seiner Heimatregion: Nach König Christians VIII. Tod im Janu-
ar 1848 war der bis 1851 andauernde Schleswig-Holsteinische Krieg ausge-
brochen. Für den Anatom und Zoologen war dies ein herber persönlicher
und wissenschaftlicher Rückschlag, befanden sich doch ein erheblicher Teil

seines Privatvermögens und fast alle Resultate seiner Reise in Kopenhagen
- dies betraf sowohl die 62 Kisten zoologischen Sammelguts der Galathea

27 Dazu ausführlich Bille, Beretning om Corvetten. - Lomholt, Den videnskabelige
ekspedition. - Rink, Die Nikobarischen Inseln.

28 Kaasch, Der (un)bekannte Reformer, S. 220. - Irmler, Leben und Werk, S. 45.
29 Lomholt, Den videnskabelige ekspedition, S. 363.
30 Dazu und zum Folgenden siehe Maule, Danish Botanical Expeditions, S. 169ff.
31 Siehe diesbezüglich Behn, Von Cobija nach Potosi.
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als auch seine vorausgeschickten südamerikanischen Ausbeutungen. 32 Ei-

ne unter Behns Leitung geplante wissenschaftliche Auswertung der Expe-
dition sollte unter diesen Umständen verständlicherweise nicht zustande

kommen, zumal sich auch in Kopenhagen niemand für eine Bearbeitung
des Materials zuständig fühlte; die persönlichen Aufzeichnungen der drei
Jahre dauernden Reise des Kieler Professors wurden zudem erst nach sei-

nem Tode veröffentlicht.33 Die hohen Erwartungen an die Galathea-Expe-

dition erfüllten sich somit nicht, vielmehr stellte sie aus wissenschaftspoli-
tischer Sicht ein Fiasko dar. Erst 1856 wurde der größte Teil der Behnschen
Sammlungen in 35 Kisten von Kopenhagen nach Kiel überstellt, mit dessen

Bearbeitung der Präparator des Zoologischen Museums ein Jahr später be-
gann. Der erhebliche Umfang des Materials und der teilweise erschrecken-

de Zustand der „von den Motten zerfressenen" Sammlung erschwerten ei-
ne sachgemäße Auswertung - die Ergebnisse blieben daher unvollständig
und wurden nie publiziert.34 Dies trifft auch für den mineralogischen und
botanischen Anteil der gesammelten Materialien zu, die 1852 und 1859 der
CAU übergeben wurden.35

Es verwundert daher im ersten Augenblick, dass Behn bereits im Au-

gust 1848 von der Provisorischen Regierung der Herzogtümer zum Ordi-
narius der Medizinischen Fakultät ernannt wurde, nur zwei Monate nach

seiner Rückkehr nach Kiel. Man könnte leicht dazu geneigt sein, diese Be-
förderung ausschließlich als Zeichen wissenschaftlicher Anerkennung für
den Forschungsreisenden zu verstehen. Immerhin war Behn maßgeblich
an der Planung, Vorbereitung und Durchführung der Expedition beteiligt
gewesen, und der weitere Verlauf der wissenschaftlichen Auswertung
stand zu diesem Zeitpunkt noch in den Sternen. Tatsächlich offenbart der

Blick in die Aktenlage, dass hier vor allem dem bereits 1846/47 geäußerten
Wunsch König Christians VIII. entsprochen wurde, der Behn im Anschluss
an die Galathea-Fahrt zum ordentlichen Professor ernennen lassen woll-

te.36 Ob wissenschaftspolitische Überlegungen innerhalb der Provisori-
schen Regierung darüber hinaus eine Rolle spielten, ist den Akten zwar

nicht zu entnehmen, kann aber keineswegs ausgeschlossen werden. Sie
dürften zumindest von nachrangiger Bedeutung gewesen sein. Dafür spre-
chen gleich zwei Gründe: Zum einen begann sich damals erst allmählich

32 Irmler, Leben und Werk, S. 62f.
33 Hacker, Vom Kuriositätenkabinett, S. 25. - Kaasch, Der (un)bekannte Reformer, S.

222.
34 Das Zitat entstammt einem Bericht von Behns wissenschaftlichem Assistenten

Höpner, zitiert nach: Hacker, Vom Kuriositätenkabinett, S. 26. - Siehe ferner Irmler,
Leben und Werk, S. 67f.

35 Umfassend zur Aufteilung der Galathea-Materialien siehe den Schriftwechsel in
LASH, Abt. 47.1, Nr. 252.

36 Siehe dazu die Unterlagen über die Ernennung Behns zum Ordinarius in LASH,
Abt. 47.1, Nr. 163.
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ein Forschungsimperativ an den deutschen Universitäten zu etablieren, an
der CAU als Hochschule des Gesamtstaates sogar mit zusätzlichen Verzö-

gerungen. Nicht von ungefähr gelang es der dänischen Akademie der Wis-
senschaften erst nach mehreren Anläufen, Teilnehmer für die Expedition

zu rekrutieren, die den fachlichen Ansprüchen genügten und außerdem

bereit waren, sich einer gefährlichen Forschungsreise anzuschließen.37
Zum anderen war es für die Kieler Gelehrten bis dahin gänzlich unüblich,

Forschung und Lehre an der Förde für einen längeren Zeitraum zu verlas-
sen, um fern der Heimat naturwissenschaftliche Messungen oder Be-

obachtungen vorzunehmen. Für die CAU lässt sich lediglich ein Beispiel
nennen, auf das Behn hätte rekurrieren können: In den 1760/70er Jahren

begab sich der Ordinarius für Ökonomie, Natur- und Kameralwissenschaf-
ten Johann Christian Fabricius auf mehrere zoologische Forschungsreisen

nach Frankreich, England und Norwegen.38
Zum 1. Oktober 1867 ließ sich Behm emeritieren, ohne eine vollständige

Auswertung und wissenschaftliche Untersuchung der Galathea-Ergebnisse
vorgenommen oder der scientific community zugänglich gemacht zu ha-
ben.39 Seiner Aufnahme in die Leopoldina am 1. November 1848 hatte die-
ser Umstand ebenso wenig geschadet wie seiner Wahl zum Rektor der

CAU 1865 oder seiner Ernennung zum Dekan der Kieler Medizinischen
Fakultät; insgesamt sechsmal übernahm er den Posten des Dekans zwi-
schen 1849 und 1866.40 Kritik wurde erstmals 1869 im Zuge seiner Wahl

zum Präsidenten der Leopoldina geäußert. Seine Gegner innerhalb der
Akademie führten vor allem Behns weitgehende Unbekanntheit als wis-
senschaftlicher Autor und die geringe Anzahl von Fachpublikationen ge-
gen ihn ins Feld. Der Zoologe Alfred Edmund Brehm traf mit seinen Ar-
gumenten sogar einen für den Kieler Emeritus durchaus gefährlichen An-
griffspunkt in Bezug auf dessen Universitätslaufbahn: Brehm stimmte ge-
gen Behn, „weil derselbe lange in der Welt umhergereist und gar Nichts
gethan" habe und, so führt Brehm weiter aus, „er die schönsten Sammlun-
gen unausgepackt im Museum stehen und doch Niemand drüber gelas-
sen" habe.41 Trotz solch schwerwiegender Vorwürfe auf einem für eine
wissenschaftliche Akademie wesentlichen Feld konnte der Kieler sich bei

einer Mitgliederabstimmung zum Jahreswechsel 1869/70 gegen seinen

37 Lomholt, Den videnskabelige ekspedition, S. 360ff. - Irmler, Leben und Werk, S. 43.
38 Auge/Göllnitz, Kieler Professoren als Erforscher, S. 951.
39 Die heute noch im Kieler Zoologischen Museum aufbewahrten Materialen samt

Behns Korrespondenzen sowie den Unterlagen zur Aufteilung der Galathea-
Sammlungen sind in der Vergangenheit von der Forschung kaum berücksichtigt
worden. Dieser Umstand wurde bereits 1990 von Matthias Hufnagel und Brigitte
Lohff bemängelt: Hufnagel/Lohff, Die Korrespondenz von W. F. G. Behn, S. 233.

40 Kaasch, Der (un)bekannte Reformer, S. 222 u. S. 226.
41 Brief Alfred Edmund Brehms an Otto Finsch vom 21. 12. 1869, zitiert nach: Ebd., S.

216.
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Konkurrenten Ludwig Reichenbach durchsetzen.42 Auch in diesem Fall

wirkte sich also das wissenschaftspolitische Fiasko der Galathea-Expedi-
tion nicht zu Behns Ungunsten aus - innerhalb der deutschen Hochschul-

landschaft maß man diesem Umstand offenbar nur eine untergeordnete
Bedeutung bei. Anders lässt sich Behns steile Karriere in der Wissen-
schaftsgesellschaft des 19. Jahrhunderts kaum erklären.

Damit bleibt festzuhalten, dass sowohl der sich nur allmählich durch-

setzende Forschungsimperativ als auch die Beteiligung an wissenschaftli-
chen Expeditions- und Forschungsreisen bis zum Ende der 1860er Jahre
noch keine ausschlaggebenden Faktoren für eine akademische Laufbahn
darstellten.43 Ob dieser Sachverhalt überdies für die 1870er Jahre zutrifft,

soll im Folgenden am Beispiel des in Glückstadt geborenen Naturwissen-
schaftlers Rudolf von Willemoes-Suhm untersucht werden.

Rudolf von Willemoes-Suhm und die englische

Challenger-Expedition (1872-1876)

Interessanterweise war es die Teilnahme an einer Forschungsreise, die Wil-

lemoes-Suhm als einzigem Deutschen die Mitwirkung bei der englischen
„Apollo-Mission der viktorianischen Zeit", so eine Formulierung der Zeit-

schrift Geo-Kompakt, ermöglichte.44 Aufgewachsen in Holstein legte er Os-
tern 1866 am Johanneum in Hamburg sein Abitur ab und studierte an-
schließend zwei Semester Rechtswissenschaft in Bonn, wechselte aber als-

bald nach München, um sich ab dem Wintersemester 1867/68 endgültig
dem Studium der Zoologie zu widmen. 45 In Göttingen wurde er schließ-
lich 1870 mit einer Arbeit „Ueber einige Trematoden und Nemathel-

minthen" promoviert. Bereits während seiner Studien in der bayerischen
Universitätsstadt hatte Willemoes-Suhm engere Bekanntschaft mit Carl

von Siebold, dem Münchener Ordinarius für vergleichende Anatomie und

Zoologie, gemacht, der ihm 1871 eine Assistentenstelle anbot. Im gleichen
Jahr erfolgte in München auch seine Habilitation, sodass der junge Hol-
steiner mit nur 24 Jahren bereits als Privatdozent lehrte und forschte. Seine

Habilitationsschrift basierte auf biologischen Materialien, die Willemoes-
Suhm im Sommersemester 1870 an der Kieler Förde gesammelt hatte, wo
er in engem Kontakt mit Carl von Kupffer, ordentlicher Professor für Ana-

tomie an der CAU, stand. Gemeinsam machten sie zahlreiche Fischzüge in

42 Irmler, Leben und Werk, S. 85.
43 Siehe auch Paletschek, Verbreitete sich ein 'Humboldt'sches Modell', S. 95f.
44 Schröder, Das „Challenger"-Projekt, S. 65.
45 Zum Lebenslauf von Willemoes-Suhm siehe Büchner, Rudolf v. Willemoes-Suhm. -

Kortüm, The German Challenger. - Ders., Der holsteinische Beitrag, S. 118ff.
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der Kieler Bucht und korrespondierten in der Folgezeit verstärkt über ihre

biologischen Beobachtungen.46
Anfang September 1872 schloss sich der junge Zoologe auf Empfehlung

Siebolds und Kupffers einer dänischen Expedition zu den Färöer an, um

die regionale Fauna der Inselgruppe zu erfassen und zu beschreiben.47 Auf
dem Rückweg legte das Expeditionsschiff Phönix im Oktober 1872 in Edin-
burgh an, wo Willemoes-Suhm die Gelegenheit nutzte, um bei dem schot-
tischen Professor und Leiter der Challenger-Expedition, Wyville Thomson,

vorstellig zu werden. Thomson, der bereits mit einigen Arbeiten des Hol-
steiners vertraut war, schlug Willemoes-Suhm beim ersten Aufeinander-
treffen vor, die englische Forschungsreise als Ersatzmann des aus nicht be-
kannten Gründen zurückgetretenen William Stirling zu begleiten. Der jun-

ge Zoologe erbat sich einige Tage Bedenkzeit und nahm zurück in Kopen-
hagen mit seinem akademischen Lehrer Siebold Kontakt auf. Dabei ging es
vor allem um seine akademische Laufbahn und eine, ihm von dem Natur-

wissenschaftler Thomas Henry Huxley in Aussicht gestellte Position als
Kurator in einem britischen Museum in Ceylon:

„Ich bat um Bedenkzeit, da ich vorher erst wegen der Ceylon-Angelegen-

heit mit Herrn Huxley reden müsse. [Thomson] meinte, ich solle doch nicht

nach Ceylon gehen, dies sei ja viel vorteilhafter für mich und er werde an
Huxley schreiben, um ihm dies vorzustellen. Ich fuhr also nach London
und sprach mit Huxley, der mich, Dank sei es Ihrem Briefe, mit ausge-
zeichneter Liebenswürdigkeit empfing. Derselbe meinte, mit Ceylon sei

noch nichts abgemacht, da der Gouverneur noch nicht geantwortet hatte,
und eine solche Gelegenheit, wie sie sich mir jetzt biete, dürfe ich nicht

ausschlagen. Ich sagte also ja und erhielt heute Nacht ein Telegramm, das
mir meine amtliche Ernennung mittheilte. [...] Was sagen Sie nun dazu?
Ich denke und hoffe, Sie werden es nicht missbilligen. Wenn sich einem im
Leben etwas Glückliches darbietet, muss man, scheint mir, zugreifen und

nicht zaudern. Was nach der Expedition aus mir wird, weiss ich noch nicht,
und bitte ich deshalb heute um Urlaub, den mir als Privatdocenten der Se-
nat der Universität in München wohl ertheilen wird."48

Willemoes-Suhm entschied sich somit bewusst gegen eine Museums-

karriere im fernen Ceylon, die leicht in einer beruflichen Sackgasse hätte
enden können. Im Dienst der englischen Krone wäre er in Indien schnell
aus dem Sichtfeld der deutschen Hochschullandschaft geraten und hätte

ohne Lehrerfahrungen nur schwerlich eine Berücksichtigung bei Beru-
fungsverhandlungen gefunden. Eine reguläre Tätigkeit als Privatdozent

46 Hillmann, Der Anatom, S. 41. - Büchner, Rudolf v. Willemoes-Suhm, S. 27.
47 Willemoes-Suhm, Danish expedition, S. 394. - Ders., Ueber die Fauna, S. 349ff.
48 Brief Willemoes-Suhms an Siebold vom 20. 10. 1872, abgedruckt in: Von der Chal-

lenger-Expedition, S. CIXf.
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kam für ihn aber ebenfalls nicht in Betracht, da er diese als „eine trockene

Beschäftigung" empfand, die ihm „auf die Länge ein schlimmeres Nerven-
fieber" bereiten würde.49 Sein Brief an Siebold verdeutlicht außerdem, dass

er die Expeditionsteilnahme keineswegs als sicheren Garant für eine Uni-
versitätskarriere verstand, sondern vielmehr als einmalige Gelegenheit -

mögliche Auswirkungen der Reise auf seine akademische Laufbahn ließ er
demgegenüber offen.

Mit seiner Ernennung zum wissenschaftlichen Zoologen der Expedition
durch die englische Admiralität umfasste das scientific corps neben ihm
und Thomson noch drei weitere Wissenschaftler: den Chemiker und Phy-

siker John Young Buchanan, den Mediziner und Ozeanographen John

Murray sowie den Anatomen und Zoologen Henry Nottidge Moseley.50 Im
Dezember 1872 verließ die Dampf-Korvette Challenger England und legte
bis zu ihrer Rückkehr im Mai 1876 etwa 69.000 Seemeilen zurück.51 Die im

Jahr 1881 begonnene Herausgabe der Expeditionsergebnisse zog sich bis
ins Jahr 1895 hin und schlug sich in 50 voluminösen Bänden nieder. Insge-

samt verfolgte die Expedition eine konkrete Aufgabenstellung, die sich von
der Erforschung der physikalischen Bedingungen der Tiefsee, der Bestim-

mung der chemischen Zusammensetzung des Seewassers über die Erfas-
sung der physikalischen und chemischen Merkmale der Tiefseeablagerun-
gen bis hin zur Untersuchung der Verteilung organischen Lebens in ver-
schiedenen Tiefen und am Meeresboden erstreckte.52 Für die Admiralität

sollten zudem anthropologische Untersuchungen sowie die Erfassung von
Fauna und Flora der angelaufenen Inseln und Festlandgebiete vorgenom-
men werden. Die Challenger-Expedition war damit die erste globale See-

expedition, die zu einem reinen Forschungszweck konzipiert worden war.
Zur fachgerechten Auswertung bot sich als wissenschaftliches Zentrum

die Universität in Edinburgh an, von wo aus die Materialien an geeignete

Kollegen in aller Welt versandt werden sollten. Die Zusammenführung der
Ergebnisse und deren Publikation hatten aber unmittelbar in Edinburgh zu
erfolgen, da Thomson hier ein Ordinariat bekleidete. Auch Willemoes-
Suhm sollte als Expeditionsteilnehmer zum engeren Kreis des Auswer-
tungsteams gehören und berichtete in diesem Sinne seinem Freund Kup-
ffer im Januar 1875:

„Nach meiner Rückkehr bleibe ich wohl in England (natürlich die Ferien
für nordische Länder, wie für München, Italien reservirend [sic!]). [...] Die

Challenger-Sachen sollen prompt bearbeitet werden, die Admiralität wird

49 Brief Willemoes-Suhms an seine Mutter (undatiert), zitiert nach: Büchner, Rudolf v.
Willemoes-Suhm, S. 28.

50 Diesbezüglich und zur Organisation der Challenger-Expedition siehe ausführlich
Burstyn, Pioneering, S. 54ff. - Merriman, Challengers of Neptune, S. 19ff.

51 Dazu auch ausführlich Deacon, Scientists and the Sea, S. 333-358.
52 Willemoes-Suhm, Die Challenger-Expedition, S. 22.
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Künstler und hohes Honorar bezahlen, damit die Tiefseefauna in würdiger

Gestalt vor die Augen Europas trete."53

Willemoes-Suhms Verbleiben in England hätte es ihm erlaubt, einerseits

gemeinsam mit den bedeutendsten europäischen Meereswissenschaftlern
seiner Zeit unter außergewöhnlichen Bedingungen zu arbeiten und ande-
rerseits hätte er durch die weitere Zusammenarbeit mit deutschen Wissen-

schaftlern, die an der Auswertung beteiligt waren, wie z. B. Siebold und
Ernst Haeckel,54 einen engen Kontakt zur Hochschullandschaft des Deut-

schen Reiches pflegen können. Möglicherweise wäre er auch für die Nach-
folge Kupffers an der CAU in Betracht gezogen worden, der 1877 einem
Ruf nach Königsberg folgte.55 Einer breiteren Fachöffentlichkeit war Wil-
lemoes-Suhm ohnehin durch seine regelmäßigen Veröffentlichungen über

neue Ergebnisse und Ereignisse der Challenger-Expedition bekannt, die er
zuerst ausschließlich in der britischen Nature veröffentlichte und ab 1874

auch in Siebolds Zeitschrift für wissenschaftliche Zoologie, da „Thomson

nichts mehr gegen ein Publizieren auf Deutsch einzuwenden [hatte] und
[ihm] erlaubte, an Siebold zu schicken, was [er] wolle."56 Dass er unter den

wissenschaftlichen Kollegen durch seine Teilnahme und Veröffentlichun-
gen zu einigem Ansehen gelangte, davon zeugt auch ein Brief an seine
Mutter, welche sich über seine mangelnde Popularität in Deutschland
sorgte:

„Liebe Mutter! Du fragst, ob ich nichts Populäres schreiben werde? - Ich
publiziere genug wissenschaftliche Sachen und bemerke auch an den Zu-
sendungen aus Europa, dass man meine Arbeiten beachtet, brauche also
nichts Populäres zu schreiben, was zeitraubend und unbefriedigend ist. -
Schickte gerade jetzt wieder eine kleine Arbeit über einen sehr wichtigen
Gegenstand nach London, und werde bei meiner Ankunft in Europa viele
ähnliche Arbeiten folgen lassen."57

Insbesondere ein vorübergehender Forschungsaufenthalt in Edinburgh

zur Auswertung der von ihm und den anderen Challenger-Mitgliedern ge-
sammelten Materialien hätte sich fruchtbar auf eine Universitätskarriere

auswirken können. In der schottischen Universitätsstadt wurde eigens zu

diesem Zweck ein Challenger-Büro eingerichtet, das sich ausschließlich mit

der Bearbeitung und Organisation der Expeditionsergebnisse befasste -

53 Brief Willemoes-Suhms an Kupffer vom 30. 1. 1875, abgedruckt in: Challenger-Brie-
fe, S. 155-157, hier S. 156.

54 GehStAPK, I. HA, Rep. 76, Vc Sekt. 1 XI Teil V C Nr. 12, Bd. 2, Brief Hensens an das
preußische Kultusministerium vom 21.1.1891.

55 Hillmann, Der Anatom, S. 57. - Kortüm, The German Challenger, S. 42.
56 Brief Willemoes-Suhms an seine Mutter vom 15. 4.1874, abgedruckt in: Challenger-

Briefe, S. 88-89, hier S. 88.
57 Brief Willemoes-Suhms an seine Mutter vom 10. 1. 1875, abgedruckt in: Challenger-

Briefe, S. 150-152, hier S. 150f.
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zum Leiter der Einrichtung und zum Direktor der Challenger-Kommission
wurde Thomson ernannt, der, wie bereits erwähnt, schon im Vorfeld ge-

genüber Willemoes-Suhm signalisierte, dass dieser in Edinburgh eine Stel-
le samt Gehalt erhalten würde.58 Mit knapp 20 Jahren dauerte der Auswer-

tungs- und Veröffentlichungsprozess für eine wissenschaftliche Laufbahn
zwar eindeutig zu lange, durch seine engen Bekanntschaften zu Thomson,
Huxley, Siebold und Kupffer hätten sich in dieser Phase aber wohl sicher-
lich neue Karriereoptionen ergeben, sodass er aller Voraussicht nach wohl
nur in der ersten Bearbeitungsphase im Challenger-Büro hätte verweilen
müssen.59

Tatsächlich bleiben weiterführende Überlegungen zu den Karriereer-

wartungen Willemoes-Suhms spekulativ, da der junge Naturwissenschaft-
ler von der Expedition nicht zurückkehrte. Er verstarb am 13. September
1875 nach kurzer Krankheit an den Folgen einer Kopfwundrose während
der Fahrt von Hawaii nach Tahiti. 60 Dennoch waren sich seine Kollegen si-

cher, dass ihm eine große Laufbahn bevorgestanden hätte:

„It is very sad - a young life of so much promise snuffed out. He was a

very accomplished man. He knew Natural Science well - very well, and
had an excellent eye, rarely making mistakes. He had a good acquaintance

with modern European literature and could speak fluently in Danish,
German, French, Italian and English. He also knew a little Dutch and Spa-
nish. He was a painstaking, hard-working, thoroughly industrious man
[...]. He will be a great loss."61

Nun mag eine solche Lobpreisung auf einen verstorbenen Wissen-
schaftler auf den ersten Blick keinesfalls überraschen, wenn man sich die

spezifischen cultural practices der Universitäten vergegenwärtigt, zu de-
nen auch die aus dem Respekt vor dem wegen seines Spezialwissens be-

währten Kollegen geborene Achtung gehört. Nicht selten führte diese
Wertschätzung in Gelehrten-Nachrufen zu nur noch oberflächlichen Ver-

beugungen, da das eigene Fachgebiet und damit auch die eigene wissen-
schaftliche Urteilsfähigkeit innerhalb der Reinform dieser Tributerweisun-
gen überschritten wurde.62 Tatsächlich handelt es sich bei der hier zitierten

58 Zum Challenger-Büro und der Kommission siehe Yonge, The Inception, S. 12f. -
Zur Verortung Edinburghs in der europäischen Wissenschaftslandschaft in der
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts siehe Deacon, Scientists and the Sea, S. 366ff. -
Ritchie, Edinburgh's Place, S. 66.

59 Burstyn, Science and govemment, S. 605.
60 Brief Buchanans an Willemoes-Suhms Eltern vom 25. 11. 1875, abgedruckt in: Chal-

lenger-Briefe, S. 177-179, hier S. 177f.
61 Tagebucheintrag Thomsons vom 11.-14. 9.1875, zitiert nach: Merriman, Challengers

of Neptune, S. 41.
62 Morgenstern, Vom Namensregister, S. 446f. - Der Autor betont zu Recht, dass die

Gelehrten-Nachrufe längst zu einer eigenen Stilart wissenschaftlicher Prosa gewor-
den sind, die wie kaum eine andere Textsorte genauso viel über den Geehrten wie
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Ehrerweisung Thomsons gegenüber Willemoes-Suhm aber um einen per-
sönlichen Tagebucheintrag, der nicht zur Veröffentlichung bestimmt war
und dementsprechend wohl seine tatsächliche Einschätzung des deutschen

Naturwissenschaftlers widerspiegeln dürfte. Auch die von Siebold und
Kupffer verfassten Nachrufe beklagen den viel zu frühen Tod Willemoes-
Suhms, dem ihrer Einschätzung nach mit Sicherheit eine glänzende Uni-
versitätskarriere in Deutschland vorgezeichnet gewesen wäre. 63

Eine größere Tragweite entwickelte das Ableben Willemoes-Suhms in
Bezug auf die Auswertung und Publikation der Expeditionsergebnisse,
wie Thomson in der britischen Zeitschrift Nature eingestehen musste: „The

loss of his valuable assistance in working up the final results of the expedi-
tion must, I fear, seriously affect their completeness." 64 Auch von deut-
scher Seite ist dieser Umstand - u. a. von Wilhelm Behn - bedauert wor-

den, da man nun einerseits auf die englische Berichterstattung in der Natu-
re angewiesen war und andererseits Willemoes-Suhms Vorarbeiten und

Kenntnisse als essentiell für eine fachgerechte Untersuchung der während
der Challenger-Expedition erworbenen Sammlungen, Materialien und
Messungen betrachtete.65 Der Kieler Meeresforscher Victor Hensen machte

im Jahr 1891 nachträglich den frühen Tod des Holsteiner Zoologen sogar
teilweise für die wissenschaftlichen Aufgaben und Ziele der Plankton-
Expedition des Jahres 1889 mitverantwortlich:

„Es ist für jene [gemeint ist die Challenger-Expedition, Anm. d. Verf.] ein

Unglück gewesen, dass sie die beiden Zoologen, Sir Wyville Thomson und
Willemoes-Suhm, verloren hat, ehe die Publikation begann. Niemand kann
ihr das zum Vorwurf machen, jeder wird es beklagen, aber die Fiction, dass

diese und andere Verluste gleichgültig gewesen seien, dass Alles so vor-
trefflich ausgearbeitet worden sei, wie nur denkbar, die geht zu weit! Mei-

ner Ansicht nach sind die Unklarheiten und grossen Lücken, welche ich zu
zeigen habe, ganz wesentlich durch den Verlust der Mitarbeit der anderen
Begleiter der Expedition entstanden; aber wenn die Lücken unverschuldet

über den Schreiber verraten. - Vgl. ebd., S. 447, Anm. 19. - Siehe überdies auch
exemplarisch Echterhölter, Akademisches Totenlob. - Nagel, Wenn aus Erinnerung
Geschichte wird.

63 Siebold, Dr. Rudolph von Willemoes-Suhm, S. XCIII. - Kupffer, Vorwort, S. Xf.
64 Thomson, Dr. R. von Willemoes-Suhm, S. 88. Weiter führt Thomson in dem Nach-

ruf aus: „Altogether I looked upon Rudolf v. Willemoes-Suhm as a young man of
the very highest promise, perfectly certain, had he lived, to have achieved a distin-
guished position in his profession, and I look upon his untimely death as a serious
loss not only to the expedition in which he took so important a part, but also to the
younger generation of scientific men among whom he was steadily preparing him-
self to become a leader." Vgl. ebd., S. 89.

65 Behn, Die Ergebnisse, S. 94-96.
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sind, kann man es zwar für zweckdienlich halten, ihre Abwesenheit zu be-

haupten, man bringt sie dadurch nur leider nicht fort." 66

Die angeführten Beispiele, die sich problemlos weiterführen ließen, ver-
deutlichen, dass Willemoes-Suhm zum Zeitpunkt seines Todes bereits über
einen außerordentlich guten Ruf in der britischen und deutschen scientific

community verfügte, der sich wesentlich der Teilnahme an der Challenger-
Expedition verdankte. Trotz seines geringen akademischen Status und sei-

nes jungen Alters verfügte er somit über ein wirkmächtiges wissenschaftli-
ches Netzwerk, sowohl in der deutschen Hochschullandschaft als auch in

Edinburgh. In Verbindung mit seiner regen Publikationstätigkeit und den
zum Teil grundlegenden Forschungsarbeiten auf dem Gebiet der Zoologie
kann wohl davon ausgegangen werden, dass ihm vermutlich eine steile
Universitätskarriere bevorgestanden hätte. Gleichwohl hat sich die Investi-
tion in seine berufliche Zukunft durch die Teilnahme an der britischen Ex-

pedition nicht ausgezahlt. So gesehen endete Willemoes-Suhms hoffnungs-
volle Karriere, bevor sie richtig hatte Fahrt aufnehmen können.

Die „Kiel School of Oceanography" und

die Kieler Plankton-Expedition (1889)

Nachdem bisher der Blick auf einer dänischen und einer englischen For-
schungsreise gelegen hat, die also außerhalb der deutschen Hochschul-
landschaft stattfanden und somit nicht in einen inneruniversitären nationa-

len Kontext eingebunden waren, rückt nun eine von Kieler Wissenschaft-

lern initiierte, vorbereitete, durchgeführte und ausgewertete Expedition in
den Mittelpunkt. Gemeint ist die nur dreizehn Wochen dauernde Plank-

ton-Expedition von 1889, an der sechs Wissenschaftler beteiligt waren und
deren Auswertung mehrere Dutzend Forscher und Nachwuchswissen-

schaftler über einen Zeitraum von mehr als 20 Jahren beschäftigte. 67
In den letzten 30 Jahren ist die Kieler Unternehmung von der For-

schung erschöpfend untersucht worden, vor allem die jüngst fertiggestellte
Arbeit von Lisa Kragh hat unter Verwendung bisher kaum betrachteter
Quellen detailliert die Vorbereitungs- und Planungsphase nachgezeich-

66 Hensen, Die Plankton-Expedition, S. 12.
67 Diesbezüglich siehe Brandt, Ueber die biologischen Untersuchungen, S. 113. - Mills,

Biological Oceanography, S. 26. - Damkaer/Mrozek-Dahl, The Plankton-Expedition,
S. 464. - An dieser Stelle sei zudem meiner geschätzten Kollegin Lisa Kragh ge-
dankt, die mich bei der Ideenfindung und Recherche zur Plankton-Expedition tat-
kräftig unterstützte.
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net.68 Ferner sind wir über den Verlauf der Atlantikfahrt durch die Teil-

nehmer ebenso ausführlich unterrichtet wie über die gesammelten Er-

kenntnisse und Ergebnisse.69 Biographische Forschungen zu den beteilig-
ten Wissenschaftlern ergänzen unser Bild über die Plankton-Expedition,
wobei verstärkt der Kopf und Initiator der Forschungsfahrt Victor Hensen
sowie der Geograph Otto Krümmel das forschungsgeschichtliche Interesse
auf sich zogen. Der älteren Tradition folgend, werden die beiden Kieler
Ordinarien dabei oftmals in einer kumulativen Abfolge von Höhepunkten,

erfolgreichen Entdeckungen und neuen Erkenntnissen dargestellt.70 Für
die übrigen vier Teilnehmer lässt sich hingegen ein dringliches Desiderat
ausmachen, oder anders gesagt: ihre Biographien sind noch keineswegs

„ausgeforscht". Hierbei handelt es sich um die Zoologen Karl Brandt und
Friedrich Dahl, den Mediziner und Meeresbiologen Bernhard Fischer so-
wie den Botaniker Franz Schütt.

Eine erste Übersicht der beteiligten sechs Wissenschaftler legt nahe,
dass mit Hensen (seit 1864), Krümmel (seit 1884) und Brandt (seit 1888)

drei ordentliche Professoren an der Plankton-Expedition teilnahmen. Die
etablierten Ordinarien mussten sich nicht mehr profilieren und hatten kei-

ne großen Karrieresprünge zu erwarten. Das Belohnungssystem der deut-
schen Universitäten hielt für sie nur noch Rufe an andere Hochschulen be-

reit, wobei sowohl die Annahme als auch die Ablehnung derselben zum

Qualitätsmaßstab wurden - ein an sie ergangener Ruf war mit wissen-
schaftlichem Ansehen, Machtzuwachs in der eigenen Disziplin, höherer

Besoldung oder auch einem wachsenden Institutsetat verbunden. 71 Vor al-
lem Hensens Beteiligung an der Expedition - trotz seines Alters von 54
Jahren - ließ den Sekretär der physikalisch-mathematischen Klasse der
Preußischen Akademie der Wissenschaften und Vorsitzenden des Kurato-

riums der Humboldt-Stiftung für Naturforschung und Reisen, Emil Hein-
rich Du Bois-Reymond, in einem Gutachten für das preußische Kultusmi-
nisterium staunen. Zugleich strich er aber auch die enorme Bedeutung von
erfahrenen Teilnehmern heraus:

„Jedenfalls aber ist zur Lösung der Aufgaben vermöge seiner Vorstudien

und Erfahrungen Herr Hensen der rechte Mann; und es ist ebenso freudig
zu begrüßen wie dankbar anzuerkennen, daß er bei seinem Alter und sei-

68 Zur Planung, Finanzierung und Organisation sowie den wichtigen Ressourcenmo-
bilisierungen im Rahmen der Plankton-Expedition siehe die präzise Studie von
Kragh, Kieler Meeresforschung.

69 Krümmel (Hrsg.), Reisebeschreibung der Plankton-Expedition. - Hensen (Hrsg.),
Ergebnisse. - Ders., Einige Ergebnisse.

70 Eine ausführliche Wiedergabe der biographischen Darstellungen ist hier nicht mög-
lich. Exemplarisch seien nur genannt: Kortüm, Victor Hensen. - Kortum/Ulrich,
Kieler Meeresforschung. - Lohff/Kölmel, Victor Hensens Wirken. - Porep, Der Phy-
siologe und Planktonforscher. - Ulrich/Kortum, Otto Krümmel.

71 Baumgarten, Professoren- und Universitätsprofile, S. 108.
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ner Lebensstellung mit den jüngeren Genossen, welche ihn schon auf Un-

tersuchungsfahrten in der Ost- und Nordsee begleitet haben, den Strapa-
zen und Gefahren der geplanten Oceanfahrt sich aussetzen will. Würde

Herr Hensen's Anerbieten nicht angenommen, so stände zu befürchten,

daß das Unternehmen erst nach langer Zeit und mit viel größeren Kosten,
überdies unter viel weniger vorbereiteter und fachkundiger Leitung würde
zustanden kommen können."72

Mit Ausnahme von Krümmel nahm allerdings keiner der anderen Or-
dinarien einen an sie ergangenen auswärtigen Ruf an; und auch der Geo-

graph wechselte erst nach dem Abschluss der Auswertung aller während
der Expedition gesammelten Ergebnisse, Messungen und Beobachtungen
im Jahr 1911 an die Marburger Universität. Ihren Einfluss nutzten sie viel-

mehr zum Ausbau der Kieler Meeresforschung, oder wie Mills es 1989 be-
zeichnete: der „Kiel School of Oceanography".73 Bereits im Vorfeld war
Hensen 1870 die Einrichtung einer Königlich-Preußischen Kommission zur

Erforschung der Deutschen Meere in Kiel gelungen, die mit einem eigenen
Etat, gewissen Einflussmöglichkeiten auf die preußische Politik und einer

eigenen Schriftenreihe ausgestattet war. 74 Im hier untersuchten Fall jedoch
bedeutsamer war das Jahr 1902. Als Mitglied der Deutschen Wissenschaft-

lichen Kommission für Internationale Meeresforschung (DWKIM) war es
Krümmel gelungen, unter seiner Leitung das Laboratorium für die Interna-

tionale Meeresforschung an der CAU zu errichten, wo es mithilfe des neu-

en Reichsforschungsdampfers Poseidon verstärkt chemische und physika-
lische Untersuchungen vornehmen sollte.75 Ferner galt die 1900 gegründe-
te DWKIM als offizieller nationaler Ansprechpartner des Reichsamtes des

Innern für den 1902 gegründeten Internationalen Rat für Meeresforschung
(ICES) in Kopenhagen. In der dänischen Hauptstadt sollten fortan regel-
mäßige biologische, chemische und physikalische Beobachtungen aus der
Nord- und Ostsee koordiniert werden, um mit aktuellen Bestands- und

Umweltkenntnissen eine bessere Bewirtschaftung der Meere zu gewähr-
leisten. Neben der (wirtschafts-)politischen Bedeutung umfasste das Labor

zudem zwei Sektionen - eine für marine-biologische und eine für hydro-
graphische Untersuchungen - mit insgesamt fünf wissenschaftlichen Assis-
tentenstellen und fünf Positionen für die benötigten Techniker. Darüber

hinaus unterstützte das DWKIM die biologischen Forschungen des Kieler

72 GehStAPK, I. HA, Rep. 76, Vc Sekt. 1 XI Teil V C, Nr. 12, Bd. 1, Gutachten zur
Plankton-Expedition von Du Bois-Reymond und A. Auwers an den Kultusminister
von Goßler vom 22. 5.1888.

73 Ausführlich dazu Mills, Biological Oceanography, S. 173-186.
74 Kölmel, The Prussian Kommission, S. 403f. - Krauß, The Institute of Marine Re-

search, S. 131.
75 Dazu und zum Folgenden siehe ausführlich Krauß, The Institute of Marine Re-

search, S. 131ff. - Wegner, Some Remarks, S. 408ff.
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Zoologischen Instituts mit zwei bis drei Etatstellen für Assistenten. Mit sol-

chen Institutsgründungen vermehrten die Ordinarien ihren politischen
Einfluss, ihren Schülerkreis und damit schließlich auch ihren wissenschaft-

lichen Ruhm. Die Errichtung des Labors für Internationale Meeresfor-

schung an der CAU war einerseits Kiels geographischer Lage geschuldet
und verdankte sich andererseits den bereits publizierten Erkenntnissen

und Ergebnissen der Plankton-Expedition. Versteht man unter Karriereres-
sourcen also auch solche, die finanzieller, personeller, struktureller oder

apparativ-institutioneller Art waren, dann hatte sich für die etablierten Or-
dinarien eine Teilnahme ausgezahlt. Freilich führte Brandt den Erfolg we-

niger auf die eigentliche Expeditionsfahrt als vielmehr auf die daran an-
schließenden Auswertungen und Untersuchungen in den Laboren zurück;
es war in der Folgezeit daher verstärkt der Zoologe, „who inspired many
students to do pioneering work at sea but even more in the laboratory".76

Wie sah es aber mit den drei übrigen Wissenschaftlern aus, die an der

Plankton-Expedition teilgenommen hatten? Der Marine-Oberstabsarzt
Bernhard Fischer hatte sich nach langjährigem Dienst in der Kaiserlichen
Marine 1887 an der CAU für Bakteriologie und Hygiene habilitiert und
wurde im Februar 1889 zum Extraordinarius und Leiter der hygienischen

Abteilung im Institut für Staatsarzneikunde berufen, allerdings ohne An-
spruch auf Gehalt.77 Um an der von Hensen geleiteten Atlantikfahrt teil-
zunehmen, schied der damals 37jährige Mediziner aus dem Marinedienst
ohne Pensionsberechtigung aus, da ihm ein in Aussicht gestellter Urlaub

nicht genehmigt worden war. Seine mikrobiologischen Untersuchungen
während der Expedition veranlassten ihn ab dem Jahreswechsel 1889/90

dazu, regelmäßige chemische und bakteriologische Kontrollen von Trink-
wasser und Nutzwasser einzuführen. Seine dadurch gewonnenen Er-

kenntnisse bezüglich der Verschmutzung, mangelnden Pflege und falschen
Konstruktion von städtischen und Privatbrunnen - die nicht unwesentlich

zur Verbreitung von Krankheiten wie Typhus, Paratyphus und Ruhr bei-
trugen - wurden vom preußischen Kultusministerium eifrig registriert.
Um seine Untersuchungen finanziell besser zu unterstützen und um einer
eventuellen Wegberufung zuvorzukommen, ernannte ihn das Ministerium
1891 zum ordentlichen Professor und Direktor des Hygienischen Institutes
der Kieler Medizinischen Fakultät. 78 Die Expeditionsteilnahme hatte sich

somit positiv auf den Karriereverlauf Fischers ausgewirkt: Während der
Forschungsreise ging er einerseits über seine engeren Fachgrenzen hinaus
mikrobiologischen Fragestellungen nach und wurde andererseits zu neuen
Forschungen inspiriert. Seine Ernennung zum Ordinarius muss also auch
im Zusammenhang mit der Plankton-Expedition gesehen werden.

76 Rumohr, A Brief History, S. 154.
77 Dazu und zum Folgenden siehe ausführlich Kredel, Bernhard Fischer.
78 Dies., Marinearzt, Hygieniker, Meeresmikrobiologe, S. 23ff.
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Im Fachbereich der Zoologie sahen die Laufbahnentwicklungen in Kiel
wesentlich weniger aussichtsreich aus. Mit Brandt bekleidete seit 1888 ein
noch junger Wissenschaftler das einzige zoologische Ordinariat der CAU
und blockierte damit die Aufstiegsmöglichkeiten für aussichtsreiche Nach-
wuchskandidaten wie Friedrich Dahl. Seine Assistentenstelle im Zoologi-
schen Institut hatte Dahl bereits unter seinem akademischen Lehrer Karl

August Möbius erhalten, der von 1868 bis 1888 als Brandts Vorgänger und
erster Inhaber einer ordentlicher Professur für Zoologie an der Kieler Uni-
versität lehrte und forschte. 79 Ausbleibende Karrieresprünge und die be-

rufliche wie ökonomische Unsicherheit veranlassten den jungen Privatdo-
zenten - ab Februar 1894 außerplanmäßiger Professor - im Jahr 1898 einem

Angebot Möbius' nach Berlin zu folgen. 1888 war dieser auf ein Ordinariat
für systematische und geographische Zoologie an der Friedrich-Wilhelms-

Universität berufen worden, wo ihm zugleich die Leitung der Zoologi-
schen Sammlung im Berliner Museum für Naturkunde übertragen worden
war. Als Möbius einen geeigneten Kurator für eine geplante Dauerausstel-

lung zu Arachniden suchte, fiel die Wahl auf den Kieler Spinnenforscher -
der zum Vorteil des Berliner Museums auch eine umfangreiche Material-
sammlung mitbrachte, die er 1896/97 während einer längeren Forschungs-
reise im Ostseeraum und im Bismarck Archipel zusammengestellt hatte. 80
Friedrich Dahl blieb bis zu seinem Ruhestand im Museum für Naturkun-

de, ein Ruf auf eine besoldete (außer-)ordentliche Professur erging an den
Zoologen zu keinem Zeitpunkt seiner Laufbahn. 81 Ihm blieb damit trotz

der Teilnahme an der Plankton-Expedition eine Universitätskarriere ver-
wehrt.

Wie Dahl wurde auch der Botaniker Franz Schütt mit der Problematik

konfrontiert, dass mit Johannes Reinke ein noch junger Ordinarius den
weiteren Karriereaufstieg an der CAU blockierte. Reinke war erst 1885
zum ordentlichen Professor für Botanik und Direktor des Botanischen Gar-
tens berufen worden und wirkte in dieser Position bis zu seiner Emeritie-

rung im Jahr 1921.82 Da zu diesem Zeitpunkt kein botanisches Extraordi-

nariat existierte, blieb Schütts Laufbahnentwicklung auf die Titularprofes-
sur beschränkt, die ihm 1894, sieben Jahr nach seiner Habilitation im Jahr

1887, verliehen wurde. Den im Frühjahr 1895 an ihn ergangenen Ruf der
Universität Greifswald auf ein Ordinariat für Botanik nahm er daher schon

79 Zu Möbius siehe exemplarisch Heyden/Glaubrecht/Pfullmann (Hrsg.), Die Reise
des deutschen Forschers. - Hülsmann, Der Zoologe Karl August Möbius.

80 Schmitt/Glaubrecht, „Give me a museum and I will fill it", S. 340ff. - Dies., „Ralum
Project", S. 79ff.

81 Zu Dahls Wirken im Museum für Naturkunde siehe auch Bischoff, Friederich Dahl.
- Leps, Karl August Möbius.

82 Siehe ausführlich Trübe, Johannes Reinke (1849-1931). - Wissemann, Johannes
Reinke.
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aus ökonomischen Gründen ohne längere Berufungsverhandlungen an.
Somit blieb Schütt ein ähnliches Schicksal wie das Dahls erspart, was wohl
vor allem auf seine umfangreiche Publikationstätigkeit im Rahmen der Ex-

peditionsauswertung zurückzuführen ist. Mills bezeichnet ihn in diesem
Zusammenhang sogar als einen der kreativsten Köpfe der „Kiel School of

Oceanography".83 Neben dem umfangreichen wissenschaftlichen CEuvre
war aber gleichfalls die Teilnahme an der Plankton-Expedition ausschlag-
gebend für Schütts Pole-Position auf der Dreierliste der Philosophischen
Fakultät der pommerschen Hochschule gewesen.84

Schlussüberlegungen

Die Beantwortung der eingangs gestellten Frage, ob wissenschaftliche Ex-

peditions- und Forschungsreisen sich positiv auf eine universitäre Lauf-
bahn auswirkten, fällt anhand der ausgewählten Fallbeispiele durchaus

ambivalent aus: Eine derartige Teilnahme konnte im Berufungssystem der
deutschen Forschungsuniversität nur eine von vielen Qualifikationskrite-
rien sein, die von einem geeigneten Kandidaten für das zu besetzende
(Extra-)Ordinariat erwartet wurden. Publikationstätigkeit, akademische

Netzwerke und Lehrerfahrung waren oftmals die entscheidenderen Fakto-
ren, wenn es um die Zusammenstellung einer Dreierliste ging. Allerdings

konnte die Beteiligung an einer wissenschaftlichen Expedition zum Züng-
lein an der Waage werden und die Chancen eines Kandidaten zu dessen
Gunsten beeinflussen.

Problematischer erscheint demgegenüber die mühsame Auswertungs-

phase wissenschaftlicher Forschungsreisen, da durch diese die jüngeren
Nachwuchswissenschaftler oftmals über einen Zeitraum von mehreren

Jahren eng an eine Universität gebunden waren, sodass sie im inneruniver-
sitären Konkurrenzkampf eine Benachteiligung erfuhren. In die akademi-
sche Lehre waren sie in der Auswertungsphase vielfach nur begrenzt ein-

gebunden, und die Veröffentlichung ihrer Forschungsergebnisse erfolgte
im Regelfall - sofern sie im Rahmen der Expeditionsauswertung entstan-
den oder auf Materialen einer Expedition basierten - in Koordination und

Absprache mit den beteiligten Kollegen, zumindest mit dem Expeditions-
leiter. Dies bedeutet aber zugleich, dass sie vorerst in ihren Assistentenpo-
sitionen verblieben und weiterhin im Schatten der Professoren forschten

und publizierten.

83 Mills, Biological Oceanography, S. 173ff. - Vierhaus (Hrsg.), Deutsche Biographi-
sche Enzyklopädie, Sp. 255.

84 Dazu siehe auch UAG, Abt. 2.1,1-280, Unterlagen zur Ernennung von Franz Schütt
zum Ordinarius. - UAG, Abt. 1.1, K 574, Todesanzeige von Franz Schütt.
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Im schlimmsten Fall fand eine hoffnungsvolle Wissenschaftskarriere

sogar aufgrund einer Expeditionsteilnahme frühzeitig ihr Ende, wie die

Beispiele Willemoes-Suhms oder auch des dänischen Botanikers Kamp-
hoevener nahelegen. Schwere Erkrankungen oder der eigene Tod gehörten
naturgemäß zu den nicht kalkulierbaren Risiken einer Expeditionsreise,

die nur wenige Nachwuchsakademiker einzugehen bereit waren. Ein der-
artiges Wagnis musste also immer auch als akzeptable Investition in die
berufliche Zukunft an der Universität verstanden werden.

Eine präzise Einordnung von wissenschaftlichen Expeditions- und For-

schungsreisen in den Kriterienkatalog universitärer Berufungsverhand-
lungen oder in die akademischen Karrierestrategien deutscher Hochschul-
lehrer während des 19. Jahrhunderts bedarf somit weiterer Untersuchun-

gen sowie empirischer Analysen von Personal- und Berufungsakten. Wich-
tige Erkenntnisse könnten darüber hinaus die methodischen Ansätze der

Mobility-Forschung liefern, die nach movements, networks und motility -
das meint die Fähigkeit, räumlich oder sozial mobil zu werden - fragt.85
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Professor Dr. Eugen Wohlhaupter (1900-1946)

und seine Bemühungen um ein

rechtswissenschaftliches Ordinariat

Von Ulrich-Dieter Oppitz

Professor Clausdieter Schott (Zumikon/Zürich)
zum 1. November 2016.

Obwohl seit dem Tod des Kieler Professors Eugen Wohlhaupter am 23. De-
zember 1946 nahezu 70 Jahre vergangen sind, führt die Frage danach, wer

seinen wissenschaftlichen Weg, besonders an der Universität Kiel, behin-
derte, noch immer zu Diskussionen. Professor Hans Hattenhauer (1931-

2015) legte 1987 eine Studie zu dem Wissenschaftler vor, 1 in der er Leben
und Werdegang beschrieb. Lange haderte Eugen Wohlhaupter, der am 7.
September 1900 im schwäbischen Unterwiesenbach geboren worden war,
mit der als Zurücksetzung empfundenen Weigerung, ihm den bis dahin

vertretungsweise geführten Kieler Lehrstuhl mit allen Rechten und Pflich-
ten eines ordentlichen Professors zu übertragen. Der dazu erhaltene
Schriftwechsel zwischen der Universität Kiel und dem Reichsministerium

für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung (REM) bildet wesentliche

Teile der Einleitung von Hattenhauer zu dem Nachdruck von Wohlhaup-
ters Schrift „Vom tätigen Leben". Hierbei vermutet Hattenhauer,2 dass Pro-

fessor Karl August Eckhardt (1901-1979),3 dessen Lehrstuhl Wohlhaupter
anfänglich vertrat, bis 1944 eine Berufung Wohlhaupters auf ein Ordinariat
hintertrieben habe.

Wohlhaupters wissenschaftliche Laufbahn soll hier, soweit es für die

folgenden Ausführungen erforderlich ist, kurz referiert werden: In den Jah-

1 Hattenhauer, Rechtswissenschaft im NS-Staat.
2 Ebd., S. 14f. - Die Vermutung findet sich übernommen in Eckert, Die Juristische Fa-

kultät im Nationalsozialismus, S. 64f. - Kaudelka, Rezeption im Zeitalter der Kon-
frontation, S. 179. - Schneider, Die SS und „das Recht", S. 235.

3 Zu Eckhardt vgl. Krause, Nachruf. - Grüttner, Biographisches Lexikon, S. 42.
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ren 1925-1933 trat er in engen Kontakt zu Professor Konrad Beyerle (1872-
1933),4 mit dem ihn viel Berufliches und Privates verband. Im März 1929

schloss Wohlhaupter an der Ludwig-Maximilians Universität in München
seine Habilitation ab und erhielt die Venia Legendi für die Fächer Deutsche

Rechtsgeschichte, Deutsches Privatrecht und Kirchenrecht; ab 22. Februar
1934 wurde diese erweitert auf deutsches bürgerliches Recht. Danach lehr-
te er als Privatdozent an der Universität in München. Als Beyerle am 26.

April 1933 verstarb, übernahm Wohlhaupter nach Absprache mit Fakultät
und Ministerium gemeinsam mit seinem Kollegen Johannes Bärmann
(1905-1991) bis zum Sommersemester 1934 die Geschäftsführung des Insti-

tuts für deutsche Rechtsgeschichte, die er dann dem berufenen Nachfolger

Beyerles, Professor Heinrich Mitteis (1889-1952),5 übergab.6
Im Frühjahr 1933 war Wohlhaupter in persönlichen Kontakt zu dem

von der Handelshochschule Berlin gerade nach Bonn berufenenen Prof.
Eckhardt getreten, nachdem er dessen „Rechtsbücherstudien I" bereits

19287 besprochen hatte. Eckhardt sandte ihm 1933 das frisch erschienene
dritte Heft seiner „Rechtsbücherstudien", welches die Textentwicklung des

Sachsenspiegels von 1220 bis 1270 behandelt. Das Buch erreichte Wohl-
haupter kurz vor Antritt einer Ferienreise, und so wurde es zur Reiselektü-
re, zu der er sich in einem Brief vom 20. August 1933 gegenüber dem Autor
äußerte:

„Nun pflegt man zwar textgeschichtliche Studien nicht gerade als Reisele-
sung zu wählen, ich gestehe Ihnen aber offen, daß mich die souveräne Be-

herrschung des Materials und die Eleganz der Darstellung nach wenigen
Seiten so in den Bann zogen, daß ich das Buch in einem Zuge gelesen habe.
Ich wüsste nicht, was sich noch Stichhaltiges gegen Ihre Feststellungen sa-

gen ließe. So verdanke ich Ihrem Buch eine der unterhaltsamsten Eisen-
bahnfahrten, die ich je gemacht und obendrein reiche Anregung für den
Ausbau des Ssp. Kapitels meiner Vorlesung. ... Nehmen Sie also herzli-
chen Dank für Ihre wertvolle Gabe! - Ihr ganz ergebener E. Wohlhaupter."8

4 Vgl. Stutz, Nachruf auf Konrad Beyerle, S. XXV-XLIV.
5 Zu ihm: Haferkamp, Art. „Mitteis". - Erler, Art. „Mitteis", Sp. 614-617. - Nach

Misshelligkeiten mit Partei und Universität ging Mitteis zum 1. April 1935 an die
Universität Wien. Im Dezember 1947 kehrte er nach Stationen in Rostock und Berlin
nach München zurück. Mitteis widmete Wohlhaupter in der ZRG GA 65 (1947), S.
454-463, einen warmherzigen Nachruf.

6 Nach dem Wechsel von Mitteis nach Wien beabsichtigten die Universität München
und das bayerische Kultusministerium, Eckhardt als Nachfolger zu berufen. Da
Eckhardt mit Ministerium und Universität verhandelte, rügte ihn das REM und un-
tersagte ihm einen Wechsel nach München. Danach bereitete er Claudius von
Schwerin den Weg nach München.

7 HZ 138 (1928), S. 678.
8 StA Marburg, Sign. 340 Eckhardt, Nr. 185. - Für die Mitteilung dieses Schreibens

danke ich Dr. Wilhelm A. Eckhardt (Marburg).
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Schon bald nach einem persönlichen Treffen der beiden Rechtshistori-
ker nahm Wohlhaupter die Probleme um den Verkauf der reichhaltigen
Privatbibliothek Konrad Beyerles zum Anlass im Januar 1934 mit Eckhardt

in Kiel9 Briefe zu wechseln. Hierbei ging es darum, durch einen Ankauf
der Bibliothek für das Juristische Seminar oder die im Aufbau befindliche

Akademie für deutsches Recht die wertvolle Büchersammlung in München
zu halten und vor einer Zerstreuung zu bewahren. 10 Der Kauf konnte er-

folgreich vermittelt werden. 11 Im Sommer 1934 stand Wohlhaupter auf ei-
ner Berufungsliste für die Professur für Römisches und Deutsches bürger-
liches Recht an der Universität Breslau, jedoch teilte das REM dem Rektor
der Münchner Universität statt einer Berufung in einem Erlass vom 27. Ap-

ril 1934 mit, es habe Wohlhaupter zur vertretungsweisen Wahrnehmung
einer Professur in Greifswald im Sommersemester 1934 herangezogen. So
vertrat dieser im Sommersemester 1934 an der Universität Greifswald die

Professur für Römisches und Deutsches Bürgerliches Recht. 12 Ab dem
Wintersemester 1934/35 wurde die zu besetzende Professur dem Jenenser

Privatdozenten Dr. George Anton Löning (1900-1946)13 übertragen, der sie
bis 1941 innehatte, als er an die Universität Münster wechselte.

Am 30. Oktober 1934 zeigte Wohlhaupter aus Kiel dem Bayerischen
Staatsministerium für Unterricht und Kultus an, dass er vom Preußischen

Kultusministerium aufgefordert worden sei, während des Wintersemesters
1934/35 an der Universität Kiel die Vertretung von Prof. Eckhardt zu über-
nehmen. Daher „ersuche ich das Hohe Staatsministerium mir den erforder-

9 Zum 1. Oktober 1933 war Eckhardt von der Universität Bonn an die Universität
Kiel berufen worden. In einem Brief vom 16. August 1933 schrieb er an Ulrich Stutz:
„Meine Zurückberufung nach Kiel ist, ebenso wie die von Rauch nach Bonn, ledig-
lich aus politischen Gründen erfolgt. Man wünscht in Kiel, das wahrscheinlich
Reichsuniversität werden wird, eine politisch geschlossene Fakultät aufzubauen,
die in kollektiver Arbeit am Neubau des Staates mitarbeitet. ... Ich schrieb Ihnen ja
wohl vor einem halben Jahr schon, daß ich mir hier [Bonn] ein Haus gekauft habe;
eben, weil ich beabsichtigte, den Rest meines Lebens hier zu bleiben. Nun muß ich
es schweren Herzens wieder räumen; Rauch hat es auf lange Zeit gemietet, sodaß
mir keine finanziellen Schwierigkeiten entstehen werden."

10 StA Marburg, Sign. 340 Eckhardt, Nr. 185. K. A. Eckhardt trat am 1. Oktober 1934
seine Tätigkeit als Referent im REM in Berlin an. Im REM war er als Hauptreferent
für die Fächer Recht, Staat, Politik, Wirtschaft und Geschichte zuständig. Ab 1. Ja-
nuar 1935 wurde er als Professor an die philosophische Fakultät der Universität
Berlin berufen.

11 In der Bibliothek des Instituts für Bayerische und Deutsche Rechtsgeschichte der
Ludwigs-Maximilians-Universität finden sich noch jetzt Exemplare dieses Ankaufes
z. B. Meyer, Das Mühlhauser Reichsrechtsbuch, trägt den handschriftlichen Eintrag
„Beyerle 1923" und „Einband Juli 1923 M 35.000" sowie den Stempel „Eigentum der
Akademie für Deutsches Recht".

12 Barbara Peters vom UA Greifswald danke ich für die Mitteilungen aus den Akten
Kurator K 185 und Jur. Fakultät K 387.

13 Zu ihm: Eckhardt, In Memoriam George A. Löning, S. 103-105.
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liehen Urlaub während des Winterhalbjahrs gewähren zu wollen." An-

tragsgemäß wurde dies am 27. November 1934 bewilligt. Die Verlängerung
der Vertretung wurde dem Hochschulreferenten im Bayerischen Staatsmi-
nisterium am 4. März 1935 mitgeteilt: „Herr Privatdozent Dr. Wohlhaupter
in München ist für das Sommersemester 1935 erneut mit einer Vertretung

in Kiel beauftragt worden. Ich bringe dies ergebens! zur Kenntnis. Heil

Hitler! gez. Eckhardt." Schon wenig später teilte Berlin am 26. April 1935
mit: „Der Dozent Dr. Eugen Wohlhaupter in Kiel ist unter Ernennung zum
nichtbeamteten außerordentlichen Professor beauftragt worden, in der
Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät der Universität Kiel vom

Sommersemester 1935 ab den bisher von Prof. Dr. Eckhardt innegehabten

Lehrstuhl in Vorlesungen und Übungen zu vertreten." 14 Damit war eine
Stufe der wissenschaftlichen Karriere erreicht, die weiter nach oben wies.

In der Folgezeit kam es am 12. November 1940 zur Ernennung zum außer-
planmäßigen Professor, wodurch indes keine Beamteneigenschaft begrün-
det wurde, sondern dies war nur eine ehrenvolle Hervorhebung unter den

bewährten Dozenten. Erst am 1. Mai 1944 wurde Wohlhaupter in Kiel zum
beamteten außerordentlichen Professor ernannt; damit schied er aus der

Universität München aus, von der er bis dahin jeweils semesterweise zu

seiner Vertretungsarbeit an der Universität Kiel beurlaubt worden war.
Als Eckhardt in Zusammenarbeit mit der Akademie für Deutsches

Recht eine neue Veröffentlichungsreihe begann, überzeugte er Wohlhaup-
ter von einer Mitarbeit, sodass dieser die beiden umfangreichen Editionen
der „Gesetze der Westgoten" und „Altspanisch-gotische Rechte" besorgte,
die 1936 erscheinen konnten.15 Franz Beyerle (1885-1977) steuerte die „Ge-

setze der Burgunden" (1936) bei und ließ 1947 noch die „Gesetze der
Langobarden" folgen, die 1962/1963 eine zweite Auflage erfuhren.16 Neben
ihm erarbeitete Claudius Freiherr von Schwerin (1880-1944)17 für die Reihe
die Bände „Schwedische Rechte" (1935) und „Dänische Rechte" (1938). Mit

dem viel jüngeren Eckhardt verband von Schwerin ein besonderes Ver-
hältnis.18 Nach dem zwischenzeitlichen Kontakt19 muss von Schwerin

14 UA LMU München, Sign. EIII3615.
15 In beiden Drucken dankt Wohlhaupter C. von Schwerin für Unterstützung mit Rat

und Tat.

16 Fraglich erscheint, ob die spöttelnden Hinweise auf K. A. Eckhardt in den Nicht-
Festschriften (vgl. Riosus, Jocus regit actum, u. a. S. 407 u. S. 200) Franz Beyerle, der
zu Eckhardt ein auf gegenseitige Achtung gegründetes Verhältnis unterhielt, er-
freuten. Am 14. Januar 1955 schrieb Beyerle an Eckhardt: „... Zu Ihren starken [Sei-
ten] zählt - das wird von niemandem bestritten - Ritterlichkeit dem Schwächeren,
weniger Gereiften gegenüber (erst recht dem Alter gegenüber, wie Ihr Nachruf auf
Pappenheim gezeigt hat.)", UA Freiburg, C 5/9.

17 Zu ihm vgl. Simon, Art. „von Schwerin, Claudius", S. 77-79.
18 In den Jahren 1927 bis 1931 hatten Eckhardt und von Schwerin eine intensive Aus¬

einandersetzung um Fragen der Rechtsbücher. Aus dieser Zeit erwähnt Eckhardt
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kaum mehr überrascht gewesen sein, als das Berufungsschreiben des REM
vom 13. März 1935 für seinen Wechsel von Freiburg nach München von
Eckhardt unterschrieben war.20

Bei der Suche nach den Gründen für die Weigerung des REM, Eugen
Wohlhaupter zum ordentlichen Professor an der Universität Kiel zu er-
nennen, muss man beachten, dass neben dem Ministerium und der Uni-

versität in Personalangelegenheiten von Professoren seit spätestens 1935
der NSD-Dozentenbund,21 das Amt Rosenberg und die Parteikanzlei von
Berlin oder München aus Mitentscheidungsrechte beanspruchten. 22 Jeder

Mitarbeiter dieser Institutionen suchte dabei seine Wichtigkeit zu belegen.
Es zeugt von einem mangelnden Verständnis dieses „Intrigenstadels", zu
vermuten, eine einzelne Person, die den Höhepunkt ihres Einflusses hinter
sich hatte, hätte es über sieben Jahre vermocht, eine wohl zu begründende
Entscheidung zu verhindern.

Verständlich ist es, dass Wohlhaupter die Person suchte, von der mög-
licherweise störendes Einwirken ausgehen könnte. In Briefen zwischen
Wohlhaupter und dem Berliner Professor Herbert Meyer (1875-1941)23

spielt die Suche nach dem Unbekannten eine große Rolle. Eine Vermutung
wies auf Dr. Rudolf Bechert (1900-1961),24 der aus seiner Zugehörigkeit zur

eine heitere Erinnerung: Beim 2. Deutschen Rechtshistorikertag in Göttingen bat er
die Gattin Herrn von Schwerins, sie zu Tisch führen zu dürfen: „Sie stimmte zu, sah
mich aber, nachdem wir Platz genommen hatten, zweifelnd an und fragte ,Wissen
Sie denn eigentlich, wer ich bin?',Natürlich, Sie sind Frau von Schwerin'. Sie sagte
leicht verwundert: ,Und trotzdem haben Sie mich zu Tisch aufgefordert?' ,Aber, Ba¬
ronin, ich dachte, es hätte sich um ein Turnier, nicht um ein Duell gehandelt' was
sie lachend akzeptierte.", Eckhardt, Studia Iuris Suevici I, S. 111. - Wahrhaft, eine
Episode aus der guten alten Zeit.

19 In einem persönlichen Brief (von Schwerin an Eckhardt, Freiburg, 10. 1. 1935) er-
wähnte er „Freiburg ist die landschaftlich schönste Universität, aber kein Wir-
kungskreis für Rechtshistoriker", StA Marburg, 340 Eckhardt Nr. 185. - Dr. W. A.
Eckhardt (Marburg) danke ich für eine Kopie dieses Schreibens.

20 Simon, Art. „von Schwerin, Claudius", S. 77-79. - Ders., Claudius Freiherr von
Schwerin (1991), S. 20, Anm. 71.

21 Nagel, „Er ist der Schrecken überhaupt der Hochschule", S. 117-121.
22 Simon, Wissenschaftspolitik im Nationalsozialismus, Bl. 7. - Gerd Simon verdanke

ich weitere Hinweise zu persönlichen Daten.
23 Hattenhauer, Rechtswissenschaft im NS-Staat, S. 185-191. - Die Briefe entstammen

dem Zeitraum Januar 1939 bis November 1940.
24 Hattenhauer, Rechtswissenschaft im NS-Staat, S. 187f. - Brief vom 1. 11. 1940, mit

etlichen Lesefehlern. Bechert arbeitete 1928/29 für Ulrich Stutz am Generalregister
der ZRG GA für die Bände 1-50 (1932). Über die unerfreuliche Zusammenarbeit be-
richtet Stutz, ebd., S. VII. - 1939 veröffentlichte Bechert in der Grundrissreihe des
Kohlhammer Verlages eine Germanische Rechtsgeschichte. Dadurch, dass er sich
dort (ohne es zu sein) als Dozent an der Universität München und als Mitglied der
Akademie für Deutsches Recht bezeichnete, erregte er erhebliches Missfallen. In der
2. Aufl. (1942) fehlen diese Hinweise. - Lebenslauf bei: Schubert (Hrsg.), Akademie
für Deutsches Recht. Bd. III,2, S. 37. Dieser Lebenslauf erscheint geschönt, soweit
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NSDAP seit 1931 Vorteile als „Konjunkturritter" ziehen wollte.25 Seine Per-
sönlichkeit nahm ihm auch in dieser Zeit der Intrigen die Möglichkeit einer

Einwirkung, wobei nicht auszuschließen ist, dass er einzelne persönliche
Erinnerungen aus Wohlhaupters Münchener Jahren an Parteistellen in
München weitergab.

In diesem Zusammenhang führt jedoch durchaus auch eine belegbare

Spur über Freiburg nach München. Mit Schreiben des Rektors der Univer-
sität Freiburg, Professor Dr. Friedrich Metz (1890-1969),26 vom 13. März
1937 an den Rektor der Universität München, das vielleicht eine Beru-

fungsliste mit der Nennung Wohlhaupters nach Freiburg vorbereiten soll-
te,27 wird ein Urteil über ihn erbeten, das über seine Persönlichkeit, insbe-

sondere seine politische Einstellung und seine Charaktereigenschaften,
Auskunft erteilt. Der Rektor holte bei dem Fachvertreter der Rechtsge-
schichte, dem am 1. Juli 1935 nach München berufenen Prof, von Schwerin,

eine entsprechende Beurteilung ein. Die zweiseitige Stellungnahme wurde
durch von Schwerin am 30. März 1937 verfasst und alsbald an den Rektor

weitergeleitet 28

„Eugen Wohlhaupter ist Schüler von Konrad Beyerle, ist aber in der Rich-
tung seiner Forschung nicht so sehr durch dessen wissenschaftliche Arbeit,
als durch andere Einflüsse bestimmt. Er hat sich im Schrifttum beschäftigt

mit Kirchenrecht, mit bairischer Rechtsgeschichte und vor allem mit spani-

scher Rechtsgeschichte, so gut wie nicht mit den politisch bedingten ver-
fassungsgeschichtlichen und nur nebenbei mit anderen Problemen der
deutschen Rechtsgeschichte. Zur Zeit wendet er sich auf Veranlassung des
Leiters der Dozentenschaft der Universität Kiel den rechtsgeschichtlichen

Quellen der jütischen Halbinsel zu. Auf den erstgenannten Gebieten hat
Wohlhaupter eine sehr umfangreiche schriftstellerische Tätigkeit entwi-
ckelt. Es kann aber nicht verkannt werden, dass der innere Wert dieser Ar-

beiten hinter ihrer Zahl zurückbleibt. Abgesehen von den vielen Bespre-

chungen, die Wohlhaupter veröffentlicht hat, handelt es sich zum einen
Teil um kleinere Beiträge in Zeitschriften und Festgaben, zum anderen Teil
um selbständige Werke. Jene beiträge beschäftigen sich mit sehr eng be-

behauptet wird, eine Habilitation sei wegen seiner Herkunft als Schüler von Amiras
gescheitert. Wichtiger war wohl die Episode um die Arbeit am Register der ZRG
GA.

25 Akten der Partei-Kanzlei der NSDAP, Teil I (1983), S. 545, Nr. 24262 u. S. 863, Nr.
26757.

26 Zu ihm: Riosus, Jocus regit actum, S. 407 u. S. 36.
27 Nachfolger von Schwerins wurde der aus Marburg 1936 nach Freiburg gewechselte

Walther Merk, der am 6. 2. 1937 verstarb. In seiner Nachfolge wurde statt Wohl-
haupter Franz Beyerle aus Leipzig berufen.

28 UA München, Sign. L-IX-74. - Ersichtlich haben Hermann Nehlsen, Karl August
Eckhardt, S. 497-536, u. Hattenhauer, Rechtswissenschaft im NS-Staat, diese nahe-
liegende Quelle nicht gesehen.
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grenzten Fragen (z. B. Wallfahrt und Recht, die Kerze im Recht, die Bestra-
fung des Katzenraubs im Fuero von Navarra) und überschreiten nur bei

einer Studie über das Spiel in der spanischen Rechtsgeschichte (in den
Spanischen Forschungen der Görres-Gesellschaft) den engsten Rahmen.

Sie sind unbestreitbar alle Zeugnisse grossen Fleisses, und, soweit sie Spa-
nien betreffen, auch guter Kenntnis der spanischen Rechtsgeschichte, die

Wohlhaupter ausserdem kürzlich in der Einleitung zu einer Uebersetzung
spanischer Quellen bewiesen hat. Aber sie sind im Wesentlichen Zusam-

menstellungen bekannter Tatsachen, die nur gelegentlich durch eigene Ge-
danken und durch Angaben von oft nur in sehr losem Zusammenhang mit
dem Thema stehenden Schrifttum ergänzt werden. Die grösseren Arbeiten

von Wohlhaupter über die Aequitas canonica, die spanischen Gottes- und
Landfrieden und die Hoch- und Niedergerichte im mittelalterlichen Baiern

zeigen die gleichen Vorzüge und Nachteile. Keine von ihnen geht in die
Tiefe und erledigt ihren Problemkreis, was auch in der wissenschaftlichen

Kritik teils angedeutet teils hervorgehoben wird. Auf der anderen Seite
fehlt es nicht an verständigen Bemerkungen, sowie einzelnen neuen Er-
kenntnissen und auch hier tritt eine ausgedehnte Kenntnis des Schrifttums

zu Tage. Im Ganzen betrachtet würde man die schriftstellerische Leistung
von Wohlhaupter zu streng beurteilen, wenn man sich auf die Formel mul-
ta, non multum beschränkte. Aber sie liegt nahe und ich kann auch bei

wohlwollender Prüfung hinter diesen Arbeiten keine kräftige und den
Problemen aus innerem Drang nachgehende Forscherpersönlichkeit entde-

cken. Weit im Vordergründe steht der Fleiss und ich darf wohl hinzufügen,
dass ich Wohlhaupter bei einem zufälligen Zusammentreffen kurz vor

Eingang der Aufforderung zu diesem Gutachten deutlich nahegelegt habe,
eine gründliche rechtsgeschichtliche Arbeit in Angriff zu nehmen. Ueber
die Persönlichkeit von Wohlhaupter kann ich mich schon deshalb nur mit

Vorbehalt äussern, weil ich nur dann und wann Gelegenheit hatte, mir ein
Urteil zu bilden. Soweit ich zu einem Urteil gelangen konnte, ist es dies,
dass Wohlhaupter eine äusserlich und geistig gewandte, strebsame und
anpassungsfähige, aber nicht sehr selbständige Persönlichkeit ist, die aller-
dings vorübergehend Eindruck machen kann."

Fachlich war von Schwerin sicher eine Autorität der germanischen und
deutschen Rechtsgeschichte und damit nach dem Rückzug von Prof. Ul-
rich Stutz (1868-1938)29 einer der stärksten Vertreter seines Faches. Persön-

lich verfügte er indes über Eigenschaften, die ihn veranlassten, andere all-
zu leicht zu verletzen.30 Wohlhaupter kannte er persönlich, so etwa von

29 Zu ihm: Thier, Art. „Stutz, Ulrich", S. 659f.
30 Simon, Art. „von Schwerin, Claudius", S. 77-79. - Ders., Claudius Freiherr von

Schwerin (1991), S. 230. Etwas verwirrend wirkt in diesem Zusammenhang die an-
geblich von Franz Beyerle in einem Brief vom 10. 2. 1945 überlieferte Anregung des
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der gemeinsamen Teilnahme an einem Kongress in Bologna und Rom
(1933) und von den Rechtshistorikertagen in Köln (1934) und Tübingen
(1936). Seine Vorbehalte gegen die Arbeitsweise Wohlhaupters ließ von
Schwerin noch 1943 in einer Rezension31 erkennen. An wen in Berlin und

München im Frühjahr 1937 von Schwerins Stellungnahme gelangte, ist
nicht zu klären.

Zum betreffenden Zeitpunkt war der Archivar Dr. Wilhelm Engel (1905-
1964)32 im REM tätig, der seit dem 19. März 1935 zuerst Mitarbeiter Eck-
hardts war und dann mit ihm erhebliche Differenzen hatte, insbesondere

als es um die Übertragung der Leitung des Reichsinstituts für ältere deut-
sche Geschichtskunde ging, das die Monumenta Germaniae Historica auf-
nehmen sollte.33 Engels Tätigkeit im REM endete am 6. 4. 1937 mit seiner

Entbindung von den ministeriellen Aufgaben. In dem Zeitraum zwischen
Oktober 1935 und April 1937 konnte Engel zugunsten Wohlhaupters wir-
ken, ohne dass ihn der im REM nicht mehr angesehene Eckhardt hätte be-
einflussen können.34 Ab dem 1. November 1937 wurde er Professor an der

Universität Würzburg, und von dort aus war er im Jahre 1938 an der Pla-

nung der Münchner Ausstellung „Die klerikale Gefahr"35 beteiligt.
In das Verfahren nach Wohlhaupters Amtsenthebung nach Kriegsende

wurde im August 1946 ein von dem Würzburger Professor Engel erarbeite-

am 13. 6. 1944 verstorbenen von Schwerin zu einer Kollektivintervention zugunsten
Wohlhaupters, Hattenhauer, Rechtswissenschaft im NS-Staat, S. 16.

31 Schwerin, Rez. von Handbuch der Symbolforschung, 2. Bd. In: ZRG GA 63 (1943),
S. 375-378. Zu diesem Werk auch Wohlhaupter in: ZRG GA 63 (1943), S. 540f.

32 Wahl, Wilhelm Engel (1905-1964), S. 25. Die Ansicht der erfahrenen Mitarbeiter des
Instituts in Rom, die als Nachfolger von Paul Fridolin Kehr (1860-1944), einen nam-
haften Wissenschaftler erwarteten, über Engel wurde nach Fuhrmann, „Sind eben
alles Menschen gewesen", S. 64, kurz zusammengefasst in „unbedarfter Provinzar-
chivar". - Zu Engel weiter: Grüttner, Biographisches Lexikon, S. 44.

33 Gegenüber Helmut Heiber stellte Engel seine Tätigkeit als Nachfolger Eckhardts im
REM dar (Institut für Zeitgeschichte, [IfZ] ZS 1871 vom 24. 11. 1959). Ab 1. 10. 1935
war Engel Hauptreferent, während Eckhardt ab diesem Zeitpunkt nur noch für
Studienreformfragen zuständig war und kein eigenes Bürozimmer mehr im REM
gehabt habe. Bei jeglicher Behauptung Engels, soweit sie Eckhardt betrifft, besteht
die Vermutung einer Falschangabe. Gegenüber Helmut Heiber behauptete er etwa
in der zitierten Erklärung (S. 2) Reinhard Höhn (1904-2000) sei auf Betreiben Eck-
hardts ohne Habilitation Ordinarius in Berlin geworden. Demgegenüber belegt An-
na-Maria von Lösch (Der nackte Geist, S. 324) Höhns Habilitation an der Universität
Heidelberg im Mai 1934.

34 Hattenhauer, Rechtswissenschaft im NS-Staat, S. 15. Für seine Behauptung über das
systematische Verhindern wiederholt bevorstehender Berufungen auf Planstellen
nennt Engel weder Beispiele noch erwähnt er die Tatsache, daß er selber Zustän-
digkeiten gehabt hätte, solches zu verhindern.

35 IfZ, Bestand: ED 108.
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tes Gutachten36 eingeführt. Dem auszugsweisen Abdruck des Gutachtens

des amtsenthobenen Professors bei Hattenhauer ist nicht der Begleitbrief
Engels vom 12. August 1946 an Wohlhaupter beigefügt, in dem er schreibt,

die „Namen E[ckhardt] und H[öhn] habe ich nicht aufgenommen, um den

Anschein einer Privatdifferenz zu vermeiden. Dass Herr E[ckhardt] unge-
schoren und vergnügt in der französischen Zone Österreichs lebt37 und
wirkt, werden auch wohl Sie mit „Vergnügen" gehört haben ..."

Eckhardt war zum Zeitpunkt des Gutachtens von Schwerins im März

1937 schon nicht mehr im REM tätig. Er war ab 1. April 1936 unter Aus-
scheiden aus dem REM Professor in der Juristischen Fakultät der Universi-

tät Berlin geworden, von wo er am 1. Oktober 1937 an die Universität Bonn

wechselte. Seine Tätigkeit im REM beschränkte sich damit auf 18 Monate.

Das Übersendungsschreiben des REM zum Umsetzungserlass für Eck-
hardt unterzeichnete Regierungsrat Dr. Grüninger. 38 Hierbei handelt es
sich um Dr. jur. Hans-Albrecht Grüninger (1906-1985),39 der in Karlsruhe
persönlicher Referent des badischen Kultusministers Dr. Otto Wacker

(1899-194O)40 gewesen war. Nach Wackers Wechsel als Nachfolger Prof.
Theodor Vahlens (1869-1945) ins REM war Grüninger von 1937 bis 1939
Leiter des Amtes Wissenschaft im REM und folgte Engel nach. Aus dieser
Funktion sind überaus selbstbewusste Ministerialerlasse aus seiner Feder

an die Universitäten Göttingen (14. 6. 1937), Breslau (17. 6. 1937), Greifs-
wald (Juli 1937) und Jena (29. 8. 1938)41 überliefert. Von seiner Persönlich-
keit her42 ist kaum zu erwarten, dass er sich in einer Personalsache von ei-

36 Hattenhauer, Rechtswissenschaft im NS-Staat, S. 15. Nach seiner Rückkehr aus der
Kriegsgefangenschaft wurde Engel im Oktober 1945 von der amerikanischen Mili-
tärregierung als „besonders einflußreicher Parteigenosse" aus seiner Professur ent-
lassen. Wenn er auch 1947 als Mitläufer eingestuft wurde, konnte er nicht an die
Universität Würzburg zurückkehren und auch sonst nie mehr richtig beruflich Fuß
fassen, Leesch, Die deutschen Archivare, Bd. 2, S. 140. - Beger u.a. (Hrsg.), Lebens-
bilder Thüringer Archivare, S. 55-64, insbes. S. 61.

37 Eckhardt war bei Kriegsende in amerikanisch-französische Kriegsgefangenschaft
geraten, deren ersten Monat er „vom Krieg schwer angeschlagen" in der Innsbru-
cker Medizinischen Klinik verbringt, insgesamt dauerte die Gefangenschaft zwei
Jahre, Rößler (Hrsg.), Festgabe für Harold Steinacker, S. 34f. Seine gesundheitlichen
Schäden waren 1948 der äußere Anlaß, ihn in den Ruhestand zu versetzen.

38 Lösch, Der nackte Geist, S. 425 Anm. 1008.

39 Klee, Personenlexikon zum Dritten Reich, S. 206. Nach Mitteilung der Stadt Offen-
burg (26.10. 2015) ist der am 19. 2. 1906 in Offenburg geborene Grüninger am 12. 8.
1985 in Ebersberg (Oberbayern) verstorben.

40 Während Wackers Tätigkeit im REM suchte er intensiv die systemnahen Reformen,
die er in Baden seit 1933 vorangetrieben hatte, reichsweit an den Universitäten
durchzusetzen.

41 Maier, Schulkampf in Baden 1933-45, S. 52 Anm. 147 u. S. 53 Anm. 148. - Jasch, Das
preußische Kultusministerium.

42 Heiber, Universität unterm Hakenkreuz, T. II, Bd. 2, S. 75, beschreibt Grüninger
schon für 1933 als einen Mann „von untadeliger Gesinnung der neuen Art". Unklar
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nem ehemaligen Mitarbeiter des REM, welcher nicht mehr das Vertrauen
des Reichsministers Bernhard Rust oder Otto Wackers besaß, wie es Eck-

hardt war, irgendwelche Vorgaben machen ließ. Grüningers Unterschrift
trägt auch der Erlass des REM vom 25. November 1937, mit dem der Uni-
versität Kiel die Ablehnung eines Antrages zugunsten Wohlhaupters mit-

geteilt wurde.43 Beigefügt war ein Gutachten der Reichsamtsleitung des
NS-Dozentenbundes, das erhebliche Vorbehalte gegen Wohlhaupter ent-
hielt. Manche Passagen dieser Anlage erinnern an die Stellungnahme von
Schwerins, die an die in München ansässige Reichsamtsleitung gelangt
sein kann. Dort wurde die fachliche Beurteilung um Informationen er-
gänzt, die in München oder von dort aus unschwer zu erlangen waren.
Hierauf kann sich die Vermutung von Prof. Herbert Meyer in dem Schrei-
ben vom 27. November 1940 beziehen;44 die Hinweise deuten durchaus auf
von Schwerin hin. Das vernichtende fachliche Urteil von Schwerins in Ver-

bindung mit dem Gutachten des NS-Dozentenbundes vom Oktober/No-
vember 1937 über Wohlhaupter bestätigte dem REM alle Vorbehalte gegen

eine etwaige Berufung, ohne dass hierfür irgendeine Einwirkung Eck-
hardts aus dem Hintergrund heraus, wie es bisher in der Literatur kolpor-
tiert wird, erforderlich gewesen wäre.

ist, inwieweit Grüninger in der Parteikanzlei mit Fragen der Anstaltsmassentötun¬
gen befasst war, dazu Tönsmeyer, Das Dritte Reich und die Slowakei, S. 85 Arun.
132, S. 129 Anm. 90 u. S. 352. - Im Nürnberger Ärzteprozeß verfasste er eine Erklä¬
rung für die Verteidigung von Viktor Brack (1904-1948), Linne u. a., Der Nürnber¬
ger Ärzteprozeß 1946/47, S. 99. - Die von Heiber erwähnte, wie vor T. II Band 1,
1992, S. 63, am 22. Juli 1942 verliehene Ehrenbürgerschaft der Universität Heidel¬
berg an den „Ministerialrat in der Kanzlei des Führers" Dr. Grüninger begründete
Rektor Prof. Paul Schmitthenner (1884-1963) mit seinem „tiefen Verständnis für die
Erfordernisse der Wissenschaft ... im nationalsozialistischen Geiste ..." (UA Hei¬
delberg, B-1886/5). Eine Aberkennung dieser Ehrung durch die Universität Heidel¬
berg zu Lebzeiten Grüningers ist nicht bekannt. Zur Zeit der Verleihung war SS-
Sturmbannführer Grüninger bei der Deutschen Gesandtschaft in Preßburg enger
Mitarbeiter des Gesandten Hanns Elard Ludin (1905-1947), der u. a. wegen der De¬
portation slowakischer Juden bis zum Oktober 1942 am 3.12.1947 zum Tode verur¬
teilt und am 9. 12.1937 hingerichtet wurde. Von Preßburg aus regte Grüninger An¬
fang 1942 eine Zusammenarbeit der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft mit der Slowakei
an, Hachtmann, Wissenschaftsmanagement, S. 972 Anm. 82.

43 Wiener, Kieler Fakultät und „Kieler Schule", S. 148f. u. S. 299f., nach LASH Abt. 47
Nr. 9826. Wiener durfte die Entnazifizierungsakten Wohlhaupters einsehen, was
Hattenhauer noch verwehrt worden war. Jedoch handelt es sich um einen Fund in
der Personalakte Wohlhaupters, zu der schon 1987 ein Zugang möglich gewesen
wäre.

44 Nach Hattenhauer, Rechtswissenschaft im NS-Staat, S. 190, heißt es dort u. a.: „daß
wir die richtige Spur ermittelt haben ... da es sich um eine hochstehende und ein-
flußreiche Persönlichkeit handelt, die wir zu einer besseren Meinung über sie zu
bekehren versuchen müssen" u. „Jetzt hat JJessen] bei Gelegenheit seiner Münche-
ner Reise ... die Ermittlungen persönlich vorgenommen".
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Als im Jahre 1942 - Dr. Griininger war nicht mehr im REM tätig - die

Parteikanzlei aus München das Amt Rosenberg um Überprüfung seiner
Einstellung zu Wohlhaupter aufforderte,45 antwortete Dr. Wolfgang Erxle-

ben (1911-1945)46 statt seines im Fernschreiben angesprochenen Kollegen
Heinrich Härtle (1909-1986). Erxleben erstellte in seinem Aufgabenbereich
nach eigenen Angaben zwischen 1941 und 1943 im Monat durchschnittlich
sechzig bis achtzig Gutachten,47 mit denen versucht wurde, Personalent-
scheidungen insbesondere im Universitätsbereich zu beeinflussen. Der

Einblick in die Belege seiner Tätigkeit im Interesse des Amtes Rosenberg
zeigt, dass er in seiner vermeintlichen Stellung eines „Hüters der reinen
Lehre" keiner Anregungen von außen bedurfte. Wenn er dann doch eine

Entscheidung revidierte, wie sich dies aus dem Schreiben vom 24. Juni
194348 an die Parteikanzlei ergibt, so kann durchaus ein taktisches Moment

die entscheidende Rolle gespielt haben: Der zu bescheidende Antrag war
schließlich von Hinrich Lohse (1896-1964), dem einflussreichen Oberpräsi-
denten der Provinz Schleswig-Holstein, gestellt worden.49

Systemnahe und ehrgeizige Nachwuchsbeamte zogen gegen Wohl-
haupter die Fäden. Sollte für eine Zurücksetzung Wohlhaupters eine Ent-

scheidung Eckhardts vorgelegen haben, so hatten diese genannten Perso-

45 Hattenhauer, Rechtswissenschaft im NS-Staat, S. 202. - Die Angabe „Justizminister
Tuetzel" ist unrichtig. Gemeint war ersichtlich der bayerische Innenminister Karl
Stützei (1872-1944), der zwischen 1924-1933 zu den wenigen Verantwortlichen ge-
hörte, die gegen Hitler und die NSDAP kämpften. In dem Schreiben finden sich
wörtliche Zitate aus dem Gutachten vom Herbst 1937, Wiener, Kieler Fakultät und
„Kieler Schule", S. 299f. Daher ist davon auszugehen, daß dieses Gutachten dem
REM, dem Amt Rosenberg und der Parteikanzlei ebenso bekannt war wie dem NS-
Dozentenbund.

46 Zu ihm: Grüttner, Biographisches Lexikon, S. 44f. Erxleben war mit seinem Doktor-
vater Prof. Alfred Baeumler (1887-1968) zu dem „Amt des Beauftragten des Führers
für die Überwachung der gesamten geistigen und weltanschaulichen Erziehung der
NSDAP" (kurz: Amt Rosenberg) gekommen und ab 1940 Leiter des Amts für Wis-
senschaftsbeobachtung und -Verwertung geworden. Im Bereich der Philosophie ist
auf die zahlreichen Registereinträge bei Tilitzki, Die deutsche Universitätsphiloso-
phie, S. 1449, zu verweisen, die seine intensive Tätigkeit belegen.

47 Losemann, Nationalsozialismus und Antike, S. 59 u. S. 214 Anm. 99. Soweit Gutach-
ten Erxlebens in der Literatur zitiert werden, sind sie durchgängig systemkonform.
Das von Hattenhauer, Rechtswissenschaft im NS-Staat, S. 203, wiedergegebene
Schreiben zu Wohlhaupter entspricht Erxlebens üblicher Diktion. - Heim, Kalorien,
Kautschuk, Karrieren, S. 236 Anm. 133, bringt ein Beispiel der intensiven Sachbear-
beitung Erxlebens. Die extremen Positionen, die Erxleben vertrat, hatten in wenigen
Fällen auf Dauer Erfolg, wenn sie auch im Einzelfall geeignet waren, Verzögerun-
gen zu erreichen, Klingemann, Soziologie und Politik, S. 200f.

48 Hattenhauer, Rechtswissenschaft im NS-Staat, S. 205.
49 Lohse hatte in seiner weiteren Funktion im Reichskommissariat Ostland enge Kon-

takte zu Alfred Rosenberg, Erxlebens Vorgesetztem.
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nen, die sämtlich keine Freunde Eckhardts waren, alle Möglichkeiten eine

Falschentscheidung, so sie vorgelegen hätte, zu korrigieren.
Wenige Tage vor der erneuten Übernahme der Bonner Professur schrieb

Eckhardt an Grüninger einen aufschlussreichen Brief, in dem er seine Be-
weggründe für die Rückkehr nach Bonn begründete.50 Eine Rückkehr an
die Universität Kiel war für ihn aus keinem ersichtlichen Grund erstre-

benswert. Gleiches galt für ihn für ein Verbleiben an der Universität Berlin.
In Bonn baute er mit Eifer sein Deutschrechtliches Institut auf, dem er

sich in den nächsten Jahren intensiv widmete. Hieran änderte sich in den

Folgejahren, insbesondere nachdem er ab 1939 Kriegsdienst leistete, nichts.
Mit seinen Mitarbeitern und Doktoranden erarbeitete er intensiv rechtsge-
schichtliche Werke, von denen viele in der Reihe „Germanenrechte, Neue

Folge" erscheinen. Über diese Zeit berichtet er in dem Geleitwort vom 10.
Juni 1949 zur posthumen Ausgabe von Peter Rondis Dissertation,51 in dem
er „den Gelehrten, die in freier Mitarbeiterschaft Bände der germanen-

rechte' bearbeitet haben", einen ehrenden Nachruf widmet. Hierbei nennt

er Wohlhaupter52 ebenso wie von Schwerin und die toten Mitglieder des
Deutschrechtlichen Seminars und des aus ihm erwachsenen Deutschrecht-
lichen Instituts.

Am Leben der Bonner Fakultät nahm er, auch während seiner Zeit im

Kriegsdienst, regen Anteil. Die Tatsache, dass Eckhardts Einwirkungsmög-
lichkeiten auf Personalentscheidungen von Professoren nach seinem Aus-
scheiden aus dem REM nicht mehr bestanden, sei auf das Berufungsver-

fahren des Prof. Erich Bley (1890-1952) im Jahre 1941 verwiesen. Eckhardt
hielt ihn, wie auch die übrige Fakultät meinte, für fachlich wenig geeignet.

Bleys Aktivitäten für die NSDAP und ihre Gliederungen waren für ihn
kein Argument, Abstriche an den fachlichen Anforderungen hinzuneh-

men 53 Entgegen dem klaren Votum der Fakultät und Eckhardts, der Prof.
Hans Otto de Boor (1886-1956) für geeigneter hielt, übertrug das REM, in

Verbindung mit dem Bonner Dozentenbundführer Wilhelm Busch (1901-
1998),54 Bley den Lehrstuhl.

Für die Jahre zwischen 1934 und 1944 ist kein Versuch Eckhardts be-

kannt geworden, statt Wohlhaupters einen anderen Rechtshistoriker auf
den Lehrstuhl in Kiel zu bringen. Nach der These von einer böswilligen

Behinderung wäre hierfür in erster Linie an einen von Eckhardt geförder-
ten Nachwuchswissenschaftler zu denken gewesen. Eckhardt führte Dr.

50 Lösch, Der nackte Geist, S. 425f.
51 Rondi, Eisenacher Rechtsbuch, S. Vf.
52 Diese Erwähnung ist folgerichtig angesichts des sehr persönlichen Glückwunsches

Eckhardts an Wohlhaupter aus Weimar, 12. 11. 1940 (Hattenhauer, Rechtswissen-
schaft im NS-Staat, S. 184), und Wohlhaupters Dank.

53 Bülte, Erich Bley, S. 61-63.
54 Kürschners Deutscher Gelehrten-Kalender, 18. Ausg. (2001), S. 3700.
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Hans Kurt Claussen (1908-1977)55 in Kiel und Dr. Falk W(olfgang) Zipperer
(1899-1966)56 in Bonn zur Habilitation. Claussen war nach seiner Habilita-

tion (1937) in Kiel als Rechtsanwalt und als Dozent (ab 1939) in der akade-

mischen Lehre tätig; 1968 wurde er Kieler Honorarprofessor. Zipperer war
zur Zeit seiner Habilitation (1942) und bis zum Ende des Krieges im
Kriegsdienst tätig. 1944 wurde er auf Grund einer Absprache zwischen
Heinrich Himmler (1900-1945) und Karl Hofer (1902-1975),57 dem Gaulei-

ter für Tirol und Vorarlberg, zum Professor an der Universität Innsbruck
ernannt, ohne dort eine Lehrtätigkeit aufzunehmen. Hätte Eckhardt Wohl-

haupter wirklich schaden wollen und die ihm zugeschriebene Durchset-
zungskraft gehabt, so hätte er wohl die Gelegenheiten nutzen können, sei-
nen Habilitanden das Ordinariat zu vermitteln.

Hattenhauer58 verweist für seine Vermutung von angeblichen Vorbehal-
ten Eckhardts gegen Wohlhaupter über das Jahr 1937 hinaus auf „das
Schicksal des Wohlhaupterschen Eichendorffaufsatzes" zur Veröffentli-

chung in der Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte, Ger-
manistische Abteilung (ZRG GA). Herausgeber der ZRG GA waren seit

dem Rückzug von Ulrich Stutz die Professoren Ernst Heymann (1870-
1946),59 Hans Planitz (1882-1954)60 und Karl August Eckhardt. Zu dieser
Zeit entsprach es dem Brauch, dass über die Aufnahme eines Beitrages
einvernehmlich zwischen den Herausgebern entschieden wurde. Bei sei-

nen Arbeiten zu Dichterjuristen bot Wohlhaupter Planitz am 13. Dezember
1943 einen Aufsatz zu Joseph Freiherr von Eichendorff (1788-1857) an und

schickte ihm am 14. Februar 1944 das Manuskript.61 Eckhardt, dessen Be-

55 Zu ihm: Hattenhauer, Hans Kurt Claußen (Nachruf), S. 484f. - Wiener, Kieler Fakul-
tät und „Kieler Schule", S. 158f. u. S. 257f. - In Kiel war Wohlhaupter Zweitgutach-
ter des Habilitationsverfahrens.

56 Zu ihm: Himmler u. a. (Hrsg.), Himmler privat, S. 394.
57 Zu ihm: Lichtmannegger, Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät Innsbruck,

S. 48-52. Gerade die von Lichtmannegger ausführlich beschriebenen Überlegungen
für den Fall eines Wechsels von Karl-Hans Ganahl (1905-1942) nach Marburg/Lahn
und die Besetzung des Innsbrucker Lehrstuhles nach Ganahls Unfalltod zeigen ein
von fachlichen Interessen und nicht persönlichen Vorbehalten bestimmtes Zusam-
menwirken Eckhardts und von Schwerins zugunsten Conrads, Rehfeldts, Wohl-
haupters und Zipperers, Hruza (Hrsg.), Österreichische Historiker, S. 434f. Anm.
79, 81 u. 83.

58 Wie Hattenhauer, Rechtswissenschaft im NS-Staat, S. 15, dort finden sich die fol-
genden Briefzitate. - Nehlsen, Karl August Eckhardt, S. 520 Anm. 85 (Wiederab-
druck, S. 206 Anm. 90), erwähnt ebenfalls die Ablehnung ohne die weiteren Veröf-
fentlichungen Wohlhaupters in den Jahren 1942-1944 in der ZRG GA zu erwähnen.

59 Zu ihm: Otto in: HRG 2 (22012), Sp. 1025f. - Gertrud Schubart-Fikentscher, Art.
„Heymann, Emst". In: NDB 9 (1972), S. 88f.

60 Zu ihm: Becker, Art. „Planitz, Hans", S. 501.

61 In seinem Schreiben vom 31. 1.1944 an Planitz (UA Köln, Zug. 287/5, S-Z) erwähnte
Wohlhaupter bereits, der Beitrag werde wohl 85 Schreibmaschinenseiten umfassen.
In dem von Wohlhaupters ehemaligen Mitarbeiter Dr. Horst Gerhard Seifert her-
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denken Hattenhauer nicht mitteilt, hatte wohl Bedenken gegen eine Auf-

nahme des Aufsatzes in die ZRG GA. Wohlhaupter schrieb am 11. Juli
1944, Wochen nach seiner Ernennung zum beamteten außerordentlichen
Professor, an Planitz: „Recht betroffen bin ich über Eckhardts Widerstand

gegen den Eichendorff. Es liegt mir daran festzustellen, daß meine Studien
der Dichterjuristen nicht Belletristik, sondern Rechtsgeschichte sind, nur
von einem anderen Gesichtspunkt." Heinrich Mitteis bemerkte 1951 in sei-

ner Besprechung der Festschrift für Hans Fehr, 62 in der posthum ein Auf-
satz Wohlhaupters über „Gottfried Keller als Dichterjurist" erschien: „Von
den Beiträgen der Festschrift fallen die von [Franz] Beyerle, Blaese und
dem zu früh verstorbenen Wohlhaupter in die literarische Sphäre." Beden-

ken gegen eine „neue Rechtsgeschichte" waren daher wohl eher fachlich
als ideologisch begründet. In seiner langjährigen Herausgeberschaft der
ZRG GA hatte Ulrich Stutz dieser ein eigenes Profil gesichert, von dem die

nachfolgenden Herausgeber ausweislich der Inhaltsverzeichnisse der Bän-
de LIX (1939) bis LXIV (1944) nicht abgewichen sind. 63 Wohlhaupter hatte

zwischen 1942 und 1944 Gelegenheit über das Privatrecht der Fueros de

Aragon einen Artikel in drei Teilen mit insgesamt 150 Seiten in der ZRG
GA zu veröffentlichen. Hinzu kam 1943 eine Miszelle von zwei Seiten. 64

Angesichts dieser Veröffentlichungen, die nicht ohne Einverständnis von
Eckhardt möglich gewesen wären, fällt es schwer, Hattenhauers Sicht als
unvoreingenommen zu werten. In den nach 1945 folgenden Ausgaben der
ZRG GA ist, obwohl dort noch posthum Rezensionen von Wohlhaupter

gedruckt wurden, der Beitrag über Eichendorff nicht erschienen. Ob sich
die Herausgeber zu dieser Zeit auch noch an die Kriterien von Ulrich Stutz
hielten?

Nachdem nicht belegt werden konnte, dass Eckhardt in irgendeiner

Weise das Fortkommen Wohlhaupters behindert hat, ist auf einen Aspekt

einzugehen, den Eckert, Hattenhauer oder Nehlsen65 nicht erwähnten.
1937 motivierte von Schwerin den, nach seiner Promotion (20.12.1925) bei

ausgegebenen Bd. 2 der „Dichterjuristen" (1955) umfasst der Abschnitt zu Eichen¬
dorff die Seiten 99-190. Im Schreiben vom 14. 2. 1944 meint Wohlhaupter dann:
„Der Umfang wie Sie sehen, hält sich, besonders bei Berücksichtigung der häufigen
Anwendung von petit, erheblich unter 100 Seiten." Er bat um Rücksendung des
Manuskripts nicht nach Kiel, sondern an die Anschrift seines Vaters in Mindelheim
(Schwaben). „... Dies für den Fall, daß Sie die Abhandlung für die ZRG nicht glau¬
ben brauchen zu können ..."

62 DA 8 (1951), S. 285f.
63 Eckhardt hatte schon am 2. 11. 1941 (UA Köln, Zug. 287/5, D-L) an Planitz über

neue Bände der ZRG geschrieben: „... Es schadet ja auch nichts, wenn der Umfang
der Papierknappheit Rechnung trägt. Nur in der Qualität dürfen wir nicht absinken//

64 Hattenhauer, Rechtswissenschaft im NS-Staat, S. 134 C III17 u. S. 135 E II10.
65 Eckert, Die Juristische Fakultät im Nationalsozialismus. - Hattenhauer, Rechtswis-

senschaft im NS-Staat. - Nehlsen, Karl August Eckhardt.
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Professor Max Pappenheim in Kiel, als Richter an einem Landgericht täti-
gen Dr. Bernhard Rehfeldt (1902-1968)66 dazu, sich bei ihm an der Univer-
sität München zu habilitieren. Nach der am 9. 12. 1940 in München been-
deten Habilitation strebte Rehfeldt eine Dozentur an der Universität in

Köln an. Das Kuratorium der Universität Köln und der dortige Dozenten-
bundführer Fritz Birkenkamp (1906-1963) machten bei der Erteilung der
Dozentur Schwierigkeiten. Daraufhin ermöglichte Eckhardt Rehfeldt an
der Universität Bonn die Lehrprobe und den Erwerb der Dozentur, am 12.
6. 1941 wurde Rehfeldt in Bonn Universitätsdozent67 und am 12. 6. 1943 an

der Universität Greifswald planmäßiger Extraordinarius. Den späteren
Bonner Ordinarius Hermann Conrad (1904-1972),68 den Planitz, der ihn

zur Habilitation geführt hatte, als streng-katholisch bezeichnete, kannte
Eckhardt über Jahre hin. 69 Nach Vertretungen an den Universitäten
Rostock (WS 1936/37), Köln (SoSe 1937), Freiburg (WS 1937 und SoSe 1938)
übernahm Conrad zum WS 1938 den Rechtsunterricht für deutsche Stu-
denten an den Universitäten Lausanne und Genf. Nachdem deutsche Stu-

denten dieser Universitäten im März 1940 wegen Spionageverdachts ver-
haftet worden waren,70 beendeten Kanton und Universität Genf im April
1940 die Unterrichtsmöglichkeit. Ersichtlich hatten die Vorkommnisse in
der Schweiz keine nachteiligen Folgen für ihn. Entsprechend war die Beur-
teilung von Prof. Hermann Jahrreiß (1894-1992) vom 12. 7. 1940 überaus

66 Zu ihm: Gagner, In memoriam Bernhardt Rehfeldt, S. 436-442. - Ab Mai 1946 wurde
er zunächst Gastprofessor, ab 24. 5. 1948 Ordinarius in Köln. - Ohne direkte Er-
wähnung Eckhardts: Frank L. Schäfer, ZRG GA 132 (2015), S. 380 Anm. 346. - Zum
gesamten Zusammenhang: UA Köln, Zug. 317-III, Nr. 1639, Bl. 137, Bl. 245 u. ö.

67 UA Köln, Zug. 598, Nr. 181, Bl. 33 u. Bl. 38; Zug. 317-III, Nr. 1639, Bl. 249 u. Bl. 253;
u. Zug. 571, Nr. 157. Die näheren Umstände, außer dem Datum des Fakultätsbe-
schlusses (28. 3.1941), nicht bei Schmoeckel, Insel der Seligen?, S. 16. - Zu beachten
ist, dass sowohl Rehfeldt als auch Conrad Richter im Geschäftsbereich des Reichs-
ministers der Justiz, waren als sie ihre Universitätskarrieren betrieben. Wären sie an
Universitäten nicht vorangekommen, so hätten sie immer noch ihre Beamtenstel-
lung in der Justiz behalten.

68 Zu ihm: Kleinheyer, Nachruf auf Hermann Conrad, S. 487-495. - Grass, Nekrolog
Hermann Conrad, S. 501-508. - Bemoth, Art. „Conrad, Hermann", Sp. 881f. - Bader,
Gedenkrede für Hermann Conrad, S. 327-337.

69 Die Erlasse des REM vom 16. 4. 1935 und 7. 6. 1935, mit denen die Fakultät in Köln
ermächtigt wurde, die Habilitation des Gerichtsassessors Dr. Conrad auszuspre-
chen und seine Zuweisung an die Fakultät in Breslau, sind von Eckhardt ausgefer-
tigt (UA Köln, Zug. 598, Nr. 91, Bl. 26 u. Bl. 32). Im gleichen Akt sind Erlasse für
Conrad durch Dr. W. Engel (25. 3. u. 5. 5. 1936, Bl. 40-42), dessen Nachfolger Dr.
Gerhard Kasper (4. 11. 1936, Bl. 50, Vorlesungen in Rostock) und Dr. Grüninger (25.
3.1937). - Zu Kasper (1904-1981): Grüttner, Biographisches Lexikon, S. 87

70 UA Köln, Zug. 598 Nr. 91, Bl. 135-142. - Ersichtlich waren Bader, Gedenkrede für
Hermann Conrad, S. 332, diese Vorgänge nicht bekannt.
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positiv.71 Im SoSe 1940 lehrte Conrad als Vertreter an der Universität Bres-
lau und wurde dort am 7. 8. 1940 zum außerplanmäßigen Professor er-
nannt.72 Conrad hatte sich im Wintersemester 1940/41 an Planitz gewandt

und Hilfe für seine weitere Karriere gesucht. Auf ein Schreiben von Planitz
antwortete ihm Eckhardt am 11.3.1941:73

„... Wenn er (Conrad) schreibt: ,Ich weiß, daß Herr Eckhardt die führenden

Leute des NSD-Dozenten-Bundes gut kennt und infolgedessen in der Lage
wäre, ein energisches Wort für mich einzulegen', so weiß er entschieden
mehr als ich. Ich kenne weder den Reichsdozentenführer noch die für die

Fachgruppe Rechtswissenschaft und die Sparte Rechtsgeschichte zuständi-
gen Referenten. Zur wissenschaftlichen Eignung wurde ich vor längerer
Zeit einmal von München gefragt. Ich habe damals gegutachtet, daß er ei-
ne Hoffnung für die Zukunft, aber zur Zeit noch nicht ordinariatsreif sei,

und habe später ein Nachtragsgutachten geliefert, worin ich betonte, daß
ich Conrad nunmehr für berufungsreif hielte. Ferner habe ich ihn in letzter

Zeit nach Innsbruck74 und Posen empfohlen. Vielleicht nützt ihm auch die
Zusammenarbeit mit mir an der Kriegsgeschichte75 und die etwaige Arbeit
an den Germanenrechten. Mehr kann ich für ihn beim besten Willen nicht
tun."

Ob und was Eckhardt 1941 dann dennoch tat, 76 ist nicht mehr zu klä-

ren, jedenfalls stellte der NSD-Dozentenbund seine Bedenken zurück und
behinderte eine Berufung Conrads nach Marburg/Lahn nicht.

Wie glaubhaft ist es bei einem derartigen Einsatz für zwei Nachwuchs-
wissenschaftler, die er nicht zur Habilitation geführt hatte, Eckhardt zu un-
terstellen, er habe einen anderen nahezu gleichalten Nachwuchswissen-

schaftler durch Intrigen hinter den Kulissen bewusst am Fortkommen ge-

hindert? Ein plausibler Grund, der Eckhardt nach seinem Fortgang von

71 „...Es kann auch angesichts der Betrauung Dr. Conrads mit einer exponierten Stel-
lung im nicht-deutschfreundlichen Ausland nicht angenommen werden, dass an-
derwärts etwas Nachteiliges gegen Dr. Conrad bekannt geworden sei. ..."

72 UA Köln, Zug. Nr. 598 Nr. 91, Bl. 151.
73 UA Köln, Zug. Nr. 287/5, D-L.
74 Lichtmannegger, Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät Innsbruck, S. 48.
75 Dieser Hinweis bezieht sich auf die gemeinsame Veröffentlichung: Eckhardt/Con-

rad, Der Krieg im germanischen und deutschen Rechtsdenken. - Bader, Gedenkre-
de für Hermann Conrad, S. 336, nennt weitere Werke Conrads zu diesem Thema.
Ob jemand sich so intensiv einem solchen Thema widmet, welches gegen eine
Überzeugung sein soll? Durch Erlass des REM vom 6. 1. 1942 wurde Conrad mit
Wirkung vom 1. 11. 1941 zum Ordinarius in Marburg/Lahn ernannt. Das dortige
Ordinariat war noch zu besetzen, nachdem die Universität Innsbruck den von Mar-
burg gewünschten Hans-Karl Ganahl mit einem Ordinariat in Innsbruck gehalten
hatte, Lichtmannegger, Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät Innsbruck, S.
47f.

76 Planitz an Eckhardt, Brief vom 28. 4. 1941 (UA Köln, Zug. 287/3, D-L), Wiener, Kie-
ler Fakultät und „Kieler Schule", S. 317.
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Die Viktoria-Kaserne in (Hamburg-)Altona

1878-2016

von Frank Omland

Im Hamburger Stadtteil Altona-Nord sind an der Bodenstedtstraße / Ecke

Zeiseweg Überreste eines preußischen Kasernenkomplexes aus der Kaiser-
zeit erhalten. Nicht zu Unrecht wurde der letzte größere Überrest der An-
lage, der Block III, ein „massiver Backsteinrohbau" mit Architekturelemen-
ten im „Rundbogenstil", 2011 zum Denkmal erklärt, handelt es sich doch

um die letzten erhaltenen Bau dieser Art im Hamburger Raum nördlich der
Elbe.1 Die verschiedenen Nutzungen, die die Kaserne von 1878 bis heute
durchlaufen hat, sollen im Folgenden kurz dargestellt werden.

Überblick zur Nutzungsgeschichte

Nach der Annexion Schleswig-Holsteins durch Preußen 1867 erlebte die
Stadt Altona den Ausbau einer bemerkenswerten militärischen Infrastruk-

tur.2 Von 1869 bis 1872 wurde in der heutigen Stresemannstraße / Höhe S-
Bahnhof Holstenstraße ein gemeinsames Lazarett für Altona, Hamburg und
Wandsbek erbaut. Es folgte in fast unmittelbarer Nähe von 1878 bis 1883 der

Bau einer kaiserzeitlichen Militärkaserne, gelegen an der Victoriastraße,
dem späteren Zeiseweg, der Bodenstedt- und der Herderstraße.3 Während

zuerst von der „Neuen Caserne" die Rede war, und der Komplex in der
Folge nach dem dort stationierten 31. königlich-preußischen Infanterie-Re-
giment, Graf Bose, „31er Kaserne" genannt wurde, setzte sich irgendwann

1 Gutachten zum Denkmalwert der ehemaligen Viktoria-Kaserne. Hamburg, den 29.
Januar 2010. Aktenzeichen 39-207.108. - Denkmaltopographie Altona-Nord, S. 71.

2 Standortchronik Garnison Hamburg, S. 22-29 u. S. 99-101. - Vgl. die jährlichen Ein-
träge im Altonaer Adressbuch zur Garnison.

3 Mit Ausnahme der Bodenstedtstraße sind alle diese Straßen im Laufe der Zeit mehr-
fach umbenannt worden bzw. die Straßenbenennung erfolgte erst noch.

Zeitschrift der Gesellschaft für Schleswig-Holsteinische Geschichte, Bd. 141
Husum Druck 2016
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im Volksmund der Name „Viktoria-Kaserne" durch.4 Von 1890 bis 1914
wurden die Bauten für das Militär im Westen Altonas um weitere Kasernen,

Truppenübungsplätze und Schießstände erweitert.5
Die „Viktoria-Kaserne" bestand aus drei großen Unterkünften für Offi-

ziere und Mannschaften, einem Arresthaus, einer Offiziersspeiseanstalt (Ka-
sino), einer Wäscherei, drei Fahrzeugschuppen, einer Reit- sowie einer Exer-
zierhalle. Diese Gebäude umschlossen einen großen Exerzierplatz, der bei

Bedarf durch einen weiteren, zumeist als Sportplatz genutzten vor den
Toren der Kaserne ergänzt wurde (heute: Sportplatz zwischen Bodenstedt-
und Gerichtstraße).

Von 1878 bis heute kann von vier verschiedenen Zeitschichten in der

Nutzung der Kasernenanlage gesprochen werden:
1. ) durch das Militär im Kaiserreich,

2.) durch die Polizei in der Weimarer Republik, der NS-Zeit
und in der Nachkriegszeit,

3.) durch Wohnungslose als Unterkunft der Sozialbehörde und
4. ) durch die Mitglieder einer Genossenschaft, die das Gebäude für

Kunst, Kreativität, Gewerbe, Bildungs- und Stadtteilarbeit nutzen.

Abb. 1: Die ehemalige Kasernenanlage mit dem Block III (Digitales Orthophoto:
Freie und Hansestadt Hamburg, Landesbetrieb für Geoinformation. Hamburg
2014; Bearbeitung: F. Omland, 2016).

4 Zuerst „Neue Caseme", dann wechselnd „Infanterie-Kaserne", „Kaserne", „31er Ka-
serne". „Victoria-Kaserne" bzw. „Viktoria-Kaserne" hat sich aufgrund des Straßen-
namens im allgemeinen Bewusstsein gehalten. Bis 1937 wurde der Straßenname mit
„c", dann mit „k" geschrieben.

5 Standortchronik Garnison Hamburg, S. 20-27. - Vgl. die ereignisgeschichtliche Dar-
stellung bei Schmidt, Bahrenfelds militärische Vergangenheit.
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Damit dürfte die ehemalige Kasernenanlage im heutigen Hamburg-Alto-
na im norddeutschen Raum eine im Vergleich zu anderen Kasernen durch-
aus ungewöhnliche Umnutzungsgeschichte aufweisen.6 Im Folgenden soll
jede dieser Zeitschichten kurz zusammenfassend dargestellt werden.

Nutzung der „Neuen Caserne" durch das preußische Heer

Die Stadt Altona war im Deutschen Kaiserreich noch lange vor Kiel die
wichtigste Großstadt in Schleswig-Holstein. Hier lebten 1867 knapp 67.300
Menschen, was sich bis 1885 auf 104.700 erhöhen sollte (Kiel 1890: 69.172),7
darunter knapp 3.500 Soldaten und Offiziere. Die Geschichte des in Altona
stationierten Militärs ist erstaunlicherweise bisher nur sehr lückenhaft er-

forscht worden,8 obwohl seine Bedeutung offensichtlich ist:

„Das Militär spielte in Altona und für seine städtebauliche Weiterentwick-

lung nach der Gründung des Deutschen Reiches eine bedeutende Rolle. Das
Viertel an der Max-Brauer-Allee in der Nähe der Kaserne, aber auch die Ge-

biete um die Wohlers- und Oelkersallee wurden beherrscht von Angehöri-
gen des Militärs; die St. Johanniskriche diente als Garnisionskirche. Als Bau-

herr war das Militär an verschiedenen Stellen der Stadt und der eingemein-
deten Gebiete präsent."9

Die erste feste Garnison war bereits im Juli 1799 vom dänischen Militär

errichtet worden. Im Jahre 1800 entstand auf dem Gelände zwischen Berg-
und Marktstraße die Norderkaserne. Es folgte 1832 die Kavalleriekaserne an

der Feldstraße / Ecke Grothjahnstraße; überdies erfolgten regelmäßig Ein-
quartierungen in weitere Wohnungen in Altona.10 Im Zuge der Annexion
Schleswig-Holsteins durch Preußen am 1. Januar 1867 wurde Altona Teil des

Königreichs Preussen,11 und es kam zu einschneidenden Veränderungen im
Großraum Hamburg. Am 6. Oktober 1870 war das Köngliche General-Kom-
mando des 9. Armeekorps von Schleswig nach Altona verlegt worden. Es
belegte verschiedene Gebäude, die zumeist in der Nähe des Stadtzentrums

6 Vermerk des Denkmalschutzamtes, 6. Mai 2010 (Stadtteilarchiv Ottensen, Mappe Mi-
litärwesen).

7 Kopitzsch, Altona, S. 26. - Paetau, Konfrontation, S. 529.
8 In keiner der älteren und neueren Stadtgeschichten findet sich etwas über die Garni-

son als elementaren Bestandteil Altonas, vgl. Czech/Hirsch/Kopitzsch, 350 Jahre Al-
tona. - Stahncke, Altona. - Freitag/Engels, Altona. Hamburgs schöne Schwester. -
Hoffmann, Neues Altona. - Berlage, Altona. Ein Stadtschicksal.

9 Gutachten des Denkmalschutzamts Hamburg zur Schillerstraße 7, der ehemaligen
Militärintendantur (Stadtteilarchiv Ottensen, Mappe Militärwesen).

10 Bericht über die Gemeinde-Verwaltung der Stadt Altona, S. 373.
11 Patent wegen der Besitznahme der Herzogtümer Holstein und Schleswig. Vom 12.

Januar 1867. In: Gesetzessammlung für die Königlichen Preußischen Staaten, Berlin
1867, S. 129f.
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lagen,12 residierte anfangs in derPalmaille / Ecke Bahnhofstraße, später mit
einem Büro an der Palmaille 65-71 und mit der Kommandantur in der

Palmaille 15.13 Dem Generalkommando unterstand das preußische Heer im
Raum nördlich der Elbe. Im Bericht der Gemeindeverwaltung Altonas von
1906 hieß es dazu:

„Nach Abzug der dänischen Truppen und nachdem vielfache Truppen zeit-
weilig durch Einquartierung in Altona untergebracht waren, wurden nach
der Occupation der Herzogthümer das 2. Schlesische Grenadierregiment
Nr. 11 und anfänglich auch Ulanen hierher als Gamision verlegt. Durch
A.K.O. [Allerhöchste Kabinetts-Ordre] vom 15. September 1866 wurde hier
eine Kommandantur errichtet, welcher durch A.K.O. vom 5. November 1867

auch die in Hamburg stehenden Truppen und seit 1895 auch die Wandsbe-
ker Garnison unterstellt wurden. An Stelle des 11. Grenadierregiments trat

1871 das 1. Thüringische Infanterieregiment Nr. 31. In dem gleichen Jahre
wurde auch das Generalkommando des 9. Armeekorps von Schleswig nach

hier verlegt, in demselben Jahre auch die 9. Feldartilleriebrigade, welche
1883 von Flensburg die 18. Kavalleriebrigade und 1885 von Schwerin die 33.
Infanteriebrigade folgten."14

Parallel zu dieser Entwicklung schloss Hamburg am 23. Juli 1867 aus

Kostengründen eine Militärkonvention mit dem Königreich und verzichtete
zugunsten der preußischen Armee auf eine eigene Bürgerwehr. In der Folge
wurde das Regiment Nr. 76 von Hameln nach Hamburg verlegt, und Ham-
burger Wehrpflichtige wurden in die preußische Armee aufgenommen. Im
Grindelviertel baute man von 1869 bis 1871 eine erste Kasernenanlage (Bun-

desstraße 54, später „Alte Kaserne" genannt), die bis 1899 durch einen ge-

genüberliegenden Bau („Neue Kaserne") ergänzt wurde.15 Sowohl in Ham-
burg als auch in Altona wurden für die hier zu stationierenden Militärs
deutlich mehr Quartiere als die bisher vorhandenen benötigt. So ließ man in

Altona neue Kasernenanlagen errichten. Zuerst entstand ab 1869 das für Al-
tona, Wandsbek und Hamburg gedachte Gamisonslazarett an der damali-

gen Kleinen Gärtnerstraße (größtenteils zerstört im Zweiten Weltkrieg).16

12 Vgl. Quartiers-Nachweisung der Garnison und Militär-Behörden von Altona. In:
Hamburger Adressbuch 1872, S. 216f.

13 Vgl. die jeweiligen Einträge im Altonaer Teil des Adressbuchs. - Beide Gebäude wur-
den im Zweiten Weltkrieg zerstört.

14 Bericht über die Gemeinde-Verwaltung, S. 373.
15 Geschichtswerkstatt Eimsbüttel (Hrsg.), Militärismus, S. 11-19.
16 Vgl. dazu den Artikel in: De Alsener, Juni 1991: Horst Emmel, Das Garnisons-Laza-

rett Altona. - Im Stadtteilarchiv Ottensen findet sich eine Kopie eines Plans, der ein
Lazarett auf dem Kasemengelände zeigt. (Original: Plankammer des StAHH, Signa-
tur 151-3, Blatt 233a, 6/1025). Dort sind nur Allee, Victoriastraße sowie die nördliche
Verbindungsbahn eingezeichnet, was auf ein Datum vor dem Stadtausbau im Nor-
den hinweist.
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Die „Neue Caseme" in Altona entstand ab 1878 im Quaree der heutigen
Bodenstedt-, Zeise-, Eggerstedt- und Haubachstraße. Ausführender Archi-
tekt war der aus Elmshorn stammende Theodor de Lemos, der aber noch

vor Fertigstellung der letzten Gebäude in die USA auswanderte und dort

einige bekannte Gebäude zu verantworten hat.17 Zur Entstehung des
2.226.000 Mark teuren Gebäudekomplexes schrieb die Altonaer Stadtver-
waltung rückblickend: „Im Jahre 1880 wurde die vom Militärfiskus neuer-

baute Kaserne an der Victoriastraße fertiggestellt und am 26. September
1880 zunächst von einem Bataillon des 31. Infanterieregiments bezogen."18
Letzteres bestand seit 1812 und wurde am 11. August 1894 nach dem ehe-
maligen Kommandeur, dem sächsischen Adligen Friedrich Julius Wilhelm

Graf Bose, der bis 1873 Karriere im preußischen Miliär gemacht hatte und
bis zum General aufgestiegen war, in „Graf Bose" (1. Thüringisches) Nr. 31
umbenannt.19

Für die Stadt Altona war der Neubau der Kasernen finanziell ein Ge-

winn, zum einen wegen der Einnahmen durch die hier lebenden Soldaten,

zum anderen wegen des Rückgangs des Defizits für die gesetzlich vorge-
schriebenen Kosten für die städtischen Einquartierungen. 20 Zudem ist zu
fragen, ob im Laufe der Zeit nicht auch die Frage des Prestiges als Garni-
sonsstadt für die bürgerliche Bevölkerung und deren Honoratioren eine
Rolle gespielt haben mag. Zwar sind sowohl der später in Zeitungsberichten

heraus zu lesende Stolz auf die Militärs in der Stadt als auch die positiven
Beschreibungen in der Regimentsgeschichtsschreibung quellenkritisch zu
hinterfragen, doch dürften beide für einen Teil der Altonaer Bevölkerung
zutreffen.21 So hieß es 1894 in der offiziellen Regimentsgeschichte: „Hatte
der herzliche Empfang seitens der Altonaer Bürgerschaft von vornherein

alle Glieder des Regiments aufs Günstigste für die neue Garnison eingenom-

men, so bewährten sich die neuen, namentlich auch die geselligen Verhält-

17 StA Elmshorn, Taufregister Elmshorn 1860 - Vgl. die Nachrufe in New York Times
vom 12. 4. 1909, „Theodore de Lemos, Architecture, is dead." - Altonaer Tageblatt,
vom 7. 5.1909, „Victoria-Kaserne". - Lediglich einmal findet sich in der Bauakte ein
Hinweis auf de Lemos und zwar auf einem Geländeplan vom 15. 4. / 23. 7.1879, wo
er als „Der Bauführer" bezeichnet wird. Bezirksamt Altona, Bauakte Victoriastraße /
Zeiseweg 9.

18 Bericht über die Gemeinde-Verwaltung, S. 377.
19 Vgl. Studt, Infanterie-Regiment Graf Bose im Weltkriege, S. 299. - Standortchronik

Garnison Hamburg, S. 23.
20 Vgl. die Kostentabelle in Bericht über die Gemeinde-Verwaltung, S. 378.
21 Vgl. die Beilage zum Hamburger Fremdenblatt zur 100-Jahres-Feier, 1. 9. 1912. - Al-

tonaer Tageblatt, vom 3. 10. 1925, „Zum 31er Tag". - Altonaer Nachrichten, vom 3.
10. 1925, „Unseren gefallenen Kameraden" u. ebd., vom 5. 10. 1925, „Regimentstag
aller 31er in Altona". - Altonaer Bürger-Zeitung, vom 3.10.1925, „Regimentstag aller
31er in Altona".
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nisse, in welche das Offizierskorps trat, mit der Zeit immer mehr als die an-

genehmsten."22 Und zum Jubiläum des Regiments am 31. März 1890 hieß
es: „Auch bei diesem Feste zeigte sich das vortreffliche Einvernehmen zwi-
schen der Bürgerschaft und dem Regiment durch festlichen Schmuck der
Häuser und dadurch, daß der Ober-Bürgermeister dem Offizierkorps einen
kostbaren silbernen Tafelaufsatz überreichte."23 Es ist erst einmal zu vermu-

ten, dass sich die Führung der Garnison und das Offizierskorps gut in die

städtische bürgerliche Gesellschaft integrierten und gemäß ihrem hohen so-
zialen Status im Kaiserreich eine wichtige Rolle in Altona spielten.

In der „Neuen Caserne" war in jedem der drei großen Gebäude jeweils

ein Bataillon mit knapp 25-30 Offizieren und je 1.000 Mann untergebracht.24
Die Schlafsäale waren für minimal fünf und maximal 20 Männer ausgelegt,

die Unteroffiziere teilten sich Zimmer und waren genau wie die Offiziere

zumeist in den Ecktürmen in eigenständigen Wohnungen untergebracht.
Die Mehrzahl der hochrangigeren Offiziere wohnte indes außerhalb der Ka-
serne. Im Keller befanden sich Speisesäale für die Mannschaften, die Küche,

Lagerräume sowie die Heizungsanlage und im Dachgeschoß Trockenräu-
me. Der Alltag der Soldaten war geprägt durch stumpfsinniges Exerzieren,
Einhaltung der strengen Regeln der Vorgesetzten, Drill und Misshandlun-

gen durch Offiziere. Hinzu kamen militärische Geländeübungen, Paraden
und Ehrenaufstellungen, etwa beim Kaisermanöver für den anwesenden
Wilhelm II. am 5. September 1904 in Lurup bei Altona.25 Welche Auswirkun-

gen die Errichtung der „Neuen Caserne" im Alltag der dort lebenden Bevöl-
kerung hatte, kann noch nicht gesagt werden. Einerseits waren nördlich der
Kaserne größere, laute und geruchsbelästigende Gewerbe angesiedelt wor-
den (u. a. Viehhöfe, die Holsten-Brauerei, das neue Güterbahnhofsgelände)
andererseits entstanden bis 1914 im Südwesten und Nordosten zahlreiche

neue Häuserblöcke, in denen eher Bürgerliche und (sozialdemokratische)
Genossenschaftsmitglieder und weniger die Armutsbevölkerung der nahe-

gelegenen Altonaer Altstadt einzogen 26 Da vom Militär neben dem großen
Exerzierplatz inmitten der Kasernenanlage auch noch ein größerer Platz in
der Nähe genutzt wurde, dürften die Mannschaften zum normalen Bild des
Stadtteils gehört haben. Doch sind derzeit noch keine größeren Quellenbe-
stände erschlossen worden, die über die Alltags- und Sozialgeschichte der

22 Gottschalck, Geschichte des 1. Thüringischen Infanterie-Regiments Nr. 31, S. 489.
23 Gottschalck, Geschichte des 1. Thüringischen Infanterie-Regiments Nr. 31, S. 496.
24 Studt, Infanterie-Regiment Graf Bose im Weltkriege, S. 12. - Verpflegungsstärke: 85

Offiziere, 3.287 Mannschaften; Gefechtsstärke: 68 Offiziere, 2.879 Mannschaften. -
Die Zählung anhand der Gebäudepläne ergibt eher 500 Mann pro Block. Der sich
daraus ergebende Widerspruch muss noch aufgelöst werden.

25 Studt, Infanterie-Regiment Graf Bose im Weltkriege, S. 297-301. - Gottschalck, Ge-
schichte des 1. Thüringischen Infanterie-Regiments Nr. 31, S. 488-496.

26 Denkmaltopographie, Seite 73. - Stahmcke, Eine Genossenschaft, S. 24.
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Mannschaften informieren könnten. Dasselbe gilt für eine kritische Einord-

nung des Einsatzes der Soldaten. So waren Teile des Regiments im Juni 1900
bei der Niederschlagung des Boxeraufstandes in China eingesetzt. Im Ersten
Weltkrieg kämpften die Soldaten ab dem 6. August 1914 zuerst im völker-

rechtswidrig besetzten Belgien, wo sie an der Zerstörung von Dörfern und
an der Vertreibung der Zivilbevölkerung beteiligt waren. Danach folgten
Einsätze im Stellungskrieg in Frankreich sowie später in Russland, wobei

insgesamt knapp 1.650 Soldaten fielen.27 Zu Weihnachten 1918 zog das 31er
Regiment wieder in Altona ein, wurde bis Mitte Februar 1919 demobilisiert

und danach formal in Schwerin weitergeführt.28 Damit endete Anfang 1919
die Nutzung der Kasernenanlage durch das preußische Heer.

Nutzung als Kasernenanlage der Polizei

Nach der Novemberrevolution 1918 nutzte die aus ehemaligen Reichswehr-
und Freikorpseinheiten hervorgegangene Hamburger Sicherheitspolizei bis
1923 die Blöcke I bis III als Kaserne. Sie unterstützte die städtische Altonaer

Polizei, die in der Revolutionszeit 1918/19 und Anfang der 20er Jahre perso-
nell so stark unterbesetzt gewesen war, dass sie ihren Aufgaben praktisch
nicht nachkommen konnte.29 Parallel dazu verhandelte der preußische Staat
mit Hamburg über einen gemeinsamen Polizeiverband Groß-Hamburg. Als
diese Gespräche 1922 scheiterten, beschloss das preußische Innenministe-
rium am 22. Januar 1923 die Verstaatlichung der Polizei in Altona und
Wandsbek und damit die Errichtung eines gemeinsamen Polizeipräsidiums.
Dies gewährleistete aus Sicht des Ministeriums, dass im Konfliktfall mit der

Großstadt Hamburg die westlichen und östlichen Nachbargemeinden
durch einen gemeinsamen für sie zuständigen Polizeipräsidenten vertreten
würden.30 Mit der Verstaatlichung 1923 vervierfachte sich in Altona die Ge-
samtzahl der Polizisten auf 903, so dass aus Sicht der Stadtoberen eine neue

Qualität von Sicherheit und Ordnung erreicht werden konnte.31 Durch die
Schaffung eines Polizeipräsidiums gingen die exekutiven sicherheitspolizei-
lichen Aufgaben von den städtischen Polizeiämtern in Altona und Wands-

bek auf das Land Preußen über. Dagegen verblieben im Altonaer Magistrat

27 Studt, Infanterie-Regiment Graf Bose im Weltkriege, S. 297-301 u. S. 304.
28 Studt, Infanterie-Regiment Graf Bose im Weltkriege, S. 279-281.
29 Hoffmann, Neues Altona, S. 6-8. - Ullrich, Weltkrieg und Novemberrevolution, S.

201-202. - Stolz, Die Schutzpolizei in Altona und Wandsbek, S. 43.
30 Magistrat, Altona, den 1. März 1923: Verstaatlichung der Altonaer Polizeiverwaltung

(Stadtteilarchiv Ottensen, Mappe Militärwesen). - Stolz, Die Schutzpolizei in Altona
und Wandsbek, S. 44-47. - Hoffmann, Das Neue Altona, S. 361-363.

31 Zum Vergleich: um 1900 gab es lediglich 24 Kriminalbeamte und nur 200 weitere
Polizeikräfte, was bis 1913 auf 335 anstieg und im Ersten Weltkrieg man sich sogar
mit Hilfspolizisten und einer Ehrenbürgerwehr behelfen musste.
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beim Polizeisenator Aufgaben, die heute vom Ordnungsamt, der Gewerbe-
aufsicht oder den Gesundheitsämtern ausgeübt werden.32 Dem neuen Al-

tonaer Polizeipräsidenten Johann Georg Kirchner (SPD) unterstanden die

preußische Schutzpolizei, vier Einheiten kasernierte Bereitschaftspolizei,
die Kriminalpolizei, die Hafenpolizei sowie die für den Staats- und Repub-
likschutz zuständige politische Polizei, die zur Verwaltungspolizei gehörte.
Kirchner selbst war der Landespolizeibehörde in Berlin bzw. dem preußi-
schen Innenministerium untergeordnet.33 Ihm unterstand das Polizeiamt in

Wandsbek und er war regional zuständig für das Altonaer und Wandsbeker

Stadtgebiet, das bis 1932 auf die östlichen Gemeinden Billstedt, Bramfeld,
Rahlstedt und Steilshoop ausgedehnt wurde.34 Nach der Verstaatlichung

der Polizei zog im März 1923 das Polizeipräsidium, das Kommando der
Schutzpolizei und die Politische Polizei in den Block I (Herderstraße / Vic-
toriastraße) ein. Im Block III (Bodenstedtstraße / Zeisestraße) folgten der
Kraftfahr- und Nachrichtendienst sowie die 1. Hundertschaft der kasernier-

ten Polizeibereitschaft. Letztere war para-militärisch ausgebildet und diente

als Unterstützung bei größeren Einsätzen in der gesamten Provinz Schles-

wig-Holstein. Für solche Einsätze wurden Polizisten aus Heide, Rendsburg,
Schleswig und Kiel dauerhaft nach Altona versetzt.35 Erst nach dem Abzug
der letzten Hamburger Ordnungspolizeikräfte Ende März 1926 konnte auch

der restliche Kasernenkomplex durch die preußische Polizei genutzt wer-
den (Block I: die Nachrichtendienststelle, Block III die Sanitätsstelle).

Aus Platzgründen soll an dieser Stelle nicht vertiefend auf die Arbeit des

Polizeipräsidiums Altona-Wandsbek eingegangen werden.36 Vor allem der
Einsatz der kasernierten Bereitschaftspolizei in Schleswig-Holstein und

überregional die Ereignisse um den Altonaer Blutsonntag waren von Bedeu-
tung.37 Relativ wenig erforscht ist die Arbeit der Politischen Polizei, deren
Berichte im Rahmen des Republikschutzes insbesondere Einblicke in innere

Vorgänge der KPD Wasserkante und der NSDAP Schleswig-Holsteins ge-
ben können. Die Abteilung im Polizeipräsidium in Altona kam eine wichtige

Rolle zu, da die Gauleitung der Nationalsozialisten bis 1935 die längste Zeit

32 Zuständigkeit der städtischen Polizei: Gesundheitsschutz, die Seuchenbekämpfung,
die Überwachung von Gewerbebetrieben, Gaststätten und Läden, die Durchsetzung
der Schulpflicht, die Ausgabe von Bescheinigungen und Erlaubnissen. - Vgl. Hoff-
mann, Das Neue Altona, S. 364-366.

33 Dams, Staatsschutz, S. 39 - Lessmann, Die preußische Schutzpolizei, S. 100-103. - Zu
Harburg-Wilhelmsburg vgl. Herrberger, Vom Volksschullehrer zum Polizeipräsi-
denten.

34 Stolz, Die Schutzpolizei in Altona und Wandsbek, S. 46 u. S. 56.
35 Stolz, Die Schutzpolizei in Altona und Wandsbek, S. 49.
36 Vgl. Omland, Polizeipräsidium. - Die Arbeit von Stolz, Die Schutzpolizei in Altona und

Wandsbek, geht auf die Geschichte der Politischen Polizei und Gestapo nicht ein.
37 Vgl. dazu Schirmann, Blutsonntag.
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über in Altona angesiedelt gewesen war. Im Nationalsozialismus ist das Po-

lizeigefängnis für die vorübergehende Inhaftierung von Schutzhäftlingen
genutzt worden,38 und hatte die Gestapo Schleswig-Holsteins von 29. Juli
1933 bis zum 9. Februar 1935 ihren Hauptsitz in Altona.39

Am 30. Januar 1934 wurde die Polizei-Bereitschaft in die Landespolizei
und am 15. Oktober 1935 in die Wehrmacht überführt.40 Nach der Einge-
meindung Altonas und Wandsbeks nach Hamburg am 1. April 1937 wurde
das Polizeipräsidium in ein Polizeiamt umgewandelt, und der Gebäude-

komplex blieb bis Kriegsende Kaserne der Hamburger Schutzpolizei.41 Die
Geschichte der Eingliederung der preußischen Beamten in die Hamburger
Polizei ab 1937/38 ist noch weitestgehend unerforscht, doch tauchen im Rah-

men anderer Studien Einzelquellen auf, die sich auch auf die Kasernenanla-
gen in Altona beziehen. So wurden die Reit- und Exerzierhalle im Oktober

1938 zur Unterbringung Juden polnischer Herkunft genutzt, um diese im
Anschluss ins Grenzgebiet zu Polen abzuschieben.42 Im Zweiten Weltkrieg
wurden 1943 zudem Notdienstverpflichtete in den Kasernen ausgebildet

und später im Arbeitserziehungslager Wilhelmsburg als Bewachung einge-
setzt.43 Die etwaige Beteiligung der Altonaer Polizisten an nationalsozialis-

tischen Verbrechen stellt ebenso noch ein Forschungsdesiderat dar.44

38 Vgl. die Schilderung zu den Schutzhäftlingen in: Stadtteilarchiv Ottensen, „Achtung!
Zug fährt ab!", S. 74-77.

39 Vgl. Paul, Die Gestapo in Schleswig-Holstein, S. 20-24 u. S. 29-31. - Vgl. Omland,
Polizeipräsidium, S. 18-20, zum Gestapochef Paul Hinkler sowie zur Tätigkeit der
Gestapo vor Ort. - Dams, Staatsschutz, S. 29-52.

40 Vgl. Stolz, Geschichte der Polizei in Schleswig-Holstein, S. 133 u. S. 136-137. - Vgl.
auch Altonaer Tageblatt, vom 18. 10. 1935, „Die Eingliederung der Hamburg-Al-
tonaer Landespolizei in die Wehrmacht". - Altonaer Nachrichten, vom 18. 10. 1935,
„Landespolizei Altona in die Wehrmacht überführt". - Altonaer Nachrichten, vom
29.10.1935, „Rekruten fahren von Altona gen Osten".

41 Vgl. Altonaer Tageblatt, vom 1. 4. 1937, „Polizeipräsident Kehrl übernahm die Al-
tonaer Polizei".

42 Vgl. Meyer (Hrsg.), Die Verfolgung und Ermordung der Hamburger Juden 1933-
1945, S. 115-118 (Bericht des Ehepaars Rosa und Koppel Friedfertig aus Hamburg,
Tel-Aviv November 1944).

43 „Das Arbeitserziehungslager Wilhelmsburg", Vortrag von Martin Reiter am 4. April
2014 in der ehemaligen Viktoria-Kaserne.

44 Die Verbrechen der Kripo bei der Kriminalitätsbekämpfung, der so genannten Aso-
zialen-Verfolgung sind hier ebenso zu nennen wie die Frage nach der Rekrutierung
für die Polizeibataillone und die Beteiligung von Altonaern an deren Verbrechen.
Vgl. Klemp, „Nicht ermittelt", S. 429-430. - Kopitzsch, Polizeibataillone, S. 36. - Zu-
sammenfassend: Omland, Polizeipräsidium, S. 23 u. S. 48-49.
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Nutzung durch die Briten, durch die Hamburger Polizei
und durch die Sozialbehörde

Nach dem Zweiten Weltkrieg nutzte die britische Besatzungsmacht ab Ok-
tober 1945 die zum Teil kriegsbeschädigten drei Kasernenblöcke zur Ausbil-

dung der Hamburger Polizei.45 Ab dem 7. November 1947 übernahm der
Hamburger Senat dies in Eigenregie46 und sowohl die Briten wie auch der
neue deutsche Polizeichef kritisierten die NS-Belastung der Hamburger Po-

lizei und die sehr para-militärische Ausrichtung der Ausbildungsinhalte.47
Die Polizeischule verblieb bis Ende 1957 / Anfang 1958 im Block I und II,

um danach nach Alsterdorf umzuziehen:

„Es ist vorgesehen, daß der überwiegende Teil der Kaserne Altona von der
Polizei geräumt und für die Unterbringung von Obdachlosen hergerichtet
wird; als Ausweichunterkunft soll der Polizei die Mackensen-Kaserne in

Alsterdorf zur Verfügung gestellt werden. Der restliche Teil der Kaserne Al-
tona (einschließlich Kraftfahrzeughalle) verbleibt jedoch weiterhin der Poli-
zeibehörde, und zwar der Fahrbereitschaft 3, von der die im westlichen

Stadtteil von Groß-Hamburg eingesetzten Funkstreifenwagen und sonsti-

gen Fahrzeuge der Polizeigruppe West betreut werden."48

Hintergrund dieser schon seit Anfang 1956 vorangetriebenen Pläne war
die große Wohnungsnot in Altona.49 Die so durchgeführte Aufteilung des

ehemaligen Kasernengeländes zwischen Polizeibehörde und der Sozialbe-
hörde stellte die wichtigste Zäsur in der Nachkriegsgeschichte dar.50

45 Steinbom/Schanzenbach, Die Hamburger Polizei nach 1945, S. 52 u. S. 58. - Zur
Kriegsbeschädigung siehe auch Bezirksamt Altona, Bauakte Zeisewege 9 zur In-
standsetzung des Blocks III (Schreiben vom 29. 7.1946). - Laut der Instandsetzungs-
plakette am Block III sind die Schäden 1943 entstanden und wurden 1948 behoben.

46 Steinbom/Schanzenbach, Die Hamburger Polizei nach 1945, S. 64-65.
47 Vgl. Steinbom/Schanzenbach, Die Hamburger Polizei nach 1945, S. 51ff., insbeson-

dere das Beispiel auf Seite 57 sowie den Seiten 95-100 zur Bereitschaftspolizei.
48 StAHH 445-1, Abi. 2002/01 [Paket 19] 66.30-2 2, Bd. 1. Darin: Mitteilung des Senats

an die Bürgerschaft, Nr. 318, Hamburg, den 2. Oktober 1956. - In der Mitteilung Nr.
324 vom 10.10.1957 ging man vom März 1958 als Umzugsdatum aus. - Die Angabe
zum Umzug (22.1.1956) in der „Chronik Revierwache Eggerstedtstraße 55" ist nicht
korrekt. (Die Polizeiwache war im rechten Flügel des Blocks I untergebracht).

49 Vgl. dazu die diversen Schreiben von 1956 bis 1957 in StAHH 445-1, Abi. 2002/01
[Paket 19] 66.30-2 2, Bd. 1. - Im Jahr 1954 lebten noch 6.645 Menschen in solchen Un-
terkünften. (Stadtteilarchiv Ottensen, Ordner Notunterkünfte / Wohnen Nachkriegs-
zeit, darin: Bericht des Bezirksamts Altona vom 29. 10.1954, hier: Seite 2. - Laut der
Chronik der Bezirksversammlung, S. 15, gab es am 31. 3. 1956 noch 14.225 Woh-
nungslose im Bezirk Altona.

50 Im Block III richtete die Universität ab 1984 ein Außenlager, Labore und Büroräume
für die Meeresbiologie ein und die Polizei zog in der Folge bis 1986 aus.
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Relativ unspektakulär erscheint bisher die Nutzung des Blocks III als ein

Fahrzeuglager samt Reparaturwerkstatt sowie für die Ausbildung des Zolls.
Nach der Flutkatastrophe 1962 wurden hier Tote in der großen Fahrzeug-
halle aufgebahrt und im Wohnlager Notschlafplätze für die Flutopfer ein-
gerichtet.51

Nachdem die Sozialbehörde seit Anfang 1956 die Umnutzung der Blöcke
I und II für wohnungslose Alleinstehende und Familien geplant hatte, än-
derte man dies ein Jahr später aufgrund der vielen Zuzüge von Aussiedlern
und so genannten SBZ-Flüchtlingen, d. h. Menschen, die aus der Sowjeti-
schen Besatzungszone bzw. DDR in Richtung Westen geflohen waren. Im
Block I zogen Ende 1957 die ersten 400 Aussiedler ein, es folgte nach dem
Auszug der Polizeischule 1958 weitere 600 Menschen in den zu einer Fami-

lienunterkunft umgebauten Block II.52 Außerdem wurde in der ehemaligen
Polizeikantine, den Kellerräumen in der Eggerstedtstraße 41 (Block II), 1959

eine Betreuungsstelle für Flüchtlinge und Vertriebene eingerichtet. 53
Aufgrund der Wohnungsnot wurde ein Ausbau auf 1.400 Personen anvi-

siert und mussten sich die Bewohnermit 4 bis 4 Vi m2 pro Person begnügen.
Dementsprechend kämpften die Sozialarbeiter vor Ort um den Ausbau der

hauptamtlichen Betreuung, insbesondere für Kinder und Jugendliche.54 Im

Block II wurden 1956 im Erdgeschoß ein Kindertagesheim, die Verwaltung
sowie Räume für das Haus der Jugend geplant, das von 14-22 Uhr circa 100

bis 110 Jugendliche betreuen sollte. In den beiden Geschoßen darüber zogen
die Aussiedler ein.55

In der Folgezeit kam es zum Ausbau der sozialen Einrichtungen auf dem
nordöstlichen Geländeteil: die Kirche bekam im April 1958 die Zusage in
den Überresten der Offiziersspeiseanstalt einen Andachtsraum einrichten

zu dürfen und unterhielt dort ab Mai 1959 bis Sommer 1966 eine Altentages-
stätte. Parallel dazu stellte sich die Schule Haubachstraße auf deutsch- wie

polnischsprachige Kinder ein und unterrichtete letztere gezielt in einer La-
gerschule.56 Das ehemalige Polizeigefängnis wurde „Haus der helfenden

51 Mündliche Aussage des ehemaligen Polizisten Herrn Neuwerk auf derVeranstaltung
"Geschichte und Geschichtchen" am 10. September 2011 in der Viktoria-Kaseme. -
Chronik der Bezirksversammlung Altona, S. 22, Eintrag 1962.

52 StAHH 445-1, Abi. 2002/01 [Paket 19] 66.30-2 2, Bd. 1, diverse Schreiben der Fachbe-
hörde und Mitteilungen des Senats zwischen Februar 1957 und Oktober 1957.

53 StAHH 351-10 II, Akte 232.10-89, Bd. 8 (Vermerk vom 9. 4. 1959) u. Bd. 1 (Vermerk
vom 15.10.1962).

54 Schreiben der Wohnlagerverwaltung an die Jugendbehörde, 7. 3. 1958 in: StAHH
351-10 II A 232.10-89, Bd. 1.

55 Vgl. die Grundrisse in: StAHH 445-1, Abi 2002/01 [Paket 19], 66.30-2 2, Bd. 1, Plan 1
(Kaserne II, Erdgeschoß). - Vgl. die Schreiben vom 11.1.1958 u. 22. 5.1959 in StAHH
351-10 II, Akte A 232.10-89, Bd. 1. (Ab 30. 6. 1966 wurde die Altentagesstätte nicht
mehr genutzt und am 10.11.1966 dem Haus der Jugend überlassen).

56 Schulchronik Haubachstraße 55, zitiert nach einem Auszug in: Stadtteilarchiv Otten-
sen, Mappe Militärwesen. - Ein Bericht vom 7. März 1958 spricht von 35 Kindern
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Hände", südöstlich davon 1966 ein Spielplatzheim neu errichtet und im
Laufe der Zeit bis heute der ehemalige Exerzierplatz zu einem großen Ge-

lände für Kinder und Jugendliche umgestaltet.57
Zumindest bis zum Auszug der Aussiedler und Flüchtlinge 1962 sind

keine größeren Schwierigkeiten im Wohnlager selbst bzw. im Umfeld ver-
merkt worden. Dagegen kann die Zeit danach als Zäsur bewertet werden:
In den Jahren 1962 und 1963 löste die Sozialbehörde das Wohnlager Bun-

desstraße auf und überführte deren letzte Bewohnerschaft in das Wohnlager

Eggerstedtstraße.58 Das war der Politik der Hamburger Sozialbehörde ge-
schuldet, dieses Altonaer Wohnlager als faktische Sammelunterkunft für
alle diejenigen zu konzipieren, die die Sozialverwaltung als nicht integrier-
bar in normalen Wohnraum betrachtete. Diese Politik führte bis zur Auflö-

sung der Unterkunft im April 1975 zu einer sehr großen Anzahl von Proble-
men, die die Behörde wiederum durch den Einsatz von Sozialer Arbeit in
den Griff zu bekommen versuchte.

Im Oktober 1962 lebten 1.500 Menschen, darunter 700 unter 21 Jahren,

die meisten davon Kleinkinder, im Wohnlager. Die neuen Nutzer galten als

„ausgesprochene gemeinschaftsschwierige Personen".59 Und die Sozialbe-
hörde brachte von nun an alle diejenigen Menschen hier unter, die sie selbst

als „wohnunfähig" betrachtete, etwa im ehemaligen Offizierskasino allein-
stehende Frauen, „die im Frauenwohnlager Ausschlägerweg nicht tragbar
sind" und denen der zuständige Fürsorgeinspektor Geschlechtsverkehr mit
unterschiedlichen Männernunterstellte.60 Anfang 1964 hieß es in einem Be-

richt der „Kirche unterwegs" bewertend:

„Ungefähr 70 % der Bewohner sind durch eigenes Verschulden in dieses La-
ger gekommen; vor allen Dingen dadurch, daß sie aus irgendwelchen Grün-
den ihre Miete nicht bezahlt haben. Außerdem wohnen im Lager junge Ehe-

paare, die bisher keine Wohnung bekommen konnten, daneben auch solche

Familien, die infolge zu hoher Mieten in Mietverzug geraten waren und
dann nach einer Räumungsklage in dieses Lager eingewiesen worden sind.
[...] Die nachbarschaftlichen Beziehungen zwischen den einzelnen Familien

sind zum Teil recht schlecht. Gegenseitige Verachtung und Verleumdung
spielen eine große Rolle. [...] Die ordentlichen Familien sind empört über die

zwischen 12-14 Jahren und 63 Jugendlichen bis 18 Jahren. (Schreiben der Wohnlager¬
verwaltung an die Jugendbehörde, in StaHH 351-10 II, A 232.10-89, Bd. 1).

57 Zeitungsausschnittsammlung Stadtteilarchiv Ottensen, Ordner 52 (Spielplätze) darin
diverse Zeitungsartikel, u. a. Hamburger Abendblatt, vom 1. 11. 1962, „Spielplatz
Kasemenhof". - Hamburger Abendblatt, vom 1. 4. 1965, „Bis Jahresende fünf neue
Spielplätze in Altona". - StaHH 445-1, Abi 2002/01 [Paket 19], 66.30-2 2, Bd. 1, Flur-
karte 21. 3.1962 [mit Einzeichnungen bis 1967].

58 Vgl. dazu Geschichtswerkstatt Eimsbüttel (Hrsg.), Militarismus, S. 75-78.
59 StAHH 351-10II Akte A 232.10-89, Bd. 1, Vermerk über einen Bericht, 15. 10.1962.
60 Ebd. in einer Stellungnahme, warum auf dem Gelände keine Betreuungszentrum für

Gastarbeiter errichtet werden sollte.
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Unordnung anderer, und statt das möglichste zu tun, um diese Mißstände

abzustellen, reagieren sie darauf mit pharisäischer Verachtung."

Schlägereien, Vermüllung, Alkoholismus und sexualisierte Gewalt wur-
den beklagt und behauptet: „Das Lager stellt einen sozialen Sumpf dar, in
dem in erster Linie die Kinder, aber auch die ordentlichen Familien langsam

zu versinken drohen."61 Als Lösung wurden die schnelle Vermittlung der
„ordentlichen" Familien in Schlichtwohnungen, der Ausbau der Betreuung
und der Aufbau eines evangelischen Kindergartens vorgeschlagen. 62 Fünf
Jahre später berichtete ein kirchlicher Träger von der Benachteiligung der so

genannten Lagerkinder in der Schule und von Jugendlichen und Erwachse-
nen im Arbeitsleben, 63 und kurz darauf legte der Arbeitskreis Wohnunter-

kunft Eggerstedtstraße am 17. Juli 1970 einen umfangreichen Bericht vor, in
dem alle dort beteiligten Träger der sozialen Arbeit die Wohn- und Lebens-

situation schonungslos schilderten: Die 232 Familien (183 Männer, 228
Frauen, 821 Kinder und Jugendliche) erhielten pro Person nur 4-6 m2 Wohn-

fläche. Die ehemals großen Mannschaftsräume waren durch Rigipswände,
die jeden Lärm weitertrugen, in schlauchartige Räume aufgeteilt worden.
Faktisch war keine Trennung von Wohn- und Schlafräumen möglich und 15
Personen teilten sich eine Toilette sowie 14 Familien eine der Gemeinschafts-

küchen. Neben einer dramatischen Schilderung der Mängel der Räume für
die Angebote der Schulsozialarbeit und der Kinder- und Jugendarbeit gab
eine Liste zur schulischen Situation das Kernproblem wieder: niemand
wechselte auf die Realschule oder das Gymnasium, die Quote der Sitzen-
bleibenden war 2 bis 3 mal höher als sonst und Jugendliche ohne Abschluss
waren lOmal mehr als üblich vertreten. 64 Entsprechend forderten die Sozi-

alarbeiterinnen die Verbesserung der Lage, mehr Räume und mehr Personal
für die Arbeit. Offensichtlich beförderte das Leben im Wohnlager Egger-
stedtstraße die Stigmatisierung, Diskriminierung und Perspektivlosigkeit.
Letztere wurde seit dem 1. April mit einem neuen Ansatz in der Sozialen
Arbeit zu aktivieren versucht: der Gemeinwesenarbeit. Die Auswirkungen

schilderte eine Bewohnerin so: „Zwei Sachen waren damals ganz wichtig
für mich. Die eine war der Gesprächskreis mit Lisel Werninger. Die machte
uns keine Vorwürfe, was wir alles falsch gemacht haben. Die ging wirklich
auf unsere Probleme ein. Aber mit der haben wir nicht nur geredet, sondern

61 StAHH 351-10II Akte A 232.10-89, Bd. 1, Bericht über den Einsatz der „Kirche unter-
wegs" vom 22.-28.1.1964 im Wohnlager.

62 Ebd. - Der Hamburger Sozialsenator Weiß bestätigte nur einen Teil der Kritik, be-
grüßte aber die Kindergartenpläne, Vermerk vom 18. 2.1964.

63 Kirche der Heimat. Gemeindeblatt in Schleswig-Holstein, Hamburg und Nordschles-
wig. 45 Jg. / Nr. 211. November / Ausgabe 1969: „Ein Block der zum Anstoß wird".

64 StAHH 445-1, Abi 2002/01 [Paket 19], 66.30-2 2, Bd. 1 (Das 13 Seiten umfassende
Schreiben ging an einen umfangreichen Verteiler innerhalb des Senats, den Behörden
und dem Bezirksamt Altona sowie der Fraktionen der Bürgerschaft).
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auch Aktionen geplant, Ausflüge gemacht und gefeiert, wann immer es ei-
nen Anlass dazu gab."65 Bewohnerbefragungen, Versammlungen und ei-

genständige Forderungen an die Politik führten u. a. zu einer Demonstration
gegen den Sozialsenator und Leserbriefen mit massiven Angriffen gegen die
Realität der Hamburger Sozialpolitik. Die Schilderungen eines freien Mitar-
beiters der „Bewohnergemeinschaft Eggerstedtstraße" waren drastisch, mit
scharfen Tönen gegenüber dem Senat und von einer sozialrevolutionären
Sichtweise durchzogen:

„Während des Bestehens der Bundesrepublik Deutschlands ist bewiesen
worden, daß für Menschlichkeit und Menschenwürde immer noch am we-

nigsten ausgegeben wird. [...] Auch kirchliche Organisationen und die Kir-
che [...] haben kläglich versagt. [...] Subalternes Denken und die Gewissen-
losigkeit Hamburger Bürger haben dazu beigetragen, daß Kinder in den
Wohnunterkünften heute noch hungern müssen, obwohl Vormundschaften

und andere zuständige Behörden darüber informiert sind.
Wenn durchaus vernünftige Familienväter zu Säufern werden, ihre

Frauen und Kinder verprügeln, fünfzehnjährige Mädchen auf den Strich ge-
hen, dann ist das eine Folge davon, daß über 1.300 Menschen auf engstem
Raum Zusammenleben müssen, ohne ausreichenden Schutz vor Lärmbeläs-

tigung und Gewalttätigkeiten [zu] haben."66

Der anhaltende öffentliche Druck durch die Bewohnerschaft, die Ge-

meinwesenarbeit und die veröffentlichte Meinung in der Presse führte dazu,

dass die Bezirksversammlung den Senat um Abhilfe bat und die Sozialbe-
hörde mehr Mittel für das Wohnlager zur Verfügung stellte.67 Bis Ende Ok-
tober 1973 verringerte sich die Anzahl der im Lager Lebenden auf 767 Men-
schen, darunter 397 Jugendlcihe unter 15 Jahren. Man plante den Abriss der
beiden Gebäude, brachte Familien in Sozialwohnungen unter und räumte

langsam den Block I zugunsten des Blocks II. Ende 1974 lebten noch 160
Menschen aus 30 Familien in der Unterkunft, hatten mit dem zunehmenden

Vandalismus, Ungezieferplagen und den schlechten sanitären Anlagen der
größtenteils nun leerstehenden Gebäude zu kämpfen und setzten sich mit

einer öffentlichkeitswirksamen Aktion für den Umzug nach St. Pauli ein:68
„Raus! Raus! Wir wollen endlich raus, raus aus diesem Haus. Wer einmal in

65 Zitiert nach Kunstreich, Gemeinwesenarbeit, S. 2.
66 StAHH 445-1, Abi 2002/01 [Paket 19], 66.30-2 2, Bd. 1. Darin: Antwort auf einen Le-

serbrief des CDU-Politikers Günter Voigt im Hamburger Abendblatt vom 21. 11.
1970.

67 Der folgende Absatz ist eine Zusammenfassung diverser Schreiben, Vermerke, Zei-
tungsartikel und Auszügen aus Niederschriften von Ausschüssen in der Zeit von
1970 bis 1977 in: StAHH 445-1 Abi 2002/01 [Paket 19], 66.30-2 2, Bd. 1 u. Bd. 2.

68 Die Entstehung der Gemeinwesenarbeit St. Pauli e. V. ist eine Folge des studenti-
schen und professoralen Engagements in der Eggerstedtstraße 41. Vgl. dazu „40
Jahre GWA St. Pauli" Programm zum Jubiläum am 2.-5. Juli 2015.



Abb. 2: Projektion der ehemaligen Gebäude auf den heutigen Zustand.
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'nem Lager war, der kommt hier nicht mehr raus!"69 Ende April zogen die

letzten Familien aus und zwei Jahre später wurden beide Blöcke entgültig
abgerissen. 70

Im Gedächtnis des Stadtteils haben sich sowohl die Nutzung als Wohn-

lager als auch der Fahrbereitschaft der Polizei erhalten. Letztere wegen der

Polizeipräsens im Viertel einschließlich der Wachposten vor den Eingängen
zum Gelände, letztere wegen der Erinnerung sowohl an Konflikte als auch
an gutnachbarliche Beziehungen mit Menschen aus dem Wohnlager. 71

69 Der von den Kindern des Wohnlagers gesungene Song ist überliefert in: „Raus!" Film
von Achim Buttmann, Hamburg 1974/75. - Vgl. Hamburger Abendblatt vom
6.3.1975: „Kinder sagen mit Blumen: Wir brauchen eine neue Wohnung".

70 Vgl. dazu die diversen Vermerke über mögliche Umnutzungen in: StaHH 445-1 Abi
2002/01 [Paket 19], 66.30-2 2 Band 2. - Die Welt, 26.4.1977, „In sechs Monaten steht
hier keine Stein mehr auf dem anderen".

71 Dies machen die zahlreichen Berichte von Zeitzeuginnen und Zeitzeugen aus dem
Stadtteil deutlich. (Sammlung Gabriele Wingen, Frappant e.V.) - Die Sichtweise der
Bewohnerinnen und Bewohner wurde auf dem Jubiläum der GWA St. Pauli am 2.
Juli 2015 dargestellt, vgl. Kunstreich, Gemeinwesenarbeit; ebenso: „Raus!", Film von
Achim Buttmann (Manuskript und Film im Besitz des Verfassers).
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Nutzung als Ort für Kunst, Kultur, Gestaltung,

Bildung und Soziales

Am 1. März 2010 zog mit dem Frappant e. V., eine Initiative von Künstlerin-
nen und Künstlern in den Block III ein. Hintergrund war eine Auseinander-

setzung um günstigen Gewerberaum für prekär lebende Kreative im Stadt-

teil, der im Vorwege durch Zwischennutzung von Räumen in der Großen
Bergstraße Altonas sowie dem leerstehenden ehemaligen Kaufhaus Frap-
pant gelöst worden war. Nach dem Verkauf des Frappants mussten die dor-
tigen Räume aufgegeben werden und als Alternative wurde der ehemalige
Block III angeboten.72 Der Einzug in das ehemalige Kasernengebäude zog
Fragen nach sich, die drei Künstlerinnen dazu veranlasste im September
2010 einen Nachmittag mit Zeitzeuginnen und Zeitzeugen zu organisieren,
der unter dem Motto „Viktoria: Gesucht und Gefunden! Geschichte und Ge-

schichtchen rund um die Viktoria-Kaserne" stand und auf ein großes Echo

im Stadtteil stieß.73 Die sehr gut besuchte Veranstaltung begann mit einem
Vortrag zur Gebäudegeschichte und reichte in den anschließenden Zeit-
zeugengesprächen von Kindheitsanekdoten über die Erwähnung des Ge-
bäudekomplexes in belletristischer Literatur bis hin zu biografischen Schil-

72 Vgl. dazu die Schilderungen in „Das ist Frappant", o. D., S. 7. sowie „Gestatten, Vik-
torias Komplizen", 2011.

73 Die Aktiven waren Uta Hoffmann, Dorothee Koch und Gabriele Wingen. - Die Ver-
anstaltung war mit über 100 Menschen sehr stark besucht und wurde auf Film und
Foto dokumentiert.

Abb. 3: Block III von der Hofseite; Zustand vor den größeren Baumaßnahmen
(2015; Foto: Jakob Borner).
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derungen einer ehemaligen Hamburger Beamtin der Weiblichen Kriminal-

polizei, die in der Nachkriegszeit auf Veranlassung der britischen Militär-
verwaltung in Altona ausgebildet worden war.74

In der Folge konzipierte der Verfasser im Names des Arbeitskreises zur

Erforschung des Nationalsozialismus in Schleswig-Holstein e.V. (AKENS)
eine frei zugängliche, nicht an Öffnungszeiten gebundene Ausstellung im

Außengelände des Kasernenkomplexes, die am 10. September 2011 zum
„Tag des Offenen Denkmals" der Öffentlichkeit präsentiert wurde: „Das Po-
lizeipräsidium Altona-Wandsbek 1923-1937 - Zur Geschichte eines Gebäu-

dekomplexes und der Polizei in Altona."75 In den Folgejahren wurden wei-
tere Themenstellungen zur Geschichte des preußischen Militärs in der Kai-

serzeit, der Revolution 1918 sowie zur Nutzung des Geländes bis heute

(Stand: September 2016) ergänzt. Ziel war es, den Mythen, Gerüchten und
falschen Informationen zur Geschichte des Geländes entgegen zu wirken
und das Wichtigste zur Nutzungsgeschichte öffentlich präsent zu machen.

Im Jahr 2015 wurden die letzten freistehenden Kasernenaußenmauern

abgerissen (Goldbachstraße), ebenso bis zum Frühjahr 2016 der 1942/43 er-
richtete Hochbunker an der Eggerstedtstraße. Gleichzeitig konnte durch
den Ankauf des Gebäudes durch die eigens dafür gegründete Genossen-
schaft fux e. G. im Februar 2015 gesichert werden, dass dieser unter Denk-
malschutz gestellte Bau der ehemaligen Kaserne erhalten bleibt. 76 Aktuell

widmet sich eine AG Geschichte der Spurensicherung im Gebäude und der
Quellenforschung vor dem Hintergrund von Fragen nach der Instrumenta-
lisierung von Geschichte aufgrund politischer Weltbilder der Nutzerinnen
und Nutzer.

Die ehemalige Kaserne steht heute exemplarisch für das Schicksal von
Konversionsflächen, die als städtische öffentliche Flächen erst durch die In-

besitznahme politisch denkender Bürgerinnen und Bürger der Marktlogik
entzogen worden sind.77 Das auch zukünftig die mehr als 130jährige Ge-
schichte anhand eines Überrestes einer ehemaligen preußischen Militärka-
serne erzählt werden kann, ist sowohl für den Stadtteil als auch die Ge-

schichtsforschung ein großer Gewinn.

74 Es handelt sich um Rosamunde Pietsch, die auch für die Veröffentlichung von Stein-
born/Schanzenbach, Die Hamburger Polizei nach 1945, interviewt wurde.

75 Omland, Erfahrungen mit einer Ausstellung.
76 Vgl. dazu die Selbstbeschreibung auf www.fux-eg.org [Zugriff: 14. 9. 2016].
77 Vgl. dazu die Positionen des Vorstands der fux e.G. auf www.fux-eg.org/das-haus/

sowie www.fux-eg.org/ueber-fux/ [Zugriff: 20. 5. 2016],
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Taufregister.
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Zeitungsausschnittssammlung (u. a. Wohnläger, Armenwesen).
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Das „Civilian Internment Camp" (C. I. C.) No. 1

Lageralltag in Neumünster-Gadeland 1945/46

Von Alfred Heggen

Am frühen Abend des 3. Mai 1945 wurde die Stadt Neumünster den anrü-

ckenden englischen Truppen kampflos übergeben. Nach einem Bericht des
englischen Stadtkreiskommandanten vom 19. Februar 19471 wurde bereits

zwei Tage später die Lederfabrik Emil Köster als Ort für ein Internierungs-
lager bestimmt, ohne - wie der Bericht kritisch vermerkt - die Eignung für
einen derartigen Zweck fachmännisch und ohne Übereilung zu prüfen.
Beim Abbau der Maschinen sei ein Schaden von ca. 3 Mio. Reichsmark ent-

standen. Dieser Vermerk eines britischen Offiziers bestätigt die Darstellung
in der Stadtchronik von Karl Barlach:

„Truppen eines Trabantenstaates - Ungarn oder Slowenen - vollziehen in

brutaler Weise die Räumung für die neue Zweckbestimmung. Der Werks-
leitung wird keine Zeit gelassen, auch nur die notwendigsten Maschinen
und Einrichtungen zu entfernen. Maschinen im Werte von Millionen wer-
den rücksichtslos ausgebrochen, teilweise aus den Fenstern der Stockwer-
ke geworfen und auf einem benachbarten Feld als eine Trümmermasse
hingeschichtet. Gleichzeitig geht ein Raub der Ledervorräte vor sich. Die
fremden Soldaten nehmen, was sie glauben brauchen zu können. Die

schon längst in Bezug auf Eigentumsachtung verdorbene Bevölkerung
folgt dem Beispiel."2

In aller Eile wurden aus rohem Holz doppelstöckige Betten zusammen-

gezimmert und notdürftige sanitäre Anlagen eingerichtet. Nur zwei Wo-
chen nach der Kapitulation der deutschen Wehrmacht und am gleichen
Tag, als die Regierung Dönitz in Flensburg verhaftet wurde, kamen am 23.

1 Vgl. The National Archives, FO 1006/87, Bl. 25 (Kopie im StA NMS).
2 Zit. nach Barlach/Bartram, Stadtchronik Neumünster 1939-1948 (StA NMS, Nr. 313),

S. 167. Mit dem letzten Satz spielt Barlach auf die Plünderung der Heeresversor-
gungslager („Reichstypenspeicher") am Südbahnhof in Neumünster am 3. Mai 1945
durch zahlreiche Bürger an. Vgl. Heggen, „Welch grausige Zeit!", S. 239. - Die
Präsenz ungarischer Truppen wird durch einen Vermerk im StA NMS, Abt. 3,
Deposita Eingemeindete Orte Gadeland 023, ungez. Bll., bestätigt, wonach am 23.
September 1945 in Gadeland einquartiertes ungarisches Militär den Ort verließ.

Zeitschrift der Gesellschaft für Schleswig-Holsteinische Geschichte, Bd. 141
Husum Druck 2016



308 Alfred Heggen

Mai 1945 die ersten Internierten in der Lederfabrik Emil Köster an. 3 Bis

1938 hatte das Unternehmen auf dem Gebiet der Gemeinde Gadeland ge-

legen, bis es - wohl aus Gründen des Gewerbesteueraufkommens - in die
kreisfreie Stadt Neumünster eingemeindet wurde. Die Gebäude waren
nach einem Großfeuer 1937 neu errichtet worden, das weitläufige Gelände

bot zudem Platz für die Errichtung von weiteren Baracken als Unterkünfte.
Nach und nach füllte sich das Lager im Sommer 1945 mit mehr als

10.000 Internierten: Angehörige der Gestapo, des Sicherheitsdienstes der

SS, der allgemeinen und der Waffen-SS, Funktionsträger der NSDAP und
ihrer Gliederungen auf allen Ebenen, leitende Verwaltungsbeamte wie
Landräte, aber auch Lehrer und minderjährige HJ-Führer wurden hier in-

terniert. Ziel war es einerseits, nach Kriegsverbrechern zu fahnden, um sie
vor Gericht zu stellen bzw. an andere Länder auszuliefern, andererseits

wollte man möglichst zügig mit der Entnazifizierung beginnen.
Die Geschichte dieses britischen Internierungslagers4 wird in der Lite-

ratur fast ausschließlich aus der Erinnerungsperspektive weniger ehemali-

ger Insassen beschrieben.5 Die grundlegende Studie von Heiner Wember6
fußt auf wichtigen Dokumenten des britischen Nationalarchivs, geht aber
im Rahmen ihrer Themenstellung nur auf wenigen Seiten auf das C. I. C.

Neumünster ein.7 Bislang gänzlich unbeachtet geblieben ist das Treffen

ehemaliger Internierter 1955 in Gadeland, wo die Forderung nach Wieder-

gutmachung erhoben wurde. Den bisherigen Forschungsstand zusammen-
zufassen, zu ergänzen und inhaltlich zu erweitern, ist die Absicht des

nachfolgenden Beitrags.

Das C. I. C. Gadeland in der zeitgenössischen Überlieferung

Das erste zeitgenössische persönliche Dokument stammt von dem Neu-
münsteraner Rechtsanwalt, Heimatforscher und Maler Karl Barlach, der
mit seinem Vetter, dem Künstler Ernst Barlach, bis zu dessen Tod 1938 in

enger Verbindung stand.8 Barlach liefert in seiner Ende 1945/Anfang 1946
niedergeschriebenen Stadtchronik ein teilweise mit Ressentiment unterfüt-
tertes Bild der Ereignisse. Die „Einrichtung eines großen K.Z.'s in Gade-

3 Vgl. Holsteinischer Courier [HC], vom 7./8. Mai 1955.
4 In der älteren Literatur taucht auch der Begriff „Konzentrationslager" auf, vgl.

Ullemeyer, Wann war was?, S. 116.
5 Vgl. Waag, Vor vierzig Jahren. - Kahl, Kriegsende und Neubeginn in Fahrenkrug. -

Petersen, Erinnerungen an das Internierungslager Gadeland und die Entnazifizie-
rung.

6 Vgl. Wember, Umerziehung.
7 Die in Anmerkung 1 angeführte Akte wurde nach dem Quellenverzeichnis nicht be-

nutzt.

8 Vgl. Barlach, Die Briefe, Bd. II: 1925-1938.
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land" sei einer der „ersten Akte der englischen Mil. Reg." gewesen. Damit

spielt er mehr oder minder offen auf die Ereignisse nach der sogenannten
Machtergreifung 1933 an, als die neuen Machthaber ihre politischen Geg-

ner in provisorischen Konzentrationslagern eingesperrt hatten, und blen-
det zweifellos wichtige Unterschiede aus. -

„[Im] K.Z. Neumünster ... werden alle Deutschen, die besonderer Förde-

rung nazistischen [sic!] Ideen oder irgendwelchen [sic!] Kriegsverbrechen
als verdächtig gelten, einstweilen hinter Schloß und Riegel gebracht."
Auch die ergriffenen Maßnahmen ähneln sich, denn der Internierte werde
„zunächst einmal von jedem Verkehr mit der Außenwelt, mit seiner Fami-
lie, Freunden und Helfern abgeschnitten". - Barlach weiter: „Auskunft

wird nicht erteilt, eine Verständigung in Andeutungen gelingt herbeigeeil-
ten Familienangehörigen und Freunden gelegentlich über den Stachel-

drahtzaun hinweg." - Die unausgesprochene Parallele zu den NS-Lagern
setzt sich fort, wenn es heißt, dass die „Behandlung ... durchweg als

durchaus human bezeichnet" wird, auch wenn, den Zeitumständen ge-
schuldet, „scharf gehungert" werde. Nichtsdestotrotz, die Häftlinge „orga-
nisieren sich zu unterhaltenden und bildenden Veranstaltungen" und
„allmählich wachsen sich diese Lager ... zu einer Art Bildungsanstalten,
Hochschulen aus, bieten den Insassen kulturelle Genüsse wie Konzerte

und Vorstellungen aller Art." - Barlachs Vergleich der „Konzentrationsla-
ger" endet mit einer perfiden Feststellung: „Im Gegensatz zu diesen neuen
KZ-lern werden die entlassenen KZ-ler der nazistischen Zeit nunmehr als

eine bevorzugte Klasse Menschen behandelt, was natürlich vielen, nament-
lich den lediglich politischen Häftlingen, sehr wohl zu gönnen ist, aber
auch einer großen Zahl minderwertiger Personen zugute kommt, die nun
mit schamlosen Ansprüchen ihre Mitbürger Übervorteilen und terrorisie-
ren."9

Im November 1945 war das Lager mit mehr als 10.000 Internierten

überbelegt. Unter diesen befanden sich etwa 500 Frauen, die in einem ei-
genen Block untergebracht waren. Dabei war die langfristige Kapazität ei-
gentlich nur auf etwa 5.000 Personen ausgerichtet, denn jedem Insassen
sollten ca. 4 qm zur Verfügung stehen. Indes lagen noch die Belegungszah-
len für 1946 deutlich über 6.000. 10 Eine von Wember auf der Basis von ein-

schlägigem Aktenmaterial angeführte Großuntersuchung in allen briti-
schen Internierungslagern vom April 1946 ergab für Gadeland ein Durch-

schnittsgewicht der Gefangenen von 62,4 kg, was zum Teil deutlich über
anderen Lagern lag. Ein arbeitender Internierter erhielt eine Zuteilung von

1730 Kcal/Tag, die Nichtarbeiterration betrug 1290 Kcal/Tag. Der im Plöner

Schloss residierende Kommandeur des VIII. britischen Armeekorps, Vize-

9 Alle Zitate nach Barlach, Stadtchronik 167f. (Digitalisat).
10 Vgl. Wember, Umerziehung, Tabellenanhang Nr. 1.
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luftmarschall Hugh Vivian Champion de Crespigny, schrieb am 23. Juli
1946 an den stellvertretenden Militärgouverneur der britischen Zone, Sir
Brian Hubert Robertson, er habe kurz zuvor bei einem Besuch des C.I.C. in

Gadeland festgestellt, dass der durchschnittliche Kaloriensatz 1750 Kcal
betrage und damit die Zuteilung aktiver Wasserschutzpolizisten erreiche,

während ein Lehrer mit gerade 1050 Kcal/Tag auskommen müsse. Dieser
Zustand sei ungerecht, was auch von der deutschen Bevölkerung so emp-
funden werde. 11 Die vergleichsweise bessere Ernährungslage wurde auf
die hohe Zahl zugesandter Lebensmittelpakete von Angehörigen oder
Freunden zurückgeführt, die mit täglich 1200 zwei- bis dreimal so hoch
wie in anderen Lagern war. Allerdings mussten die Empfänger der Pakete

einen größeren Teil der Lebensmittel zugunsten aller Internierten abge-
ben.12 Der Vergleich mit den Rationen des „Otto Normalverbrauchers"
lässt allerdings außer Acht, dass es im Lager keine Möglichkeit gab, durch
die Bewirtschaftung von Gartenland eigene Lebensmittel zu erzeugen bzw.
auf dem Schwarzmarkt Produkte zuzukaufen.

Die Unterbringung der Internierten in den ehemaligen Produktions-

und Lagerhallen und den eigens errichteten Nissenhütten war von drang-
voller Enge und fehlenden Heizmöglichkeiten im Winter gekennzeichnet.
Geschlafen wurde in Doppelstockbetten auf Strohsäcken mit einer Decke.
Fast alle Internierten besaßen nur das, was sie auf dem Leibe trugen, even-

tuell mitgeführtes Bargeld, Uhren, Füllfederhalter und andere Gegenstän-
de waren ihnen abgenommen worden. 13 Kontakt zu den Angehörigen
konnte seit Ende 1945 auf Standardpostkarten, die nur 25 Worte enthalten

durften, aufgenommen werden. Diese Postkarten mussten für alle Internie-
rungslager der britischen Zone über die zentrale Poststelle der BAOR („Bri-
tish Army of the Rhine") in Bonn geleitet werden, wo der Inhalt vor der
Weiterleitung überprüft wurde. Karten, die nicht den Vorschriften entspra-
chen, wurden an den Absender zurückgesandt. 14 Die Lebensmittelpäck-

chen wurden zum großen Teil von Verwandten bzw. Freunden und Be-
kannten am Lagereingang persönlich abgegeben, weil sich schnell herum-

gesprochen hatte, dass derartige Sendungen auf dem Postwege häufiger
unterschlagen wurden.

11 Vgl. The National Archives, FO1006/87, Bl. 116.
12 Vgl. ebd., Bl. 84ff.
13 Vgl. Waag, Vor vierzig Jahren, ungez. Seite, führt aus, dass am 1. Juli 1946 genau

1155 eidesstattliche Erklärungen von Internierten beim englischen Lagerkomman-
danten eingegangen seien. Sie hätten sich über Misshandlungen durch das Wach-
personal sowie über beschlagnahmte Wertgegenstände und Geld in Höhe von über
700.000 Reichsmark beschwert. Eine - schriftliche oder mündliche - Quelle für seine
Aussagen führt Waag allerdings nicht an.

14 Herr Klaus Blöcker (Neumünster) besitzt eine Anzahl postgeschichtlicher Belege
zum C. I. C. in Gadeland, die er dem Verfasser freundlicherweise zur Verfügung ge-
stellt hat.
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Räumliche Enge, eine knappe Ernährung, unzureichende sanitäre Ver-

hältnisse, oftmals Ungewissheit über das Schicksal der Angehörigen und
Ängste und Fragen nach der eigenen Zukunft lösten bei vielen Inhaftierten
den sogenannten Lagerkoller aus, der in einigen Fällen bis zum Suizid

führte. Um unter den gegebenen Verhältnissen die Stimmung der Inter-
nierten zu heben, organisierten diese im weitesten Sinne kulturelle und

auch handwerkliche Angebote, wie aus einer Notiz des Lagerführers
Löhndorf für den englischen Lagerkommandanten vom 17. Mai 1946 her-
vorgeht:

„In der kulturellen Arbeit haben sich verschiedene Kurse und Gruppen auf
landschaftlicher und provinzieller Basis gebildet, z. B. eine Gruppe mit
dem Ziel der Pflege niederdeutscher Art, Sitten, Sprache, welche nach der
Entlassung weiter gefördert werden soll. Die ganze Arbeit ist selbstver-

ständlich völlig unpolitisch, sie schließt ein: Vorträge, Gesang, Volkstanz,
Malerei, Theatervorstellungen, Besprechungen über Ausbau von Land-
schaftsmuseen, Förderung der Dorfbucharbeit. Ich möchte auf diese Arbeit

hinweisen und ich nehme an, dass von Ihrer Seite keine Einwände dagegen
erhoben werden. - Antwort des Kommandanten: Nein!"15

15 Zit. nach dem Original aus der Sammlung Blöcker (wie Anm. 14). - Barlach (wie
Anm. 2) überhöht die im Lager herrschenden Zustände zweifellos, wenn er in
seiner „Chronik", S. 168 der digitalisierten Fassung, schreibt: „Allmählich wachsen
sich diese Lager ... zu einer Art Bildungsanstalten, Hochschulen aus, bieten den
Insassen kulturelle Genüsse wie Konzerte und Vorstellungen aller Art." Die
Intention dieser Formulierungen ist unschwer zu erkennen: Der Deutsche bewahrt
selbst in schwierigen Situationen seine Bindung an Kultur und Bildung. - Im StA
NMS wird eine Akte (MA 251) aufbewahrt, in der eine Büchersammlung für die
Internierten dokumentiert ist: Am 22. November 1945 hatte der Regierungs-
präsident der Provinz Schleswig-Holstein die Landräte der Kreise und die Bürger-
meister der Städte aufgefordert, Bücherspenden aus Beständen der kommunalen
Büchereien an die Stadtverwaltung Neumünster zu schicken, die diese an das
Internierungslager weiterleitete. Die Akte vermerkt genau die Zahl der jeweiligen
Zusendungen und die Titel der Bücher, die selbstverständlich politisch unbedenk-
lich zu sein hatten. Neben Fontanes „Effi Briest", Stefan Zweigs „Stemstunden der
Menschheit" und Gorch Focks „Seefahrt tut not!" findet sich indes auch ein Werk
von Hans Friedrich Blunck, der selbst in Gadeland interniert war. Ein Schreiben des
Neumünsteraner Oberstadtdirektors Bärwald vom 28. Mai 1948 spricht von
mehreren tausend Bänden, die nach Auflösung des Lagers nach Eselsheide bei
Paderborn transportiert worden seien. Eine Rückgabe der Bücher sei allerdings
nicht möglich, da sie entweder zerlesen oder gestohlen seien oder noch benötigt
würden. - Habent sua fata libelli!
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Drei zeitgenössische Stimmen zum Alltag 1945/46

An drei Beispielen soll kurz aufgezeigt werden, wie ehemalige Internierte
die Erfahrung ihrer Lagerzeit unmittelbar bzw. aus der Erinnerung heraus
beschreiben und bewerten. Quellenkritisch muss dabei zwischen aus der

Rückschau angefertigte Aufzeichnungen und unter dem unmittelbaren
Eindruck der Zeitumstände angefertigten Tagebuchaufzeichnungen unter-
schieden werden. Da sich die Aussagen im Hinblick auf die Schilderung

der Tatsachen jedoch in vielen Dingen ähneln, können sie unabhängig von
zweifellos subjektiven Wahrnehmungen und Einschätzungen als weitge-

hend repräsentativ gelten.

1. Peter W. Kahl (1945 16 Jahre alt)

Der am Jahresende 1945 16jährige Peter W. Kahl wurde in seiner Eigen-

schaft als ehemaliger HJ-Führer für sieben Monate interniert. Seine zentra-
le Erfahrung war - sicherlich auch altersbedingt - der Hunger bzw. das

„Privileg", wie er es nennt, Lebensmittelpakete von der Familie empfangen
zu dürfen.16 Recht kritisch sieht er in diesem Zusammenhang die hun-

gernde „Schicksalsgemeinschaft" der Lagerinsassen:

„Was aber war mit den Kameraden, die keine Angehörigen oder Freunde
hatten, die ihnen etwas schicken konnten? Sie kamen nicht in den Genuss

solcher Extra-Rationen, denn die Kameradschaft und das freiwillige Abge-

ben funktionierte in einer so großen heterogenen zusammengesetzten

Gruppe nicht immer so, wie man es sich gewünscht hätte. Hier von einer
Schicksalsgemeinschaft zu sprechen, wäre euphemistisch. Es gab zu viele,
die nach dem Grundsatz handelten: Jeder ist sich selbst der Nächste."17

Besonders positiv in Erinnerung geblieben ist die Tatsache, dass die 12

bis 15 inhaftierten Jugendlichen, die ausnahmslos Oberschüler waren, von
inhaftierten Fachlehrern in den wichtigsten Schulfächern unterrichtet
wurden, weil sie das Abitur noch vor sich hatten. „Bezahlt" wurden die

Lehrkräfte mit der auch den jungen Leuten zustehenden Zigarettenratio-
nen.18

Seinen 2006 veröffentlichten Erinnerungen fügt Kahl unter der Über-

schrift „Wende und neue Orientierung - Erkenntnisse aus der Lagerhaft"
einen ausführlich reflektierenden Teil hinzu. Was er darin berichtete, klingt
ehrlich und authentisch:

„Mit dem Untergang des Dritten Reiches war für unsere Generation eine
Welt zusammengebrochen. Wir standen hilf- und ratlos vor ihren Trüm-

16 Vgl. Kahl, Kriegsende, S. 141f.
17 Kahl, Kriegsende, S. 142.
18 Vgl. ebd., S. 145.
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mern, im materiellen wie im geistigen Sinne. Die zerstörten Städte
Deutschlands waren ein Abbild dessen, wie es in uns aussah." 19

Die zentralen Fragen für den internierten Sechzehnjährigen, der sich
keiner individuellen Schuld bewusst war, lauteten: Welchen Grund gibt es
für die als willkürlich empfundene Verhaftung? Warum werden „große"
und „kleine" Nationalsozialisten unterschiedslos zusammen eingesperrt?
Sind Rache oder Vergeltung der Siegermächte ein zentrales Motiv? - Kahl

macht sehr deutlich, dass im Internierungslager die Opferrolle verfestigt
wurde, weil es „unter den Lagerinsassen nicht wenige" gab, „die fest in ih-
rer braunen Ideologie verankert und weder willens noch imstande waren,
wirklich umzudenken".20 Erst im Laufe der folgenden Jahre sei ihm das

Ausmaß nationalsozialistischer Verbrechen nach und nach deutlich ge-
worden und damit die Notwendigkeit einer persönlichen politischen Neu-

orientierung. Als weiterer Aspekt sei ihm im Rückblick bewusst geworden,
„dass man die Internierungshaft auch als Chance begreifen könne, als die

Möglichkeit, Menschenkenntnis zu erwerben und das Verständnis für
menschliche Reaktionen zu vertiefen".21 Dies habe bei ihm zu der Er-

kenntnis geführt, „was bei einigen der ehemals bewunderten Nazigrößen
wirklich hinter der glänzenden Fassade steckte, wie hohl das war, was sie
in der Zeit des Tausendjährigen Reiches großspurig verkündet hatten".22
So bleibt für Kahl das Resümee, dass die anfangs als willkürlich und sinn-
los empfundene Verhaftung seinem Leben eine entscheidende äußere und
vor allen Dingen innere Wendung gegeben habe.

2. Hellmuth Münker

Der 1915 geborene und wegen seiner frühen Mitgliedschaft in der HJ ver-
haftete Hellmuth Münker hat für die Zeit von November 1945 bis Oktober

1946 ein kleines Tagebuch geführt. Auch sind von ihm zwei Zeichnungen
aus dem Lager überliefert: Die erste zeigt die auf dem Fabrikgelände zu-
sätzlich aufgestellten Nissenhütten, die zweite den Blick in einen Betten-
raum in einem Fabrikgebäude.

Auch für den vierfachen Familienvater Münker waren das Essen und

die Beschäftigung im Lager die zentralen Erinnerungsmomente, auf die er
1996 in einem Interview anlässlich des 50. Jahrestages der Lagerschließung
hinwies:

„Wir hielten uns meistens in der Fabrikhalle auf engstem Raume auf. Dort
erhielten wir auch unsere Mahlzeiten. Unser Essgeschirr war eine Konser-

19 Ebd., S. 147.
20 Ebd., S. 148.
21 Ebd., S. 150.
22 Ebd., S. 150.
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vendose. Darin bekamen wir Rübensuppe und ein Stück Brot, wobei wir

die Zuteilung des nahrhaften Kantenbrotes kameradschaftlich reihum ge-
hen ließen. Heiß begehrt war eine Kelle Nachschlag ... Durch das Zusam-
mentreffen vieler Menschen aus den verschiedensten Berufen fanden wir

uns schnell in Gruppen zusammen. Im Internierungslager Gadeland wur-

den ein Chor gegründet, eine Bühne gebaut und Theaterstücke inszeniert.
Autoren rezitierten Gedichte, ehemalige Botschaftsangehörige boten

Sprachkurse an. Es wurden Vorträge gehalten, und unter Anleitung von
Fachleuten entstanden Kunstwerke aus Holz und Metall, und es wurde

gemalt."23

Im Unterschied zu Kahl, dessen Erinnerungen schwerpunktmäßig re-
flektierenden Charakter haben, kommt es Münker mit seinen Aufzeich-

nungen und Skizzen eher auf die Dokumentation des Lageralltags an.

3. Hans Petersen

Der 1909 geborene Volksschullehrer Hans Petersen schrieb seine Erinne-
rungen „aus der erniedrigsten Zeit meines Lebens"24 2005 nieder. Er be-
gann seine Lehrertätigkeit auf der Insel Nordstrand, 1940 wurde er Nach-
richtensoldat und war unter anderem an den Kriegshandlungen in Russ-
land, Rumänien und Ungarn beteiligt, bevor er Anfang 1945 nach Erfrie-
rungen zu einer Genesungskompanie nach Hamburg versetzt wurde. Als

die englischen Truppen die Stadt Ende April 1945 erreichten, wurde er in
Richtung Flensburg in Marsch gesetzt und bei Rendsburg während eines

Tieffliegerangriffs erneut verletzt. Das Kriegsende erlebte er in der Nähe
von Eckernförde, wo er danach als landwirtschaftlicher Gehilfe auf dem

Hof seiner Schwiegereltern arbeitete. Als ehemaliger HJ-Jungzugführer
und Mitglied der SA und der NSDAP wurde er Anfang Dezember 1945
verhaftet und nach einem kurzen Aufenthalt im Rendsburger Zuchthaus in

Gadeland eingeliefert. Seine Schilderung des Lagerlebens gleicht in vielen

Dingen denen der vorher angeführten Internierten, wobei Petersen einen
deutlichen Schwerpunkt auf die Kultur- und Bildungsarbeit im Lager legt:

„So herrschte rege geistige Tätigkeit."25 Ende September 1946 wurde er
nach Auflösung des C. I. C. Gadeland mit Tausenden weiterer Internierter
in das Lager No. 7 nach Eselsheide bei Paderborn verlegt, wo man ihn am
14. Oktober als „Minderbelasteten" entließ. Im anschließenden Entnazifi-

zierungsverfahren wurde er in die Kategorie IV als „Mitläufer" eingestuft
und konnte deshalb am 1. Oktober 1947 wieder seinen Dienst als Lehrer

aufnehmen. Im Unterschied zu Kahl reflektiert Petersen keine politischen

Aspekte oder Schuldfragen, er sieht sich - zwar unausgesprochen - eher

23 HC, Nr. 236, vom 9. Oktober 1996.
24 Petersen, Erinnerungen, S. 356.
25 Ebd., S. 351f.
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als Opfer der Zeitumstände, die einen ständigen Kampf um die Existenz
erfordern: Im hohen Alter habe er sich dann aber „die Erinnerung daran

von der Seele geschrieben".26

4. Käthe Waag

1986 veröffentlichte die Plönerin Käthe Waag unter dem Titel „Vor vierzig

Jahren - Erinnerungen und Aufzeichnungen" mit dem Untertitel ich
kam noch in ein englisches Konzentrationslager - (Hans Friedrich Blunk)"

die Erinnerungen von Gadelander Internierten, mit denen sie Interviews
geführt und denen sie Anonymität zugesichert hatte.27 Der Untertitel
scheint ein Zitat des Juristen und Schriftstellers Hans Friedrich Blunck

(1888-1961) zu sein, der von 1933 bis 1935 Präsident der Reichsschrifttums-

kammer war und dem sogenannten Eutiner Dichterkreis angehörte.
Blunck war schon vor 1933 ein ungemein produktiver Schriftsteller gewe-

sen, der nach der sog. Machtergreifung seine Karriere als Autor und NS-
Kulturfunktionär fortsetzte und der 1944 sogar in die „Gottbegnadetenlis-

te" der vom Kriegsdienst befreiten Kulturschaffenden aufgenommen wur-
de. Da Käthe Waag nach 1945 mit ihrem Vater, dem ehemaligen Schulleiter
und Geologen Dr. Kurt Hucke (1882-1963),28 in Plön lebte, kann als wahr-
scheinlich angenommen werden, dass sie den in Grebin lebenden Blunck

kennen gelernt hat und das Zitat in etwa authentisch ist.
Waags anonymisierte Zusammenstellung von Erinnerungen weist eine

eindeutige inhaltliche Tendenz auf, die auch in Barlachs „Chronik" festzu-
stellen ist: Das Internierungslager in Gadeland sei ein Konzentrationslager

gewesen, in dem teilweise unmenschliche Zustände herrschten, wo aber
die findigen deutschen Insassen das Beste aus ihrer Lage zu machen ge-
wusst hatten. Massenhafte willkürliche Verhaftungen von eigentlich Un-

schuldigen, Verhöre, Misshandlungen und Diebstähle durch die Wachen,
Hunger, Kälte und fehlender Kontakt zu den Angehörigen sowie ein von
den Wachen erschossener Internierter werden von Waag teilweise detail-

liert geschildert. Auf der anderen Seite habe in dieser „Volkshochschule"
„eine wunderbare Kameradschaft" geherrscht.29 Aufgrund dieser tenden-

ziösen Darstellung, die zudem alle Quellen verschweigt, kann diese Schrift
indes nicht als sonderlich authentische Referenz für die Zustände im Inter-

nierungslager Gadeland genutzt werden.

26 Ebd., S. 356.
27 Vgl. HC, Nr. 236, vom 9. Oktober 1996.
28 Vgl. Voigt, Nachruf auf Dr. Kurt Hucke (1882-1963), S. 240-248.
29 Vgl. Waag, Vor vierzig Jahren, [S. 14].
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Drei Funktionsträger des NS-Regimes im Internierungslager

Aus der Vielzahl der Internierten sollen beispielhaft drei herausgegriffen
werden, die leitende Funktionen im Schulwesen, in der Waffen-SS und im

Medizinalwesen innehatten und in Beziehung zu Schleswig-Holstein bzw.

Hamburg standen.

1. Hermann Brunk

Der ehemalige Frontoffizier und Polizeimajor Hermann Brunk war 1929
wegen seiner Betätigung für die NSDAP aus dem Staatsdienst entlassen
worden. Nach der Einrichtung der ersten „Nationalpolitischen Erzie-

hungsanstalt" (NPEA) am 20. April 1933 im Plöner Schloss wurde ihm die
Leitung dieses neuen Typs von Internat und Schule übertragen, die seit
dem 29. Oktober des gleichen Jahres den Namen „Emst Röhm" trug. Die
Leitidee dieser Anstalten war es, Eliten für den neuen „Führerstaat" heran-

zubilden. Neue Lehrpläne, andere Schwerpunktsetzungen im Fächerkanon
im Hinblick auf die politisch-pädagogische Zielsetzung und die Einfüh-

rung paramilitärischer und neuer sportlicher Angebote waren Aufgaben,
die Brunk in kurzer Zeit in der Plöner „Napola" in Angriff nahm. Für den
Aufbau dieses neuen Schultyps ließ er politisch und pädagogisch ihm ge-

eignet erscheinende junge Lehrer und Erzieher einstellen, während viele
der bis 1933 tätigen Lehrkräfte Plön verlassen mussten. Bis auf kurze Un-
terbrechungen leitete Brunk die Napola bis zum Frühjahr 1945, in den letz-

ten Kriegswochen schickte er die Schüler nach Hause, damit sie nicht Ge-
fahr liefen, wie viele ihrer Altersgenossen zum Schluss noch „verheizt" zu
werden.30 Er und alle Lehrer und Erzieher der Plöner Napola wurden im
Sommer 1945 nach und nach verhaftet und in Gadeland eingeliefert. Nach
seinem Entnazifizierungsverfahren zog er sich nach Süddeutschland zu-
rück, um eine Gastwirtschaft zu betreiben, weil eine Rückkehr in seinen al-

ten Beruf als höherer Polizeibeamter nicht gelang. Anders als im Falle
Brunk fanden einige Erzieher und Lehrer spätestens 1950 wieder eine An-

stellung an ihrer alten Schule bzw. im Internat in Plön, woran zur damali-

gen Zeit kaum jemand Anstoß nahm.

2. Georg-Henning Ernst Adolf Graf von Bassewitz-Behr

Der 1900 in Lützow/Mecklenburg geborene Georg-Henning Ernst Adolf
Graf von Bassewitz-Behr trat 1931 in die NSDAP und die SS ein und brach-

30 Vgl. zur Plöner Napola: 125 Jahre Erziehung auf Schloss Plön, S. 24ff. - Schmidt /
Kasdorff (Hrgs.), Hundert Jahre Erziehung der Jugend auf Schloss Plön, S. 117ff. -
Paustian, Die Nationalpolitische Erziehungsanstalt Plön 1933-1945, S. 3-100. - Heg-
gen, Die offizielle Einweihung der Nationalpolitischen Erziehungsanstalt „Ernst
Röhm" in Plön am 29. Oktober 1933, S. 46-62.
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te es dort innerhalb weniger Jahre bis zum Obersturmbannführer und „In-
spekteur des Kraftfahrwesens der Waffen-SS". Nach Einsätzen als Polizei-
Standortführer in der Ukraine bzw. im „Ostland" wurde er 1943 „Höherer

SS- und Polizeiführer bei den Reichsstatthaltern und Oberpräsidenten in
Hamburg, Oldenburg, Bremen, Hannover und Schleswig-Holstein" und
Chef der Polizei in Hamburg, dort auch als „Höherer Kommandeur der
Kriegsgefangenen".31 Nach seiner Internierung in Gadeland wurde er 1947
im sogenannten Curiohaus-Prozess in Hamburg als Verantwortlicher für
die Ermordung von Kriegsgefangenen im Gefängnis Fuhlsbüttel angeklagt
und für schuldig befunden. Er versuchte sich vergeblich während der Haft
zu vergiften, als er erfuhr, dass er an die russischen Behörden wegen

Kriegsverbrechen ausgeliefert werden sollte. Ein russisches Gericht verur-
teilte ihn zu 25 Jahren Zwangsarbeit, 1949 starb er in einem Lager in
Magadan.

3. Werner Heyde alias Fritz Sawade

Der 1902 geborene Mediziner Werner Heyde trat 1933 nach Studium und
Habilitation in die SS ein. Hier war er als Gutachter in „Erbgesundheitsfra-
gen" von KZ-Häftlingen zuständig, gleichzeitig arbeitete er als Oberarzt
und Wissenschaftler an der Universität Würzburg und wurde dort 1939
auf einen Lehrstuhl für Psychiatrie und Neurologie berufen. Ab 1940 war
er maßgeblich an der Vorbereitung und Durchführung der Aktion T 4 be-
teiligt, der gezielten Ermordung von mehr als 100.000 geistig und körper-
lich Behinderten in Heil- und Pflegeanstalten sowie von KZ-Häftlingen.
1945 wurde Heyde in Dänemark verhaftet und in Gadeland und später
Paderborn-Eselsheide inhaftiert.32 Als Zeuge im Nürnberger Ärzteprozess
vorgeladen, gelang es ihm während des Rücktransports zu fliehen und in
Schleswig-Holstein unterzutauchen. Nach zwei Jahren als Gärtner bzw.
landwirtschaftlicher Gehilfe erreichte er mit Hilfe gefälschter Papiere 1949
eine Anstellung als Sportarzt unter dem Namen Dr. Fritz Sawade in Flens-

burg. In den folgenden zehn Jahren erstellte er im Auftrag von Behörden
Tausende ärztlicher Gutachten. Seine wahre Identität war einigen Fachkol-
legen durchaus bekannt, doch diese schwiegen, obwohl Heyde zur Fahn-

dung ausgeschrieben war. 1959 wurde der Skandal öffentlich, Heyde/Sa-
wade versuchte unterzutauchen, stellte sich aber der Justiz, die noch im

gleichen Jahr wegen der Aktion T 4 in Frankfurt Anklage erhob. Noch vor
der Urteilsverkündung nahm er sich 1964 das Leben. 33

31 Vgl. forum.axishistory.com/viewtopic [abgerufen am 29. Juli 2015]. Diese Seite ist
sehr faktenreich, aber politisch nicht unproblematisch.

32 Die Angabe bei Paul, Landunter, S. 377, wonach Heyde 1947 in Gadeland verhaftet
worden sei, muss korrigiert werden, da das Lager bereits im Oktober 1946 geräumt
worden war.

33 Zu Werner Heyde vgl. Godau-Schüttke, Die Heyde/Sawade-Affäre.
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Diese drei Kurzbiografien in Verbindung mit den oben angeführten Er-

innerungen von eher unbedeutenden Häftlingen geben einen kleinen Ein-
druck von der „Bandbreite" der im C. I. C. Gadeland festgehaltenen Inter-
nierten.

Entsprechend verlief auch das weitere Verfahren: Eher nachgeordnete
Funktionsträger wie HJ-Führer oder allgemein Beamte, die sich nach Ein-
schätzung der aus Briten und Deutschen bestehenden Untersuchungs-
kommission nichts wirklich Strafwürdiges hatten zu Schulden kommen
lassen, wurden nach den Verhören entlassen, mussten sich aber noch dem

offiziellen Entnazifizierungsverfahren stellen, bevor sie beispielsweise
wieder als Lehrer eingestellt wurden. Höherrangige Funktionäre wie die
Kreisleiter der NSDAP wurden in der britischen Zone vor ein Spruchge-

richt gestellt und konnten zu Geld- bzw. Haftstrafen verurteilt werden.

Aufgespürte mutmaßliche Kriegsverbrecher wie von Bassewitz-Behr wur-
den in gesonderten Strafprozessen angeklagt oder auf Antrag an andere
Staaten ausgeliefert.

Die Schließung des Lagers Gadeland 1946

In der bisherigen Literatur34 ist die Frage unbeantwortet geblieben, warum
das Internierungslager Gadeland nach nur 16 Monaten wieder aufgelöst
wurde, obwohl noch mehrere Tausend Häftlinge einsaßen.

Ein erstes aufschlussreiches Dokument für die Beantwortung dieser

Frage ist der Bericht über eine unangekündigte Inspektion am 23. August
1946 kurz vor der Schließung des Lagers durch eine Kommission britischer
Offiziere, die sich über die Ernährungssituation, die medizinische Versor-

gung und die Stimmung im Lager informieren wollte.35
Als Ergebnis wurde festgehalten: Aufgrund der hohen Zahl täglicher

Lebensmittelpakete, die nur zu einem Drittel dem Empfänger persönlich

ausgehändigt würden, während der Rest allgemein verteilt werde, sei die
Ernährungssituation zwar recht monoton, jedoch insgesamt „nicht unzu-
friedenstellend" und mit der der Zivilbevölkerung vergleichbar. Die Ratio-
nen für arbeitende Internierte, Kranke und besondere Diätpatienten seien
unterschiedlich, wobei kritisch vermerkt wurde, dass die Kranken teilwei-

se zu wenig zu essen bekämen. Um die allgemeine Stimmung im Lager zu
erkunden, habe man mit einer Reihe von Internierten Gespräche geführt

und dabei festgestellt, dass die Autorität der deutschen Blockführer nach
wie vor unangemessen hoch sei. Ein Zusammenbruch der Disziplin sei
nicht zu erwarten, die Stimmungslage wurde als „nicht niedrig" charakte-

34 Vgl. Anm. 5 u. 6.
35 Vgl. The National Archives, FO 1006/87, Bl. 84f.
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risiert. Die medizinische Versorgung allerdings weise eine Reihe von
schweren hygienischen Mängeln auf, denn die Bettwäsche und die Fußbö-
den in den Krankenzimmern seien sehr schmutzig, und auch die sanitären

Anlagen ließen sehr zu wünschen übrig. Zusammenfassend kommt der

Bericht zu dem Ergebnis, dass die Räumlichkeiten der ehemaligen Leder-
fabrik für Internierungszwecke völlig ungeeignet seien.

Der für die medizinische Versorgung zuständige Inspektionsoffizier

legte einen besonderen Bericht vor, in dem er eingangs die oben angeführ-
ten schlechten hygienischen Bedingungen in den Krankenzimmern be-
schrieb und die Nichteinhaltung der vorgeschriebenen Rationen für Kran-
ke beklagte, die mehr als 500 Kalorien täglich zu wenig bekämen, was dem
Gesundungsprozess zuwiderlaufe. Die Patienten sollten zum Frühstück

einen halben Liter Milchsuppe erhalten, mittags eine Kohlsuppe mit 12

Kartoffeln und etwas Fleisch, abends 320 gr Brot, 35 gr Butter, 110 gr Käse
und 9 Pflaumen. Zum Schluss spricht sein Bericht im Unterschied zu obi-

gen Feststellungen von einer „marked mental depression over the whole of
the camp" und er schlägt vor, ehrenamtliche deutsche Kräfte für „welfare
work" zu suchen.

Die Ergebnisse bzw. Vorschläge der Untersuchungskommission wur-

den allerdings nicht mehr umgesetzt, weil das Lager nur wenige Wochen
später aufgelöst wurde; die restlichen Internierten kamen in das „Civilian
Internment Camp" nach Eselsheide in der Nähe von Paderborn.

Die Auflösung des Lagers hatte allerdings mit der fehlenden Eignung
nur teilweise etwas zu tun, wie aus dem Bericht36 des britischen Stadt-

kreiskommandanten von Neumünster vom 19. Februar 1947 über die ge-
plante Reaktivierung der Lederfabrik Emil Köster hervorgeht.

Eingangs vermerkt er sehr kritisch, dass das Lager bereits zwei Tage
nach dem Einmarsch der englischen Truppen am 3. Mai 1945 sehr übereilt
und ohne fachmännische Beratung eingerichtet worden sei, wobei der un-
geordnete Abbruch des Maschinenparks einen Schaden von rund 3 Millio-
nen Reichsmark verursacht habe.

Nach der endgültigen Räumung des Internierungslagers am 2. Dezem-
ber 1946 habe die britische Militärregierung in Schleswig-Holstein dann
angeordnet, dass die Fabrik so schnell wie möglich wieder den Betrieb
aufnehmen müsse. 350 Arbeiter seien damit beschäftigt gewesen, Einrich-

tungen des Lagers wie Küchen, Bäder und Öfen abzubauen. Gerbereigru-
ben und Abwasserkanäle seien wieder ausgehoben worden. Die notwendi-
gen Baumaterialien für den Wiederaufbau seien beschafft worden und der

notwendige Maschinenpark stehe für eine Wiederaufnahme der Lederver-

arbeitung bereit. Man warte auf das Ende der strengen Frostperiode, um
die Produktion anlaufen zu lassen.

36 Vgl. The National Archives, FO 1006/87, Bl. 25.
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Der Bericht hebt ausdrücklich hervor, dass die Köstersche Lederfabrik

die modernste ihrer Art in Deutschland sei, in der täglich etwa 12.000 Häu-
te verarbeitet werden könnten. Es sei die größte Fabrik ihrer Art in ganz

Europa und die einzige in der britischen und amerikanischen Zone, die
spezialisiert sei auf Schuh- und Stiefelleder. Für 1949 sei der Export von
Leder für 86 Mio. Reichsmark aus der Bizone geplant. Die Reaktivierung
der Fabrik sei also unentbehrlich, um dieses Exportziel zu erreichen, was

auch Teil der geforderten Reparationsleistungen sein werde. Hinzu kom-
me, dass diese Fabrik alle Vorkehrungen habe, um Anthrax (Milzbrand) zu

verhindern und ungereinigte Abwässer in die Kanalisation fließen zu las-
sen.

Die eher zufällige Beschlagnahmung dieser Fabrik wird als schwerer
wirtschaftlicher Rückschlag für die Stadt gewertet. Nach der Räumung des

Internierungslagers und der bereits geleisteten Wiederaufbauarbeit wäre
es absurd, den Betrieb nicht so bald wie möglich wieder aufzunehmen.

Insgesamt macht dieses Schreiben deutlich, dass es vorwiegend wirt-
schaftliche Gründe waren, die zur Schließung des Internierungslagers

führten. Einordnen lässt sich dieser Vorgang in die schrittweise Rücknah-

me der Demontagepolitik in den westlichen Besatzungszonen im Vorfeld
des Marshall-Planes 1947. Die Emil Köster AG hatte zwar im Krieg eine

wichtige wehrwirtschaftliche Bedeutung besessen, weil sie Leder für Stiefel
und Koppel produzierte, aber eine zivile Nutzung der Produktion war ja
ihr eigentlicher Zweck. Daran versuchte man 1947/48 anzuknüpfen. Suk-
zessive zahlte die schleswig-holsteinische Landesregierung 1948 für die
1945 zerstörten Maschinen eine Entschädigung von 2,7 Mio. Reichsmark,

so dass die Produktion wieder angefahren werden konnte.

Das Treffen der ehemaligen Internierten 1955

Im Jahr 1955 wurde das Internierungslager noch einmal kurz in das öffent-
liche Bewusstsein gerückt. Am Sonntag, dem 12. Juni, fand im „Störgarten"
in Gadeland das „Nordmarktreffen der ehemaligen Internierten und Ent-

nazifizierungsgeschädigten" unter dem Motto „Nie wieder Gadeland -
sondern Ehre - Freiheit und Gleichberechtigung für alle Deutschen"

statt.37 Diese „Ehemaligen" hatten ihre politische Heimat in der 1950 in

Schleswig-Holstein gegründeten Partei „Block der Heimatvertriebenen
und Entrechteten" (BHE) gefunden, die bei den Landtagswahlen im glei-
chen Jahr auf Anhieb 23,4 % der Stimmen erhielt und zweitstärkste politi-
sche Kraft im Land wurde.

37 Vgl. den gleichnamigen Einladungsprospekt (vorhanden in der UB Kiel). - Zum
BHE vgl. Schäfer, Die Schleswig-Holsteinische Gemeinschaft.
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Im Vorfeld des Treffens hatte der „Holsteinische Courier" in seiner Wo-

chenendausgabe vom 7./8. Mai 1955 die Neumünsteraner Leser auf das
Thema eingestimmt. Auch wenn nicht von einem Konzentrations-, sondern

von einem Internierungslager geschrieben wurde, so ähnelten die inhaltli-
che Tendenz und manche sprachlichen Formulierungen der Chronik von
Barlach38 bzw. der späteren Schrift von Waag.39

Der Deutsche Gewerkschaftsbund hatte zu einer Gegendemonstration
aufgerufen, weil das Treffen der ehemaligen Internierten „als Provokation

der demokratisch eingestellten Bevölkerung Schleswig-Holsteins" emp-
funden wurde und „das deutsche Ansehen im Ausland schwer geschä-
digt" werde.40 Die beiden Kundgebungen sollten gemäß einer vorher ge-
troffenen Vereinbarung unter Federführung der Polizei und des Innenmi-
nisteriums räumlich strikt getrennt voneinander stattfinden, eine starke

Polizeipräsenz von 400 Beamten und die Anwesenheit des schleswig-
holsteinischen Innenministers Dr. Pagel sollten einen störungsfreien Ablauf
sicherstellen.

Das Nordmarktreffen der ehemaligen Internierten begann am Sonntag
um 11 Uhr mit der Totenehrung durch den ehemaligen Landesbischof von
Mecklenburg Schulz-Schnackenburg. Der Einladungsprospekt zählt 44
Häftlinge auf, die an Krankheiten verstorben bzw. durch Suizid aus dem

Leben geschieden waren,41 und er endet mit den pathetischen Worten:
„Auch sie starben für Deutschland." Es steht zu vermuten, dass nach der

Totenehrung auch alle drei Strophen des Deutschlandliedes gesungen
wurden, da der Text im Einladungsprospekt abgedruckt ist. Der 1. Vorsit-
zende des BHE-Landesverbandes Schleswig-Holstein, Ernst Hansen, be-

grüßte im eigens errichteten großen Versammlungszelt die etwa 1500 Teil-
nehmer mit den Worten: „Wir sind keine Neofaschisten, wir ringen um das
Recht!"42 Im Vorwort zur Einladung hatte er die Entnazifizierung als
Rechtsbeugung und Vermögensraub bezeichnet und das Ziel der Ver-
bandsarbeit definiert:

„Frei von jeglicher Parteipolitik und jeglichem Neofaschismus werden die-
se Verbände sich unbeirrt für die Unteilbarkeit des Rechtes einsetzen und

38 Vgl. Anm. 2.
39 Vgl. Anm. 5.
40 HC, Nr. 134, vom 11. Juni 1955.

41 Das Archiv des Ev.-Luth. Kirchenkreises Altholstein teilte dem Verfasser am 1. Sep-
tember 2015 mit, dass man die Liste mit den Verstorbenen stichprobenartig geprüft
und festgestellt habe, dass die Verstorbenen im Bestattungsbuch aufgeführt und auf
einem Kriegsgräberfeld des Neumünsteraner Nordfriedhofs bestattet worden sind.
Die Gräber mit den Namen sind heute noch vorhanden. Das bedeutet, dass die Ru-
hestätten den Status von Kriegsgräbern haben.

42 HC, Nr. 135, vom 13. Juni 1955.
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ihren Mitgliedern bei der Geltendmachung berechtigter Ansprüche ent-

sprechende Unterstützung gewähren."43

Bei den folgenden Grußworten „der eingeladenen Behörden" ist leider
nicht feststellbar, welche offiziellen Vertreter öffentlicher Institutionen an-
wesend waren.

Als Hauptredner folgte der bekannte emeritierte Jura-Professor Dr. Otto
Koellreutter (1883-1972) von der Universität München, der die beiden zen-

tralen Forderungen des Verbandes erläuterte und aus seiner Sicht juristisch

begründete.44 Er forderte die Wiedereinsetzung in die vor 1945 innegehab-
ten beruflichen Positionen und eine finanzielle Entschädigung für die In-

ternierungszeiten bzw. die verhängten Gefängnis- oder Geldstrafen im
Rahmen des Entnazifizierungsprozesses, weil dieser allen rechtsstaatlichen
Normen widerspreche. Koellreutter sympathisierte schon vor 1933 mit der
NSDAP, er trat kurz nach der sog. Machtergreifung in die Partei ein und

rechtfertigte in mehreren Schriften den „Führerstaat". Im Entnazifizie-

rungsverfahren wurde er zuerst als „Minderbelasteter", nach seinem Ein-
spruch dann als „Mitläufer" der Kategorie IV eingestuft und erhielt damit
bei seiner Emeritierung seine vollen Pensionsansprüche als Hochschulleh-
rer. In den 50er und 60er Jahren publizierte er in angesehenen juristischen
Fachzeitschriften eine Reihe staats- und verwaltungsrechtlicher Abhand-

lungen.45

Ein „gemütliches Beisammensein" in Begleitung des Blas-Orchesters
Zastrow aus Neumünster beschloss das Nordmarktreffen der ehemaligen
Internierten in Gadeland.

Die von den Gewerkschaften initiierte Gegendemonstration fand nur

wenige Hundert Meter entfernt auf einem Sportplatz statt und verlief nach
dem Bericht des „Holsteinischen Courier" zunächst ruhig.46 Der anwesen-

de Innenminister Dr. Pagel genehmigte nach Ende der Ansprache einen

geordneten Vorbeimarsch der Demonstranten am Tagungslokal. Doch da-
bei eskalierte die Situation, als einige Teilnehmer die Polizeiabsperrungen
zu durchbrechen versuchten und es zu Rangeleien mit den Beamten und

zu einer Verhaftung kam. Die Polizei behielt die Situation im Griff, und am
nächsten Tag erklärte Pagel vor Pressevertretern in Kiel, dass der „Neona-
zismus ... in Schleswig-Holstein keine Basis" habe. Er werde die im „Stör-

43 Zit. nach Einladungsprospekt (wie Anm. 37), S. 5.
44 Koellreutter hatte 1954 für den BHE ein Gutachten unter dem Titel „Das Wesen der

Spruchkammern und der durch sie durchgeführten Entnazifizierung“ erstellt. Da-
rin kommt er zu dem Urteil, dass die Entnazifizierung eine Form des 'kalten Bür-
gerkrieges' sei, um weite Teile des deutschen Volkes „moralisch und materiell zu
vernichten". Zit. nach dem Einladungsprospekt (wie Anm. 37).

45 Vgl. Art. „Otto Koellreutter" in Wikipedia mit zahlreichen Literaturangaben [abge-
rufen am 5. September 2015].

46 Vgl. HC, Nr. 135, vom 13. Juni 1955.
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garten" gehaltenen Reden daraufhin prüfen lassen, ob sie Anlass böten,

künftige Veranstaltungen zu verbieten.47 Sein Kabinettskollege, der für Ar-
beit, Soziales und Vertriebene zuständige Minister Hans-Adolf Asbach

vom BHE hatte als bekannter Gegner der Entnazifizierung eine Einladung
zu dem Treffen erhalten, war dieser aber vermutlich auf Anregung des Mi-
nisterpräsidenten Kai-Uwe von Hassel nicht gefolgt,48 um größeren politi-
schen Schaden von der Landesregierung fernzuhalten.49

Die hier kurz geschilderten Vorgänge in Gadeland 1955 sind ein weite-

rer kleiner Mosaikstein für die Rekonstruktion des Umganges mit der nati-

onalsozialistischen Vergangenheit in Schleswig-Holstein in der jungen
Bundesrepublik. In der Summe dienten das Internierungslager in Gade-
land und die dort zweifellos herrschenden schwierigen Umstände für die

Häftlinge in der Nachkriegszeit der Verdrängung der eigenen Verstrickung
in das System des nationalsozialistischen Unrechtsstaates.
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Besprechungen und Hinweise

1. Allgemeines

Forundringsparat : festskrift til Inge Adriansen. Red.: Anne Blond, Kim Furdal og
Carsten Porskrog Rasmussen. Sonderborg: Museum Sonderjylland, 2014. 310 S.

Die Festschrift „Forundringsparat" wurde anlässlich des 70. Geburtstags der Mu-
seumskuratorin am Museum Sonderjylland, Inge Adriansen, im Jahr 2014 heraus-
gegeben. Sie wurde 1969 am Sonderburger Schloss eingestellt und blieb dort 45
Jahre lang bis zur Ihrer Pensionierung.

Inge Adriansen hat im Laufe der Jahre zahlreiche Bücher und Artikel zur Grenz-
landgeschichte herausgegeben, und besonders zur nationalen und regionalen Iden-
titätsbildung wurde Ihre Arbeit wegweisend. Gleichzeitig hat sie, oft in Zusam-
menarbeit mit anderen Museen und Kulturinstitutionen in Schleswig-Holstein, vie-
le Ausstellungen im Sonderburger Schloss arrangiert. Außerdem war sie in der
nordschleswigschen und dänischen Museumswelt tonangebend, wobei sie der sehr
national orientierten Geschichtsforschung und -Vermittlung kritisch gegenüber
stand.

Der Titel der Festschrift „Verwunderungsbereit" ist ein neu konstruierter Be-
griff, der schwer ins Deutsche übersetzt werden kann. Aber es ist ein positiv be-
setzter Ausdruck, der die Fähigkeit und Bereitschaft eines Menschen hervorhebt,
sich noch über die Umwelt wundern zu können. Der Titel geht aus einer Antwort
hervor, die Inge Adriansen einem Beamten gab, als er sie fragte, ob sie auch umstel-
lungsbereit sei, worauf sie antwortete: „Nein, ich bin verwunderungsbereit." Der
Titel ist gut gewählt, da sie mit Ihrer Forschung immer demonstriert hat, dass sie
die Fähigkeit hat, sich über viele verschiedene Themen zu wundem, die sie dann
auch erforscht hat.

Festschriften fristen oft ein tristes Dasein und stehen ungelesen in den Biblio-
theksregalen, da sie Artikel zu vielen verschiedenen Themen enthalten. So wird es
bestimmt nicht mit dieser Festschrift sein. Die 18 Artikel sind von nahen Kollegen
geschrieben und kreisen um Sonderjylland und die Geschichte des Grenzlandes.
Obwohl die Artikel kurz sind, bringen fast alle neue wichtige Erkenntnisse über die
Grenzlandgeschichte.

Im einleitenden Artikel gibt der Leiter des Museums auf Schloss Sonderborg,
Carsten Porskrog Rasmussen, eine Übersicht über Inge Adriansens umfangreiche
Forschung. Der Artikel zeigt die Breite der Themen der dänischen Kulturgeschich-
te, besonders ihre Forschung über nationale Symbole, Denkmäler und Gedenkstät-
ten.

Carsten Porskrog Rasmussen hat auch einen weiteren Artikel in der Festschrift
geschrieben, in dem er die fürstliche Familienauffassung im Schleswig und Hol-
stein der Renaissance untersucht. Der Artikel basiert auf fürstlichen Ahnentafeln

und Stammbäumen, und es wird belegt, dass die Familie in den Fürstenhäusern
von Schleswig und Holstein noch im 17. und 18. Jahrhundert eine große Rolle spiel-te.
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Von den übrigen Kollegen auf Schloss Sonderburg hat der frühere Museumslei-
ter Peter Dragsbo einen komparativen Artikel über das Kulturerbe in fünf verschie-
denen europäischen Grenzregionen geschrieben, wobei er sich besonders mit der
symbolischen nationalen Architektur in den Grenzstädten befasst. Dragsbo zeigt,
wie die Regierenden die Architektur benutzen, um zu markieren, welche Nation
Herr über das Gebiet war. Rene Rasmussen hat einen Artikel über die zwei ver-

stockten Dänen in Angeln, Henrik und Peter Lassen, geschrieben, die beim Aus-
bruch des Ersten Weltkrieges Anfang August 1914 interniert wurden. Insgesamt
290 dänisch Gesinnte wurden beim Kriegsausbruch interniert, aber fast alle Inter-
nierungen fanden in Nordschleswig statt. Peter und Henrik Lassen waren Vater
und Sohn. Sie wurden festgenommen, weil Gerüchte umgingen, dass sie dänische
Offiziere auf ihren Hof einquartiert hätten. Die beiden wurden wie die meisten an-
deren dänisch Gesinnten nach knapp zwei Wochen entlassen, da die Anklagen sich
nicht beweisen ließen.

Auch andere Kollegen aus dem Museum Sonderjylland haben zur Festschrift
beigetragen. In seinem Artikel beschäftigt sich der Leiter der Abteilung für nord-
schleswigsche Lokalgeschichte, Kim Furdal, mit dem Recht, Namen zu vergeben,
und der Bedeutung der Namen. Er bezieht sich auf die Auffassung des deutschen
Historikers und Publizisten Charles Schögel „Erst die Welt, die einen Namen hat,
ist unsere Welt" und benutzt den Namen „Historisk forening for Als og Sundeved"
als Beispiel. Der Verein führt seinen Namen erst seit 1921, nachdem er vorher „Al-
tertumsverein, Verein zur Pflege der Heimatkunde für Alsen und Sundewitt - For-
eningen til Bevarelse af Oldsager og Oldtidsminder" hieß. Unter den neuen Macht-
verhältnissen nach der Abstimmung 1920 wurde der Name geändert, so dass er
wie ein gewöhnlicher dänischer lokalhistorischer Verein lautete, und nicht wie ein
deutsch inspirierter Heimatverein.

Die Museumskuratorin in Tondern, Else Marie Dam-Jensen, hat über den Handel
mit Wein, Kaffee und anderen Konsumgütern geschrieben, die an der Zollstelle
Tondern im 18. Jahrhundert gelöscht wurden. Der Artikel erläutert den Handel
zwischen Westschleswig und Holland, und er legt einen besonderen Schwerpunkt
auf die Einfuhr von Bier, Wein, Spirituosen, Kaffee, Tee und Schokolade. Es wird
dokumentiert, dass Bürger und Bauern im westlichen Teil von Schleswig im 18.
Jahrhundert die neuen Verbrauchswaren kauften und konsumierten.

Der Leiter des Museums in der Ziegelei Cathrinesminde, Torben Vestergaard, hat
einen Artikel über die Küstenfischerei entlang der Ziegeleiküste geschrieben - den
nördlichen Teil der Flensburger Förde. Obwohl es weitgehend in Vergessenheit ge-
raten ist, gab es Ende des 19. und zu Anfang des 20. Jahrhunderts viele Klein- und
Teilzeitfischer entlang der Küste, unter ihnen auch viele Ziegeleiarbeiter, die ihr
Einkommen mit der Küstenfischerei aufbesserten. Die Fischerei ging nach 1945
langsam ein.

Der Museumskurator in Hadersleben, Lennert S. Madsen, behandelt in seinem

Artikel Burgen in Schleswig in der Zeit von Herzog Abel und seinen Söhnen im 13.
Jahrhundert. Er beschreibt sieben Burgen, die alle älter waren, aber im 13. Jahrhun-
dert ausgebaut wurden. Darüber hinaus wurden acht Burgen in diesem Jahrhun-
dert neu gebaut. Madsen hebt hervor, dass im 13. Jahrhundert im Herzogtum
Schleswig viele Burgen errichtet wurden und dies ein Ausdruck der großen
Machtkämpfe im Herzogtum war.
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Der Kurator am Museum in Apenrade, Mikkel Leth Jespersen, hat über schles-
wigsche Kapitänsfrauen geschrieben, die Mitte des 19. Jahrhunderts mit ihren
Ehemännern in die Welt reisten. Der Artikel bringt Beispiele, wie diese Frauen in
Tagebüchern und Briefen das soziale Leben in den Häfen, in denen die schles-
wigschen Schiffe anlegten, schilderten.

Die ehemalige Museumskuratorin in Tondern, Inger Lauridsen, hat über den
Handarbeitsunterricht in Dänemark von 1700 bis heute geschrieben. Sie behandelt
die Entwicklung unter dem Titel „Von der Handarbeit zum Design", und zeigt,
dass der traditionelle Unterricht in Handarbeit Ursache für Dänemarks aktuelle

Platzierung als Weltzentrum für Textildesign ist. Anne Blond, die Kuratorin am
Kunstmuseum in Tondern ist, hat über Finnland als „Designnation" geschrieben,
und sie stellt die aktuelle Position des Landes als Marktführer im Design in den
Kontext der historischen Entwicklung. Dieser Artikel beschreibt, wie Finnland ak-
tiv Design und Innovation im Branding des Landes verwendet.

Auch andere Kollegen haben zur Festschrift beigetragen. Die pensionierte Do-
zentin am Institut für Grenzregionsforschung, Karen Margrethe Pedersen, hat einen
Artikel über neue Traditionen in der dänisch-deutschen Grenzregion geschrieben.
Sie geht von den Aktionen aus, die anlässlich des 30. Geburtstages von unverheira-
teten Männern stattfinden, und sie untersucht die Entwicklung in Nordschleswig.
In Dänemark - und in gewissem Maße auch in der dänischen Minderheit - ist es
seit vielen Jahren Tradition, die 30-jährigen Junggesellen zu „feiern", doch seit den
1990er Jahren hat sich die Tradition stark entwickelt. Es werden große Pfeffermüh-
len aufgestellt, die unter anderem aus Ölfässern, Autowracks und großen Strohbal-
len hergestellt werden. Das „Fest" hat sich allmählich zu einem Übergangsritus
oder gar zur Folter entwickelt.

Die ehemalige Archivarin am Stadtarchiv in Horsens, Bodil M0ller Knudsen, hat
über Kost und Kuchen geschrieben. Es handelt sich in hohem Maße um einen his-
toriographischen Beitrag, der sich auf die existierende dänische Forschung über Es-
sen und Esskultur bezieht. Inge Adriansens Forschung nimmt großen Raum ein, da
sie - zusammen mit Else-Marie Boyhus - eine der wenigen dänischen Historiker
ist, die sich mit diesem Thema beschäftigt haben.

Der Leiter des Archivs und der Historischen Forschungsstelle der deutschen
Volksgruppe in Nordschleswig, Frank Lubowitz, befasst sich mit dem Augustenbur-
gischen Gesangverein, der im Jahre 1843 gegründet wurde. Er untersucht, wie der
Gesangverein als Agitator für den Herzog von Augustenburg fungierte, und hebt
hervor, dass diese und andere „Liedertafeln" in der ersten Hälfte des 19. Jahrhun-
derts eine wichtige Rolle bei der Verbreitung schleswig-holsteinischer Propaganda
spielten.

Der Forschungsleiter des Reichsarchivs und Vorsitzende der Historischen Ge-
sellschaft von Sonderjylland, Hans Schultz Hansen, beschreibt wie die Gegner des
politischen Führers der dänischen Nordschleswiger H. P. Hanssen diesen bei der
Wiedervereinigungsfeier 1920 vom Fest und der Huldigung, die er empfangen soll-
te, verdrängen wollten. Der Artikel erläutert die Spaltung innerhalb der dänischen
Bewegung in den Jahren vor und nach der Wiedervereinigung Nordschleswigs mit
Dänemark.

Der Leiter des Museums im Froslevlager, Henrik Skov Kristensen, hat einen Arti-
kel über die Erinnerungspolitik innerhalb der deutschen Minderheit in Nord-
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Schleswig verfasst. Er bezieht sich auf den Knivsberg, wo die Minderheit im Jahre
1962 einen sogenannten Ehrenhain einweihte, der eine Hommage an die gefallenen
nordschleswigschen Soldaten war. Dieser Ehrenhain wurde im Jahr 2012 durch ei-
ne neue Gedenkstätte ersetzt, wo nicht mehr die Gefallenen verherrlicht werden,

sondern an die Vergangenheit erinnert wird. Zugleich wurden die Namen der
durch NS-Zugehörigkeit belasteten gefallenen Nordschleswiger entfernt Dies ge-
schah als Folge der Vergangenheitsbewältigung der Minderheit.

Den Abschluss macht der ehemalige Leiter der Forschungsabteilung an der Dä-
nischen Zentralbibliothek für Südschleswig, Lars N. Henningsen, mit einem Beitrag
darüber, wie der lokale Hardesbevollmächtigte in Nordborg in den 1790er Jahren
in Widerspruch zu dem absolutistischen dänischen König geriet, weil er das
Glanzbild des aufgeklärten dänischen Absolutismus in Frage stellte. In dem Artikel
wird dargestellt, wie die Gesellschaftskritik der Napoleonischen Zeit auch Auswir-
kungen auf die lokale Elite in Schleswig hatte.

„Verwunderungsbereit" ist eine verdiente Festschrift für Inge Adriansen, die
seit vielen Jahrzehnten einen großen Beitrag sowohl zur Geschichte des Grenzlan-
des als auch zur dänischen Geschichte geleistet hat.

Mogens Rostgaard Nissen

Markus Friedrich, Die Geburt des Archivs : eine Wissensgeschichte. München:
Oldenbourg, 2013. 320 S.

Überbordend muss der Zettelkasten des Hamburger Historikers Markus Friedrich
gewesen sein, voller Geschichten und Anekdoten rund um die Archive, Zufalls-
funde, die er in zahlreichen Archivbesuchen gesammelt und aus unzähligen
Druckwerken zusammengestellt hat. So kommt seine neue archivgeschichtliche
Monographie mit einem vergnüglichen Quellen- und Zitatreichtum daher. Doch
sollte die Ausgangsfrage von Friedrich bei allem Detailreichtum nicht übersehen
werden. Friedrich interessiert sich nicht vorrangig für Archivtheorien oder für die
vordergründigen Belege archivarischer Arbeit, Ordnungsinstrumente wie Register
und Inventare. Seine Wissensgeschichte will nach der sozialen Praxis fragen, da-
nach, auf welchem Weg Wissen in Archiven kumuliert wurde und wie Menschen
mit dieser Institution umgingen. Für Friedrich ist die geradezu flächendeckende
Verbreitung von Archiven untrennbar mit dem Aufwuchs an Schriftlichkeit in der
Frühen Neuzeit verbunden. „Erst durch die rasante räumliche und soziale Verbrei-

tung der Archive seit dem Ausgang des Mittelalters wurde die europäische Kultur
durch und durch archivisch" (S. 26). Seine Untersuchung beschränkt sich daher auf
die Frühe Neuzeit mit gelegentlichen Ausflügen ins 15. Jahrhundert.

Friedrichs Fragestellung führt mitten in eine Alltagsgeschichte der Archive. Be-
ginnend mit dem Anwachsen der Schriftlichkeit im 15. und 16. Jahrhundert skiz-
ziert er den Gründungsprozess des Archivwesens, nicht nur durch die sich konsti-
tuierenden Territorien, sondern auch durch Adel, Kirche und Korporationen. Mit
ihrer Ausbreitung rückten Archive auch als Gegenstand der Reflexion in den Alltag
der Menschen. Besonders sollten Archive die Erinnerung an Vergangenes in be-
sonders glaubwürdiger Weise sichern. Die Beweisfunktion ihrer Dokumente hatte
tatsächlich eine nicht zu unterschätzende Bedeutung in einer Gesellschaftsord-
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nung, die sich auf historisch nachweisbare Rechtsbeziehungen und Gewohnheiten
stützte. Andererseits wurde diese idealisierte Funktion durch die immer wieder

beklagte, geradezu chronische Unordnung der Archive konterkariert. Oft wurde
das Archiv gerade nicht als ein Ort geordneter Information wahrgenommen, son-
dern als ein unbenutzbarer Dokumentenspeicher, dessen unbekannter Inhalt sogar
als Gefahr wahrgenommen wurde. So wurde dem Jenaer Professor Burkhard Gott-
heit Struve 1717 vom Herzog von Sachsen-Gotha der Zugang zu bestimmten Do-
kumenten verweigert aus Sorge um deren Inhalt („weil man deßen inhalt nicht
weiß"). So gehören gerade die Abschnitte über das Personal der Archive, über die
Schwierigkeiten und Hindernisse der Benutzung und über die Gefährdungen des
Archivs zu den schönsten Abschnitten des Buchs. Friedrich belegt überzeugend,
wie und warum das Archiv in der Frühen Neuzeit geboren wurde. Das bedeutet
auch, dass nicht der Historismus des 19. Jahrhunderts den entscheidenden Impuls
zur Begründung der Archive gab. Auch in der Frühen Neuzeit erfuhren Archive
nicht nur eine rechtliche, sondern auch eine historiographische Auswertung.

Friedrichs Beispiele konzentrieren sich auf Territorien im mittleren Deutschland,
auf Frankreich und gelegentlich Italien. Schleswig-Holstein kommt bei ihm nicht
vor - doch seine Beispiele regen zum Vergleich an. Was erlebte wohl der Flensbur-
ger Johannes Moller in den Archiven, als er im 17. Jahrhundert seine Biographien
und Quelleneditionen erstellte? Was trieb den Kieler Bürgermeister Asmus Bremer
um 1700 dazu, das Stadtarchiv zu ordnen und seine seltsame Chronik von Verbre-

chen und Unglücksfällen zusammenzutragen? Welches wissenschaftliche Netz-
werk ermöglichte es im 18. Jahrhundert einem Ernst Joachim von Westphalen vier
Bände landeshistorische Quelleneditionen auf den Weg zu bringen? Sie werden bei
Friedrich nicht namentlich genannt, aber man sieht sie doch am Werk.

Für den Archivar machen die Analogieschlüsse einen Reiz des Buchs aus. Im-
mer wieder fragt man sich, ob Friedrich wirklich über die Frühe Neuzeit schreibt,
zum Beispiel beim Selbstbild der Archivarszunft, bei Konflikten mit Benutzern, bei
der prekären Unterbringungssituation vieler Archive, bei den Eingriffen überge-
ordneter Stellen in das Archiv. Leseprobe: „Die Ordnung des Archivs, so verdeut-
lichten die Aussagen der Archivare, war grundsätzlich unabgeschlossen und nach-
oder aufholend. Das funktionierende Archiv war kein Zustand sondern ein andau-

erndes Projekt, es existierte gewissermaßen immer nur im Modus der Bedrängnis"
(S. 137). Da wird sich manche Archivarin und mancher Archivar auch der Jetztzeit
ganz verstanden fühlen.

Zu hinterfragen bleibt nur das zeitliche Ende von Friedrichs Untersuchung. Sie
scheint mehr aus praktischen Gründen das 19. Jahrhundert nicht mehr einzubezie-
hen. Die von Friedrich beschriebene Archivpraxis dürfte sich bis weit ins 20. Jahr-
hundert hinein nur langsam weiterentwickelt haben. Schließlich zeigt Friedrichs
Buch eines überdeutlich: Der erste große Einschnitt in der Geschichte der Archive
ist ganz jung. Mit dem Entstehen rein digitaler Unterlagen ist erstmals die Informa-
tion trennbar vom Informationsträger. Und die Möglichkeit der Digitalisierung von
Archivgut macht die Archivbenutzung unabhängiger von Lesesälen und Magazi-
nen.

Johannes Rosenplänter
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Joachim Zeune, Ritterburgen : Bauwerk, Herrschaft Kultur. München: Verlag C. H.
Beck, 2015.127 S. (C. H. Beck Wissen; 2831).

Zu den populärsten Forschungsfeldem im Bereich der Mediävistik sind zweifels-
frei die Burgen zu zählen. Es erscheint daher plausibel, dass der Verlag C. H. Beck
in seiner bekannten Reihe „C. H. Beck Wissen" diesem Thema unter dem Titel „Rit-

terburgen" einen eigenen Band widmet. Als Autor konnte der Verlag dabei Joachim
Zeune gewinnen, der bereits mit seinem 1996 erschienenen Band „Burgen - Symbo-
le der Macht" ein breites Publikum erreicht hat und gewiss einer der derzeit pro-
minentesten Vertreter der deutschen Burgenforschung ist.

Das Buch gliedert sich in neun Kapitel, wobei Zeune seine Schilderung sowohl
einleitend als auch abschließend in eine Rezeptionsgeschichte einbettet. Zunächst
werden gängige Klischees thematisiert, die noch heute dank „Hogwarts und Came-
lot" (S. 6) das Bild von den Burgen bestimmen. Statt eines Nachworts schließt der
Band mit den „zwölf schlimmsten Irrtümerjn] über Burgen" ab (S. 126 f.). Inhaltlich
widmet der Verfasser sich zunächst (S. 11-17) sowohl aus rechtlicher als auch bau-
licher Perspektive einer Definition der Burg. Er zeigt gekonnt, wie schwer sich die
Burgenforschung weiterhin mit dieser Aufgabe tut. Das dritte Kapitel befasst sich
mit dem „Adel als Träger des Burgenbaus" (S. 18-33) - ein Titel, der jedoch nicht
unproblematisch ist. Denn Zeune schreibt selbst (und korrekt), dass der Burgenbau
keineswegs lediglich vom Adel getragen wurde (S. 21). Seine Ausführungen befas-
sen sich dennoch meist mit adeligen Phänomenen, weshalb sie hin und wieder ei-
nen etwas einseitigen Fokus haben und gelegentlich vom eigentlichen Thema weg-
führen.

In Kapitel 4 dreht sich dann alles um die „Burg als Machtsymbol und Herr-
schaftsinstrument" (S. 33-45), wobei der Autor die militärische Interpretation von
Burgen kritisiert und bei der Gelegenheit die Symbolhaftigkeit derselben betont.
Der umfangreichste Teil des Buches nimmt mit rund 25 Prozent des Gesamtwerks
die „ewige Baustelle Burg" (S. 45-80) in den Blick, wobei auch die Forschungs-
schwerpunkte des Verfassers klar zutage treten. Zwar thematisiert er in diesem
Kapitel auch vernachlässigte Aspekte wie die Sozialgeschichte des Burgenbaus,
doch driften die Ausführungen hier sehr in Zeunes Fachgebiet ab. Es ist schade,
dass selbst einem Exkurs zur experimentellen Burgbaustelle Guedelon (Frankreich)
derselbe Platz zukommt wie dem zweifelsfrei wichtigen Thema der Alltagskultur
auf Burgen - nämlich gerade einmal rund drei Seiten (S. 27-29, 58-61). Ein ähnliches
Schicksal ereilt die Niederungsburgen mit lediglich zwei Seiten (S. 61-63). Im
überwiegenden Teil der Darstellung beschäftigt sich Zeune mit verwendeten Mate-
rialien, den Vor- und Maurerarbeiten und Kosten sowie dem Unterhalt und dem

Recycling - es stellt sich die Frage, ob es sich hier wirklich um Themen handelt, die
in einem solchen Band in aller Breite hätten ausgeführt werden müssen, während
zugleich viele wichtige Themen nur angerissen werden.

Im sechsten Kapitel widmet sich der Verfasser dann der historischen Entwick-
lung der Burgen (S. 80-117), wobei er ausgehend vom fränkischen und slawischen
Burgenbau über Königspfalzen, Motten bis hin zu Schildmauern und Artilleriebe-
festigungen vor allem baulichen Erwägungen folgt. Abgeschlossen wird das Werk
mit zwei kurzen Ausführungen zur Rezeption der Burg im Mittelalter, in der Frü-
hen Neuzeit (S. 118-121) und in der Moderne (S. 122-125). Leider verzichten Autor
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und Verlag auf eine allgemeine Bibliographie zum Thema, in welcher die Leserin-
nen die wichtigsten Werke hätten nachschlagen und sich somit vertiefend mit dem
Thema auseinandersetzen können. Dies ist gerade für ein allgemeines Einfüh-
rungswerk ein Defizit.

Die Sachkenntnis des Verfassers lässt sich dem Werk zweifelsfrei entnehmen,

jedoch leidet das Werk hin und wieder darunter, dass er seine Fachgebiete der Bau-
forschung und -Sanierung sehr stark in den Vordergrund stellt und somit wichtige
Aspekte an den Rand drückt. Die Schwächen des Bandes fangen indes schon beim
Titel an, der eben jene Irrtümer und Klischees bedient, die Zeune in seinem Werk
selber bemängelt. Zwar bittet er gleich in der Danksagung um Nachsicht und be-
gründet die Wahl des Titels damit, dass „die wissenschaftlich korrekteren Begriffe
,Adelsburg' und ,Feudalburg' bislang keine breite Anerkennung gefunden haben",
jedoch hätten sich zahlreiche unproblematischere Optionen geboten, nicht zuletzt
der simple und von jeglichen Ergänzungen befreite Titel „Burgen".

Darüber hinaus durchzieht das Buch ein stark süddeutsch-alpines Bild der Burg,
was nicht nur an Aussagen wie der, dass „das Rittertum seinen Weg aus Frank-
reich zu uns" (S. 20) gefunden habe, offenbar wird, sondern ferner durch die Be-
schreibung von Phänomenen, die für den heute norddeutschen Raum keine Bedeu-
tung haben (Ganerbenburg, S. 43-45), ohne dass dies den Leserinnen explizit ver-
mittelt wird. Doch wird dieser „süddeutsche Fokus" nie konkret festgelegt, wes-
halb immer wieder Beispiele aus dem angelsächsischen oder mediterranen Raum
herangezogen werden. Dieses Bild resultiert folglich in einer inhaltlichen Unschärfe
bei Themen des „Nordens", auch wenn Zeune an verschiedenen Stellen Beispiele
aus dem Raum des heutigen Schleswig-Holsteins (genauer gesagt: Holsteins) oder
Hamburgs integriert. So verweist er auf die Grabungskampagne an der Hamma-
burg von „1947 bis 1956" (S. 10, er unterschlägt jedoch die Maßnahmen der 2000er
Jahre, die dann auch zur Ausstellung über den „Mythos Hammaburg" geführt ha-
ben), die Rekonstruktion der Motte zu Lütjenburg (S. 94) und wählt sogar die Gra-
bungsskizze der Hatzburg bei Wedel als Illustration einer hölzernen Niederungs-
burg (S. 62), was ihm hoch anzurechnen ist. Jedoch zeigen sich hier inhaltliche Feh-
ler. Dies ist zum einen ein veralteter Forschungsstand, wenn er in dem „im frühen
12. Jahrhundert erbautejn] ,Bischofsturm' der Bischofsburg von Hamburg" (S. 88)
den größten Vertreter und besten Beleg für die rasche Ausbreitung runder Wohn-
türme anführt - obwohl schon seit einiger Zeit bekannt ist, dass es sich hier um ein
Phantom bzw. eher um einen Torturm handelt. Weniger erklärbar ist, warum
Zeune zunächst das „friesische Altsiedelland" und die beim ostfriesischen Leer lie-

gende Anlage Bunderhee an die Westküste Schleswig-Holsteins verlegt (S. 21) und
später wiederum die Hatzburg nach Niedersachsen (S. 92) - obwohl er diese zuvor
noch korrekt in Schleswig-Holstein verortete (S. 63).

Dadurch wird der Anschein erweckt, dass dem Verfasser der norddeutsche oder

nordeuropäische Raum nicht unbedingt vertraut zu sein scheint, was ihm ange-
sichts des umfangreichen Forschungsfeldes auch gar nicht anzukreiden wäre. Je-
doch hätte er durch die stärkere Einbettung von Beispielen, die nicht im süddeut-
schen oder alpinen Raum liegen, die eine oder andere Aussage vermeiden können:
Der imposante Turm von Bastrup auf Seeland wäre sicherlich ein besseres und zu-
dem bemerkenswertes Beispiel gewesen als das Phantom des Hamburger Bischofs-
turmes. Auch wäre dann deutlich geworden, dass die Burgenforschung früher
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keineswegs postuliert habe, dass es „vor Castel del Monte (I) [...], d.h. vor 1220/30
[...] keine Achtecktürme gegeben habe" (S. 89), da eine solche Struktur aus dem 12.
Jahrhundert auf der Anlage Soborg (ebenfalls auf Seeland) bereits seit den 1930er-
Jahren bekannt ist.

Nun muss man es Zeune sicher nachsehen, dass niemand einen kompletten
Überblick über europaweite Forschungsdebatten haben kann. Dies ist angesichts
der Quantität der Literatur als auch der Vielfalt an Publikationssprachen ein kaum
zu bewältigendes Unterfangen. Doch erhebt das Werk in seinem Titel selber einen
allgemeinen Anspruch, der auch innerhalb des Werkes nie eingeschränkt wird,
weshalb es sich an diesem messen lassen muss. Es hätte dem Werk sicher gut ge-
tan, hätte es einen Titel erhalten, der dem Inhalt auch gerecht geworden wäre. So
wäre ein Titel wie „Der mittelalterliche Burgenbau in Süddeutschland und im Al-
penraum" weitaus treffender gewesen, auch wenn dieser bei an der Burgenge-
schichte interessierten Leserinnen aus dem norddeutschen Raum wohl kaum auf

Interesse gestoßen wäre. Es ändert aber ohnehin nichts daran, dass sich dieses Buch
für jemanden, der etwas zu den Burgen in Norddeutschland oder Schleswig-
Holstein erfahren will, nur stellenweise eignet, da sich der überwiegende Teil zwar
sachkundig mit Phänomenen eher klassischer Burgenregionen beschäftigt, jedoch
Themen und Phänomene einer norddeutschen Burgengeschichte nur unzureichend
abdeckt. Und somit ist das Werk ein lebendiges Zeugnis nach wie vor unterschied-
licher Perspektiven in der deutschen Burgenforschung.

Stefan Magnussen

Vergessenes Burgenland Schleswig-Holstein : die Burgenlandschaft zwischen Elbe
und Königsau im Hoch- und Spätmittelalter; Beiträge einer interdisziplinären
Tagung in Kiel vom 20. bis 22. September 2013. Hrsg.: Oliver Auge. Frankfurt am
Main: Lang-Ed., 2015. 392 S. (Kieler Werkstücke, Reihe A ; 42).

Die seit 2009 an der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel angesiedelte Abteilung
für Regionalgeschichte, die ihren Schwerpunkt auf die Geschichte Schleswig-Hol-
steins im Mittelalter und in der Frühen Neuzeit legt, führt seit ihrem Bestehen im-
mer wieder Tagungen zu den verschiedensten Fachthemen durch. Vom 20. bis 23.
September 2013 veranstaltete sie gemeinsam mit dem Schleswig-Holsteinischen
Heimatbund und der Sparkassenakademie eine Fachtagung zu einem Thema, das
gemeinhin nicht unbedingt mit Schleswig-Holstein, sondern weit mehr mit ande-
ren Bundesländern wie Rheinland-Pfalz, Bayern, Sachsen-Anhalt oder Baden-Würt-
temberg assoziiert wird: dem mittelalterlichen Burgenbau (Tagungstitel: „Verges-
senes Burgenland Schleswig-Holstein. Die Burgenlandschaft Nordelbiens im Hoch-
und Spätmittelalter"). Hierbei sollte nicht nur die wenig bekannte Burgenland-
schaft Schleswig-Holstein auf einer seriös-wissenschaftlichen Basis in ihrer Bedeu-
tung, Vielfältigkeit und Entwicklungsgeschichte präsentiert, sondern auch in einen
geographisch weit größeren Kontext gestellt werden. Denn seit einigen Jahrzehnten
begreift die Castellologie die Burg verstärkt als ein gesamteuropäisches kulturge-
schichtliches und siedlungsgeschichtliches Phänomen, dessen fachgerechte Erfor-
schung sich nur mit interdisziplinären Methoden und länderübergreifenden Mate-
rialien erfolgreich bewältigen lässt. Dass hierzu auch Schleswig-Holstein - für die
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Fachwelt freilich nicht unerwartet - einen nicht unwesentlichen Beitrag zu leisten
vermag, zeigt der hier vorliegende Tagungsband, der neben der Einführung in die
Entstehungsgeschichte der Tagung in insgesamt zwölf Beiträgen die Forschungs-
thematik interdisziplinär und überregional aufschlüsselt. Dass dabei trotz aller In-
terdisziplinarität die Burgenarchäologie stark in den Vordergrund tritt, während
sich die quellenkritische Aufarbeitung des historischen Materials eher bescheiden
ausnimmt, liegt nicht nur in der Popularität dieser Forschungsdisziplin begründet,
die spektakuläre Ergebnisse ohne jahrelange mühsame Archivalienrecherchen zu
liefern vermag, sondern auch in dem Umstand, dass sich die vielen Burgen aus
Holz und Erde nur archäologisch erschließen lassen.

Das erste Kapitel beschäftigt sich in einer Art Bestandsanalyse mit den Ergebnis-
sen und Perspektiven der schleswig-holsteinischen Burgenforschung, während das
zweite Kapitel über die Landesgrenzen hinaus auf die Nachbarregionen Dänemark,
Mecklenburg-Vorpommern und Niedersachsen blickt - hierbei allerdings auch
Südwestdeutschland einbezieht. Direkt in die Burgenlandschaft Schleswig-Hol-
steins einführend, bilanziert Oliver Auge den aktuellen Stand der geschichtswissen-
schaftlichen Forschung, wobei er die bestehende Fachliteratur kritisch bewertet.
Seine Beobachtung, dass sich die heimische Burgenforschung zu Lasten der
schlichten Kleinburgen des Niederadels - hier Erdhügelburgen („Motten"), Turm-
burgen und Kemladen - vorrangig den bedeutenden landesherrlichen Burganlagen
zugewandt hat, kennzeichnet freilich kein regionales, sondern vielmehr ein ge-
samteuropäisches Problem. Allerdings kommt in Schleswig-Holstein ein weiteres
gravierendes Defizit hinzu: Es krankt bereits an der Erforschung der Adelsstruktur.
Die Eliminierung dieser beiden Forschungsdefizite konkret anzugehen, benennt
Auge als vorrangige Forschungsziele.

Ulrich Müller zieht anschließend in seinem Beitrag „Vergessenes Burgenland
Schleswig-Holstein? Die archäologische Perspektive" eine Bilanz zum derzeitigen
Kenntnisstand der Burgenarchäologie. Dass die Burgenarchäologie in einer Region,
wo Erde und Holz lange Zeit elementare Bauelemente bildeten, eine dominante
Forschungsdisziplin darstellt, ist durchaus nachvollziehbar. Allerdings konzen-
trierten sich die archäologischen Aktivitäten bisher eher auf die frühmittelalterli-
chen Wehranlagen in den sächsischen und slawischen Siedlungsräumen, was na-
türlich zu Lasten der hoch- und spätmittelalterlichen Burgen und - wie schon Auge
anmerkte - der Kleinburgen ging, unter denen die Erdhügelburgen bzw. „Motten"
eine herausragende Stellung einnehmen. Müller spricht dabei von einer regelrech-
ten „Vermottung" des Landes. Schade nur, dass hierbei noch immer der problema-
tische Begriff der „Turmhügelburg" Anwendung findet, denn er postuliert einen
(hölzernen) Turm, wohingegen das signifikante Element einer Motte der künstlich
aufgeworfene Erdhügel ist. Auf diesem kann sowohl ein Haus als auch ein Turm
gestanden haben. Der Burgentyp der Motte bzw. Erdhügelburg wird bei Müller er-
neut und zu Recht als ein gesamteuropäisches Phänomen begriffen. Was natürlich
die regionalen Holz-Erde-Burgen von anderen Burgenlandschaften unterscheidet
und somit ein spannendes Forschungsfeld eröffnet, ist deren Langlebigkeit mit
Burgneubauten noch im 14. und 15. Jahrhundert.

Mit Christian Frey, der die Slawenchronik Helmonds von Bosau hinsichtlich ih-
rer Nachrichten zu nordelbischen Burgen auswertet, findet auch die mittelalterliche
Historiographie Einzug in den Tagungsband. Frey betrachtet hierbei die Burgen
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von Segeberg und Oldenburg eingehender und gelangt zu dem Resümee, dass die
Chronik die Befestigungen „immer in ein entweder weltlich-herrschaftliches oder
klerikal-missionarisches Licht" setzte. Der nachfolgende Beitrag von Ortwin Pele
analysiert ausführlich die Bedeutung der Burgen für die landesherrschaftliche Ter-
ritorialpolitik, beschäftigt sich aber auch mit dem Funktionswandel und dem All-
tag auf Burgen. Auch Frederic Zangel widmet sich anhand der Pfandbriefe Christi-
ans I. von Dänemark den landesherrlichen Burgen.

Es folgen Beiträge von Jan Habermann („Niederadelige Führungsgruppen und
Burgsitze im spätmittelalterlichen Nordelbien"), Stefan Magnussen („Castles in Con-
tested Landscapes. Kleinburgen im Herzogtum Schleswig als Phänomen gesell-
schaftlichen und herrschaftsräumlichen Wandels im 13. bis 16. Jahrhundert - eine

Projektskizze"), Ulf Ickerodt, Eicke Siegloff und Claudia Mandok („Vergessenes Bur-
genland Schleswig-Holstein - Die Perspektive der archäologischen Denkmalpfle-
ge"), bevor im Themenblock II der Burgenbau in den Nachbarregionen behandelt
wird. Rainer Atzbach stellt den Burgenbau im Königreich Dänemark vor, wohinge-
gen sich Felix Biermann mit den spätmittelalterlichen Turm- und Burghügeln in
Mecklenburg-Vorpommern und Amd Reitemeier mit den Burgen und ihrer Erfor-
schung im heutigen Niedersachsen befassen. Diese beiden Aufsätze runden die Be-
fundsituation sowohl geographisch als auch inhaltlich sinnvoll ab, während der
abschließende Beitrag von Thomas Zotz über die Burgenlandschaft in Südwest-
deutschland (Baden-Württemberg) eher die markanten Unterschiede zwischen den
nördlichen und südlichen Burgenlandschaften aufdeckt.

Abschließend ist zu konstatieren, dass ein Land, das im Hochmittelalter drei

Völker - Sachsen, Slawen und Dänen - als Burgenerbauer sah, das sich in seiner
Topographie, seinen Baumaterialien und Herrschaftsstrukturen merklich von an-
deren Burgenlandschaften unterschied, keinesfalls der Vergessenheit oder Ver-
nachlässigung anheimfallen darf. Insofern ist der vorliegende Band ein weiterer
Schritt in die richtige Richtung und ein wertvoller Beitrag zur deutschen Castello-
logie.

Joachim Zeune

Rikke Agnete Olsen, Danish medieval castles : with photos by Janne Klerk. Aarhus:
Aarhus University Press, 2014. 301 S.

Burgen sind eines der ältesten Themen historischer Forschung, aber auch eines ih-
rer aktuellsten. Doch trotz (oder aufgrund) der langen Tradition, findet ihre Erfor-
schung nach wie vor zumeist in nationalen Diskursen statt. Dabei ist schon seit
langem bekannt, dass Burgen häufig überregionale Entwicklungslinien besitzen. Es
kommt also nicht von ungefähr, dass das Aufbrechen nationaler Forschungsdis-
kurse zu den zentralen Aufgaben der nahen Zukunft werden dürfte. Dennoch
werden Übersichtswerke verschiedener Staaten und Regionen in Europa nach wie
vor zumeist in der eigenen Landessprache verfasst. Dies ist umso bedauernswerter,
da sich moderne Grenzziehungen in Bezug auf mittelalterliche Themen oftmals als
problematisch erweisen und Burgen anderer Regionen häufig eine Relevanz für die
hiesige Landesgeschichte haben - was besonders für Regionen wie Livland oder
auch Skandinavien gilt.
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Aus diesem Grund ist es nur zu begrüßen, dass die Historikerin und Publizistin
Rikke Agnete Olsen mit Unterstützung ihrer Kollegin Joan F. Davidson ihr 2011 in
dritter Auflage auf Dänisch erschienenes umfangreiches Überblickswerk zu den
mittelalterlichen Burgen Dänemarks („Danske Middelalderborge") nun in engli-
scher Sprache auf den Markt gebracht hat. Mit Vivian Ettings 2010 erschienenem
Werk zu den königlichen Burgen des 14. Jahrhunderts liegen somit für Dänemark
gleich zwei umfangreiche und fachkundige Übersichtswerke in englischer Sprache
vor, die es nun ermöglichen, die dänischen Burgen stärker in den internationalen
Diskurs zu integrieren.

Die Autorin führt die Leser zunächst einleitend in den europäischen Kontext
und die allgemeine historische Entwicklung von Burgen in Europa ein, nicht ohne
im Vorfeld geklärt zu haben, was eine mittelalterliche Burg eigentlich von ver-
gleichbaren Strukturen unterscheidet: „[...] it differs from other forms of fortificati-
on [...] in the fact that it is both a dwelling and a fortress at the same time" (S. 11).
Im weiteren Verlauf verfährt sie stark chronologisch, wobei fünf verschiedene Pe-
rioden dargestellt werden: Die „first stages" der dänischen Burgen (S. 27-59) lassen
sich erst seit der ersten Hälfte des 12. Jahrhunderts erkennen, als Burgen von Mit-
gliedern verschiedener Führungsgruppen errichtet wurden, was auch anhand von
vier Fallbeispielen (Haraldsborg, Bastrup, Pedersborg, Soborg) konkretisiert wird.
Die zunächst geringe Bedeutung von Burgen in dieser Zeit habe sich dann mit den
„castles of Valdemar the Great" (S. 60-79) verstärkt, zu denen sie jedoch auch die
seiner Söhne Knud IV./VI. und Waldemar II. zählt. Vor allem an den Küsten und
neuralgischen Punkten des Reiches seien nun große Burganlagen wie in Kopenha-
gen oder Kalundborg errichtet worden.

Nach einem kurzen Abschnitt zu den Burgen der Könige Erik IV. bis Erik V.
(1241-1287) und deren politischer Bedeutung (S. 81-99), widmet sich Olsen dem ei-
gentlichen „Century of the castle in Denmark", der Zeit zwischen der Thronbestei-
gung König Eriks VI. und dem Tode Waldemars IV. (1287-1375), als es bedingt
durch sich zersetzende Machtstrukturen und interne Machtkämpfe einen signifi-
kanten Anstieg des Burgenbaus in Dänemark gab, allem voran der kleinen privaten
Burgen (S. 100-167). Abgeschlossen wird der zeitliche Bogen mit einer Darstellung
des „castle in the late Middle Ages„ (S. 168-213), als zwar zeitgemäße Herrschafts-
sitze wie Krogen in Helsingor errichtet wurden, jedoch auch viele Burgen ver-
schwanden oder durch Gutshäuser abgelöst wurden; oftmals unter Beseitigung jeg-
licher Spuren von älteren Anlagen. Die Grafenfehde habe dann das endgültige
„end of the medieval castle" (S. 205) unter König Christian III. eingeleitet.

Abgerundet wird die chronologische Entwicklung durch sachbezogene Aspekte
wie der Bedeutung der Lage (S. 48-53), der Alltagskultur (S. 215-242) oder auch
Kriegsführung (S. 242-260). Die Autorin verzichtet dabei durchweg auf einen An-
merkungsapparat, weshalb man geneigt sein könnte, diese Publikation, auch ange-
sichts der üppigen Bebilderung, als populärwissenschaftlich zu bezeichnen. Sicher-
lich wendet sich die Autorin auch an die historisch interessierten Laien, doch über-

zeugt Olsen durch ein profundes Urteil und Kenntnis des Forschungsstandes, wes-
halb auch der Fachkollege gerne auf ihr Werk zurückgreifen wird.

Das Werk ist dabei eine fast wortgetreue Übersetzung der dänischen Ausgabe
aus dem Jahr 2011, jedoch mit wenigen optischen Anpassungen, die aber die Les-
barkeit und Übersicht fördern. Besonders die farblich nun stärker kontrastierten
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Exkurse zu einzelnen Anlagen wie Gjorslev sorgen dafür, dass man sich nicht mehr
wie noch im dänischen Original wundert, warum manche (Ab)Sätze mitten im Text
abbrachen, weil die eingeschobenen Exkurse nicht immer auf Anhieb als solche zu
erkennen waren. Der Verlag hat sich zudem dazu entschieden, in der englischen
Ausgabe den Vermerk zu ergänzen, auf welcher Seite der Text fortgeführt wird
(„continued on page X") - eine solche Angabe fehlte noch im dänischen Band.

Sprachlich und inhaltlich lassen sich nur hin und wieder Abweichungen erken-
nen. Dies ist einerseits nicht wörtlich übersetzbaren Passagen, andererseits aber
auch einer klareren oder angepassten Aussage geschuldet. Umfangreich bebildert
wurden die einzelnen Kapitel mit Aufnahmen von Janne Klerk. Auch die insge-
samt über 300 Abbildungen und Illustrationen decken sich fast vollständig mit de-
nen der dänischen Ausgabe - mit einer Ergänzung: einer Illustration der Ermor-
dung König Eriks V. (1286) aus einer Novelle Ingemans, die im dänischen Werk
noch nicht vorzufinden war.

Abgerundet wird das Werk durch ein kleines Glossar, Stammtafeln der däni-
schen Könige sowie einen umfangreichen Katalog mit Kurzbiographien zu einer
Auswahl von insgesamt 178 Burgen, die zumeist auch innerhalb des Werkes Er-
wähnung finden. Zu diesen gehören neben wichtigen Anlagen aus Südjütland bzw.
Schleswig wie der sogenannten „Duburg", Gottorf, der Jurisborg, Torning oder
Sonderburg auch kleinere wie in Jels, der Brädeborg oder der Kegborg. Der Katalog
wurde im Vergleich zum dänischen Original leicht überarbeitet, weshalb er nun
mit der Riber Ulfs Borg, Skodborg und Sogärd auch drei weitere wichtige Burgen
des Raumes umfasst - wenngleich die letzten beiden schon in der Ausgabe von
2011 erwähnt wurden. Bedauerlicherweise vermisst man noch verschiedene Anla-

gen, so beispielsweise Leck, Rundhof, die sogenannte Oldenburg bei Schleimünde
und mit Alt-Gottorf und Schwabstedt leider auch zwei der größten und sicherlich
wichtigsten Burgen der Region. Auch sind die Kurzbiographien nicht mit der um-
fangreichen Bibliographie verbunden, die zwar um aktuelle Publikationen ergänzt
wurde, aber dennoch kleinere Lücken aufweist.

Den Abschluss bildet eine in sieben Kapitel gegliederte deutsche Zusammenfas-
sung, die das nun obsolete englische Summary des dänischen Originals ersetzt und
gerade für manchen deutschen Leser eine hilfreiche Neuerung sein dürfte.

Die Entscheidung einer Übersetzung des Werkes war absolut sinnvoll und ge-
winnbringend, und dürfte besonders all denjenigen entgegenkommen, die über
keine dänischen Sprachkenntnisse verfügen und denen somit eine Übersicht über
die Geschichte dänischer Burgen ermöglicht wird. Für all diejenigen, die bereits
den dänischen Band besitzen, dürfte sich die Anschaffung angesichts nur margina-
ler Abweichungen kaum lohnen. Mit Blick auf den Raum Sonderjylland gilt, dass
dieses Werk noch einmal unterstreicht, dass die Internationalisierung der Burgen-
forschung eine der großen Aufgaben der Zukunft sein wird. Es zeigt sich nämlich,
dass Südschleswig kaum berücksichtigt ist, wohl auch, da Befunde und Literatur
zumeist in regionalen Zeitschriften und Jahrbüchern publiziert werden und somit
nur bedingt in einer dänische Burgenforschung berücksichtigt werden können - in
welche sie aber unbedingt hinein gehören!

Stefan Magnussen
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Dirk Thomaschke: Abseits der Geschichte : Nationalsozialismus und Zweiter Welt-

krieg in Ortschroniken. Göttingen: V&R unipress, 2016. 356 S. (Formen der Erin-
nerung; 60).

„Toute la Gaule est occupee par les Romains ... Toute? Non! Car un village peuple
d'irreductibles Gaulois resiste encore et toujours ä l'envahisseur." Diese, die As-
terix-Comics einleitenden Worte könnten überspitzt formuliert eine wesentliche
Erkenntnis der Studie Dirk Thomaschkes sein, der aus der akademischen Distanz
heraus das Verhältnis von Ortsgeschichten auf der einen und Nationalsozialismus
auf der anderen Seite analysiert (S. 11). Der historische Raum reicht dabei von der
Nachkriegszeit bis zur Gegenwart. Thomaschke greift dafür die in der historischen
Forschung wiederholt lautstark geäußerten Kritikpunkte am Genre „Ortsgeschich-
ten und -Chroniken" auf (beides wird im Volksmund häufig synonym verwendet),
die sich vor allem auf den „schlicht unsystematisch[en] und eklektisch[en]" Cha-
rakter von Laien-Chroniken beziehen (S. 17 f.). Dem Verfasser geht es freilich we-
niger darum, die zum Teil vernichtende Kritik undifferenziert zu übernehmen,
vielmehr wird eine Genre-Bestimmung vorgenommen, die nahelegt, dass Ortsge-
schichten ein eigenständiges, historiographisches Genre darstellen und sich somit
durch besondere Gestaltungsprinzipien und Perspektivierungen auszeichnen. Und
dazu gehört neben den bereits genannten Beanstandungen ebenso die aus der Sicht
des Akademikers fehlende „gesellschaftskritische Distanz professioneller Ortsge-
schichten" (S. 18).

Die Abteilung für Regionalgeschichte an der Christian-Albrechts-Universität zu
Kiel hat sich dieser offenkundigen Differenz zwischen wissenschaftlichen Ansprü-
chen und ortsgeschichtlicher Umsetzung bereits im Jahr 2010 angenommen und
veröffentlicht seitdem in regelmäßigen Abständen in ihrer Schriftenreihe „Nordel-
bische Ortsgeschichten" verschiedene Untersuchungen zu schleswig-holsteinischen
Städten und Dörfern, wobei die enge Zusammenarbeit mit der jeweiligen Gemein-
de einen wesentlichen Grundpfeiler der Arbeit darstellt; gleichwohl das geschichts-
wissenschaftliche Autorenbild dabei immer im Vordergrund steht, das durch die
Herstellung von Distanz zum Gegenstand geprägt ist: Schließlich ermöglicht erst
die Feme Reflexivität, Objektivität und eine unbeteiligte Außenperspektive.

Dass eine derartige Kooperation zwischen historischer Forschung und interes-
sierter Öffentlichkeit nicht immer reibungslos funktioniert, davon weiß Thomasch-
ke ein lebhaftes Bild zu zeichnen - immerhin analysiert er in seiner Studie mehrere
hundert Heimatbücher aus verschiedenen Regionen Deutschlands: Im Anschluss
an einen knapp gehaltenen Prolog zu Ortschroniken und Wissenschaft (S. 7-12)
folgt eine längere Untersuchung zum Genre der Ortschroniken und/oder -ge-
schichten, die in zwei Kapitel aufgeteilt ist. Geht es im ersten Teil vorrangig um
den Inhalt, die Autoren sowie die Entstehung und die Quellen (S. 13-49), liegt der
Blick im zweiten Abschnitt auf den historiographischen Perspektiven (S. 51-95).
Eindrücklich legt der Autor dar, dass sich die untersuchten Laien-Chroniken vor
allem als Gemeinschaftsaufgabe verstehen, an der die gesamte Dorfgemeinde mit-
wirkt, wodurch letztlich jegliche Autoren-Individualität relativiert wird. Die oft-
mals über Jahrzehnte entstehenden Werke sollen die Dorfbewohner verbinden und
die innere Gemeinschaft stärken. Anhand dieser Zielsetzung lässt sich auch erklä-
ren, warum die überwiegend wissenschaftsfernen Autoren von Ortsgeschichten
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auf die Hinzuziehung von Forschungsliteratur verzichten und die Geschichte ihres
Ortes nicht in historische Entwicklungen einbetten. Die Fokussierung auf einen
stark eingegrenzten Leserkreis, der in der Regel keine Berührung mit der ge-
schichtswissenschaftlichen Historiographie hat, sowie die Auswahl von zumeist
lediglich an der Geschichte interessierten Laienautoren führt zwangsläufig zu einer
Orientierung auf die Dorfgemeinschaft und zu einer klaren Dorf-Umwelt-Differenz
(S. 321). Verstärkt wird diese Problematik durch einen ambivalenten, normativ-
deskriptiven Charakter von Ortschroniken.

Im nachfolgenden und inhaltlich größten Kapitel der Studie widmet sich
Thomaschke dem Thema „Nationalsozialismus und Zweiter Weltkrieg in Orts-
chroniken" (S. 97-181). Dabei gelingt es ihm, präzise aufzuzeigen, in welch großem
Umfang die geographische Abgeschiedenheit eines Ortes zumeist als Beleg für eine
historische und politische Distanz zur Nation gedeutet wird, wodurch eine scharfe
Trennung von Orts- und Nationalgeschichten für viele Chronikautoren als natür-
lich erscheint (S. 99 ff.). Anhand von Naturkatastrophen-Metaphern wird so eine
Grenze zwischen dem eigenen Dorf einerseits und der Umwelt bzw. Politik ande-
rerseits gezogen. Auf diese Weise lässt sich ein Raum konstruieren, in dem die Be-
wohner während des Nationalsozialismus zur politischen Passivität gezwungen
waren. In Form einer „Kontext-Kaskade" fließen die Entwicklungen auf Reichsebe-
ne in den Ort herab, ohne dass eine Umkehrung dieser Ordnung zur Debatte stün-
de. Damit liefert Thomaschke zugleich wesentliche Erkenntnisse in Bezug auf die
deutsche Vergangenheitsbewältigung seit den 1945er Jahren, die dadurch gekenn-
zeichnet ist, dass viele Ortsgeschichten apologetische und pauschale Versatzstücke,
die vielfach identisch sind, einer Rekonstruktion lokaler Vorgänge vorziehen.

Im darauffolgenden Abschnitt der Studie konkretisiert der Verfasser diese Er-
kenntnis und analysiert die inhaltlichen und perspektivischen Kontinuitäten und
Umbrüche des Genres (S. 183-203). Hierbei kann er für die 1950er bis 1970er Jahre
ein weitgehendes Verschweigen der NS-Zeit aufzeigen, wohingegen seit den
1980er Jahren eine sukzessive Zunahme dieses Themenfeldes zu konstatieren ist.
Von Bedeutung sind in diesem Zusammenhang sicherlich auch die diversen
Trends in der Geschichtswissenschaft, denen sich Thomaschke in einem eigenstän-
digen Kapitel annimmt (S. 205-249). Werden Ortsgeschichten im Wesentlichen au-
ßerhalb des „akademischen Elfenbeinturms" geschrieben, bleiben diese nicht voll-
ständig isoliert von Erkenntnissen, Methoden und Theorien der Heimat-, Alltags-,
Landes- oder Regionalgeschichte. Aufgrund der räumlichen Enge der Studie fasst
der Autor hier zwar größtenteils nur ältere und neuere Forschungsdebatten zu-
sammen, liefert damit aber konkrete Ansätze, die es künftig weiter zu verfolgen
und zu untersuchen gilt - ein Sachverhalt, der im Übrigen umso mehr für die
Thematik „Ortschroniken in der DDR" (S. 252-320) auszumachen ist.

Den Schluss des Werkes bilden ein etwas zu knapp geratenes Resümee (S. 321-
323) sowie ein ausführliches Quellen- und Literaturverzeichnis (S. 326-356). Leider
fehlen sowohl ein dringend erwünschtes Orts- als auch ein Sachregister, was das
Lesen der ansonsten ausgezeichneten Studie unnötig erschwert. Trotz dieser Kri-
tikpunkte ist das Werk klar und übersichtlich aufgebaut, einwandfrei redigiert und
erscheint qualitätsvoll in seiner gesamten Aufmachung. Die Bandbreite darf für
den Bereich der Ortsgeschichten als nahezu umfassend charakterisiert werden.
Überhaupt ist dies ein lobenswertes und herausragendes Merkmal, das Thomasch-
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kes Buch auszeichnet: Die einzelnen Kapitel liefern keinesfalls nur eine Zusammen-
fassung des bisherigen Wissensstandes, sondern sie stellen viele neue Fragen und
präsentieren ebenso viele neue Interpretationsansätze und Antworten. Summa
summarum bleibt festzuhalten: Mit „Abseits der Geschichte" wurde ein Grundla-

genwerk zur Analyse und Historie deutscher Ortsgeschichten seit 1945 vorgelegt,
dessen Anschaffung sich für alle, Wissenschaftler wie geschichtsinteressierte Laien,
vorbehaltlos lohnt.

Martin Göllnitz

Carmen Smiatacz, Ein gesetzlicher „Schlussstrich"? : der juristische Umgang mit der
nationalsozialistischen Vergangenheit in Hamburg und Schleswig-Holstein,
1945-1960 ; ein Vergleich. Münster: LIT Verlag, 2015. X, 485 S. (Geschichte; 126).
- Zugl.: Hamburg, Univ., FB Geschichte, Diss. 2014.

Gerade in jüngster Zeit sehen wir uns einem regelrechten Boom von Arbeiten zur
Vor- und Frühgeschichte der Bundesrepublik und inzwischen auch der Bundes-
länder gegenüber. Dabei haben insbesondere die durch Ministerien und Landtage
in Auftrag gegebenen historischen Forschungsarbeiten regional, überregional, aber
auch in Städten und Gemeinden für Aufmerksamkeit gesorgt und zum Teil weitere
Lokalstudien angeregt. Gerade die Studien zur Vor- und Frühgeschichte der Lan-
desparlamente, die inzwischen für Niedersachsen, Bremen und Schleswig-Holstein
vorliegen, sowie die Vorstudie zum Hessischen Landtag konzentrieren sich wei-
testgehend auf die einzelnen Persönlichkeiten, auf ihre politische Lebensgeschichte.
Mit unterschiedlicher Ausprägung finden sich in allen Landtagen Personen, die
dem Nationalsozialismus oder seinen Organisationen vor dem Zusammenbruch
des NS-Staates formal oder gar ideologisch nahegestanden hatten. In allen Landta-
gen finden sich derartige, zumindest formal politisch vorbelastete Persönlichkeiten
in verschieden starker Ausprägung, in einigen Fällen als sogenannte Hinterbänkler,
in anderen Fällen in herausragenden Positionen ihrer Partei, Fraktion oder als Mit-
glied der Landesregierung. Die Darstellung und Untersuchung der Einzelbiogra-
phien vermag jedoch die Frage nach der tatsächlichen Einflussnahme politisch vor-
belasteter Landespolitiker nicht zu beantworten. Gerade in einem Land wie
Schleswig-Holstein, das in Parlament und Landesregierung eine besonders starke,
mindestens formale politische Vorbelastung von Angehörigen des Parlaments und
der Regierung aufweist, drängt sich die Frage nach den Folgen dieser Strukturen
auf die Landespolitik förmlich auf. Die Frage danach, ob die Öffnung der Landes-
politik für die Betroffenen eher zur Verdrängung der NS-Zeit beigetragen hat oder
ob diese einen Einfluss auf die in der Nachkriegszeit verfolgte Politik hatte, ist eine
der zentralen Fragen, nicht nur, aber insbesondere für das nördlichste Bundesland.

In ihrer 2014 an der Universität Hamburg als Dissertation vorgelegten, als Regi-
onalstudie angelegten Arbeit untersucht Carmen Smiatacz den juristischen Um-
gang mit der nationalsozialistischen Vergangenheit anhand der drei zentralen
Themenkomplexe der frühen Nachkriegszeit: Amnestien und Straffreiheitsgesetze,
die Beendigung der Entnazifizierung und die Frage der Wiedereingliederung der
entlassenen ehemaligen Beamten des NS-Regimes (Artikel 131 Grundgesetz). Dabei
zeichnet sie den Weg der Gesetze bis zu ihrer Implementierung nach, untersucht
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sie im Hinblick auf ihre rechtsgeschichtliche Bedeutung am Beispiel der Länder
Hamburg und Schleswig-Holstein und fragt nach den von den jeweiligen Landes-
regierungen im juristischen Umgang mit der NS-Vergangenheit gesetzten Schwer-
punkten und nach den Herangehensweisen der einzelnen politischen Parteien, um
so Gemeinsamkeiten und Differenzen der jeweils verfolgten Vergangenheitspolitik
aufzuzeigen.

Die Arbeit gliedert sich in vier Abschnitte. Im ersten Abschnitt wird der Um-
gang mit der nationalsozialistischen Vergangenheit auf Bundesebene dargestellt,
einschließlich der Debatten, die schließlich zur Verabschiedung der Straffreiheits-
gesetze von 1949 und 1954 führten, zu den Richtlinien zur Beendigung der Entnazi-
fizierung und zum Artikel 131 GG, das ehemaligen Beamten des NS-Staates den
Wiedereintritt in den Staatsdienst ermöglichte. Die folgenden beiden Kapitel be-
handeln jeweils die Implementierung der Gesetze in den Bundesländern Hamburg
und Schleswig-Holstein nebst den sie begleitenden politischen Debatten. Im ab-
schließenden Kapitel wird schließlich die juristische und legislative Vorgehenswei-
se der beiden Bundesländer vor dem Hintergrund der Entwicklung im Bund ge-
genübergestellt und verglichen.

Die abweichenden politischen und gesellschaftlichen Konstellationen des eher
sozialdemokratisch geprägten Hamburgs und des eher konservativ geprägten
Schleswig-Holstein, des Stadtstaats auf der einen und des ländlich geprägten Flä-
chenstaats auf der anderen Seite, schlugen sich auch in der Landespolitik nieder.
Auch den Interessengruppen gelang es nicht immer, ihren Anliegen in gleichem
Maße Gehör zu verschaffen. Während die sich als Interessenvertreter der ehemali-

gen Berufssoldaten und Beamten verstehende CDU und DP aufgrund der Mehr-
heitsverhältnisse Forderungen nach einer besseren Integration der „131er" im
Hamburger Senat kaum durchzusetzen vermochten, genossen diese im Nachbar-
land Schleswig-Holstein einen großen Rückhalt. Mit Schleswig-Holstein und Ham-
burg stehen sich damit ausgerechnet jene beiden Bundesländer gegenüber, die in
Bezug auf die Wiedereinstellung ehemaliger Staatsbediensteter unterschiedlicher
nicht hätten sein können: Schleswig-Holstein, das geradezu eine „Vorreiterrolle bei
der Wiedereinstellung" einnahm, Hamburg, das ebenso wie Rheinland-Pfalz am
wenigsten Bereitschaft zur Wiederverwendung ehemaliger NS-Beamter zeigte. Im
Sinne des Ländervergleichs von besonderem Interesse: Beide Länder nahmen in ih-
ren jeweiligen Debatten aufeinander Bezug. Für den Hamburger Oberbürgermeis-
ter Max Brauer diente das Nachbarland als Negativbeispiel für eine zu weitrei-
chende Wiedereinstellungspolitik, und tatsächlich hatte sich das nördlichste Bun-
desland bis zum Ende der 1950er Jahre bundesweit einen gewissen Ruf als Auf-
nahmeland für ehemalige Nationalsozialisten erworben. Interessant ist zumal die
Haltung der Parteien in dieser Frage: Während sich die SPD als Regierungspartei in
Hamburg mit der Wiedereinstellung ehemaliger NS-Staatsbediensteter, wie sie der
Artikel 131 GG vorsah, schwer tat, unterstützte die sozialdemokratische Oppositi-
on im Kieler Landtag die Wiedereingliederungspolitik der Landesregierung.

Abgesehen von der unterschiedlich starken Lobby für ehemalige Berufssoldaten
und ehemalige NS-Beamte, den „131ern", so stellt Smiatacz fest, gab es bei dem ge-
setzlichen Umgang mit der NS-Vergangenheit „nur selten regional-typische Aus-
prägungen". Obschon die Ergebnisse der jüngsten Forschung für den Kieler Land-
tag einen weit über den Ergebnissen der bisher untersuchten Landesparlamente in
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Niedersachsen, Bremen und Hessen liegenden Anteil mindestens formal belasteter
Parlamentarier aufweisen, vermag Carmen Smiatacz im Hinblick auf die von ihr
untersuchte Umsetzung der Bundesgesetze zum Abschluss der Entnazifizierung,
zur Amnestie und Integration ehemaliger Nationalsozialisten und NS-Funktions-
träger für den von ihr untersuchten Zeitraum von 1945 bis 1960 keinen Hinweis auf
einen schleswig-holsteinischen Sonderweg zu erkennen. Für die 1950er Jahre sieht
Smiatacz keine wesentlich voneinander abweichende Politik der Länder im Hin-

blick auf den Umgang mit der NS-Vergangenheit und vertritt die These, dass es
erst seit Anfang der 1960er Jahre eine deutlich abweichende Entwicklung gegeben
habe, als in der Bundesrepublik eine langsame Öffnung in Richtung auf eine zu-
nehmende Aufarbeitung der Vergangenheit stattfand, die sich in Schleswig-
Holstein erst mit starker Verzögerung seit den 1980er Jahren vollzog.

Es ist bedauerlich, dass gerade die überaus spannende Zeit der beginnenden ge-
sellschaftlichen und politischen Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus
und die Zeit, für die Smiatacz selbst den Beginn der für Schleswig-Holstein konsta-
tierten „Sonderentwicklung" setzt, außen vor gelassen wird. Gerade im Zusam-
menhang mit der Frage des politischen, Justiz- und personalpolitischen Umgangs
mit den wieder amtierenden ehemaligen NS-Justizjuristen, anhand der politischen
Auseinandersetzungen um die zahlreichen öffentlichen Skandale mit NS-Bezug
sowie der abweichenden Positionen im Hinblick auf die Debatten und die Strafver-

folgungsfristen, hätten sich hier vielversprechende Vergleichspunkte gerade zwi-
schen den beiden Bundesländern Hamburg und Schleswig-Holstein geboten. Zu-
gegeben, eine derartige Ausweitung hätte den Rahmen einer Dissertation wohl ge-
sprengt, dennoch wäre zumindest das Aufgreifen von bereits während der 1950er
Jahre formulierten Protesten mit NS-Bezug und des bereits in den späten 1950er
Jahren angelegten gesellschaftlichen Wandels hin zu einer zunehmenden Themati-
sierung von NS-Verbrechen sowie ein erweiterter Ausblick auf die weitere Ent-
wicklung in der Zeit nach 1960 wünschenswert gewesen.

Insgesamt ergänzt die Arbeit von Carmen Smiatacz die Untersuchungen zur
Parteiengeschichte und damit die aktuellen Arbeiten zu den lebensgeschichtlichen
Hintergründen politischer Mandats- und Entscheidungsträger, insbesondere im
Hinblick auf den politischen Diskurs. Tatsächlich schließt die Arbeit für den The-
menbereich des Abschlusses der Entnazifizierung eine bislang für Hamburg und
Schleswig-Holstein bestehende Forschungslücke. Leider muss abschließend ange-
merkt werden, dass ein Korrektorat dem Band gut getan hätte.

Es bleibt zu hoffen, dass künftige Arbeiten zur Landesgeschichte den Blick auf
den politischen Diskurs in den Landesparlamenten auch für die anderen Bundes-
länder aufgreifen und sich so im Zusammenhang mit den bereits abgeschlossenen
und künftigen biographischen Untersuchungen zu Landesparlamentariern ein um-
fassenderes Bild der politischen Verfasstheit der Bundesländer ergibt.

Stephan A. Glienke
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Historische Museen und Gedenkstätten in Norddeutschland. Hrsg, von Karl Hein-
rich Pohl. Husum: Husum Druck- und Verlagsges., 2016. 243 S.

Der Kieler Geschichtsdidaktiker Karl Heinrich Pohl hat sich seit einigen Jahren mit
den kleinen jungen Gedenkstätten zur nationalsozialistischen Gewaltgeschichte be-
schäftigt. Hierzu bot er mehrfach geschichtsdidaktische Seminare an, die zum Teil
zu innovativen - und kostengünstigen - Veränderungen der Ausstellungen durch
Studierende führten. Das vorzustellende Buch ist ein Produkt hiervon: Mehrere

Seminararbeiten, die sich mit Gedenkstätten und Museen in Hamburg und Schles-
wig-Holstein und ihren Ausstellungen beschäftigen, entstanden in einem Didaktik-
Seminar. Pohl beließ es nicht bei studentischen Arbeiten. Vielmehr bündelt der

Band Beiträge zu Museen und Gedenkstätten unterschiedlicher Art mit jüngeren
Ausstellungsprojekten, die hier kritisch untersucht werden.

Einleitend führt der Herausgeber selbst in seine didaktischen Grundüberlegun-
gen und Fragestellungen über den Zweck von Gedenkstätten und Historischen
Museen ein und gibt eine Handreichung, wie selbige anzuwenden seien. Die di-
daktischen Überlegungen beziehen sich auf das Gedenken und die Erinnerung an
die nationalsozialistische Zeitgeschichte, wobei die titelgebende Frage des ersten
Aufsatzes („Wozu brauchen wir noch Gedenkstätten und Historische Museen?") in
dem Sinn beantwortet wird, dass Pohl hier vielmehr Inhalte und anzustrebende

Schwerpunktsetzungen in der Darstellung des Nationalsozialismus formuliert. Da-
bei wirft er vor allem die Frage auf, welche Fragestellungen jungen Menschen ge-
genüber vermittelt werden können und sollen und auf deren Interesse stoßen
könnten. Vor allem das Aufkommen des Nationalsozialismus und die Herrschafts-

konsolidierung der ersten Jahre, aber auch die Nachgeschichte nach 1945 sollten
Pohl zufolge stärker bearbeitet werden.

In einer „Handreichung zum Konsum historischer Museen und Gedenkstätten"
entwickelt Pohl im Folgenden Überlegungen, wie eine Ausstellung unter Berück-
sichtigung verschiedener Perspektiven zum Nachdenken über die Vergangenheit
anregt und bei der Verortung in der Gegenwart hilfreich sein kann.

Was die folgenden Beiträge kennzeichnet, ist die Heterogenität der beschriebe-
nen Ausstellungen und Themen. Der erste Block widmet sich musealen Ausstel-
lungen im norddeutschen Raum: dem Jüdischen Museum Rendsburg, dem Wikin-
ger Museum Haithabu und dem Hamburger Auswanderermuseum Ballinstadt.

Björn Torben Selek, Helge-Fabien Hertz und Arthur Buchholz widmen sich der Aus-
stellung im Jüdischen Museum Rendsburg, wobei sie sich auf die alte Daueraus-
stellung beziehen und die Überlegungen zur Neukonzeption berücksichtigen.
Hierbei stellen sie fest, dass das Jüdische Museum kein Museum von Juden, son-
dern eines von Nichtjuden über Juden ist. Dies wird inhaltlich sichtbar, als die Dar-
stellung des Jüdischen in der Begrifflichkeit mitunter vermengt wird - so wird die
Verfolgung von Juden und den als Juden verfolgten Nichtjuden in der Ausstellung
unzureichend differenziert und damit indirekt die nationalsozialistische Kategori-
sierung übernommen. Dies drückt sich auch in der unreflektierten Namensgebung
aus: Ausgerechnet die ehemalige Synagoge ist als Bamberger-Haus nach Dr. Ernst
Bamberger, einem getauften Juden, benannt.

Dem Wikinger Museum in Haithabu wird sich von unterschiedlicher Seite an-
genähert. So stellt Martin Göllnitz den sich wandelnden Kontext dar, in dem sich
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die Ausgrabungen und Museumsplanungen entwickelten. Insbesondere die Bedeu-
tung der Ausgrabungen für das SS-Ahnenerbe, dem der Frühgeschichtler Herbert
Jankuhn - Grabungsleiter vor und nach 1933 - angehörte, der seit 1942 ein SS-
Sonderkommando zum Kunstraub in der Sowjetunion leitete, ist insofern hervor-
zuheben, als die neue Ausstellung vollständig auf die Darstellung der wechselnden
geschichtspolitischen Intentionen bei Ausgrabungen und Museumsgenese verzich-tet.

Zugleich beschäftigt sich Till Maschmann mit der didaktischen Konzeption der
neuen Ausstellung als Lern- und Erlebnisort. Hierbei hebt er hervor, wie weitge-
hend die Ausstellung von Haithabu besucherorientiert entwickelt wurde. Aller-
dings muss der Rezensent hier anmerken, dass die Besucherorientierung bei seinen
eigenen Kindern von 10 und 14 Jahren keinen Erfolg hatte - diese beurteilten die
Exposition im Vergleich zu dänischen Museen als „ziemlich langweilig".

Das Auswanderermuseum Ballinstadt (vorgestellt von Agnes Heutmann, Sabrina
Wellmann) ist am historischen Ort der Auswanderung auf der Hamburger Veddel
entstanden. Vorrangiges Ziel war es, in dem gesellschaftlich benachteiligten, mi-
grantisch geprägten Stadtteil eine touristische Attraktion zu schaffen (S. 112). Die
Konzeption wurde als Prinzip der Public-Private-Partnership umgesetzt und als
ausgesprochenes „Erlebnismuseum" (S. 112) konzipiert. Bei allem Positiven, was
diese Orientierung mit sich bringt, konstatieren die Autorinnen mangelnde Multi-
perspektivität ebenso wie fehlende Gegenwartsorientierung.

Der letzte Teil widmet sich den Gedenkstätten. Hierbei stehen sich zwei KZ-

Gedenkstätten - Kaltenkirchen und Neuengamme - und zwei militärische Gedenk-
orte - das Marine-Ehrenmal Laboe und das Marine-Artillerie-Arsenal in Wahlstedt
gegenüber.

Harald Schmid stellt die veränderten Deutungen des Marine-Ehrenmals in Laboe
vor, die weitgehend bestimmt sind von den Wandlungen und Kontinuitäten des
Deutschen Marinebundes als Eigentümer. Die neue Ausstellung, so bilanziert
Schmid, ist „nur ein kleiner inkonsequenter Schritt" auf dem vom Historiker des
Marinebundes apostrophierten „Weg zu einer neuen militärischen Gedenkkultur"
(S. 158).

Die Darstellung Uta Körbys über die Entstehungsgeschichte der KZ-Gedenk-
stätte Kaltenkirchen hingegen beschreibt den beschwerlichen Weg bürgerschaftli-
chen Engagements, den Opfern des NS-Terrors einen angemessenen Platz in der
Erinnerungskultur des Landes zu verschaffen. Die Bescheidenheit der Gedenkstätte
mutet umso auffallender an, als dem Rezensenten noch die 600.000 € Landesmittel
für die Ausstellung in Laboe, auf die Schmid verweist, im Gedächtnis sind.

Als Kontrast hierzu wiederum liest sich der Beitrag von R. Thomas Dürr über die
Ausstellung zur Lager-SS in der KZ-Gedenkstätte Neuengamme, die in den ehema-
ligen SS-Garagen auf demLagergelände gezeigt wird. Anders als in der Ausstel-
lung in Laboe wird hier eine differenzierte Darstellung zu Täterschaften im NS-
System geboten. Hier werden exemplarisch für die 4.000 Neuengammer SS-Leute
70 Biografien vorgestellt. Dürr setzt sich dabei kritisch mit der Frage der Exempla-
rität der Ausstellung auseinander.

Fast als Ausblick liest sich der letzte Beitrag von Leonie Spitzer, Johanna Bladt und
Lena Ebert über das Marine-Artillerie-Arsenal Fahrenkrug in Wahlstedt. Ausgehend
von einer apologetischen Darstellung in der Wahlstedter Chronik werfen sie die
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Frage auf, ob das Arsenal tatsächlich eine „Insel friedlichen Zusammenlebens in-
mitten des Zweiten Weltkriegs" war, und versuchen sich der Fragestellung aus
verschiedenen Perspektiven anzunähem. Auf eine überschaubare Weise wird dem
Publikum das Arsenal aus der Sicht verschiedener Beteiligter nahegebracht. Das
Konzept überzeugt umso mehr, als gerade auf diesem Weg einem breiten Publi-
kum „Geschichte als konstruierte Wirklichkeit" (S. 241) nachvollziehbar gemacht
wird.

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass gerade die sehr unterschiedlichen
Herangehensweisen und Reflektionen über museumsdidaktische Konzeptionen in
den vorgestellten Museen und Gedenkstätten reizvoll sind. Die Lektüre regt an,
sowohl über die eigene Wahrnehmung der verschiedenen Ausstellungen nachzu-
denken als auch diese mit einem neuen Blick zu betrachten. In diesem Sinn ist der

Sammelband eine ausgesprochen inspirierende Lektüre.
Stephan Linck

Johann Klarmann, Die erneute Demütigung : Hamburgs Umgang mit dem ehemali-
gen Konzentrationslager Neuengamme 1945 bis 1985. Münster: LIT, 2013. VIII,
273 S. (Veröffentlichungen des Hamburger Arbeitskreises für Regionalgeschich-
te; 33). - Zugl.: Hamburg, Univ., Diss., 2013.

Der Umgang von Bürgerschaft und Senat der Hansestadt Hamburg mit den Über-
lebenden des KZ Neuengamme und ihren Forderungen eines würdigen öffentli-
chen Gedenkens ihres schweren Haftschicksals war in den Jahren 1945-1985 eine

„erneute Demütigung". Diese Wertung hat Johann Klarmann als Titel seiner Dis-
sertation gewählt, mit der er im Februar 2013 im Alter von 74 Jahren an der Uni-
versität Hamburg promoviert worden ist. In seiner aktiven politischen Arbeit war
er u. a. als sozialdemokratischer Abgeordneter der Hamburgischen Bürgerschaft in
den Jahren 1982-1993 an den politischen Auseinandersetzungen über die 2005 ab-
geschlossene Neugestaltung der KZ-Gedenkstätte Neuengamme beteiligt. Daraus
ist sein Interesse erwachsen, die gedenkpolitischen Konflikte der Stadt Hamburg
um das ehemalige Konzentrationslager Neuengamme von Anfang an zu analysie-
ren. Der erste der fünf größeren Abschnitte seiner Arbeit geht in die NS-Zeit zu-
rück und stellt überblicksartig Einrichtung, Entwicklung und Auflösung der Ham-
burger nationalsozialistischen Verfolgungsinstitutionen Konzentrationslager Fuhls-
büttel, Polizeigefängnis Fuhlsbüttel und Konzentrationslager Neuengamme dar.

Im zweiten Abschnitt werden zwei große Denkmalsinitiativen der Jahre 1945-
1951 und die darum geführten Konflikte nachgezeichnet. Schon im Juli 1945, also
vor ihrer offiziellen Zulassung durch die britische Besatzungsmacht, hatten örtliche
Vertreter von SPD und KPD ein Aktionsprogramm ausgearbeitet, welche Folge-
rungen aus der gerade überwundenen NS-Herrschaft zu ziehen seien. Darin wurde
eine Erinnerungsstätte zum Gedenken aller Opfer des Hitler-Systems gefordert.

Nach der Wiederzulassung der Parteien etablierte sich in Hamburg eine politi-
sche Zusammenarbeit zwischen SPD und KPD, in der zwei Kommunisten, Franz

Heitgres und Friedrich Dettmann, mit Zustimmung der SPD-Mehrheit Ressorts in
der Landesregierung übernehmen konnten. Um die 1945 getroffene gedenkpoliti-
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sehe Übereinkunft konkret werden zu lassen, arbeitete Senator Heitgres eine Be-
schlussvorlage aus, der der Senat zustimmte. Darauf folgte ein Architektenwettbe-
werb, der wiederholt wurde. Wegen vielfältiger Kritik an den Entwürfen kam es
bis 1948 aber nicht zu substanziellen Schritten. Inzwischen hatte sich der Kalte

Krieg verschärft. Die KPD-Senatoren mussten nach der Blockade Berlins durch die
sowjetische Besatzungsmacht ausscheiden. Die ursprünglich überparteiliche Verei-
nigung der Verfolgten des Naziregimes spaltete sich, und der Senat erkannte sie
nicht mehr als Repräsentation der Neuengamme-Überlebenden an. So gab es auf
dem Hauptfriedhof Ohlsdorf 1949 zwei Denkmals-Einweihungsfeiem, eine richtete
der Senat aus, die andere die WN. Die antikommunistische Animosität in Stadt-

verwaltung und Landesparlament gegenüber Überlebendenverbänden hielt bis
Ende der 1970er Jahre an.

Verständlicherweise fand die jüdische Gemeinde Hamburgs ihre Belange durch
das Denkmal auf dem Ohlsdorfer Hauptfriedhof nicht mitgewahrt und bestand auf
einem eigenen Denkmal zur Erinnerung an die ermordeten Hamburger Juden auf
dem Jüdischen Friedhof in Hamburg-Ohlsdorf. 1951 fand die Einweihungsfeier
statt, der ein betont religiöser Charakter gegeben wurde, um jeden Anschein einer
„politischen Manifestation" zu vermeiden und damit keinen Anlass zu politisch
aggressiver Konfrontation, wie gerade erlebt, zu geben. Zahlreiche Vertreter der
Verfolgtenorganisationen, Gewerkschaften, Parteien und Mandatsträger aus Senat
und Bürgerschaft nahmen an der Feier teil. Spitzenvertreter aus Politik und Gesell-
schaft, etwa der Erste Bürgermeister und der eingeladene Bundespräsident, waren
nicht vertreten, auch die höchsten regionalen Geistlichen beider christlicher Kon-
fessionen waren verhindert.

Herrn Klarmanns dritter thematischer Komplex behandelt die Geschichte der
Nutzung des KZ-Geländes durch die Hamburger Justiz 1948-2003. Im September
1948 hatte die britische Besatzungsmacht ihr ziviles Internierungslager für NS-
Funktionäre aufgelöst, das sie in der ehemaligen KZ-Liegenschaft eingerichtet hat-
te, und gab sie der Stadt Hamburg zurück. Zur Frage der Nutzung ließ sich Bür-
germeister Brauer, gerade aus dem Exil in den USA zurückgekehrt, von seinen
Mitarbeitern Senatssyndikus Dr. Oskar Meincke und dem Leiter der Gefängnisbe-
hörde, Walter Buhl, leiten. Die Entscheidung für ein Strafgefängnis in Neuengam-
me sahen damals nicht nur der Bürgermeister, sondern die Verwaltung insgesamt,
Parlament und Öffentlichkeit unkritisch. Die KPD forderte lediglich eine Entschä-
digung der ehemaligen KZ-Häftlinge für die von ihnen geschaffenen Werte. Erst
rund drei Jahrzehnte später wurden die Strafanstalten, 1970 war eine zweite Haft-
anstalt hinzugekommen, zunehmend und immer entschiedener als unwürdig und
Schändung des KZ-Geländes kritisiert.

Die Hamburger Justiz empfand ehemalige Häftlinge, die das Lagergelände auf-
suchen wollten, als störend und wies sie daher häufiger ab, was auf Unverständnis
stieß und Entrüstung hervorrief. Als ihr Fürsprecher trat 1951 Dr. John Kirminmont
Dunlop, der Spitzenvertreter (Land Commissioner) der britischen Besatzungs-
macht in Hamburg, auf. Er trug das Anliegen an den Bürgermeister nicht in amtli-
cher Eigenschaft und Form heran, sondern als persönlicher Freund in einem priva-
ten Brief.

In seiner Stellungnahme lehnte der Leiter der Gefängnisbehörde Buhl Toteneh-
rungen und ein Ehrenmal in Neuengamme ab und verwies auf das Denkmal auf
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dem Ohlsdorfer Friedhof. In Bezug auf die Lagerliegenschaft schrieb er, an „der
Stätte, an der einst Hass, Willkür und brutaler Vernichtungswille geherrscht haben,
sollen (!) jetzt durch Liebe und Vertrauen straffällig gewordene Menschen (sic) ge-
bessert werden. Dieser Liebesdienst am Menschen dürfte im Endergebnis doch
wohl das ehrenvollste Ehrenmal bedeuten, das errichtet werden könnte." (S. 93)

Brauer übernahm die Argumentation und sandte Dunlop eine Absage. Darauf-
hin schalteten die französischen Veteranen ihre Regierung ein, die das „Hohe
Kommissariat der Französischen Republik in Deutschland" beim Auswärtigen Amt
in Bonn intervenieren ließ. Die Gefängnisbehörde blieb bei ihrer Ablehnung und
schlug vor, wenn sich ein Ehrenmal nicht umgehen ließe, solle es dicht beim La-
gergelände auf dem Neuengammer Gemeindefriedhof errichtet werden. Nach Tref-
fen mit dem „Französischen Beobachter in Hamburg" war Bürgermeister Brauer
zum Einlenken bereit. Schließlich kam es zum Entschluss, eine Gedenksäule an der

nördlichen Peripherie des Lagergeländes aufzustellen. Der entsprechende Antrag
des Senats wurde im Bürgerausschuss im Oktober 1952 genehmigt. Eine Ausspra-
che in der Bürgerschaft fand nicht statt. Die Ansprache zur Einweihung am
18.10.1953 hielt Bürgermeister Brauer frei. Er würdigte aber nur die Häftlinge west-
licher Nationalitäten und erwähnte die beiden größten nationalen Gruppen aus der
Sowjetunion und aus Polen nicht. Ob diese Auslassung antikommunistisch moti-
viert oder ein Versehen war, lässt sich nicht mehr klären.

Die „karge Denkmalanlage" von 1953 stellte die Überlebenden und Hinterblie-
benen nicht zufrieden. Mehrere Kongresse des Internationalen Neuengamme-
Komitees (AIN) fassten entsprechende Resolutionen und baten um Gesprächster-
mine mit dem Senat. Beteiligt waren regelmäßig auch ausländische konsularische
Vertreter. Konflikte ergaben sich daraus, dass der Senat bestimmte Häftlingsorga-
nisationen nicht als Gesprächspartner akzeptierte. Schließlich fand die feierliche
Einweihung am 7.11.1965 statt.

Langsam setzte sich weit über Hamburg hinaus in der öffentlichen Debatte die
Einsicht durch, Gedenkorte müssten Orte der Aufklärung und Information sein.
Schließlich brauche man für jede Auseinandersetzung mit den Verbrechen wäh-
rend der Diktatur des Nationalsozialismus Kenntnisse. Seit den späten 1960er Jah-
ren wurden viele verschiedenartige Initiativen, Aktivitäten und Veranstaltungen
getragen oder durchgeführt von Überlebendenverbänden, ungebundenen politi-
schen/religiösen bürgerschaftlichen Zusammenschlüssen, Parteien oder Gewerk-
schaften, die einen Handlungsdruck aufbauten, der Verwaltung und Politik in
Hamburg schließlich bewog, das Dokumentenhaus Neuengamme zu errichten, um
darin eine wissenschaftlich qualifizierte Dauerausstellung zum KZ Neuengamme
zu zeigen. Über den Generationenwechsel waren Entscheidungsträger in ihre Posi-
tionen gerückt, die gegenüber gedenkpolitischen Anliegen vorbehaltlos waren und
sich sehr stark positiv einsetzten. Am 18.10.1981 eröffnete Bürgermeister von
Dohnanyi unter großer Anteilnahme der Öffentlichkeit dieses neue Haus der „For-
schung, der Vermittlung und der Begegnung". Die Zahl der Besucher stieg in den
ersten fünf Jahren des Bestehen von ca. 15.000 auf 52.000 an. So zollte Hamburg
den Opfern späten Respekt.

„Später Respekt für die Opfer" hat Herr Klarmann seinen fünften thematischen
Abschnitt überschrieben, in dem er sein Material systematisiert. Der lang anhalten-
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de, empathielose, demütigende Umgang von Verwaltung und Politik mit den ehe-
maligen Häftlingen sei von folgenden Faktoren maßgeblich bedingt worden:

Die Strafverfolgung der KZ-Verbrechen habe nach 1945 nicht aufklärerisch ge-
wirkt. Die neun in Hamburg geführten Strafprozesse der britischen Militärjustiz
gegen schwerst schuldbeladenes SS-Personal hatten in Hamburg nur ein schwaches
Echo und konnten das politisch-moralische Bewusstsein der breiten Öffentlichkeit
nicht beeinflussen. Die unsensible Unbedenklichkeit, mit der die Entscheidung für
die Nutzung des KZ-Geländes als Strafgefängnis getroffen worden ist, spiegelt das
wider.

In der Hamburger Verwaltung gab es über die großen politischen Systemwech-
sel hinweg eine starke personelle Kontinuität. Bis in die Zeit der Bundesrepublik
fanden sich viele Rathaus-Mitarbeiter, deren Karrieren von der Weimarer Republik
über die NS-Diktatur in das neue demokratische Staatswesen von 1949 fast völlig
ungebrochen verlaufen waren. In der NS-Zeit war die Hamburger Verwaltung, wie
der Autor schreibt, eine leistungsfähige „formierte und gleichgeschaltete Gefolg-
schaft", die leistungswillig im Sinne der NS-Ideologie funktioniert hatte. Welche
gedenkpolitischen Folgen das nach 1945 haben konnte, zeigt das Beispiel des Se-
natssyndikus Dr. Oskar Meincke, der verantwortlich war für die ablehnende Stel-
lungnahme des Senats zum Wunsch, 1953 ein Denkmal auf dem Gelände des KZ
zu errichten. Meincke war bereits 1940 in derselben staatlichen Funktion für den

Senat an den Verhandlungen über den Bau des Klinkerwerks im KZ Neuengamme
mit den Deutschen Erd- und Steinwerken der SS beteiligt gewesen. Im Krieg war er
stellvertretender Leiter des Amtes für Kriegswirtschaftlichen Einsatz (AKE), der
auf die Kriegsprobleme ausgerichteten Rumpforganisation der Bauverwaltung.

Die Stadtverwaltung war gegenüber den ehemaligen Häftlingen „bürokratisch,
abweisend und nur selten einfühlsam". Sie sah Vertreter der Überlebenden als läs-

tige Bittsteller, auch die Funktionsträger des internationalen Dachverbands, der
von Nichtkommunisten geführten Amicale Internationale de Neuengamme. Herr
Klarmann konstatiert, dass sich der Umgang Hamburgs mit seiner nationalsozialis-
tischen Vergangenheit „nicht wesentlich von dem in der übrigen Bundesrepublik"
unterscheidet.

Reimer Möller

Uwe Danker, Volksgemeinschaft und Lebensraum : die Neulandhalle als histori-
scher Lemort. Neumünster, Hamburg: Wachholtz, 2014. 167 S. (Beiträge zur
Zeit- und Regionalgeschichte; 3).

Mehr aus mentalitätsgeschichtlicher Perspektive denn aus einem dezidiert (land)-
wirtschaftsgeschichtlichen Blickwinkel heraus steht die Neulandgewinnung wäh-
rend der NS-Zeit immer wieder im Fokus der wissenschaftlichen Beschäftigung mit
dieser Epoche. Die Propagierung eines neuen „deutschen Bauerntums", das als
„Reichsnährstand" integraler Bestandteil der „Volksgemeinschaft" sein sollte, die
Anlage eines 1935 eingeweihten Musterkooges in Süderdithmarschen und die da-
mit verbundene Antizipation der Gewinnung „neuen Lebensraumes" von Seiten
der NS-Propaganda sind dabei nur einige der Schlagworte, die sich im Zusam-
menhang mit der Errichtung der Neulandhalle im „Adolf-Hitler-Koog" (heute
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Dieksanderkoog) erforschen und ganz konkret erfahrbar machen lassen. All dies
gilt es zu bedenken, wenn man sich über die zukünftige Nutzung dieses „Täteror-
tes" Gedanken macht, der sich im Zentrum der Kooglandschaft erhebt und damit
gleichsam über ihr thront Die Neulandhalle war - ursprünglich als Kult- und Ver-
sammlungsraum konzipiert - außen mit NS-Symbolik und monumentalen Wäch-
terfiguren (Soldat mit Gewehr und Bauer mit Spaten, der auch als Arbeitsdienst-
mann gedeutet werden kann) versehen und im Inneren reich mit die Arbeit der
Koogbevölkerung (Deich- und Hausbau, Saat und Ernte) heroisierenden Propa-
gandafresken ausgestattet.

Die Immobilie Neulandhalle, die - bis auf ein einziges dieser Fresken der Pro-
paganda-Elemente entkleidet - in den letzten Jahrzehnten von den Kirchenkreisen
Süder- und Norderdithmarschen als Jugendfreizeitstätte genutzt wurde, musste
2011 aus wirtschaftlichen Gründen geschlossen werden. Um den drohenden Abriss
des Gebäudes abzuwenden, braucht es ein sinnvolles Nutzungskonzept, einen
Käufer bzw. eine neue Trägerschaft. Insbesondere gilt es dem Missbrauch des Or-
tes als NS-Kultstätte vorzubeugen. Andererseits könnte - was eine sinnvolle Nut-
zung angeht - gerade die bis heute beeindruckende exponierte Lage innerhalb des
1935 neu geschaffenen Kooges dazu genutzt werden, die erwähnten Charakterzüge
der NS-Propaganda und der hier Architektur gewordenen NS-Ideologie für Men-
schen unserer Tage fassbar zu machen. Von daher bietet es sich an, die Neuland-
halle zu einem authentischen Lernort der ganz besonderen Art auszugestalten. Da-
für liefert Uwe Danker in der vorliegenden Veröffentlichung geschichtsdidaktische
Konzepte, die eine Erweiterung der bislang vorherrschenden Perspektive im Um-
gang mit der NS-Zeit propagieren. Um wirklich zu verstehen, wie eine ganze Ge-
sellschaft den Verführungen des NS-Regimes erliegen und die NS-Ideologie tief in
den Alltag und in das Denken der Menschen hineinwirken konnte, sollte man ne-
ben den Orten des Opfergedenkens auch die Propaganda- und Täterorte in den
Blick der Nachgeborenen rücken. Gelegenheit dazu bietet sich nicht nur auf dem
Reichsparteitagsgelände in Nürnberg, auf dem Obersalzberg, im KdF-Seebad Pro-
ra, auf der Ordensburg Vogelsang oder auf der Wewelsburg, sondern auch im
Dieksanderkoog.

Ausgehend von der „Biographie" des markanten Gebäudes, die im Rahmen der
NS-Geschichte behandelt wird, geht es im Folgenden um den gesellschaftlichen
Wert und das geschichtsdidaktische Potenzial der Neulandhalle sowie um deren
konkrete Umgestaltung zu einem „Historischen Lernort". Gerade die Implementie-
rung der NS-Ideologie im Alltag, die Propagierung einer idealisierten Volksge-
meinschaft und die Vorwegnahme der nur wenig später auf grausamste Art umge-
setzten „Gewinnung neuen Lebensraumes" im Osten, an der im „Reichskommissa-
riat Ostland" unter Leitung von Schleswig-Holsteins Gauleiter und Oberpräsident
Hinrich Lohse auch eine Reihe weiterer Schleswig-Holsteiner maßgeblich beteiligt
waren, lassen sich an einem entsprechenden Lemort konkret fassbar machen.

Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass zukünftig immer weniger Zeitzeugen
für die NS-Zeit zur Verfügung stehen werden, ist die (Landes)Politik gefragt, mit
den von Uwe Danker dargelegten Konzepten für die Umgestaltung und Nutzung
der Neulandhalle umzugehen und ihrer Verantwortung für einen sinnvollen Um-
gang mit dem schweren Erbe der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts gerecht zu
werden. Angesichts der Verkehrsferne des Ortes in Süderdithmarschen und des
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unlängst ergangenen negativen Bescheides, was die finanzielle Förderung des Pro-
jektes auf Bundesebene angeht, braucht es dazu Mut und Initiative.

Ein Anhang mit Anmerkungsapparat, einer umfangreichen Literaturauswahl
und einem Verzeichnis der Bildnachweise beschließt die Veröffentlichung, der man
auch jenseits der Fachwissenschaft viele Leserinnen und Leser wünschen möchte.

Detlev Kraack

Mythen der Vergangenheit: Realität und Fiktion in der Geschichte ; Jörgen Bracker
zum 75. Geburtstag. Hrsg.: Ortwin Pele. Göttingen: V & R Unipress, 2012. 358 S.

Jörgen Bracker war von 1976 bis 2001 Leiter des Museums für Hamburgische Ge-
schichte. Anlässlich seines 75. Geburtstages im Jahre 2011 widmeten ihm Freunde,
Mitarbeiter und Kollegen einen Band mit insgesamt 15 Beiträgen. Der Band trägt
den Titel „Mythen der Vergangenheit" und wurde herausgegeben von Ortwin
Pele.

Anders als sonst in Sammelbänden, die zu Jahrestagen so geehrter Personen er-
scheinen und die meist eine Sammlung eher zufälliger und sehr verschiedenartiger
Beiträge sind, wird in diesem Falle ein Rahmenthema vorgegeben: Mythen der
Vergangenheit, und dieses Thema wird näher eingegrenzt durch den Untertitel
„Realität und Fiktion in der Geschichte". Ein später auch in einem Beitrag behan-
deltes Thema, nämlich die eher „sagenhafte" Gründung Hamburgs durch Karl den
Großen, wird auf dem Buchumschlag durch eine Abbildung einer Statue Karls in
einer Ziegelnische angedeutet.

Neben dieser thematischen Eingrenzung ist der Band mit seinen Beiträgen aber
auch regional eingegrenzt. Mit Bezug auf die Interessen des Geehrten stehen ham-
burgische und norddeutsche Themen im Vordergrund. Die Sammlung der Beiträge
beginnt zeitlich mit der Gründung Hamburgs um 800 und endet im 20. Jahrhun-
dert mit einem Beitrag zu dem von einer Hamburger Elektrofirma produzierten
Haushaltsmotor Piccolo - also eine Mischung von klassischen historischen The-
men, volkskundlichen und technikgeschichtlichen Themen. Ein Schriftenverzeich-
nis Jörgen Brackers, ein Orts- und Personenregister und ein Autorenverzeichnis
schließen den Band ab.

Herausgeber und Mitwirkende des Bandes stellen ihre Beiträge unter den vor-
gegebenen Obertitel „Mythen". Eingegrenzt wird dieser Titel, dass es in dem all-
gemeinen Geschichtsbewusstsein Auffassungen gibt, die von Vorurteilen, Stereo-
typen oder gar von Sensationslust geprägt sind und die den historisch abgesicher-
ten Tatsachen überhaupt nicht standhalten. Die Verfasser setzen sich zum Ziel, sol-
che „Fehlbilder" auf ihre Entstehung und Entwicklung zu untersuchen und sie
durch neue Forschungsergebnisse zu korrigieren. Dabei behandeln alle Beiträge in
diesem Rahmen interessante Themen, doch ist die Nähe oder Feme zu dem gesetz-
ten Oberthema zuweilen unterschiedlich.

Die Themen der Beiträge dieses Bandes beginnen mit der „sagenhaften" Grün-
dung Hamburgs und der Rolle Karls des Großen bei der Gründung, behandeln
Themen der lübeckschen und der baltischen Geschichte, dann die außereuropäi-
sche Geschichte mit Bezug auf Auffassungen in den Hansestädten und schließlich
eher volkskundliche und emährungsgeschichtliche Themen. Jörgen Bracker hat in
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den letzten Jahren auch historische Romane verfasst, und so entspricht es sicher
seinen Neigungen, dass auch zwei eher literaturwissenschaftliche Themen aufge-
nommen worden sind: Über den Hamburger Dichter Wilhelm Hocker aus der Zeit
des Vormärz und über einen Roman aus der Geschichte Glückstadts - dieser eher

mit der Aussage, wie man Geschichte nicht mit der Brille der Gegenwart betrach-
ten sollte.

Alle diese Beiträge sind wesentlich dadurch verbunden, dass zunächst das Ste-
reotyp, das aus Tradition und allzu genehmem „falschen" Bewusstsein entwickelt
wurde, dargestellt, mit der historischen Forschung konfrontiert und zumeist er-
schüttert oder gar beseitigt wird. Doch sollte man sich nicht täuschen: Mythen le-
ben ewig.

Die Begrenzung auf ein Rahmenthema und das noch einmal einschränkende
Unterthema „Realität und Fiktion in der Geschichte" haben dem Band gutgetan. So
ist eine innere Kohärenz der Beiträge entstanden, die in ihrer Vielfalt immer auf ein
Ziel zuläuft: den Wert der kritischen historischen Forschung. Ob sich eine sensati-
onsbegeisterte Öffentlichkeit davon immer beeindrucken lässt, wird man sehen.
Die Autoren dieses Bandes haben es jedenfalls versucht.

Peter Wulf

Flüsse in Norddeutschland : zu ihrer Geschichte vom Mittelalter bis in die Gegen-
wart. Hrsg, von Norbert Fischer u. Ortwin Pele. Neumünster: Wachholtz, 2013.
528 S. (SWSG; 50). (Schriftenreihe des Landschaftsverbandes der Ehemaligen
Herzogtümer Bremen und Verden; 41).

Städte, Berge und Flüsse haben ihre Geschichte in Bezug auf das Leben der in
ihnen oder in ihrem Umfeld lebenden Menschen. Beschäftigen sich Autoren mit
der jeweiligen Geschichte werden sie zu Individualitäten. Die Autoren schildern
ihre Entwicklung im Lauf der Geschichte, ihren Aufstieg oder gar Niedergang, und
sie versuchen das Besondere, den Charakter des jeweiligen Objekts, herauszufin-
den.

Flüsse, besonders längere Flüsse wie der Rhein oder die Donau sind noch durch
eine weitere Besonderheit geprägt. Sie haben eine Ausdehnung, einen längeren
Lauf, der sich sehr unterschiedlich auf die angrenzenden Ufer auswirken kann.
Flüsse trennen und verbinden, Flüsse machen Handel, Gewerbe und Verkehr mög-
lich, aber Flüsse können auch gefährlich werden. Und in der neueren Zeit ist es
auch möglich, dass an sich gesunde und natürliche Flüsse durch das Wirken der
Menschen geschädigt werden.

Dies Alles gilt aber nicht nur für die großen Flüsse, die Ströme, sondern das gilt
auch für kleinere regionale Flusssysteme. Norbert Fischer und Ortwin Pele haben
im Februar 2011 im Museum für Hamburgische Geschichte eine Tagung veranstal-
tet mit dem Rahmentitel: „Leben am Wasser. Flüsse in Norddeutschland". Dieser

Sammelband vereinigt die Vorträge, die auf dieser Tagung gehalten wurden. Her-
ausgegeben wird er vom „Landschaftsverband der Ehemaligen Herzogtümer Bre-
men und Verden" und dem „Arbeitskreis für Wirtschafts- und Sozialgeschichte
Schleswig-Holsteins". Dadurch bedingt liegt der Schwerpunkt der behandelten
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Themen auch in den Flussgebieten Schleswig-Holsteins, Mecklenburgs und des
nördlichen Niedersachsen.

Behandelt werden vor allem Flüsse, aber auch Kanäle. Für Schleswig-Holstein
und Mecklenburg stehen Trave, Stör, Krückau, Bille, Elbe und Warnow und Sude
sowie der Eider-Kanal, der Alster-Beste-Trave-Kanal sowie Pläne für einen
Schwentine-Kanal. Für das nördliche Niedersachsen stehen die Flüsse Ilmenau, Os-
te, Weser, Geeste, Lune, Ems und Maade. Unter den Kanälen wird der Dortmund-

Ems-Kanal behandelt. Zeitlich gesehen haben alle Themen ihren Schwerpunkt vor
allem im 19. Jahrhundert, doch gibt es einzelne Beiträge, die auch bereits im Mittel-
alter einsetzen oder aber bis in das 2O.Jahrhundert reichen.

Es würde zu weit führen, den Inhalt aller dieser Aufsätze genauer darzustellen.
Daher soll hier nur eine thematische Zusammenfassung gegeben werden. Es wird
die Rolle von Flüssen als Voraussetzung für Siedlung und für Verkehrs- und Han-
delsbeziehungen geschildert, es wird die Funktion von Flüssen als Versorgungs-
wege untersucht, es werden die Flüsse in ihrer Rolle als Grenzen, aber auch Ver-
bindungs- und Kontaktmöglichkeiten gezeigt, ausführlich wird in verschiedenen
Aufsätzen geschildert, wie Flüsse gezähmt werden, wie die Ufer für Handel und
Verkehr zubereitet werden, aber auch wie von den Flüssen drohenden Gefahren

(Hochwasser, Eisgang) abgewendet werden. Für die neuere Zeit gilt aber auch,
dass nicht nur die Flüsse Zerstörungen anrichten, sondern dass auch der Mensch
die Flüsse schädigen kann. Bei den Kanälen geht es dann vor allem um die Projek-
tierung, den Bau, die Technik und die Arbeitskräfte und vor allem um die Finan-
zierung solcher Wasserbauten.

Zu Beginn des Bandes findet sich eine Karte (S. 8), aus der zu ersehen ist, in
welch dichtem Geflecht die Flusslandschaften Norddeutschlands in diesem Band

erfasst sind. Keine Bearbeiter haben wohl gefunden der Nord-Ostsee-Kanal, der
Stecknitz-Kanal und die Eider.

Alle Aufsätze sind wissenschaftlich sauber gearbeitet und mit erläuternden
Anmerkungen und umfangreichen Literaturangaben belegt. Manche Themen sind
aus der vorhandenen Literatur erarbeitet, andere beruhen auch auf archivalischen

Quellen. Die Mehrzahl der Aufsätze ist mit Karten und Abbildungen versehen, so
dass man die Texte auch optisch nachvollziehen kann.

Für die Natur-, Umwelt- und Sozial- und Wirtschaftsgeschichte liegt hier ein
sehr gelungener Sammelband vor.

Peter Wulf

Alexander Querengässer/ Sascha Lunyakov, Die Streitkräfte Schleswig-Holsteins wäh-
rend der Erhebung 1848-1850. (Die Streitkräfte Schleswig-Holsteins im Unab-
hängigkeitskrieg 1848-1850). Berlin: Zeughaus Verlag, 2015. 71 S. (Heere & Waf-
fen; 24).

Um dem vorliegenden Werk gerecht zu werden, bedarf es einer Vorbemerkung.
Die Arbeit ist als Teil einer im Zeughaus-Verlag erscheinenden Reihe eine typisch
heereskundliche Schrift. Diese Spezialrichtung der Militärgeschichte untersucht
Strukturen, Geschichte und Erscheinungsbild von Heerwesen und richtet sich na-
turgemäß an einen eher kleinen, eben sehr spezialisierten Leserkreis. Was diese
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Disziplin hingegen selten oder gar nicht leistet, ist eine wissenschaftliche Vertie-
fung anhand besonderer, theoretisch unterfütterter Fragestellungen. Die Meeres-
kunde ist eine ausgesprochene Hilfswissenschaft, die für sich in Anspruch nimmt,
Fakten zu recherchieren, aufzubereiten und zu präsentieren.

Diese Prämisse ist der Ausgangspunkt der folgenden Betrachtungen. Der Autor
Alexander Querengässer hat in der genannten Serie bereits etliche Bände zur frü-
hen Neuzeit, etwa zum Dreißigjährigen Krieg oder zum Nordischen Krieg beige-
tragen (der als Ko-Autor firmierende Name ist derjenige des Illustrators).

Heereskundliche Arbeiten unterliegen meist der doppelten Herausforderung,
sowohl ein Heerwesen (hier die „Schleswig-Holsteinische Armee und Marine") als
auch das dieses umgebende ereignisgeschichtliche Umfeld (hier der „Erhebungs-
krieg") zu beleuchten. Querengässer entscheidet sich für den Weg, beides nicht
thematisch voneinander getrennt, sondern fortlaufend Ereignisgeschichte und mili-
tärische Strukturgeschichte zusammen zu präsentieren. Dieses Wagnis glückt ihm
weitgehend. Nach einer Einleitung zur politisch-militärischen Situation des däni-
schen Gesamtstaates und der Herzogtümer bis 1848 („Up evig [!] ungedeelt - der
dänische Gesamtstaat") folgen nacheinander Kapitel zur „Heeresorganisation"
(gemeint sind die ersten militärischen Gehversuche der Schleswig-Holsteiner), zum
„Gefecht bei Bov (Bau)", zur weiteren „Heeresreorganisation" (1849), zur „Schles-
wig-Holsteinischen Marine", zum Kriegsjahr „1849", zu „1850" („Schleswig-
Holstein steht allein") und schließlich zum „Ende der Erhebung" und zur „Auflö-
sung des Heeres" [1851].

Schon mit Blick auf den Titel des Werkes ergeben sich Fragen: Der Autor kennt
augenscheinlich die unterschiedliche Struktur der bewaffneten Kräfte als „Schles-
wig-Holsteinische Armee" und „Schleswig-Holsteinische (Marine-)Flottille", er
kennt den damals üblichen Namen „Erhebung(skrieg)" und weiß, dass die Ereig-
nisse nicht schon 1850, sondern erst 1851 endeten. Warum aber trägt das Buch den
schwerfälligen und völlig unüblichen Titel „Die Streitkräfte Schleswig-Holsteins im
Unabhängigkeitskrieg 1848-1850"? Der Titel lässt eine gewisse Ferne zur Materie
ahnen, die sich in vielen Details, aber auch in einigen „geschossenen Böcken" im
eigentlichen Inhalt durchaus bestätigt.

Beim sorgfältigen Lesen des im Wesentlichen aus den Arbeiten der Autoren
Martin Rackwitz, Gerd Stolz und des Rezensenten Zusammengetragenen fällt je-
denfalls auf, dass das Werk etliche Unzulänglichkeiten aufweist. So fehlt es an ei-
ner konsequenten Schreibung der deutschen oder dänischen Ortsnamen: Mal
schreibt der Autor von „Bov", mal von „Atzbüll", einmal sogar von „Haldensle-
ben", wo wohl „Hadersleben", und „Aarlborg", wo „Aalborg gemeint ist. Das sind
keine Petitessen, denn zusammen mit dem eklatanten Mangel einer Karte verfestigt
sich der Eindruck, dass der Autor mit der politischen Geographie sowohl des Ge-
samtstaates als auch der gegenwärtigen deutsch-dänischen Grenze nicht vertraut
ist - mit anderen Worten: er weiß nicht, ob sich ein von ihm genannter Ort heute in
Dänemark oder in Deutschland befindet.

Einige etwas merkwürdige Fehler kommen hinzu: eine Fehlübersetzung aus ei-
nem englischsprachigen Aufsatz des Rezensenten macht aus den „gymnasts"
„Gymnasiasten", wo eigentlich deutsche Turner gemeint sind, die es im Englischen
so nicht gibt. Das wiederum führt Querengässer zu einem falschen Schluss, indem
er die Turnerdevise „Frisch, fromm, fröhlich, frei" als „Studentenmotto" identifi-
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ziert. Einige kleinere Nachlässigkeiten kommen hinzu: Für 1848 fehlt das 17. Batail-
lon (Glückstadt) als eines der vier übergegangenen dänischen Bataillone, die die
Basis der Schleswig-Holsteinischen Armee bildeten und auf der gleichen Seite (S.
12) führt eine Übersicht drei Bataillone doppelt auf. Bei der Schilderung der
Schlacht bei Bau (Bov) wird dann klar, dass der Autor nicht bemerkt hat, dass zu
der Zeit noch die alten dänischen Bataillonsnummern (14-17) in der Schleswig-
Holsteinischen Armee galten, erst danach - ab Ende April - die neuen „schleswig-
holsteinischen" Ordnungszahlen (1-4). Sind das Kleinigkeiten? Mit Blick auf die
eingangs beschriebene Aufgabe der Heereskunde sind das gewichtige Fehler, denn
eine heereskundliche Arbeit lebt vor allem von der Zuverlässigkeit solcher Anga-ben.

Diese Unstimmigkeiten schmälern das Bild einer ansonsten doch guten Darstel-
lung der militärischen Ereignisse der Erhebung und der Schleswig-Holsteinischen
Armee, da der Eindruck entsteht, dass die Arbeit manchmal etwas zu sehr mit der

heißen Nadel gestrickt wurde. Ein intensiveres Einlesen und vor allem ein kriti-
sches Lektorat hätten hier einiges verhindern können.

Für heereskundlich interessierte Leser wirft das Buch aber zu einem moderaten

Preis durchaus etwas ab. Es bleibt jedoch ein fader Beigeschmack, spätestens dann,
wenn sowohl im Text an wiederholter Stelle, als auch auf einer großformatigen
Farbtafel die schleswig-holsteinischen Farben in der falschen Reihenfolge genannt
und abgebildet werden, nämlich als „Rot-Weiß-Blau"! Das ist kein Sakrileg, aber
man fragt sich, wie so ein nicht unwesentliches Detail sowohl dem Autor als auch
dem Illustrator haben durchgehen können.

Jan Schlürmann

Peter Max Gutzwiller: Die deutschen Kriegsmarinen im 19. Jahrhundert : Fakten -
Daten - Zusammenhänge. Berlin: Duncker & Humblot, 2014. 446 S.

Eine grundlegende Darstellung zur deutschen Marinegeschichte des 19. Jahrhun-
derts aus der Hand eines Schweizer Rechtsanwalts mit Arbeitsschwerpunkt im in-
ternationale Privatrecht und immerhin „ehern. Kommandant eines Infanterie-

Regiments der Schweizer Armee" ist - wie der Autor selbst bemerkt - schon ein
exotisches Unternehmen. Angegangen hat es Peter Max Gutzwiller, weil er im
Rahmen biographischer Forschungen über seinen Urahn, den deutschen Vizeadmi-
ral Paul Gottfried Hoffmann, das Fehlen eines Werkes bemängelte, „das die Ent-
wicklung, Organisation und Tätigkeiten deutscher Kriegsmarinen des 19. Jahrhun-
derts im maritimen und geschichtlichen Zusammenhang und doch detailliert ge-
nug erörterte" (S. 17). Der 528 Seiten starke fünfte Band („Deutsche Marinege-
schichte") der 1983 vom Militärgeschichtlichen Forschungsamt herausgegeben
„Deutschen Militärgeschichte in sechs Bänden 1648-1939" hätte hier entscheidend
weiterhelfen können. Leider findet sich diese bisher wichtigste und detaillierteste
Studie - wie viele andere marinegeschichtliche Standardwerke - nicht im Litera-
turverzeichnis des hier zu besprechenden Werkes, und dieser Missstand mag vieles
erklären, was an Kritikpunkten im Folgenden aufgezählt werden muss.

Peter Max Gutzwiller ist sich dieses Defizits zumindest mittelbar bewusst und

kokettiert damit. So sei es eines seiner erklärten Ziele gewesen, „die Materie so
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darzustellen, dass der Leser die grundlegenden Vorgänge und den Gesamtzusam-
menhang ohne Beizug vielfacher weiterer Werke ausgebreitet findet" (S. 18). Auch
hadert er mit allzu neuer und allzu „menschenferner" Literatur und hat sich bei

der Arbeit „von der Erfahrung leiten lassen, dass Darstellungen aus der damali-
gen)!] Zeit vielfach besser als gegenwärtige Texte geeignet sind, den Charakter der
Menschen, die geistige Kennzeichnung der Epoche und ihre technisch-wissen-
schaftlichen Gegebenheiten wiederzugeben" (ebd.). Im Sinne des Vorworts zu den
Memoiren der Baronin von Spitzemberg, einer Berliner „Salonniere", beschließt der
Autor seine Überlegungen zu seiner Quellen- und Literaturauswahl mit der dort
entnommenen Feststellung, dass „[...] die Darstellungen der Historiker nicht selten
der Atmosphäre ermangeln, gleichsam von der Luft, in der die Menschen jener Zeit
atmeten, kaum etwas spüren lassen [...]" (S. 19).

Genug der Auszüge aus der Einführung. Die eigentliche Darstellung nimmt von
446 Seiten lediglich bescheidene 129 Seiten ein - was den Rest füllt? Dazu später.
Die dreizehn Unterkapitel des darstellenden Teils beginnen mit einer Erläuterung
der durchaus vielfach bekannten (und beschriebenen) Zeit des Endes des Alten
Reiches, der „Befreiungskriege" und des Vormärzes und leiten dann nahtlos über
in eines der Hauptkapitel über die „Königlich Preußische Marine". Die durchaus
ältere und über weite Strecken des 19. Jahrhunderts wichtigere österreichische Ma-
rine findet nur in einer Randnotiz Erwähnung. Gutzwiller verfolgt - recht einseitig
- den preußische-deutschen Marinekurs, den er bereits 1815 ansetzt. Bis zum Kapi-
tel über die Revolution von 1848/49 enthält die Arbeit weder neue Fakten noch
grundlegend neue Gedanken. Hellhörig macht dann den landeshistorisch beson-
ders aufgeschlossenen Leser folgender Satz, der zur deutschen Marinegeschichte
zwischen 1848 und 1853 hinleitet: „In der Zeit der [allgemeinen deutschen, J. S.]
Verfassungssuche fiel die Krise um die seit langem[!] unruhigen Elbherzogtümer
Schleswig und Holstein. Dänemark (König Frederick[!] VII.) war nicht bereit, auf
seine Rechte zu verzichten, ja wollte seine Ansprüche konsolidieren und hatte die
Elbherzogtümer am 21. 3. 1848 formell annektiert^]" (S. 36). Der Autor verzichtet
auf einen Beleg dieser nicht allein gewagten, sondern völlig entstellenden These,
um sich der „Marine des Deutschen Bundes / Erste Bundesmarine" zuzuwenden,
zu der bekanntlich auch die „Schleswig-Holsteinische Flottille" gehörte, der ein ei-
genes kleines Kapitel gewidmet ist.

Wer sich u. a. der Darstellung der „Organisation" von Militärwesen verschreibt,
muss präzise sein. Hier unterlaufen dem Autor aber gerade dann grobe Fehler,
wenn er sich spürbar außerhalb der engeren preußisch-deutschen Militärgeschichte
bewegt. „Manche Schleswig-Holsteinische Truppen verließen die Krone Däne-
marks und unterstellten sich den deutschen Bundesbehörden" (S. 40) ist so z. B. zu
lesen, und auf einer solchen, den politischen Ereignissen widersprechenden
Grundlage müssen wesentliche Erkenntnisse ausbleiben. Es mangelt zwar nicht an
der Wiedergabe der bekanntesten Fakten, also des Schiffsbestandes der deutschen
Flotte, der Einführung der schwarz-rot-goldenen Flagge, und an der Darstellung
der Spitzengliederung der Flotte. Aber schon die spannende Diskussion über die
Aufgaben der ersten gesamtdeutschen Marine (Küstenschutz? Handelskrieg?
Hochseeflotte?) wird nur marginal erwähnt. Die zwei Seiten zur „Schleswig-
Holsteinischen Flottille (1848-1851)" kann man getrost übergehen - der Autor
kennt noch nicht einmal das Standardwerk aus der Feder von Gerd Stolz und ver-



Besprechungen und Hinweise 355

mag deshalb diese kurze, aber mit Blick auf die preußische Entscheidung 1865, Kiel
zum Kriegshafen zu machen, entscheidende Episode deutscher Marinegeschichtenicht zu erkennen.

Es folgen zwei - dem Titel nach - wichtige Überblickskapitel, die sich zum einen
mit der Wechselwirkung zwischen deutscher Einheitsbewegung und Flottenbegeis-
terung („Revolution, Marine und Nationalstaat") beschäftigen, zum anderen mit
der als „Reaktion" darauf verstandenen Ära „Bismarck, Kriege gegen Dänemark
und Österreich". Hier entwickelt der Autor zum ersten Mal tiefer gehende Ansätze,
die er aber nicht weiter verfolgt. Das ist schade, und das hätte man von einer Arbeit
mit einem solchen grundsätzlichen Ansatz eigentlich erwartet. So stellt er die Fra-
ge, „ob und ggf. in welchem Ausmaß die geplante Bundesflotte vom ideellen Ge-
dankengut der Revolution geprägt war" (S. 54). Gewiss, viele Quellen liegen dazu
nicht vor. Aber Ausbildungsvorschriften und die interessante Geschichte der See-
kadettenanstalt zu Kiel, deren Unterrichtsplan und Konzeption bekannt sind, hät-
ten hier mehr Ergebnisse gezeitigt, als die schlichte Feststellung des Autors, Ein-
flüsse seien ,,[n]icht eindeutig zu belegen". Hier rächt sich, dass im vorliegenden
Werk ausschließlich einige wenige zeitgenössische Werke verwendet wurden, ar-
chivalische Quellen aber ganz fehlen und damit kaum eine weitergehende Er-
kenntnis zu gewinnen ist.

In den Kapiteln über die „Königlich Preußische Marine" 1853-1867", die „Mari-
ne des Norddeutschen Bundes 1867-1871" und die „Kaiserliche Marine 1871-1900"

bewegt sich der Autor dann auf sicherem „preußisch-deutschen" Grund und liefert
eine gestraffte und streckenweise lesenswerte Geschichte der werdenden Flotte
und vor allem der zu unterscheidenden „Führungsepochen" (Stosch, Caprivi, der
Kaiser). Immer aber liefert Max Gutzwiller nicht wirklich etwas Neues, sondern
schöpft aus der vorhandenen und in Fachkreisen weitgehend bekannten Literatur.
Am Ende steht ein Exkurs, indem das „maritime Verhältnis von Preu-
ßen/Deutschland und England[!] im 19. Jahrhundert" thematisiert wird. Eine
Hauptquelle der hier entwickelten Ideen ist die 2001-2009 von John G. C. Röhl ver-
fasste Biographie Wilhelms II.; einmal mehr zeigt sich hier, dass der Autor - einge-
denk seines größeren, in Planung befindlichen Werkes - einen stark biographi-
schen Zugang zur Geschichtsschreibung hat. Das Fazit fällt eher dürftig aus: „Bei
ausgewogener, weniger anmaßender politischer Führung Deutschlands wäre auch
im ersten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts eine Verständigung mit England noch
möglich gewesen" - schreibt er und gibt gleich als Nachweis seines Fazits den His-
toriker Gordon Craig an.

Nach 150 Seiten könnte die Arbeit damit abgeschlossen sein; es folgen indes 19
Anhänge auf etwa 250 Seiten. Hier wird es bunt: Regententabellen aus aller Welt
(wozu?), eine Übersicht der Admirale der deutschen Marinen (gut, aber anderswo
leicht zu finden), dann ganze Texte zu „Ausbildung und Beförderung von Seeoffi-
zieren", „Adel und Marine", technischen, organisatorischen und zeremoniellen
Aspekten deutscher Marinen, etwas zu den Marinestationen, eine beinahe voll-
ständiges Schiffsverzeichnis, Entfernungstabellen und schließlich eine Liste der
„Deutschen Marine-Gedenkstätten". Eine durchaus beachtliche akribische Leis-

tung, deren Zusammenhang aber mit dem eigentlichen Werk nicht immer ersicht-
lich ist, und eine Fleißarbeit, die man sich heute angesichts vieler leicht verfügbarer
Hilfsmittel eigentlich wohl hätte sparen können.
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Es bleibt am Schlüsse der dann 427 Seiten der Eindruck, dass hier alles gedruckt
wurde, was der Autor an persönlichen Recherchen für seine biographische Arbeit
gesammelt hat. Wichtig für seine große Arbeit, von marginalem Wert für den be-
reits fachkundigen Leser und schwer verdaulich, weil schlecht gegliedert, für den
aufgeschlossenen Laien. Handwerkliche Fehler einmal außer Acht gelassen - Fuß-
noten, die lediglich noch einmal mehr Text, aber keine Nachweise bringen, sind
vollkommen überflüssig -, muss sich aber weniger der Autor als vielmehr der re-
nommierte Verlag Duncker & Humblot die Frage gefallen lassen, warum er eine
solche Arbeit überhaupt verlegt. In einem Fachverlag sollte man besser lektorieren
und auch den Mut haben, einem Autor den Druck zu versagen, weil es an Wissen-
schaftlichkeit oder zumindest an wissenschaftlich Neuem mangelt. Der Titel „Die
deutschen Kriegsmarinen im 19. Jahrhundert" verheißt ein neues Standardwerk,
die Seiten, die sich anschließen, erreichen diesen Standard aber leider nicht.

Jan Schlürmann

Jann M. Witt, Deutsche Marinegeschichte : 1848 bis heute. Berlin: Palm-Verlag,
2015.143 S.

Noch niemals in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland war ihre Marine
so häufig Thema in allen Medien wie gegenwärtig, weshalb mit dem Interesse einer
großen Leserschaft an einer „Deutschen Marinegeschichte" gerechnet werden
kann. Einfachheitshalber wurde aus den Texten und Bildern der neuen Ausstellung
in der Historischen Halle des Marine-Ehrenmals in Laboe ein schmales Büchlein

„Von Schwarz-Rot-Gold zu Schwarz-Rot-Gold" (2011). Daraus wiederum entstand
die vorliegende „Deutsche Marinegeschichte", in der der Verfasser „im Sinne einer
kritischen Auseinandersetzung die Höhen und Tiefen, die Kontinuitäten und Dis-
kontinuitäten der deutschen Marinegeschichte" (S. 6) zeigen will. Naturgemäß
kann auf 143 Seiten „vieles nur kurz angesprochen und anderes überhaupt nicht
angesprochen werden" (S. 7), aber es gibt doch allzu viele Fehlstellen in dieser
„Marinegeschichte" und damit wohl auch in der oben angeführten Ausstellung.

Im Inhaltsverzeichnis ist den Epochenüberschriften je ein Foto beigegeben.
Hier erstaunt nicht nur, dass ein Foto von U HAI vor dem Marine-Ehrenmal in La-

boe für die Marine der Bundesrepublik Deutschland stehen soll, sondern auch die
weitere Auswahl - für „Die Flottenrüstung unter Tirpitz 1897-1914" ein älteres Li-
nienschiff, für den Ersten Weltkrieg die Versenkungserfolge von LJ 9, für „Welt im
Wandel - Marine im Wandel, Die Deutsche Marine 1990-2011" ein TORNADO-

Flugzeug. - Den insgesamt acht deutschen Marinen1 widmen sich 10 Kapitel.
„Deutschland und die See Heute" [sic!], „Seesicherheit und Maritimes [sic!] Be-
wusstsein" und „Das Marine-Ehrenmal in Laboe" beschließen das Buch.

In „Die Anfänge der deutschen Marine 1848-1852" gibt es einen knappen
Überblick der „Vorgeschichte", womit die Hanse und die maritimen Anstrengun-
gen des Großen Kurfürsten gemeint sind. Es folgen die politische Entwicklung des

1 Reichs-/Bundesflotte (1848/1852), Flotte des Norddeutschen Bundes (1867/1871), Kaiserli-
che Marine (1871/1919), Reichsmarine (1919/1935), Kriegsmarine (1935/1945), DDR-Volks-
marine (1950/1990), die (Bundes)Marine der Bundesrepublik Deutschland (1955/1990), die
Marine des vereinigten Deutschland seit 1990.
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beginnenden 19. Jahrhunderts, frühe Flottenpläne im Kontext der Bedrohung deut-
scher Handelsschiffe durch tunesische Piraten (!). Hier und während der gesamten
Lektüre irritierte den Rezensenten die Formulierung im für historische Darstellun-
gen ungewöhnlichen Präsens. Naturgemäß knapp, aber angemessen sind „Die Re-
volution von 1848" und „Die Schleswig-Holsteinische Erhebung" dargestellt. Aus
der Denkschrift des Prinzen Adalbert vom Juni 1848 werden zwar nur die verkür-
zenden Überschriften der drei durchgespielten Varianten zitiert, aber auch das
grundlegende Anliegen des Prinzen skizziert: Deutschland sollte nicht danach
streben, eine eigenständige Seemacht sein zu wollen, sondern sich England als
Bündnispartner anbieten. Damit und mit dem Vorschlag, die eigenen Schiffe ab
dem Englischen Kanal unter englischen Schutz zu stellen und dabei durch ein mit-
fahrendes deutsches Kriegsschiff deutsche Interessen zu vertreten, schlug Adalbert
genau das vor, was die Marine der Bundesrepublik Deutschland fast genau 100
Jahre später nach zwei verlorenen Weltkriegen verwirklichte. Dass sich so ein Kreis
schloss zwischen „1848" und heute erwähnt der Verfasser leider nicht. Dabei wäre

gerade dies die dritte, wichtigste Säule des Bezuges der heutigen Marine zu jener
von 1848/1852, weshalb zu Recht seit 1998 der 14. Juni 1848 als „Marinegeburtstag"
begangen wird.

Bei der Darstellung der Schleswig-Holsteinischen Flottille werden sehr
pauschal „einige Erfolge" erwähnt - nicht aber das Gefecht bei Eckernförde am 5.
April 1849, woran an der Eckernförder Promenade und auch im „Lexikon zur
deutschen Marinegeschichte" erinnert wird. Platz dafür wäre auf den Seiten 14 bis
16 gewesen, wird dort doch - wie auch anderswo - viel Raum von Illustrationen
eingenommen. Damit aber ist ein grundsätzliches Problem dieses Buches ange-
sprochen - es wird viel Platz für mehr oder weniger passende, nicht immer deutli-
che Bilder verwendet, während gleichzeitig Wichtiges nicht erwähnt oder zu
knapp angesprochen wird. Einige Beispiele: Der U-Bootbau der Kaiserlichen Mari-
ne konnte wegen des Widerspruchs zum tirpitzschen Konzept des Schlachtflotten-
baus nur marginal bleiben. Kritische Bemerkungen des Verfassers ersetzen nicht
die Erwähnung der Kritiker des kaiserlichen Flottenbaus sowie des Umgangs mit
ihnen (gesellschaftliche Ächtung!). Die Verlegung der Offiziersausbildung von Kiel
nach Flensburg-Mürwik wird erwähnt, aber nicht die Gründe - um nämlich die Of-
fiziersanwärter dem „schädlichen Einfluss der Sozialdemokratie und der Werftar-

beiterschaft in Kiel zu entziehen". Dies wie auch das Verbot, im Dienst gesellschaft-
liche Fragen zu diskutieren, führte u. a. zu Defiziten in der Menschenführung auf
den Linienschiffen, dies zu Gehorsamsverweigerungen sowie letztlich zur Revolu-
tion 1918, woraus wiederum das „Trauma 1918" sowie das Durchhalten der

Kriegsmarine bis „5 nach 12" am Ende des Zweiten Weltkrieges resultierte. Solche
Bezüge zwischen verschiedenen Ereignissen der deutschen Marinegeschichte bis in
die heutige Marine werden in dieser Marinegeschichte nicht hergestellt.

Das Jahrhundertereignis Skagerrakschlacht handelt der Verfasser zwar wohltu-
end knapp ab, aber eine zusammenfassende Skizze wäre hilfreich gewesen. - Der
Versailler Vertrag, der den Krieg beendete, Frieden aber nicht schuf, beschränkte
den Personalumfang der Reichsmarine auf 15.000 Mann. Das entspricht in etwa der
heutigen Größenordnung, während die „Bundesmarine" auf fast 40.000 Mann aus-
gelegt war. Auch hier wäre eine verknüpfende Erwähnung angebracht gewesen,
denn: Jegliches historisches Datum ohne Bezug zur Gegenwart ist schön zu wissen,
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aber wertlos. Der Kriegsschiffbau des Dritten Reiches dokumentierte den erneuten
Willen und Irrweg, See- und Weltmacht werden zu wollen. Dafür stehen der soge-
nannte Z-Plan, der Makulatur blieb, und die Schlachtschiffe BISMARCK und TIR-

PITZ, ohne Namensnennung nur als „in Bau" erwähnt. Der Zusammenhang zwi-
schen Fehleinschätzung der Radar-Technik und dem BISMARCK-Untergang bleibt
ebenso unerwähnt wie die Problematik der Funksprüche des Flottenchefs (Lütjens).

Hinsichtlich des U-Bootkrieges erfährt der Leser nichts vom technisch unzu-
reichenden Entwicklungsstand sowie der sehr geringen U-Bootzahl (nur 56) schon
bei Kriegsbeginn. Bei den Ursachen des Scheiterns fehlt die Bedeutung des Flug-
zeugs, des Radars und der Operation Research. Leider gibt es keinen Hinweis auf
das auch für heutige Flüchtlingseinsätze vorbildliche Verhalten des U 156-Kom-
mandanten (Hartenstein), der nach Versenkung des Truppentransporters LACO-
NIA für das Seegebiet Neutralisierung forderte, um die überlebenden italienischen
Kriegsgefangenen zu retten. U 156 wurde von einem gegnerischen Flugzeug ange-
griffen - und Admiral Dönitz unterband mit dem LACONIA-Befehl solche Ret-
tungsmaßnahmen. Mit dem sogenannten Rettungsschiffbefehl wurde dies später
als Anordnung zur Vernichtung Überlebender versenkter Handelsschiffe bewertet.

Als seltenes Beispiel für Widerstand in der Kriegsmarine stellt der Verfasser
Oberleutnant zur See Oskar Kusch vor, der wegen Hitler-kritischer Äußerungen
hingerichtet wurde. Korvettenkapitän Alfred Kranzfelder aber, der entfernt am 20.
Juli 1944 beteiligt war, bleibt unerwähnt. Immerhin umfasst das Unterkapitel „Die
Kriegsmarine und das NS-Regime" durchaus kritisch zwei Textseiten, doch irritie-
ren hier die Bilder - auf einem werden „verwundete Soldaten [...] auf das Lazarett-
schiff BERLIN gebracht", und das andere zeigt die Wege der Transportschiffe wäh-
rend der Evakuierung über die Ostsee in den letzten Kriegsmonaten, um die es erst
später geht.

Bedenklich und enttäuschend für Angehörige der Bundesmarine sind die Fehl-
stellen für die Zeit nach 1956 bis 1990 bzw. die nur pauschalen Aussagen. Dass
ganz überwiegend deutsche und alliierte Boote und Schiffe des Zweiten Weltkrie-
ges die neue Marine bildeten, ist nur zu erahnen. Von neuen Torpedo-Schnell-
booten, Schnellen Minensuchbooten und Binnenminensuchern, Fregatten mit Gas-
turbinenantrieb und Zerstörern der HAMBURG-Klasse - kein Wort. Hat die Bun-

desmarine wirklich nur die GORCH FOCK als Schulschiff gehabt? Kein Wort über
das sogenannte Insekten-Geschwader, Tender in Schulschiff-Funktion (RHEIN,
RUHR, DONAU) und die DEUTSCHLAND, deren Bild sich besonders für das Ti-
telbild (statt U HAI) geeignet hätte. Die Bedeutung der vielen Auslandsausbil-
dungsreisen (auch) dieser Schiffe (DEUTSCHLAND allein 35), die zugleich der Re-
präsentation der Bundesrepublik Deutschland in Häfen aller Kontinente dienten,
ignoriert der Verfasser völlig. Den „Quantensprung" zur Beseitigung einer eklatan-
ten Unterlegenheitsphase durch die Beschaffung der Flugkörper-Schnellboote der
Klassen 148 und 143 erwähnt der Verfasser nur summarisch. Dabei wäre, wie er-

wähnt, Platz genug gewesen. Manche Bilder wären auch kleiner aussagekräftig
gewesen. Der Hinweis des Verfassers, vieles habe er nur anreißen können oder un-
erwähnt lassen müssen, kann die tatsächlichen Lücken nicht entschuldigen.

In den Schlusskapiteln „Deutschland und die See Heute" sowie „Sicherheit und
Maritimes Bewusstsein" werden für alle Epochen deutscher Marinegeschichte rich-
tige Aussagen getroffen, die am Anfang als Kriterien für das ausreichende Maß an
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maritimer Rüstung für Deutschland hätten dargestellt werden können. So aber er-
scheinen sie als angehängt, was auch für die letzten vier Seiten über das Marine-
Ehrenmal in Laboe und den Deutschen Marinebund gilt.

Alles in allem vermittelt diese „Deutsche Marinegeschichte" einen sehr zwie-
spältigen Eindruck: Es wird zwar in groben Zügen (fast) alles angesprochen, was
zur Geschichte deutscher Marinen gehört, aber nur steinbruchartig mit allzu gerin-
ger Tiefe. Ergiebiger sind die im Literaturanhang genannten Bücher „Germania auf
dem Meer", „Deutsche Marinen im Wandel" und „50 Jahre Deutsche Marine im
Bild" oder Salewskis „Die Deutschen und die See".

Dieter Hartwig

2. Allgemeine Geschichte

900 Jahre Schauenburger im Norden : eine Bestandsaufnahme. Hrsg, von Oliver
Auge u. Detlev Kraack. Kiel, Hamburg: Wachholtz, 2015. 440 S. (QuFGSH; 121).

Die 900. Wiederkehr des Datums der Übertragung der Grafschaft Holstein an
Adolf I. von Schauenburg bot in Schaumburg-Lippe wie in Schleswig-Holstein Ge-
legenheit zu wissenschaftlichen Tagungen. Während der niedersächsische Band re-
lativ bald erschien (Schaumburg im Mittelalter. Hrsg, von Stefan Brüdermann.
Bielefeld 2013), ist nun das schleswig-holsteinische Pendant anzuzeigen.

Naturgemäß muss man es sich in Nordelbien mit dem Epochenjahr 1110 oder
1111 und der Frage, was eigentlich damals geschehen ist, schwerer machen als im
Südelbischen. Folgerichtig gilt denn auch die Einleitung der beiden Herausgeber
(S. 7-13) genau dieser Frage: Handelt es sich um eine Belehnung im Sinne des da-
mals in der Region kaum entwickelten Lehnrechtes oder ist es eben wirklich nur
eine „Übertragung", und - wenn ja - was bedeutet das für die sich entwickelnde
Grafschaft Holstein? In mancherlei Beziehung durchzieht deswegen die wissen-
schaftliche Auseinandersetzung mit der immer noch grundlegend gebliebenen Dis-
sertation von Ulrich Lange, gedruckt 1974/75, den Band, auch wenn sie als „mitt-
lerweile schon älteren Datums, gleichwohl nach wie vor von Relevanz" etwas gön-
nerhaft gewürdigt wird (S. 6 Anm. 8).

Günther Bock analysiert in einer weit ausgreifenden, gelegentlich durchaus spe-
kulativen Untersuchung „Das Ende der Hamburger Grafen 1110", das er offen-
kundig für „Eine historiographische Konstruktion" hält (S. 15-75). Weder das Aus-
sterben der Hamburger noch irgendeine Form der Präsenz der Schauenburger
nördlich der Elbe bestimmt das 12. Jahrhundert. Helmolds Nachrichten seien kri-
tisch zu betrachten. Holstein war eben nicht „jene spätgermanische basisdemokra-
tische Spielwiese, die die völkisch geprägte ältere Landesgeschichte erkannt zu ha-
ben meinte" (S. 67). So richtig manche seiner Überlegungen in dieser Richtung auch
sein mögen: Es gelingt nicht recht, ein alternatives Narrativ an die Stelle der bishe-
rigen Betrachtungsweise zu setzen.

Nathalie Kruppa setzt ihre Arbeiten zur Klostergeschichte der Schauenburger fort
und behandelt „Die Klostergründungen der Grafen von Schaumburg im Mittelal-
ter" (S. 77-106). Das ist grundsolide und gibt einen guten Überblick über das The-
ma, in dem zu Recht Adolf IV. eine zentrale Rolle zugewiesen erhält. Mit seinem
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Beitrag „Die Burgen und Residenzen der Schauenburger in Nordelbien" betritt
Ortwin Pele (S. 107-168) überall dort Neuland, wo er Schriftquellen und archäologi-
sche Befunde zu parallelisieren vermag, und erweitert vor allem die Kenntnisse
über die weniger bedeutenden Herrschaftssitze erheblich.

Gleiches gilt leider nicht für den Vorbericht von Stefan Inderwies zu seiner Dis-
sertation, den er unter dem Titel „Die Schauenburger als Städtegründer und Stadt-
herren" gibt (S. 169-196). Mit erheblichem sprachlichem Aufwand, jedoch weitge-
hend ohne Erkenntniszugewinn arbeitet sich Inderwies an der Dissertation von
Helmut Willert (1990) ab. Die berechtigte Feststellung, dass die Verhältnisse in den
einzelnen Städten sehr unterschiedlich waren, dürfte den Aufwand der Untersu-

chung nicht rechtfertigen. Ganz anders dagegen die Detailuntersuchung des jüngst
verstorbenen Klaus-Joachim Lorenzen-Schmidt über „Itzehoe und die Schauenburger"
(S. 197-210), eine tiefschürfende Zusammenstellung und Analyse der Nachrichten
zu diesem Thema, übrigens ergänzt durch eine hier nicht unbedingt zu vermuten-
de Zusammenstellung der schauenburgischen Grablegen bis 1459 (S. 205).

Oliver Auge untersucht mit gewohntem Blick für genealogische Zusammenhän-
ge „Die Familien- und Heiratspolitik der Schauenburger Dynastie (bis ca. 1500)" (S.
211-233). Das Konnubium war vor allem seit der Erlangung der Herzogswürde in
Schleswig zwischen den einzelnen Linien hochgradig differenziert, worüber die
teils kuriosen Tabellen eher hinwegtäuschen, als dass sie den Befund erhellten (vgl.
S. 222 Tab. 7, wo aus einer Befundhäufigkeit von n=l eine Tabelle mit drei Spalten
und vier Zeilen gemacht wird!).

Vielleicht der wissenschaftlich ertragreichste Einzelbeitrag ist die Untersuchung
von Joachim Stüben über „Regionalgeschichte und Heilgeschehen in Holstein und
Schleswig - Beobachtungen zum Geschichtsbild des Presbyter Bremensis" (S. 235-
299). In dieser, womöglich von einem Itzehoer Geistlichen (S. 236 f.) stammenden
Holstein-Chronik des 15. Jahrhunderts geht Stüben auf die Suche nach den Quel-
len, nach „Gliederung und Eigenart" (S. 246), nach Kult- und Rechtspolitik, letzt-
lich nach einem Geschichtsbild. Dabei entsteht ein überzeugendes Beispiel dessen,
was unvoreingenommene und intensive Lektüre einer Quelle abzugewinnen ver-
mag, die aufgrund ihrer vielfach bemängelten sprachlichen Qualitäten nicht gerade
einladend wirkt. Stübens Beitrag dürfte das Zeug dazu haben, künftig als Refe-
renzpublikation zur spätmittelalterlichen nordelbischen Chronistik genutzt zu
werden. Im umfassenden Literaturverzeichnis hätte man sich einen Hinweis auf

die Göttinger Dissertation von Gerhard Diehl, Exempla für eine sich wandelnde
Welt. Studien zur norddeutschen Geschichtsschreibung im 15. und 16. Jahrhundert,
Bielefeld 2000, gewünscht, in der vielfach ähnliche bis gleiche Fragestellungen,
wenngleich an anderen Beispielen untersucht wurden.

„Die schauenburgische Grafen und der holsteinische Adel im 13. und 14. Jahr-
hundert" sind das Thema von Hans Gerhard Risch (S. 301-334). Dabei greift er auf
Fragestellungen und Kriterienbildungen seiner einschlägigen Dissertation von 2010
zurück und gibt einen insgesamt gelungenen Überblick über ein komplexes Thema
(vgl. den Versuch der graphischen Verdeutlichung von Abhängigkeiten zwischen
Grafen und Adligen S. 325 Abb. 3). Frank Lubowitz richtet den Blick in den nördli-
chen Landesteil: „Von Grafen zu Herzögen. Die Schauenburger und Schleswig" (S.
335-349) und behandelt dabei den Zeitraum von der Constitutio Valdemariana
1326 bis zum Frieden von Vordingborg 1435.
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Detlev Kraack beschließt den Band mit einer Untersuchung über „Das Nachleben
der Schauenburger nördlich der Elbe. Regionale Splitter eines zerbrochenen Spie-
gels" (S. 351-398). Erinnerungszeugnisse für die frühen Schauenburger, dann vor
allem zu Adolf IV., letztlich bis hin zum Übergang 1459/60 an die Oldenburger
bilden den ersten Teil des Untersuchungskomplexes, der Umgang mit geschichts-
politisch für einschlägig gehaltenen Jubiläen und Gedenkfeiern bis in das 20. Jahr-
hundert den zweiten. Das bringt mancherlei Neues und zeigt - etwa am Beispiel
einer Gedenkveranstaltung und eines Umzugs in Bornhöved 1927 (S. 386-390) - die
Neigung zur Verbindung historischen Gedenkens mit dem Grenzkampf jener Jahre
ebenso eindrücklich wie wissenschaftlich gewinnbringend.

Nach 900 Jahren haben es die Schauenburger/Schaumburger aufgrund eines Ju-
biläums zu einiger wissenschaftlicher Aktualität gebracht. Der vorliegende Sam-
melband - gemeinsam mit seiner Bückeburger Schwesterveröffentlichung - zeigt in
einer Reihe seiner Beiträge, wieviel Gewinn allein daraus erwachsen kann, ver-
meintlich einvernehmlich für erledigt gehaltene Fragestellung neu zu durchfor-
schen. Darin liegen der Gewinn und die nicht zu unterschätzende Bedeutung des
Bandes.

Thomas Vogtherr

Carsten Jahnke, Die Hanse. Stuttgart: Reclam, 2014. 245 S. (Reclams Universal-
Bibliothek; 19206).

Für lange Jahre war „der Dollinger" die einzige Gesamtdarstellung zur Geschichte
der Hanse; gemeint ist das 1964 zuerst auf Französisch erschienene Werk des in
Straßburg tätig gewesenen Philippe Dollinger, das 2012 in sechster, von Volker
Henn und Nils Jörn überarbeiteter Auflage erschien. In jüngerer Zeit sind gleich
mehrere kürzere zusammenfassende Werke zur Hansegeschichte veröffentlicht
worden (von Rolf Hammel-Kiesow 2000, von Stephan Selzer 2010), denen nunmehr
ein drittes an die Seite zu stellen ist. Das Interesse an der bedeutungslosen „Anti-
quität", wie Georg Friedrich Sartorius zu Beginn des 19. Jahrhunderts in seiner
„Geschichte des Hanseatischen Bundes" (1802-1808) schrieb, reißt nicht ab und
dürfte sogar noch weiter zunehmen, denn die moderne Kulturgeschichte fragt ge-
rade nach den Kommunikationsformen in der Vergangenheit. Die Hanse war kein
Bund, hatte keine Armee, keine Kasse, kein Siegel, kannte zudem keine eigene De-
finition, weswegen sie keine rechtlich bzw. rechtsgeschichtlich zu fassende Er-
scheinung ist. Dennoch war die Hanse überaus wirkmächtig und konnte gelegent-
lich ihre Mitglieder zu einer wenn auch nur kurzfristig bestehenden militärischen
Macht vereinen.

Die Frage, nach dem Wesen der Hanse beschäftigt die Forschung bis heute.
Jahnkes Antwort hierauf ist, die Hanse als „Organisation und Institution" (so
mehrmals) zu verstehen, wobei diese beiden Begriffe nicht näher erläutert werden,
so dass unklar bleibt, ob sie im rechtlichen oder sozial-kulturellen Sinn benutzt
werden. Gemeint ist sicherlich letzterer, denn näher spezifiziert wird der Netz-
werk-Charakter der Hanse, sei es, dass es ein Netzwerk von Städten oder, wichti-

ger noch, ein Netzwerk von Kaufleuten war. Es ging um Kommunikation über
große Distanzen hinweg, die es den Kaufleuten ermöglichte, Gewinne zu erwirt-
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schäften; die Kaufleute lebten in Städten, die zugunsten ihrer Fernkaufleute ihre In-
teressen (sowohl der Städte als auch der Kaufleute) wahrten und sich zu diesem
Zweck mit anderen Städten trafen. Mit anderen Worten: Die Hanse war eine von

den Städten getragene Handels- und Kommunikationsinfrastruktur.
Dieses Bild entwickelt der Verf. in neun Kapiteln. Ihren Anfang nimmt die Dar-

stellung mit der Frage „Eine Hansedefinition im Mittelalter?", um sodann „Die An-
fänge der Hanse" im 12./13. Jahrhundert zu schildern (Kap. 2); gemeint ist die
Vergabe von Privilegien an die Genossenschaften der reisenden Kaufleute. Hierauf
werden ausführlich „Die Waren der Hanse" im dritten Kapitel geschildert, das
nicht alle, aber die wichtigsten Warengruppen nennt, wobei auch die Veränderun-
gen der Angebots- und Vertriebsstrukturen im Laufe der Jahrhunderte ausgeführt
werden. Die kaufmännische Praxis, Aufbau und Funktionsweise der Handelsge-
sellschaften, auch die Ausbildung zum Kaufmann usw. sind Gegenstand des vier-
ten Kapitels. Zentralen Raum nimmt das Kapitel 5 ein, das die „Die Hanse als Insti-
tution und Organisation" beschreibt und in welchem die Kontore, die Frage der
Mitgliedschaft und die Hansetage beschrieben werden. Die Zeit von den Kriegen
gegen König Waldemar IV. Atterdag von Dänemark in den 1360er/70er Jahren bis
Ende des 15. Jahrhunderts wird in Kapitel 6 abgehandelt. Die vergleichsweise gut
überlieferten Bündnisse und Bundesbestrebungen dieser Phase haben seit jeher das
Forschungsinteresse auf sich gezogen, auch die Piraterie (adlige Fehdeuntemehmer
zur See) wird geschildert. Die Entwicklung der Hanse im 16. und 17. Jahrhundert
findet sich im kurz gehaltenen Kapitel 7 wieder, in welchem der Bedeutungs-
schwund anhand des geringer werdenden Besuchs der Hansetage skizziert wird:
1669 fand der letzte statt. In der bürgerlichen Kultur des 19. Jahrhunderts spielte
die Hanse in den letzten sich als Hansestädten gerierenden Kommunen Lübeck,
Hamburg und Bremen eine anhaltend große Rolle, nun allerdings gewandelt zum
hanseatischen Habitus des Großbürgertums, der auch in die Geschichtswissen-
schaft hinein wirkte (Kap. 8). Eine knappe Bilanz (Kap. 9) beschließt das Werk.

Hervorzuheben sind eigene Akzentsetzungen, mit denen der Verf., seit langem
ausgewiesener Kenner der Hansegeschichte, sich von den einleitend angeführten
anderen Gesamtdarstellungen abhebt. So beschreibt er die Hanse mit einem gene-
ralisierenden Bild einerseits als „Umwälzpumpe", die für den Austausch von Wa-
ren zwischen Ost- und Westeuropa sorgte, und andererseits als „Riegel", der den
direkten Kontakt zwischen den Kaufleuten Nordwesteuropas und denen des östli-
chen Ostseeraums verhinderte (so S. 92, S. 98 f., S. 213) - eine, wenn man so will,
Doppelnatur, die deutlich macht, dass „die" Hanse nicht auf einen Nenner zu brin-
gen ist. Zu den Akzentsetzungen mag man es zählen, dass der Verf. immer wieder
auf rhetorische Fragen als Stiimittel zurückgreift, auch in Überschriften (so S. 110:
„Wie werde ich ein Kaufmann?"), was bei den intendierten Lesern - die Reihe
wendet sich dezidiert an ein allgemeineres Publikum - „ankommen" wird. Zu den
stilistischen Besonderheiten gehört das relativ häufige Argumentieren mit Ausdrü-
cken der Evidenz („natürlich", „selbstverständlich"), bei denen jeweils die Perspek-
tivität, nämlich die der Nutznießer, mitgedacht werden müsste.

Allzu kritisch sollen diese Bemerkungen aber nicht sein, hat man doch eine ge-
bündelte Darstellung der Hanse vom 13. bis zum 17. Jahrhundert in Händen - al-
lein dieses eine Leistung -, die die Leser zielgenau in die Probleme des modernen
Verständnisses der Hanse einführt und wirtschaftsgeschichtliche Einsichten ver-
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mittelt. Statt vielem sei nur genannt, dass man erst ab etwa 1380 von „richtigen"
Hansetagen sprechen kann (S. 120) und dass als Nachteil des auf der Widerlegung
als gängigem Geschäftstyp basierenden hansischen Gesellschaftshandels die gerin-
ge Liquidität der Kaufleute festzustellen ist (S. 116 f.). Ein Anmerkungsapparat und
ein sich auf moderne Veröffentlichungen beschränkendes Literaturverzeichnis
(beide reihenbedingt knapp) schließen den Band ab, der seine Stellung in der For-
schung behalten wird, da die Hanse als eine zwischen- und überstädtische Infra-
struktur beschrieben wird, die Femkommunikation und Fernhandel in Nordeuro-
pa erst ermöglichte.

Harm von Seggem

RolfHammel-Kiesow /Matthias Puhle/Siegfried Wittenburg, Die Hanse. 2., überarbeite
Aufl., Darmstadt: Theiss, 2015. 215 S.

Rolf Hammel-Kiesow und Matthias Puhle sind beide renommierte Hanse-Histori-

ker. Sie haben in dem Buch, das sechs Kapitel mit 17 Unterkapiteln und 17 Exkur-
sen umfasst, einen Überblick zur hansischen Geschichte vorgelegt, der einen Bogen
von den Anfängen der Hanse im 12. Jahrhundert bis zur gegenwärtigen Rezeption
der Gemeinschaft als einer Art mittelalterlicher Vorläufer der Europäischen Union
schlägt. Siegfried Wittenburg hat zahlreiche Fotos beigesteuert.

Nach einem kurzen einleitenden Kapitel, das die Situation im nordwestlichen
Europa vor dem Aufkommen der Hanse skizziert, wird im zweiten Kapitel die
Entstehung und Frühzeit dieser Gemeinschaft aus norddeutschen Kaufleuten und
Städten nachvollzogen. Die Anfänge des Handelsverbundes lagen im 12. Jahrhun-
dert, als zum einen niederdeutsche Kaufleute nach der Gründung Lübecks 1143/59
in den Ostseeraum bis nach Gotland und Osteuropa gelangten und zum anderen
Händler aus dem deutschen Reich nach Westeuropa vorstießen. Schon 1175/76 er-
hielten die Kölner in London ein eigenes Haus, die „guildhall", später der Stalhof
der Hanse, und in Flandern waren die deutschen Kaufleute seit dem beginnenden
13. Jahrhundert präsent. Die Kaufleute, die im Ausland Handel trieben, waren zu-
nächst in Fahrtgemeinschaften unterwegs, diese wurden auch privilegiert. Bis zur
Mitte des 13. Jahrhunderts entwickelte sich daraus unter der Bezeichnung „Univer-
sitas mercatorum" bzw. „gemener kopmann" ein übergreifend gedachter Zusam-
menschluss aller im Ausland handelnden niederdeutschen Kaufleute. Seit den

1320er Jahren übernahmen dann aber die Herkunftsstädte der Kaufleute den
Schutz des Handels - vor allem der wendische Bund an der südlichen Ostseeküste

unter der Führung Lübecks. Dieser Prozess kulminierte 1358 in der Ausrufung der
„hense van den dudeschen steden".

Das nachfolgende Kapitel drei behandelt eher systematisch die Organisation der
spätmittelalterlichen Hanse (14. bis 16. Jahrhundert): zunächst die vier Kontore in
Novgorod (Russland), Bergen (Norwegen), Brügge (Flandern) und London (Eng-
land) als Zentren des hansischen Handels; dann die ca. 200 Hansestädte und ihre
Herrschaftsordnung; schließlich den Hansetag als „einzige hansische Institution
und beschlussfassendes Gremium" (S. 84) sowie Lübeck in seiner Rolle als „Haupt
der Hanse", das zwischen den Hansetagen die Geschäfte der Gemeinschaft führte.
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Im vierten Kapitel geht es um den hansischen Handel in allen seinen Facetten.
Themen sind der hansischen Kaufmann, das hansische Handelssystem, die Han-
delsschiffe und die Schifffahrt, aber auch der Landtransport und die Lieferung der
Waren an den Endverbraucher werden angesprochen. Hier wird aber auch kurz
auf die seeräubernden Vitalienbrüder um Klaus Störtebeker und Godeke Michels

eingegangen, die um 1400 den hansischen Handel schwer schädigten. Dieses Kapi-
tel erklärt den Erfolg der Hanse mithilfe neuer Erkenntnissen der Hanseforschung
damit, dass ihre Kaufleute so günstig handeln konnten. Zum einen wird darauf
verwiesen, dass die Hansen ihren Geschäften innerhalb eines ökonomischen Netz-

werkes nachgingen, was es ermöglichte, mit wenig eigenem Personal und damit
geringen Kosten einen weitreichenden Handel zu betreiben. Und zum anderen
wird der Erfolg der Hanse mithilfe der Neuen Institutionenökonomie aus den
Wirtschaftswissenschaften erklärt. Der Hanse sei es gelungen, in ihren ausländi-
schen Privilegien u. a. die sogenannten Transaktionskosten, wie Zoll, Be- und Ent-
ladegebühren usw., radikal zu reduzieren und damit die Kosten für die einzelnen
Kaufleute ihrer Gemeinschaft gering zu halten.

Die Politik steht im Mittelpunkt des fünften Kapitels. Ausführlicher wird auf die
Kriege der Hanse gegen Dänemark 1361 bis 1370, die zum triumphalen Frieden
von Stralsund führten, und ihre Bündnisse gegen die städtefeindliche Politik der
Fürsten im 15. Jahrhundert eingegangen. Letztere zeigten aber auch schon einen
Niedergang der Hanse an, die gegenüber den erstarkten Territorialmächten in die
Defensive geriet. Beschleunigt wurde dieser Niedergang durch erfolgreiche Kon-
kurrenten im Bereich des Handels: die Holländer und die „merchant adventures"

aus England. Hansische Reformbemühungen um 1500 und in der zweiten Hälfte
des 16. Jahrhunderts wurden vor allem durch den Dreißigjährigen Krieg und seine
Folgen zunichte gemacht.

Das „Erbe der Hanse" ist Thema des letzten Kapitels. Als Erstes wird danach ge-
fragt, ob es eine hansische Kunst und eine hansische Stadtarchitektur gegeben ha-
be, was letztlich verneint wird. Zum Zweiten wird geschildert, dass im 19. und 20.
Jahrhundert die Hanse zur Legitimierung verschiedener politischer Ziele benutzt
worden ist. Aktuell wird die Hanse vor allem als ein frühes Beispiel für das Zu-
sammenwachsen und die Zusammengehörigkeit Europas gesehen, was in dem
Buch befürwortet und mit historischen Belegen unterfüttert wird. Drittens wird
kurz die moderne Hanseforschung seit dem ausgehenden 19. Jahrhundert skizziert.

Insgesamt liegt mit dem Werk eine überaus fundierte Gesamtdarstellung der
Geschichte der Hanse vor, die sinnvoll gegliedert ist und auch die jüngsten For-
schungsergebnisse berücksichtigt. Ergänzt wird der Überblick zur hansischen Ge-
schichte durch 17 Exkurse, jeweils eine Doppelseite; in jedem Unterkapitel findet
sich ein zum Inhalt passender Exkurs. Meist werden Hansestädte vorgestellt, ein-
mal geht es um das Kontor zu Bergen. Interessant ist dabei auch, dass immer kurz
auf die Situation der Städte heute eingegangen wird. Ein Literaturverzeichnis so-
wie ein Personen- und ein Ortsregister runden das Buch ab.

Gute Überblicksdarstellungen zur hansischen Geschichte gibt es gegenwärtig
eine ganze Reihe (vgl. auch ZSHG 138, 2013, S. 290 ff.). Dieses Buch zeichnet sich
aber nicht nur inhaltlich aus, sondern besticht auch durch seine Gestaltung. Zahl-
reiche Fotos, Bilder und Karten, alle in hervorragender Qualität, veranschaulichen
die Ausführungen. Der Text ist in zwei Spalten gedruckt. Die zahlreichen Abbil-
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düngen sowie hervorgehobene Zitate aus dem Text gehen häufig über das Druck-
bild der Spalten hinaus, so dass die Seiten klar strukturiert sind und zugleich le-
bendig wirken.

Fazit: Das Werk „Die Hanse" repräsentiert den aktuellen Wissensstand der For-
schung, ist gut geschrieben und spricht auch das Auge an, so dass sowohl der inte-
ressierte Laie als auch der Fachhistoriker mit Gewinn zu dem Buch greifen.

Thomas Hill

Danmark bliver Danmark : krig, damp og genier i 1800-tallet. Aarhus: Aarhus Uni-
versitetsforlag, 2014.100 S.

Kaum ein Zeitraum hat das heutige dänische Selbstverständnis stärker geprägt als
das 19. Jahrhundert. Am Anfang stand der multinationale dänische Gesamtstaat als
wichtiger Akteur auf der europäischen politischen Bühne. Am Ende war Dänemark
auf einen kleinen Nationalstaat reduziert. Mit diesem Wandel ging eine signifikan-
te Änderung der mentalen und kulturellen Orientierungspunkte der Dänen einher.
Nie zuvor wurde die Nachhaltigkeit dieses Wandels deutlicher als im Jubiläums-
jahr 2014 - als nicht nur an den Verlust Norwegens im Kieler Frieden, sondern
auch an die Abtretung Schleswig-Holsteins infolge des Deutsch-Dänischen Krieges
erinnert wurde. Im Gegensatz zur traditionellen historischen Wahrnehmung wur-
de dieses Mal die Tatsache nicht vergessen, dass der Verlust auch konstruktive
Kräfte entfaltete, wie es sich unübersehbar etwa im „Goldenen Zeitalter" der däni-
schen Kunst und Kultur der 1820er Jahre äußerte.

Beide Jahrestage brachten eine große Zahl an Publikationen hervor. Hierzu zählt
auch der kleine, großzügig illustrierte, von der Universität Aarhus herausgegebene
Band „Danmark bliver Danmark. Krig, damp og genier i 1800-tallet". Der Titel ist
Programm; so geht es um die Frage, wie sich im ereignisreichen 19. Jahrhundert
maßgeblich das heutige Dänemark ausprägte. Ein Teil der Antwort steckt schon im
Untertitel: Offenbar geschah das nicht allein durch Krieg und stete Verkleinerung
des Territoriums, sondern auch durch technische Modernisierung und wissen-
schaftlichen Fortschritt - eben durch „Krieg", „Dampf" und „Genie". Gerade von
letzterem hatte das Land nicht gerade wenig aufzuweisen.

Für jedes einzelne Jahr stellen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der
Universität Aarhus, dänischer Museen und anderer wissenschaftlicher Einrichtun-

gen auf jeweils einer Seite herausragende Ereignisse oder Personen vor. Das Ziel
des Bandes besteht darin, mit dem sich auf diese Weise entfaltenden Kaleidoskop
die Schlüsseljahre 1814 und 1864 zweifellos nicht zu relativieren, vielmehr aber zu
kontextualisieren. Zu jedem Jahr des 19. Jahrhunderts wurde entsprechend ein
kurzer, essayartiger Text verfasst, der von gelungen ausgewähltem Bildmaterial
begleitet wird. Die Themen sind vielfältig; neben Altbekanntes gesellt sich überra-
schend Neues und Ungewöhnliches. Um willkürlich einige Beispiele herauszugrei-
fen: 1801 die Schlacht auf der Kopenhagener Reede, 1803 das Ende des Sklaven-
handels, 1808 Weihnachten (dem Jahr, als der vermutlich erste Weihnachtsbaum in
der Monarchie aufgestellt wurde), 1824 Hans Christian Örsted (als dieser die däni-
sche Gesellschaft für Naturforschung gründete), 1834 Ständeversammlungen, 1831
H. C. Andersens Reise nach Deutschland, 1846 die Galathea-Expedition, 1851 Frau-
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en (für das Jahr, in dem Mathilde Fibigers Briefroman „Clara Raphael" erschien"),
1864 Krieg, 1877 Prostitution (dem Jahr ihrer Liberalisierung in Aarhus), 1886
„Kannibalen-Ausstellung" und 1896 Körper (für die Gründung des dänischen
Sportverbandes). Manche Jahre leuchten auf Anhieb ein, bei anderen muss zwei-
mal gelesen werden; und am Ende offenbart sich bei mancher Leserin und man-
chem Leser vielleicht ein anderes Lieblingsereignis für das betreffende Jahr. Nicht
jedes Detail kann bei der Knappheit des Raumes erläutert werden und manches
bleibt schemenhaft. Für jedes Jahr ist die Lektüre aber gleichwohl anregender Ge-
nuss.

Die Wahl der Themen geschieht mit einem Blick auf das kleinere, nationalere
Dänemark nach 1864. So kommt Schleswig-Holstein noch eher vor, weniger Grön-
land, Norwegen und die Kolonien in Übersee. Island fehlt. Aber das ist auch in
Ordnung so, denn der kleine Band lässt sich als Einladung verstehen, weiterzule-
sen. Zum Buch gehören auch zwei Karten im vorderen und hinteren Einbandde-
ckel, die das territoriale Vorher und Nachher noch einmal visuell darstellen. Insge-
samt ein inspirierendes Werk, das von der großen Lebendigkeit und Vielfalt der
dänischen geschichts- und kulturwissenschaftlichen Forschung zum 19. Jahrhun-
dert zeugt.

Martin Krieger

Erik Engemann Sörensen, 1864 - en guide i krigens fodspor. Med forord af Tom Buk-
Swienty. Kobenhavn: Gyldendal, 2013. 256 S.

Noch ein Buch über 1864, über den deutsch-dänischen Krieg - füllt es eine Lücke,
außer derjenigen im Buchregal? Ja, dieses Buch macht das. Erik Ingemann Sörensen,
der Autor, ist kein Wissenschaftler mit einem ausgeprägt akademischen Hinter-
grund. Was er indes mitbringt, sind Erfahrungen in der Archivarbeit und vor allem
einen ausgeprägten Sinn für die pädagogische Aufbereitung von historischen The-
men.

Mit seiner Arbeit über 1864 legt er einen Reiseführer für all jene vor, die auf den
„Fußspuren" des Krieges von 1864 Geschichte nachreisen und nacherleben möch-
ten. Dieser Ansatz wird in deutschen akademischen Kreisen oft noch belächelt oder

gar als allzu positivistischer Zugang zur Geschichte bemängelt, der kritische Dis-
tanz ausblende und nostalgische Klischees fördere. Nun, die Erinnerungskulturen
in Deutschland und Dänemark sind auch mit Blick auf das Jahr 1864 bekannterma-
ßen sehr verschieden - das Interesse der aufgeschlossenen Geschichtsenthusiasten
ist es nicht. Und so wird dieser Begleiter für Entdeckungstouren südlich und nörd-
lich der heutigen deutsch-dänischen Grenze ganz gewiss auch deutschsprachigen
Interessierten gute Dienste leisten, wenn ein wenig dänische Sprachkenntnisse vor-
handen sind.

Neben einem Vorwort des mittlerweile sehr bekannten Journalisten Tom Buk-
Swienty („Schlachtbank Düppel") gliedert sich das Buch in 14 Kapitel. Der einlei-
tende Abschnitt erläutert den langen Weg in den Krieg zwischen den Jahren 1814
und 1863, und bereits hier wartet das Buch mit einem schönen Konzept auf, näm-
lich der Beigabe sogenannter QR-Codes, mit deren Hilfe per Smartphone andere
Medien wie Ton und Film aufgerufen werden können. Im ersten Kapitel ist dies
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beispielsweise das „Schleswig-Holstein-Lied"(!). Es folgen, nach einem thematisch
den kriegsteilnehmenden einfachen Soldaten gewidmeten Abschnitt, dreizehn Ka-
pitel, die dreizehn thematische Touren zum Krieg mit Wegbeschreibungen, GPS-
Angaben, Karten, Bildern und vor allem Text enthalten. Die Touren im Einzelnen
mit den ins Deutsche übersetzten Titeln führen von Eckernförde nach Rendsburg
(„Im Kantonnement in Schleswig"), von Rendsburg nach Missunde („In Gottes
Name d'rauf. Die ersten Kriegstage"), von Brodersby zum Königshügel bei Selk
(„Vorwärts zum Dannewerk"), von Schloss Gottorf über Schleswig zum Danne-
werk („Das unüberwindliche Dannewerk"), vom Dannewerk nach Sankelmark
(„Der schwere und blutige Rückzug"), von Flensburg nach Broacker („unter Bela-
gerung"), vom Haus an der Büffelkoppel zur Kirche von Düppel („Vor dem
Sturm") und in die Schanzen von Düppel („Die große Schlacht am 18. April 1864").
Kapitel 11 (Fregatte „Jylland" bei Ebeltoft), Kapitel 12 (Wallanlagen von Fredericia)
und Kapitel 13 (Alsen) behandeln dann Orte mehr oder weniger abseits von Düp-
pel. Ein Literaturverzeichnis und ein Internet-Link-Verzeichnis ergänzen dann das
praktische Buch.

Dass der Autor im Übrigen die am Wegesrand stehenden Zeugnisse der Ver-
gangenheit sehr sensibel und nuanciert vorstellt, zeigt nicht zuletzt seine Bewer-
tung der Wiederaufstellung des Idstedt-Löwen in Flensburg. „Das Denkmal wird",
so der Autor, „auch zukünftig mit verschiedenen Deutungen verknüpft sein". Hier
ist er bedeutend weiter als jene Stadtväter und -mütter in Flensburg, die einer ein-
dimensionalen Interpretation 2010/2011 zuneigten. Ausweise eines ausgeprägten
Geschichtsverständnisses des Autors sind auch die zahlreichen Hinweise auf histo-

rische Zeugnisse des Kriegs von 1848-1851 und auf andere wichtige Orte, die mit
1864 und dem deutsch-dänischen Verhältnis in engem Zusammenhang stehen.
Ohnehin ist der „Guide" auf den Fußspuren von 1864 endlich einmal ein wirklich
greifbares und praxistaugliches Projekt im Sinne eines „deutsch-dänischen Brü-
ckenschlages". Gewiss, die Arbeit ist aus dänischer Perspektive geschrieben, was
nicht zuletzt immer dann zum Ausdruck kommt, wenn die dänische Seite ganz
selbstverständlich mit „wir" angesprochen wird. Das aber tut dem grenzüber-
schreitenden Charakter und vor allem dem Nutzwert keinen Abbruch. Ein schönes,

ein hervorragendes Buch, über das schon im Vorwort Tom Buk-Swienty sagt:
„Pack die Tasche, füll den Tank, nimm dieses Buch unter den Arm, und entdecke
selbst, dass die Geschichte lebt" (S. 15).

Jan Schlürmann

Stefan Wendt, Höhe 41 : Krieg und Kriegsspiele an der Kieler Förde im 19. und 20.
Jahrhundert. Kiel: Ludwig, 2015. 215 S.

Die Idee zu diesem Buch kam dem Autor bei einer Geländebegehung an der Kieler
Förde. Das Ergebnis ist eine bemerkenswerte Kleinraumstudie mit nationaler und
internationaler Einbettung.

Das Areal um die Kieler Förde hatte schon frühzeitig eine besondere militärische
Bedeutung. Die seit 1660 errichtete Festung Christianspries (Friedrichsort) mit ih-
ren im Laufe der Jahrhunderte umfangreicher werdenden militärischen Befesti-
gungsanlagen wurde infolge des Deutsch-Dänischen Krieges von 1864 und der
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Reichsgründung 1871 bedeutsamer. Nach intensiven Diskussionen darüber, wo im
Raum Schleswig-Holstein ein nach neuesten militärischen Bedürfnissen zu errich-
tendes Festungsareal entstehen sollte, legten sich Militär und Kaiser Wilhelm I.
1880 auf Kiel fest. Der Kieler Hafen wurde - neben Wilhelmshaven - Reichskriegs-
hafen. In diesem Kontext entstand im Laufe der folgenden Jahre eine Reihe von
mächtigen Forts an der Kieler Förde, die in genau normierter Vorgehensweise
(Schemafort nach Biehler) entstanden. Minutiös schildert der Autor Aspekte und
Probleme der Landbeschaffung für die Gebäude von Zivilisten, der äußerst um-
fangreichen Bauarbeiten und schließlich der Bewaffnung. So erfährt der Leser so-
gar, dass die „Höhe 41" - ein Höhenmesspunkt am Fort Herwarth - nach genauer
Vermessung doch beachtliche 46,5 m hoch war. Das Fort Herwarth bei Dreilinden
konnte als erstes 1890 in Dienst genommen werden. Der hier stationierten Besat-
zung standen für den Verteidigungsfall Kanonen unterschiedlichen Typs mit meh-
reren Größen sowie Haubitzen und Mörser als Bewaffnung zur Verfügung. Bis
zum Ausbruch des Ersten Weltkrieges wurde der „Kieler Festungsbereich" immer
engmaschiger mit Forts und weiteren Festungsanlagen zum Schutz des Kriegsma-
rinehafens ausgebaut. Welche herausragende Bedeutung diesem Areal beigemes-
sen wurde, belegt die Kommandostruktur im Deutschen Reich seit der Ausrufung
des „Zustands der drohenden Kriegsgefahr" am 31. Juli 1914. War für Schleswig-
Holstein (und weitere Teile Norddeutschlands) das Stellvertretende Generalkom-
mando der IX. Armee in Altona zuständig, so blieb der Festungsbereich Kiel, der
sich wie ein breiter Saum um die Förde zog, hiervon ausgenommen. Er wurde dem
Chef der dortigen Marinestation übertragen. Diesem unterstanden nunmehr sämt-
liche Zivilbehörden in Kiel und Umgebung. Grenzsteine markierten den Befehlsbe-
reich. Bis kurz vor Kriegsende blieben diese Machtstrukturen erhalten.

So umfangreich die jahrzehntelangen Bau- und Rüstungsarbeiten der Forts für
den Ernstfall auch waren, beeinflussten sie den Kriegsverlauf doch nur insofern, als
viele der dort stationierten Soldaten ebenso an die Kampffront verlegt wurden wie
das schwere Geschütz samt Zubehör. Fast alle Forts hatten so ihre eigentliche
Schutzfunktion bereits während des Krieges verloren. Strategische Bedeutung kam
den Kieler Marinefestungen nun noch als Raum für 22 Flak-Batteriestellungen zum
Heimatluftschutz oder - wie etwa das Fort Herwarth - auch als Lagerstätte für Mi-
nen zu.

Nach dem Ende des Ersten Weltkriegs wurden die Forts und Festungsanlagen
infolge des Versailler Friedensvertrages geschleift. Eine Reihe von Fotografien be-
legt diese Maßnahmen eindrücklich. Die hierzu notwendigen Arbeiten wurden
zwischen frühestens Juli 1919 und wohl Ende 1921 durchgeführt. Abgesehen von
den mm folgenden Notstandsarbeiten - weitere Einebnungs- und Aufräumtätigkei-
ten - sowie einzelnen Versammlungen oder paramilitärischen Übungen geschah in
den ehemaligen Festungsanlagen wenig.

Bald nach Übertragung der Macht an die Nationalsozialisten setzten erneut Pla-
nungen ein, wie der Kieler Kriegshafen und die Stadt gegen Bombenabwürfe ge-
schützt werden könnten. Die ersten Flakbatterien am Westufer stellte man 1935 zu

Ausbildungszwecken in Dienst. Bis zum neuerlichen Kriegsausbruch am 1. Sep-
tember 1939 wurde die Infrastruktur durch Straßen, Baracken und Bunker gebaut.
Stefan Wendt kann belegen, dass bereits im Juli 1939 abermals 20 Flak-Batterien zur
Verfügung standen.
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Im folgenden Abschnitt geht der Autor ausführlich auf die Geschichte der Luft-
verteidigung im Kieler Raum durch Flakbatterien, Scheinwerferbatterien und Luft-
sperren ein, deren Zentrum sich auf Dreilinden befand. Nachdem die anglo-
amerikanischen Flugzeugverbände spätestens 1942/43 die Lufthoheit über
Deutschland erreicht hatten, wurden nicht nur in regelmäßigen Abständen Bom-
ben sondern auch tonnenweise Propagandamaterial abgeworfen. Dies traf auch auf
den Kieler Raum zu. Es bleibt bis heute umstritten, welchen Einfluss diese Druck-

erzeugnisse auf die Bevölkerung und das Militär gehabt haben. Einige besonders
interessante Propaganda-Flugblätter sind abgedruckt.

Im Gegensatz zum Ersten Weltkrieg kamen seit 1942 nun auch vermehrt Frauen
und jugendliche Marinehelferinnen und Marinehelfer zum Einsatz, die in gewisser
Weise den seit 1943 propagierten „totalen Krieg" hier im Kleinen vorwegnahmen.
Beginnend mit April 1943 wurden sowjetische Kriegsgefangene als „Behelfsperso-
nal" in den Flak-Batterien eingesetzt. Große Teile von Kiel wurden trotz der zahl-
reichen Flakstellungen durch immer intensivere alliierte Bomberangriffe seit 1943
zerstört. Als dann Dönitz am 26. April 1945 zwei der vier eigentlich zur Verteidi-
gung von Kiel vorgesehenen „Festungsalarmregimenter" zur Verteidigung nach
Berlin schickte, war Kiel mehr oder weniger entblößt. Zu einer „Verteidigung" der
Stadt kam es nicht mehr. Britisches Militär übernahm Kiel am Nachmittag des 3.
Mai 1945, nachdem noch am Vormittag einem Spektakel gleich sämtliche Flakmu-
nition verschossen und Geschütze vernichtet worden waren.

Zur Wiederherstellung der Infrastruktur der Region, zum Minenräumen oder
der Vernichtung von Munition bildete die britische Besatzungsmacht aus ehemali-
gen Wehrmachtseinheiten diverse Dienstgruppen, die teilweise bis 1948 auf dem
Gelände Dreilinden stationiert waren. In den folgenden Jahren diente das Areal
vornehmlich als Wohnsiedlung, die erst 1961 aufgelöst wurde. Zwar gab es auch
Überlegungen der bundesdeutschen Marine im Dreilindener Areal eine Verteidi-
gungsanlage einzurichten, doch zerschlugen sie sich ebenso wie mehrere andere
Projekte in den folgenden Jahrzehnten. Heute hat dieses ehemals hochgerüstete
Gebiet überhaupt keine militärische Bedeutung mehr.

Diese Studie ist außerordentlich dicht und detailreich. Mehrere Themenfelder
konnte der Autor erstmals vertiefend auf archivalischer Quellenbasis bearbeiten.

Doch ebenso waren aufgrund der Quellen- und Forschungslage einige Bereiche
nicht in der hier sonst gebotenen Tiefe darzustellen und zu analysieren. Hierzu ge-
hört, um nur zwei Beispiele zu geben, der Einsatz von Kriegsgefangenen während
der beiden Weltkriege oder die Geschichte der deutschen Marine-Dienstgruppe 330
nach deren Demobilisierung 1945 im Kontext der britischen Besatzungszeit.

Das Buch ist verständlich und gut geschrieben. Zahlreiche vorzüglich reprodu-
zierte Abbildungen illustrieren nicht nur den Band; der Autor bindet viele von
ihnen als gleichrangige Quelle in seine Überlegungen und Analysen ein - bis heute
leider immer noch nicht selbstverständlich unter Historikern. Dabei konnte er auch

hier zahlreiche wichtige Funde in diversen Archiven und Sammlungen verbuchen,
und so sind viele der Karten und Fotografien hier erstmals abgedruckt. Ein weite-
res Merkmal des Buches sind die ebenso zahlreichen wie ausführlichen Zitate.

Trotz deren fragloser Wichtigkeit hätten ihre Verdichtung und Paraphrasierung die
Lesefreundlichkeit noch vergrößert. Abgesehen davon liegt mit diesem schön aus-
gestatteten Band eine außerordentlich fundierte Studie über die Geschichte der Kie-
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ler Festungsanlagen vor, die für weitere Forschungen über dieses Areal nunmehr
den Maßstab setzt.

OlafMatthes

Grenzen überwinden : Schleswig-Holstein, Dänemark & die DDR. Hrsg, von Aaron
Jessen, Elmar Moldenhauer und Karsten Biermann. Husum: Husum Druck- und
Verlagsges., 2016. 368 S.

Die Internationale Bildungsstätte Jugendhof Scheersberg war Träger eines Projekts
der Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur, das sich mit dem westli-
chen Ostseeraum zwischen Dänemark, Schleswig-Holstein und der DDR im Zeital-
ter des Kalten Krieges beschäftigte. Vierzehn Historiker, Politologen und Sozial-
wissenschaftler beleuchten in einem Sammelband, der die Ergebnisse dieses Pro-
jekts zusammenträgt, die Probleme einer scharf bewachten Systemgrenze, bei der
die Menschen in Schleswig-Holstein, in Dänemark und in Mecklenburg-Vorpom-
mern in unterschiedlicher Weise Teil dieses politisch-ideologischen Konflikts wur-
den.

Hervorzuheben ist, dass alle Autoren sich als Vermittler verstehen und fast jeder
Beitrag mit Handreichungen, Aufgabenstellungen, Vorschlägen zur Arbeit mit
Quellen im Unterricht und speziellen Literaturempfehlungen für den Unterrichts-
gebrauch an Schulen versehen ist. Aus dem ersten Beitrag kann man den Satz mit-
nehmen, dass es gilt, im Geschichtsunterricht gerade zur Nachkriegsgeschichte Le-
bensweltbezüge herzustellen, „so entstehen in den Köpfen der Schüler Erzählun-
gen, keine Jahreszahlen". Diesem Ziel folgen die Beiträge des Buches weitgehend,
so findet sich ein fachdidaktischer Beitrag über außerschulische Lemorte zur Ver-
mittlung des Kalten Krieges, und es wird an anderer Stelle bedauert, dass die mu-
seale Beschäftigung mit den Fragen der innerdeutschen Grenze als Erinnerungs-
landschaft in Norddeutschland zwischen Ostsee und Elbe erst relativ spät begon-
nen wurde.

Bevor in das Dreieck der Staaten des westlichen Ostseeraums die DDR ins Spiel
kommt, wird zunächst das durch die deutsche Besetzung Dänemarks im Zweiten
Weltkrieg schwierige Verhältnis zwischen Dänemark und Schleswig-Holstein be-
leuchtet. An anderer Stelle in diesem Sammelband wird die Wandlung des DDR-
Bildes in Dänemark untersucht. Denn erstaunlicherweise findet sich in dänischen

Veröffentlichungen nach dem Mauerbau, mit dem die DDR ihr wahres Gesicht als
Diktatur offen zeigte, im Verlauf der 1960er Jahre eine positivere Bewertung dieses
Nachbarlandes, in dem der Sozialismus angeblich funktionierte: ein idealer, wenn
auch totalitärer Wohlfahrtsstaat.

Tatsächlich richtete sich das Interesse der DDR durchaus auf skandinavische

Touristen. Dabei wurden von der Staatsführung sogar knappe ausländische Wäh-
rungen zur Förderung von Studienreisen skandinavischer Gruppen zur Verfügung
gestellt. Allerdings sollte der dort gebotene Standard bei der Unterbringung und
Verpflegung - aufgrund der DDR-Mangelwirtschaft - eher das Gegenteil des ge-
wünschten Effekts erreichen. Im Wettbewerb um die Gunst der skandinavischen

Staaten spielte auch die Konkurrenz der beiden sommerlichen Kultur- und Sport-
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ereignisse, der Rostocker Ostseewoche und der Kieler Woche, eine nicht unwesent-liche Rolle.

Einen breiten Raum nehmen in diesem Sammelband die militärstrategischen
Planungen beider Seiten während des Kalten Krieges ein: Schon früh war klar, dass
besonders die Integration westdeutscher Truppen in die NATO notwendig sein
würde. Trotz der Vorbehalte, die man in der dänischen Bevölkerung Deutschland
gegenüber hegte, war sich die politische Elite darüber im Klaren, „dass West-
deutschland ein Recht auf Wiederaufrüstung haben und ein Mitglied der NATO
werden sollte". Schon bald nach der Eingliederung in die NATO sollte Schleswig-
Holstein eine im Verhältnis zu seiner Größe und Einwohnerzahl enorme Truppen-
präsenz aufweisen.

In der operativen Planung des Warschauer Paktes gegen Westeuropa bekommt
der Titel des Buches „Grenzen überwinden" einen deutlich anderen Kontext, als er
von den Autoren im Sinne der Überwindung des Gegensatzes nach Ende des Kal-
ten Krieges gemeint ist. Die Grenze zwischen den beiden stärksten militärischen
Koalitionen galt es gegen die Bedrohung der jeweils eigenen Gesellschaftsordnung
mit allen Mitteln, auch unter Einsatz atomarer Waffen, zu verteidigen. Nach der
sowjetischen Militärdoktrin, die von 1961-1987 gültig war, sollte bei einem Kriegs-
ausbruch der Krieg unmittelbar mit einem Angriff in das NATO-Gebiet über die
Grenze getragen werden, wobei im Norden Schleswig-Holstein und Jütland das
Ziel eines Angriffskeils bildeten.

Spannend wird es, wenn die Stasi-Aktivitäten in Schleswig-Holstein und Däne-
mark ins Blickfeld geraten. Dabei spielt auch ein Hochstapler eine Rolle, der 2007
mit gefälschten Dokumenten über Angehörige der deutschen Minderheit in Nord-
schleswig, die angeblich aus den 1950er Jahren stammten, kurzzeitig viel Aufsehenerregte.

Schließlich wird auch auf die Tragik von Fluchtversuchen über die Ostsee ein-
gegangen. Volkspolizei, Grenzbrigade Küste, Staatssicherheit und ein Heer von
freiwilligen Informanten bildeten ein dichtes Netz, das die Küstenregion der DDR
überzog, und wo schon der Kauf eines Faltbootes überwacht wurde - in den ge-
schilderten Beispielen wird die Perfidie des SED-Regimes besonders deutlich.

Dieser Sammelband, das geht aus der Aufzählung der unterschiedlichen The-
menbereiche hervor, bietet ein breites Spektrum von Grenzerfahrungen, wobei si-
cherlich die Beiträge zu Flucht, zu Stasiaktivitäten, zu Public Diplomacy, also der
Tourismuswerbung in den skandinavischen Staaten, eher den lebensweltlichen Be-
zügen von Schülern entsprechen als die militärstrategischen Überlegungen beider
Seiten. Insgesamt aber stellt dieser Band vor allem aufgrund seiner didaktischen
Ausrichtung einen wichtigen Beitrag zur Beschäftigung mit der Geschichte des Kal-
ten Krieges in der Ostseeregion und zu seiner friedlichen Überwindung dar.

Frank Lubowitz
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3. Rechts, Verwaltungs- und Verfassungsgeschichte

Den danske rigslovgivning 1523-1558. Udgivet af det Danske Sprog- og Litteratur-
selskab og Selskabet for Udgivelse af Kilder til Danske Historie ved Aage Ander-
sen. Kobenhavn: Reitzel, 2015. 378 S.

Die Geschichte Schleswig-Holsteins ist eng verknüpft mit der Dänemarks, nicht zu-
letzt durch die jahrhundertelange verfassungsrechtliche Verbindung. Von zentraler
Bedeutung ist für die schleswig-holsteinischen Regionalhistoriker deshalb auch die
dänische Publikations- und Editionstätigkeit. In der Reihe „Den Danske Rikslov-
givning" (Dänische Reichsgesetzgebung) ist mit dem Jahr 2015 nunmehr der vierte
und abschließende Editionsband veröffentlicht worden. Dieser nimmt den Zeit-

raum 1523-1558 in den Blick und ist durch Aage Andersen für die Dänische Sprach-
und Literaturgesellschaft (Det Danske Sprog- og Litteraturselskab) und die Gesell-
schaft zur Herausgabe von Quellen zur dänischen Geschichte (Selskabet for
Udgivelse af Kilder til Dansk Historie) publiziert worden. Andersen hatte bereits
die zwei vorherigen Bände, in denen die Quellen der Jahre 1397-1513 (1989) und
1513-1523 (1991) gesammelt vorliegen, bearbeitet und mit herausgegeben. Der erste
Band, der die Dokumente für die Zeit vor 1400 erfasst, wurde von Erik Kroman be-
arbeitet und erschien bereits 1971.

Im Vorwort (S. 17-30) legt Andersen dar, welche Kriterien bei der Auswahl der
Quellen maßgeblich waren. So bedeutet das „dänisch" im Titel, dass die Quellene-
dition in geographischer Hinsicht Bezug nimmt auf das „damalige Dänemark, d. h.
das heutige Königreich mit den alten dänischen Provinzen Schonen, Halland und
Blekinge und den Teilen Schleswigs, die administrativ zur Dänischen Kanzlei ge-
hörten. Hingegen sind Gesetze und Verordnungen, die ausschließlich auf Norwe-
gen, die Färöer, Island, Grönland, Gotland oder Holstein Bezug nehmen, nicht auf-
geführt" (S. 17 f.). „Reichsgesetzgebung" schließt in Abgrenzung etwa zu den
Landschaftsgesetzen jene Verordnungen mit ein, die im ganzen dänischen Reich
galten. Eine Abgrenzung ist aber nicht immer ohne weiteres möglich: So ist etwa
ein offener Brief Friedrichs I. an die Städte Seelands enthalten, dass auf der Insel

nur in Koge und Roskilde Märkte abgehalten werden sollen (Nr. 30). Eine hervor-
gehobene Bedeutung kommt im Betrachtungszeitraum den Rezessen zu, d. h. den
Ergebnissen der Aushandlungsprozesse zwischen König und Reichsrat. Die Kir-
chengesetzgebung findet hingegen nur insoweit Berücksichtigung, wie sie sich in
weltlichen Belangen auswirkte.

Diesen Ausführungen folgt ein hilfreicher allgemeiner Überblick zur Genese
und Überlieferung der Quellen sowie zur Art und Weise ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung. Zudem finden sich kurze Ausführungen zum frühneuzeitlichen
Verwaltungsapparat, zur Verschriftlichung sowie zu den Abschriften der Doku-
mente. Es folgt eine Auflistung der genutzten Archive und Bibliotheken. Die für
die Edition maßgeblichen textkritischen Zeichen und Abkürzungen werden eben-
falls aufgelöst. Das folgende Literaturverzeichnis bietet einen Überblick der weiter-
führenden Literatur sowie der Quellen und Quellensammlungen wie etwa des
„Diplomatarium Danicum". Ein Register, das bei einer thematischen Erschließung
von großem Nutzen sein könnte, fehlt hingegen wie schon bei den Vorgängern.
Vorstellbar wäre deshalb etwa ein Personen-, Orts- und Sachregister, welches den
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Nutzern auch online zur Verfügung gestellt werden könnte - die Arbeit mit der
Gesamtreihe würde auf diese Weise erheblich erleichtert.

Die im Anschluss an die Literaturliste abgedruckten 113 Quellen sind im We-
sentlichen chronologisch geordnet. Die Ausnahme bilden zwei Hofordnungen
Christians III. von 1538 und 1550, die als Anhang beigefügt sind. Auf ein meist sehr
knapp gehaltenes Regest - meist eher eine Überschrift - folgen jeweils kurze Erläu-
terungen zur Diplomatik, etwa zur Größe des Originals sowie zu den eventuell er-
haltenen Siegeln. Der derzeitige Aufbewahrungsort wird ebenso aufgeführt wie
sonstige Drucke und Abschriften. Im textkritischen Apparat wird lediglich auf
sprachliche Unterschiede und Korrekturen verwiesen, eine inhaltliche Einordnung
erfolgt an dieser Stelle hingegen nicht. Hier muss somit im Zweifel weitere Litera-
tur hinzugezogen werden.

Der vorliegende Band erfasst Quellen aus den Jahren 1523-1558. Gerade in die-
sem Zeitraum kam der Verbindung Schleswig-Holsteins mit Dänemark hohe Rele-
vanz zu: So war der dänische König Friedrich L, der 1523 seinem Neffen Christian
II. nach dessen Absetzung nachfolgte (vgl. die Handfeste, die als Nr. 4 abgedruckt
ist), zuvor 33 Jahre Herzog von Schleswig und Holstein gewesen. Zudem blieb er
den Herzogtümern auch nach seinem Regierungsantritt in Dänemark als Landes-
herr verbunden. Sein Sohn musste in der Grafenfehde, die zeitweise auch zwischen

Elbe und Königsau ausgetragen wurde und dort große Zerstörungen zur Folge hat-
te, seine Ansprüche gegen Christian II., die Stadt Lübeck und Teile des dänischen
Reichsrats durchsetzen. Dies wird etwa in den Rezessen des Reichsrates während

des Interregnums deutlich (Nr. 41 und 42). Hervorzuheben ist auch die Inkorpora-
tion Norwegens ins dänische Reich in der Handfeste Christians III. (Nr. 56). Nicht
zuletzt sei auf die Reformation verwiesen: Die dänische Kirchenordnung von 1536,
die ebenso wie die schleswig-holsteinische von 1542 von Johannes Bugenhagen
konzipiert wurde, ist an dieser Stelle indes nicht abgedruckt; es findet sich jedoch
ein Hinweis auf die maßgebliche Edition (S. 210).

Wie bereits seine drei Vorgänger, die etwa bei der Beschäftigung mit der Kalma-
rer Union und ihren Krisen eine große Hilfe sind - und somit auch zum Verständ-
nis der Verbindung der skandinavischen Reiche mit Schleswig und Holstein
wird also auch der nun vorliegende Band seinen Beitrag zum Verständnis des Zeit-
raums leisten, auf den er Bezug nimmt. Er schließt zudem die Lücke zum bereits
1887-1918 von Vilhelm Arthur Secher herausgegebenen sechsbändigen „Corpus
Constitutionum Daniae", welches seinerseits die Zeit von 1558 bis 1660 abdeckt.

Frederic Zangel

Matthias Bath, Der SD in Dänemark 1940-1945 : Heydrichs Elite und der „Gegenter-
ror". Berlin: Neuhaus Verlag, 2015.161 S.

Zu den am besten erforschten Phasen der Weltgeschichte gehört die Zeit der natio-
nalsozialistischen Diktatur in Deutschland. Die Fülle nationaler und internationaler

Veröffentlichungen ist selbst für Experten kaum noch zu überblicken, und doch gilt
die NS-Geschichte keineswegs als „ausgeforscht", wie mancherorts behauptet
wird. Beispielhaft lässt sich dieser Umstand an der NS-Besatzungspolitik in Däne-
mark und Norwegen während des Zweiten Weltkrieges konstatieren, die in der
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deutschsprachigen Forschung nur eine untergeordnete Rolle spielt, in den be-
troffenen Ländern aber einen breiten wissenschaftlichen Niederschlag gefunden
hat. Einen Bereich dieses umfassenden Themenkomplexes bilden die Aktivitäten
und umtriebigen Protagonisten des Sicherheitsdienstes des Reichsführers SS (SD)
im besetzten Dänemark, über die „nur vergleichsweise wenig bekannt" ist (S. 7).
Unter einleitenden Hinweisen auf die disparate Forschungslage zu den Tätigkeiten
des SD im nördlichen Nachbarland - lediglich in Publikationen zum dänischen
Widerstand seien einschlägige Informationen zu finden - will der studierte Jurist
Matthias Bath Licht in das Wissenschaftsdunkel bringen. Eine in diesem Kontext
wesentliche Erläuterung der Bedeutung des Themas für den aktuellen Wissen-
schaftsdiskurs vermisst der Leser dahingegen ebenso wie weiterführende Informa-
tionen über den der Studie zugrunde liegenden Forschungsansatz. Im Vorder-
grund steht vielmehr Baths Interesse, „etwas über das Wirken der SD-Männer [...]
zu erfahren" (S. 7). Es überrascht daher nicht, dass sich der Autor des Werkes vor-
nehmlich auf eine Ereignisbeschreibung konzentriert, ohne dabei zu einer eigen-
ständigen Position zu kommen oder die dargestellten Sachverhalte nach ge-
schichtswissenschaftlichen Kriterien zu diskutieren. Eine Einleitung zum aktuellen
Forschungsstand zur Geschichte des SD - und das ist der zentrale Kritikpunkt -
hätte anstelle der knappen Ausführungen zur dänischen Sekundärliteratur wohl
auch im Sinne des Autors sein müssen.

Im ersten inhaltlichen Kapitel fasst Bath noch einmal in kurzen Passagen die
Entstehung und Funktion des SD im Deutschen Reich zusammen (S. 13-23), wobei
er im Wesentlichen die Karrierewege bekannter SD-Funktionäre wie Reinhard
Heydrich und Werner Best sowie das innerstaatliche und -parteiliche Kompetenz-
gerangel nachzeichnet, mit denen sich „Heydrichs Elite" konfrontiert sah und über
die eine Fülle an Einzelinformationen vorliegt. Zwangsläufig muss es dabei zur
Akzentuierung kommen, in der für den Leser spannende Zeitumstände angeführt,
aber nicht näher erläutert werden. Hinweise auf die nach 1938 von Sicherheitspoli-
zei und SD gemeinsam geführten mobilen Einsatzkommandos im europäischen
Ausland sowie zum Aufbau des Reichssicherheitshauptamtes im Jahr 1939 been-
den das Kapitel und leiten zum zweiten Abschnitt über, welcher der Verwaltungs-
struktur und den Arbeitsfeldern des SD in Dänemark nach Beginn der deutschen
Besatzung am 9. April 1940 gewidmet ist (S. 25-30). Hierbei handelt es sich vor-
nehmlich um eine Auflistung der dort installierten Referate, ihrer Funktionäre und
der ihnen zugedachten Tätigkeitsbereiche, die im Zuge einer Initiative des Reichs-
bevollmächtigten in Dänemark, Werner Best, nach September 1943 zur Dienststelle
des „Befehlshabers der Sicherheitspolizei und des SD in Dänemark" umgebildet
wurden. Der knappe Umfang von nur sechs Seiten deutet bereits an, dass es sich
dabei vorrangig um eine Bestandsübersicht ohne tiefergehende Analyse handelt.

Im darauf folgenden, inhaltlich aber eng zusammenhängenden Kapitel beschäf-
tigt sich Bath nun ausführlich mit den Biographien von zehn leitenden Angehöri-
gen des SD im besetzten Dänemark (S. 31-57). Neun weitere, mehr oder weniger
umfangreiche Biogramme zu den Leitern der SD-Außendienststellen in Arhus,
Odense, Älborg, Esbjerg, Kolding und Apenrade werden den führenden Persön-
lichkeiten des Sicherheitsdienstes an die Seite gestellt. In den zum Teil auf Quel-
lenmaterial basierenden Beschreibungen erarbeitet der Autor - der deskriptiven
Vorgehensweise in den übrigen Kapiteln zum Trotz - neue Erkenntnisse (zu Otto
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Schwerdt, S. 47 f.) und stellt bisherige Darstellungen (wie am Beispiel von Hel-
mut/Hans Daufeldt, S. 43 f.) durchaus infrage. Schade nur, dass diese kritische Be-
schäftigung episodenhaften Charakter trägt.

Das vierte Kapitel wendet sich den Aktivitäten des SD in Dänemark bis 1943 zu
(S. 59-74). Es legt dar, in welchem Umfang der Sicherheitsdienst versuchte, seine
„rein politische Nachrichtendiensttätigkeit" (S. 61) auszuweiten und mittels Agen-
tennetzwerken „gezielte Informationen zu verdächtigen Einzelpersonen" (S. 66) zu
beziehen. Aufgrund der mittlerweile konstituierten dänischen Widerstandsbewe-
gung, die in zunehmendem Umfang Attentate und Anschläge auf Einrichtungen
der Besatzungsmacht sowie auf Kollaborateure durchführte, verlagerte sich der
Schwerpunkt des SD immer stärker von nachrichtendienstlichen Unternehmungen
auf die praktische Beantwortung und Abwehr derartiger Sabotageakte. Dieser
Aufgabenbereich umfasste neben der Erstellung allgemeiner Lagebilder zudem die
Benennung von geeigneten Zielen für ,Gegenterrormaßnahmen', die aktive Durch-
führung dieser Aktionen sowie die Vorbereitungen für einen Untergrundkampf,
falls das Land durch die Alliierten besetzt werden sollte.

An diese Erzählstränge knüpft das fünfte Kapitel an, konzentriert sich nun je-
doch gezielt auf die Zeit des „Gegenterrors" des SD 1944/45 (S. 75-133). Bereits ab
Oktober 1943 hatten im Berliner Reichssicherheitshauptamt insgeheim die Vor-
arbeiten möglicher „Gegenterrormaßnahmen" begonnen, womit gemeint war, dass
feindliche Attentate und Sabotageakte künftig in der gleichen Weise gegen eine oder
mehrere Personen, wobei hier neben Widerstandskämpfern auch Helfer, Hinter-
männer und Geldgeber als Ziel gewählt werden konnten, oder Objekte, an denen
der Widerstand interessiert war, beantwortet werden sollten. Auf diese Weise soll-

te die „Widerstandsbewegung einerseits gegenüber der Öffentlichkeit diskreditiert
und andererseits durch die Tötung mutmaßlicher Unterstützer auch personell" (S.
78) getroffen werden. Von Werner Best geäußerte Bedenken, der Gegenterror wür-
de nur mehr Widerstand bewirken, blieben indes ungehört. Mit zunehmender Här-
te reagierte das deutsche Okkupationsregime nun auf den wachsenden Wider-
stand, der seit August 1943 starken Zulauf und Zuspruch erhalten hatte. Der soge-
nannte Kopenhagener Volksstreik des Sommers 1944 war eine beeindruckende
Manifestation dessen (S. 100).

Während die konspirative „Peter-Gruppe" des SD zahlreiche sogenannte Clea-
ringmorde sowie Gebäudesprengungen plante und ausführte, reagierte die Wider-
standsbewegung mit der Liquidierung von Informanten und der Sabotage von
Verkehrswegen. Welche irrwitzigen Dimensionen diese Gewaltspirale schließlich
einnahm, belegt u. a. der „Kopenhagener Kinokrieg" (S. 86-89) im Frühjahr 1944, in
dessen Verlauf mehrere Kinos sowie Filmgesellschaften und -Studios gesprengt
wurden. Gerade in diesem letzten und ausführlichsten Kapitel hätte sich der Leser
gerne eine tiefere Analyse oder Erörterung der Vielzahl an bedeutsamen Informa-
tionen gewünscht, die vom Autor ohne einen damit verbundenen Erkenntnisge-
winn aneinandergereiht werden. Eine gewisse Verschärfung dieser Problematik ist
insofern gegeben, dass es dem Werk schlicht an einer abschließenden Einschätzung
oder einer Schlussbemerkung fehlt. Mit der „Kapitulation der deutschen Streitkräf-
te gegenüber den Westalliierten im Nordwestraum des deutschen Machtbereichs"
(S. 132) endet die Darstellung abrupt. Lediglich die Biogramme in Kapitel 3 ver-
merken stichwortartige Fakten über die Lebenswege der SD-Auftragsmörder in
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den ersten Nachkriegsjahren oder über die Ende der 1940er Jahre einsetzenden
Verfahren gegen die einstigen SD-Führungspersördichkeiten in Dänemark.

Abschließend bleibt anzumerken, dass es sich bei der nuancierten Darstellung
Baths leider ,nur' um ein Überblickswerk handelt, das wissenschaftliche Ansprü-
che in mancherlei Hinsicht vermissen lässt. Auf das weitgehende Fehlen des deut-
schen Forschungsstandes und die Aussparung von Kontroversen oder Positionen
innerhalb der scientific Community der letzten 60 bis 70 Jahre ist bereits hingewiesen
worden. Ein weiteres Manko ist die zum Teil einseitige Verwendung der dänischen
Sekundärliteratur. Hier entsteht ein wenig der Eindruck, der Verfasser habe diese
lediglich ausgeschrieben, fragmentiert und unter anderen Gesichtspunkten neu re-
feriert. Streckenweise ist zumindest festzustellen, dass ausschließlich zwei bis drei

Bücher mit wechselnder Nennung im Fußnotenapparat angeführt werden. Das
vom Verlag auf dem Buchrücken beworbene „unbekannte Archivmaterial" fügt
sich dementsprechend in das Gesamtbild ein. Die Archivrecherchen Baths begrenz-
ten sich ausschließlich auf das Bundesarchiv in Berlin und umfassen insgesamt
sechs - vielleicht auch neun, in drei Fällen ist die Archivsignatur leider unvollstän-
dig - SSO/SS-Führerpersonalakten sowie fünf personenbezogene Akten des Rasse-
und Siedlungshauptamtes aus dem ehemaligen Bestand des Berlin Document Cen-
ter. Ein dokumentierter Vorgang über die „Kimbrische Strickkunst" aus dem Be-
stand der Parteikorrespondenz im Bundesarchiv rundet das Quellenensemble ab.
Ein Blick in den Fußnotenapparat verrät allerdings schnell, dass die angeführten
Aktenbelege häufig genug nur zur Absicherung von Daten hinsichtlich nachge-
zeichneter Lebenswege, Beförderungen in der SS-Hierarchie oder der Auszeich-
nung mit Verdienstmedaillen dienen. Zeitgenössische Dokumente, die neue Er-
kenntnisse über die tatsächlichen Aktivitäten des SD bieten, finden sich dahinge-
gen kaum.

Ungeachtet der genannten Kritikpunkte handelt es sich bei Baths Werk um eine
äußerst umfassende und angenehm präsentierte Zusammenführung von Ergebnis-
sen der Forschungsliteratur. Das dazu passend ausgewählte Bildmaterial verdeut-
licht ferner die überaus gewalttätigen „Gegenterrormaßnahmen" und präsentiert
die maßgeblichen Protagonisten auf Seiten des Sicherheitsdienstes. Zur Orientie-
rung dient darüber hinaus ein Personenregister mit kurzen Beschreibungen. Insge-
samt bietet der Band eine gute erste Information über einen wichtigen historischen
Abschnitt der deutschen Besatzungszeit in Dänemark, für weitere wissenschaftli-
chen Recherchen empfiehlt sich aber dann doch die von Bath vielfach rezitierte dä-
nische Literatur.

Martin Göllnitz

4. Wirtschafts- und Sozialgeschichte

Thomas Riis, Wirtschafts- und Sozialgeschichte Schleswig-Holsteins : Leben und
Arbeiten vor 1800. Kiel: Ludwig, 2009. 484 S. (Geist und Wissen; 2).

Zur Wirtschafts- und Sozialgeschichte Schleswig-Holsteins gibt es eine Fülle von
Veröffentlichungen; allerdings sind diese in der Themenstellung sehr begrenzt und
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finden sich meist in Jahrbüchern der Heimatvereine oder in speziellen Veröffentli-
chungen zur Wirtschafts- und Sozialentwicklung bestimmter kleinräumiger Gebie-
te. In den allgemeinen zusammenfassenden Landesgeschichten finden sich eben-
falls Kapitel zur Wirtschafts- und Sozialgeschichte Schleswig-Holsteins, doch sind
diese, bedingt durch die Konzeption dieser Werke, meist nur kürzer gefasst. Es
fehlte also bisher eine übergreifende, zusammenfassende Darstellung dieses wich-
tigen Themas der Landesgeschichte. Als Thomas Riis im Jahre 1993 den Lehrstuhl
für Schleswig-Holsteinische Geschichte übernahm, erkannte er sehr bald, dass ein
solches Werk bislang fehlte, und entschloss sich, diesem Mangel abzuhelfen. Das
Ergebnis liegt jetzt vor mit einer Wirtschafts- und Sozialgeschichte Schleswig-
Holsteins mit dem Untertitel „Leben und Arbeiten vor 1800".

Das Werk beschränkt sich nicht auf die sonst üblichen Anfänge der schleswig-
holsteinischen Geschichte, sondern beginnt mit einem ersten Kapitel über die ei-
gentlich „vor- und frühgeschichtliche Zeit" - die Steinzeit, die Bronzezeit (1700 -
500 v.Chr.) und die Eisenzeit (500 v.Chr. - 800 n.Chr.). Auf der Grundlage archäo-
logischer Forschungen wird hier über Funde berichtet, die etwas über die Wirt-
schafts- und Sozialverhältnisse dieser frühen Zeiten aussagen können: Gräber und
Arten der Gräber, Waffen- und Werkzeugfunde, Siedlungs- und Hausreste. Mit
den Funden aus der Eisenzeit wird dann die Darstellung differenzierter; hier kön-
nen auch Aussagen über den technischen Fortschritt (Metallgewinnung und -Ver-
arbeitung) gemacht werden sowie auch Angaben über die Besiedlung und die Sied-
lungsgebiete. Alle Folgerungen werden mit Vorsicht ausgesprochen; sie stehen un-
ter dem Vorbehalt neuer ergänzender Funde.

Dann folgen zwei Kapitel über das Mittelalter, das erste über das Mittelalter bis
zur Mitte des 14. Jahrhunderts, das zweite über das Spätmittelalter. Für diese Zei-
ten liegen dann natürlich auch schon schriftliche Quellen vor, die genauere Aussa-
gen möglich machen. Da geht es um die Landwirtschaft (Kolonisierung, Siedlun-
gen, Flurformen), um die ersten städtischen Siedlungen (Ripen und Haithabu) und
im zweiten Kapitel um Handel, Märkte, Sozialstruktur. Besondere Berücksichti-
gung findet die „Krise des 14. Jahrhunderts" mit Pest, Tod und inneren Unruhen
und deren Rückwirkungen auf Wirtschaft und Gesellschaft. Ein Rück- und Aus-
blick schließt dieses Kapitel ab.

Das vierte Kapitel ist „Reformation und Adelsherrschaft 1500-1660" überschrie-
ben. Hier entsteht nun die Notwendigkeit, die begrenzten schleswig-holsteinischen
Verhältnisse in den größeren internationalen Rahmen einzuordnen: die Entde-
ckungen, die Auseinandersetzungen der europäischen Mächte um die Vorherr-
schaft und deren Einfluss auf den Norden und schließlich die Auswirkungen der
Reformation. Mit diesem Kapitel bildet sich auch eine gewisse Systematik der
Themen, der Darstellung und der Kapiteleinteilung aus, die im Folgenden immer
wieder aufgenommen wird. Es geht mit dem Bezug jeweils auf Schleswig-Holstein
um die Bevölkerung, die Infrastruktur, die Landwirtschaft und das Handwerk, die
Städte und schließlich um erste Maßnahmen der Sozialfürsorge. Dabei werden so-
wohl die Struktur wie auch die Entwicklung dieser Einzelthemen behandelt und
ebenso auch die Verhältnisse und Gesellungen der dort tätigen Menschen.

Das fünfte Kapitel ist „Absolutismus und Aufklärung 1660-1800" überschrieben.
Hier wird die gleiche Systematik wie in dem vorherigen Kapitel eingehalten. Zu-
nächst kommt die Darstellung der internationalen politischen Entwicklung und die
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Einbettung der Geschichte Dänemarks und der Herzogtümer in diese Entwicklung.
Es folgt dann die Schilderung der wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse in
Schleswig-Holstein in der Landwirtschaft, im Schiffbau und in der Schifffahrt so-
wie im Handwerk. Hier verwendet Riis im Rahmen eines Sonderkapitels einen Be-
richt von J. F. Becker, der in den Jahren 1775 bis 1776 die Herzogtümer bereiste und
ausführliche Berichte mit vielen Einzelheiten nach Kopenhagen sandte. Damit
bricht das Buch etwas unvermittelt ab.

Zwar fällt für die Jahrzehnte vor 1800 der Begriff „Protoindustrialisierung" - also
die ersten Anfänge der Industrialisierung vor der eigentlichen Industrialisierung -,
aber zu diesem Thema hätte man sich ein eigenes Kapitel gewünscht. Der Darstel-
lung sind am Schluss einige Karten und Abbildungen angefügt, auf die im Textteil
jeweils Bezug genommen wird.

Das Buch ist aus Vorlesungen entstanden, die Thomas Riis in zweifachem
Durchgang bis 2007 an der Universität Kiel gehalten hat. Dieser Vorlesungscharak-
ter ist auch der schriftlichen Form anzumerken. Das Buch ist gut geschrieben, der
Stil ist eingängig, und man wird zu allen Fragen der Wirtschafts- und Sozialge-
schichte Schleswig-Holsteins in dem behandelten Zeitraum bis 1800 sehr gut in-
formiert. Dabei liegt der Schwerpunkt sicher bei der Wirtschaftsgeschichte, wäh-
rend die Sozialgeschichte - „das Arbeiten" - demgegenüber etwas zurücktritt.
Quellen, so etwa Urkundensammlungen, werden nur gelegentlich herangezogen,
die weitgestreute Literatur ist hingegen bis in die letzten Sonderveröffentlichungen
erfasst und berücksichtigt worden. Die Schwierigkeit einer notwendigen Einbet-
tung einer solchen regionalen Wirtschafts- und Sozialgeschichte in die unabding-
baren allgemeinen politischen Verhältnisse ist in der Darstellung von Riis im ge-
genseitigen Bezug gelöst. Hilfreich ist die Einbeziehung der dänischen Literatur, da
sich die Verhältnisse vor allem in Nordschleswig ähnlich entwickelten.

Zum Abschluss noch einige kritische Bemerkungen. Trotz eines ausführlichen
Inhaltsverzeichnisses hätte man sich ein Register und eine kurzgefasste vertiefende
Literaturliste gewünscht. Zwar ist die verwendete Literatur in den Anmerkungen
ausführlich genannt, doch eine zusammenhängende Literaturübersicht wäre nütz-
lich gewesen. Durch die Literaturauswertung ist Thomas Riis zwar in der Lage, die
vielfältigen regionalen Entwicklungen zu schildern, doch bleibt es vielfach bei einer
nur mehr aufreihenden Aufzählung, ohne dass eine interpretierende Zusammen-
schau vorgenommen wird. Lediglich nach den beiden Mittelalterkapiteln gibt es
einen „Rück- und Ausblick", den man sich auch für die anderen Kapitel und vor al-
lem für den Schluss erhofft hätte.

Das Buch behandelt einen klar angegebenen Zeitraum mit einem gesetzten Ende
um 1800; das ist das gute Recht des Autors. Ein Ausblick auf das vielfältige 19.
Jahrhundert wäre aber interessant gewesen - die Industrialisierung, das Aufkom-
men des Maschinenwesens und die Bildung einer eigenständigen Arbeiterschaft.
Auch das hätte als Ausblick in ein solches Schlusskapitel gehört.

Insgesamt aber ist es informatives, gut lesbares Buch, das eine gute Zusammen-
fassung der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung in Schleswig-Holstein bis
1800 bietet. Für das 19. und 20. Jahrhundert wird dann die Wirtschafts- und Sozial-
geschichte informieren, die der „Arbeitskreis für Wirtschafts- und Sozialgeschichte
Schleswig-Holsteins" vorbereitet.

Peter Wulf
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Doris Bulach, Handwerk im Stadtraum : das Ledergewerbe in den Hansestädten der
südwestlichen Ostseeküste (13. bis 16. Jahrhundert). Köln, Weimar, Wien:
Böhlau, 2013. 464 S. (Quellen und Darstellungen zur hansischen Geschichte,
N.F.; 65). - Zugl.: Berlin, Humboldt-Univ., Diss., 2009.

In der vorliegenden Studie untersucht die Verf. die Bedeutung und die Rolle des
Lederhandwerks und der entsprechenden Handwerksämter in fünf überwiegend
vom Handel geprägten Städten der deutschen Ostseeküste. Die Untersuchung
greift dabei dezidiert auf neuere Forschungen zu Raumkonzepten zurück, die nach
Überzeugung der Verf. Einfluss und Präsenz von Handwerkern und deren Korpo-
rationen innerhalb einer Stadt anzeigen würden. Sowohl rechtlich, wirtschaftlich
wie religiös strukturierte Sozialräume schlagen sich demnach auf die physische
Gestalt des städtischen Raumes nieder. Diesem Forschungsansatz liegt u. a. die
Annahme zugrunde, dass sozialer Raum den physischen Raum entscheidend
prägt. Unter dieser methodologischen Prämisse und frei nach dem Motto „Der
,Spatial Turn' ist überall" (Thomas Wosniak) werden in der vorliegenden Studie
Handwerkskorporationen und Handwerker in Greifswald, Stralsund, Rostock,
Wismar und Lübeck untersucht. Alle Städte lagen in einer rechtlich, kulturell und
wirtschaftlich sehr ähnlich geprägten historischen Region, wenn auch nicht inner-
halb eines Herrschaftsgebietes. Trotz ihrer unterschiedlichen Größe und Bedeutung
waren alle fünf Städte wirtschaftlich und sozial ähnlich strukturiert. Gemeinsam-

keiten waren (und sind) der geschützte Hafen mit Zugang zur Ostsee, gute Kontak-
te zum Hinterland, zentrale Marktplätze in der Nähe einer Pfarrkirche und eine
Stadtmauer. Trotz der Ausrichtung auf den Fernhandel und der politischen Domi-
nanz der Kaufleute in den Seestädten spielte das Handwerk als Haupterwerbs-
zweig der Bürger in den hier untersuchten Städten eine bedeutende Rolle. Diese
sozioökonomischen und kulturellen Gemeinsamkeiten bilden die Folie für die vor-
liegende Untersuchung.

Das Lederhandwerk und dessen Organisationen, die Ämter, in den genannten
Städten werden nach gleichen Fragestellungen unter drei Perspektiven betrachtet:
die Stadt als rechtlich verfasster Raum, als Wirtschaftsraum und als religiöser
Raum. In diesen Teilräumen bildeten die Lederhandwerker eigene rechtliche, wirt-
schaftliche und religiöse Binnenräume aus, die zur Konstitution der Stadt als Gan-
zes beitrugen. Die genannten Teilräume werden in drei „Großkapiteln" näher be-
trachtet.

Im ersten Kapitel „Rechtsräume des Handwerks" geht die Verf. der Frage nach,
auf welche Weise Lederhandwerker eigene rechtliche Räume konstituierten, wie
sie den städtischen Rechtsraum mitgestalteten und durchdrangen und welche
Auswirkungen dieser wiederum auf ihre Lebensgestaltung hatte. Der eigene
Rechtsraum von Handwerkern war gekennzeichnet durch das Privileg, selbständig
über die Zulassung von Meistern in das Amt zu entscheiden und Gesellen und
Lehrlinge, die späteren potenziellen Meistem, nach eigenen Kriterien auswählen zu
können. Zudem oblag es dem Amt, in seinem Inneren für die Durchsetzung von
Verhaltens- und Produktionsnormen zu sorgen.

Das zweite Kapitel „Wirtschafträume des Handwerks" widmet sich den ver-
schiedenen Lederämtern als lokalen Wirtschaftsverbänden. Dabei werden die

Räume vorgestellt, die Lederhandwerker als Produzenten und Marktteilnehmer
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formten. In diesem Kapitel werden die „Produktlinien", also Leder und Lederwa-
ren, die „Marktzugänge und ihre Grenzen" sowie „Sichtbarkeiten im Wirtschafts-
raum" betrachtet. Damit gemeint sind Wohnhäuser und Werkstätten, die Verkaufs-
und Arbeitsstätten, zu denen auch die gemeinschaftlich gepachteten Walk- und
Lohmühlen gezählt werden, wie die von der Verf. angeführten Beispiele der
Gerbhäuser für die Lübecker Schuhmacher oder das der Walkmühlen für die Lübe-

cker Beutler zeigen. Zudem wird untersucht, auf welchen Märkten innerhalb und
außerhalb der Stadt die Lederhandwerker mit ihrer Nachfrage nach Rohstoffen
und ihrem Angebot an Lederwaren auftraten. Die wirtschaftlichen Tätigkeiten von
Handwerksämtern hatten Auswirkungen auf die innerstädtische Raumgestaltung
und schlugen sich sichtbar in der Stadt nieder. Die Präsenz der Gerber mit ihren
geruchsintensiven Tätigkeiten war in einem größeren Umfeld spürbar und war
immer ein Fall für die Wohnort- und Werkstattwahl, die durch das entsprechende
Amt in konfliktvermeidender Absicht gesteuert wurde.

Im dritten Kapitel „Religiöse Räume des Handwerks" stehen die Lederämter als
religiös verfasste Gemeinschaften im Fokus. Nach einer Beschreibung ihrer Konsti-
tution als religiös strukturierte Eigenräume wird deren Sichtbarkeit in den Kirchen
der Stadt analysiert. Hier wird beschrieben, wie sich durch Frömmigkeitspraktiken
und religiöse Rituale in der Religionsgemeinschaft Stadt soziale Räume des Hand-
werks konstituierten, die als dessen religiöse Räume bezeichnet werden können.
Dabei beschreibt die Verf. Lübeck als einen Sonderfall, da sich hier von den Äm-

tern gesonderte Bruderschaften feststellen lassen, die dann eigene religiöse Räume
bildeten, während in den übrigen betrachteten Ostseestädten bei den Lederämtem
das Amt selbst gleichzeitig eine geistliche Bruderschaft gewesen zu sein scheint.
Durch Kapellen und Seitenaltäre schufen sich die Handwerksämter, allen voran die
Gerber und Schuhmacher, innerhalb des Kirchenraumes je nach finanziellen Mög-
lichkeiten eigene physische Binnenräume, die in engem Zusammenhang mit der
spätmittelalterlichen Frömmigkeit standen. Untersucht werden auch die Häufigkeit
und die Dauer der Präsenz von Lederämtern in den Kirchen der untersuchten Städ-

te. Diese Präsenz in Form von Kapellen und Altären gelang den Ämtern der
Schuhmacher und Gerber, manchmal auch den Riemenschneidern in allen Städten,

während Ämter wie die der Schuhflicker, Pantoffelmacher, Sattler oder Perga-
mentmacher weder Kapellen noch Altäre erwerben konnten und somit im religiö-
sen Raum unsichtbar blieben.

Jenseits dieser theoriegeleiteten Darstellung zu raumkonstituierenden Faktoren
innerhalb des Ledergewerbes und seinen entsprechenden Organisationen erfährt
man eine Fülle von Fakten über die im Ort bedeutsamen Handwerke, ihre Produk-

te, ihre Selbstorganisation (Ämter), deren Verfasstheit (Morgensprachen) und de-
ren Protagonisten (Meister und Älterleute) und nicht zuletzt ihr soziales und reli-
giöses Verhalten und dessen „Materialisierungen" in Form von Amtshäusern,
„Schüttingen" und Krügen sowie von Altären und Kapellen in oder an den Stadt-
kirchen. Für die Untersuchung wurden elf, in den lokalen Quellen unterschiedlich
präsente greifbare Ämter ausgewählt. Dazu zählen neben den mitgliederstärksten
Ämtern der Schuhmacher und Gerber, die der Weißgerber, Pantoffelmacher, Rie-
menschneider, Beutler, Sattler, Handschuhmacher, Gürtler und Pergamentmacher.
Dazu kommen Ämter, deren Mitglieder Leder in geringerem Umfange für ihre
Produkte benutzten, wie die Riemenschläger. Die Gerber standen am Beginn der
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Produzentenkette. Sie wurden entsprechend der Ausgangsprodukte und der Gerb-
verfahren in Rot- und Weißgerber unterschieden. In den Quellen werden die Rot-
gerber, die in großem Umfang für den Marktverkauf Leder aus Rindshäuten her-
stellten, allgemein als Gerber bezeichnet.

Die im Mittelpunkt der Untersuchung stehenden Gerber waren durch das glei-
che Ausgangsmaterial (abgezogene Felle und Häute von Tieren, die durch ver-
schiedene Gerbverfahren haltbar gemacht und zu Leder verarbeitet wurden) ver-
bunden. Das aus den Tierhäuten hergestellte Leder diente wiederum als Aus-
gangsprodukt für eine Vielzahl von Gegenständen wie Schuhen, Pantoffeln, Rie-
men, Gürteln, Beuteln, Sätteln und Futteralen. Darüber hinaus finden sich meist

aus archäologischen Grabungen geborgene Objekte aus Leder, die sich nicht den
Produktlinien der in den Lederämtern organisierten Handwerker zuordnen lassen
und deren Produzenten nicht aus Schriftquellen bekannt sind. Der zeitliche Rah-
men der Studie ist weit gefasst und reicht vom 13. bis zur Mitte des 16. Jahrhun-
derts. Dieser lange Untersuchungszeitraum gestattet trotz der thematisch recht un-
terschiedlichen Quellenlage ganz unterschiedliche Einblicke in Teilaspekte der
Stadtgesellschaft, auch wenn es sich dabei oft nur um Momentaufnahmen handelt.

Die sehr quellennah erarbeitete Studie bietet, vor allem in den Abschnitten, die
von den jeweils örtlichen Verhältnissen handeln, eine Fülle überaus nicht nur für
Lokal- und Wirtschaftshistoriker interessanter Fakten und Zahlen über ein jahr-
hundertealtes und ebenso lange bedeutendes Gewerbe. Es werden zum Beispiel für
die untersuchten Städte die Wohn- und Arbeitsstätten, die Loh- und Walkmühlen,
die Amtshäuser, die relevanten Wirtshäuser und nicht zuletzt die Gerberkapellen
vorgestellt. Dazu gibt es im Anhang Stadtpläne der untersuchten Städte, die so-
wohl die „Gerber-relevanten" Örtlichkeiten und Gebäude als auch die Lage der
Stadtkirchen, Klöster und Hospitäler zeigen. Ebenfalls im Anhang finden sich
Grundrisse von acht Kirchen, in denen sich Altäre und Kapellen der Gerberhand-
werke befinden bzw. befanden. Auch zahlreiche der verwendeten Schriftquellen
wie Handwerksrollen und Statuten einzelner Ämter aus dem 15. und 16. Jahrhun-
dert werden im Anhang wiedergegeben.

Das sehr umfangreiche Quellen- und Literaturverzeichnis sowie ein Orts- und
Namensregister steigern den „Gebrauchswert" des Buches und zeugen gleichzeitig
von der intensiven und jahrelangen Beschäftigung der Verf. mit der frühneuzeitli-
chen Handwerksgeschichte in den Städten des wendischen Quartiers der Hanse.
Damit leistet die Verf. nicht nur einen vergleichenden Beitrag zur Handwerksge-
schichte in den fünf Hansestädten, sondern verschafft den Lesern durch die aus-

führliche Betrachtung der lokal unterschiedlich ausgeprägten „religiösen Räume"
vor und nach der Reformation auch einen guten Einblick in religiöses Denken und
Handeln innerhalb einer Stadtgesellschaft.

Peter Danker-Carstensen
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Die Handelsbücher des Hildebrand Veckinchusen : Kontobücher und übrige Ma-
nuale. Hrsg, von Michail P. Lesnikov und Walter Stark. Köln, Weimar, Wien: Böh-
lau, 2013. LXXVI, 638 S. (Quellen und Darstellungen zur hansischen Geschichte;
N.F., 67).

Schon seit fast hundert Jahren beschäftigt sich die Forschung mit Hildebrand Ve-
ckinchusen (um 1365-1426); man kann ihn wohl als einen der berühmtesten Hanse-
kaufleute bezeichnen. Das liegt zum einen daran, dass Hildebrand nahezu alle als
typisch angesehenen Facetten eines Hansekaufmanns nicht nur zeigte, sondern
gleichsam zur Vollendung brachte: Sein Handel verband Ost- und Westeuropa, die
Nord- und die Ostsee, indem er von seinem Kontor in Brügge aus Handel mit
Lübeck, Preußen, dem Baltikum und bis nach Novgorod trieb. Dabei stützte er sich
auf verwandtschaftliche Beziehungen, namentlich auf seinen Bruder Sivert in
Lübeck und Köln und seinen Schwiegervater Engelbrecht Witte in Riga. Er organi-
sierte seine Geschäfte als Eigenhandel, übernahm und vergab Kommissionsge-
schäfte und gründete zweiseitige Gesellschaften, die er in höchstmöglicher Kom-
plexität verschachtelte. Sein Bankrott exemplifiziert laut gängiger Forschungsmei-
nung die Grenzen des hansischen Handels: Der Großhandel nach Italien habe sich
auf der Grundlage zweiseitiger Gesellschaften und ohne ausreichende Kontrolle
der Aktivitäten des Vertreters in Venedig nicht angemessen organisieren lassen,
weshalb die Venedische Gesellschaft gescheitert sei. Zum anderen ruht Veckinchu-
sens Berühmtheit darauf, dass viele typische Facetten eines Hansekaufmanns
überhaupt erst an seinem Beispiel herausgearbeitet wurden, denn aus Hildebrands
Feder sind uns so viele Dokumente erhalten wie von keinem anderen Hansekauf-

mann. Bereits im Jahr 1921 edierte Wilhelm Stieda circa 500 Briefe, die Hildeband

Veckinchusen im Zuge seiner Handelstätigkeiten empfangen hatte. Gut fünfzig
Jahre später legte Michail Lesnikov die Edition zweier Handelsbücher Veckinchu-
sens vor (Af 1 und Af 6). Zugleich begann er mit den Arbeiten an der Edition der
übrigen Handelsbücher, die nun, wiederum vierzig Jalire später, ihren glücklichen
Abschluss findet.

In seiner Einleitung beschreibt Lesnikov den Aufbau, den Inhalt und den Zu-
sammenhang der zehn hier edierten Handelsbücher. Dabei unterscheidet er zwi-
schen Kontobüchern und Memorialen: Die Einträge in den Memorialen (Af 3, Af 7,
Af 11, Af 12) erfolgten nicht systematisch, sondern chronologisch geordnet; die ein-
zelnen Gruppen von Einträgen sind nicht miteinander verbunden. Diese Bücher
dienten Veckinchusen offenbar hauptsächlich als Gedächtnisstütze. Die Kontobü-
cher (Af 2, Af 4, Af 5, Af 8) bauen auf den Memorialen auf, Veckinchusen sortierte
die Eintragungen aus den Memorialen in diesen Büchern in regelmäßige Gruppen.
Die Bücher Af 9 und Af 13 stellen eine Mischung aus Memorial und Kontobuch
dar.

Anhand der Kontobücher Af 2, Af 4 und Af 5 können wir die verschiedenen For-

men nachvollziehen, in denen Veckinchusen seine Handelsgeschäfte organisierte.
Erstens betrieb er Eigenhandel, zweitens handelte er als Kommissionär wie als
Kommittent für seinen Bruder Sivert Veckinchusen sowie für seinen Schwiegerva-
ter Engelbrecht Witte, und drittens gründete er diverse Handelsgesellschaften, un-
ter anderem ebenfalls mit seinem Bruder. In den stets zweiseitigen Handelsgesell-
schaften kooperierte Veckinchusen entweder auf eigene Rechnung, beispielsweise
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mit dem Lübecker Kaufmann Tydeman Brekelvelde. Oder die Gesellschaft, die
Hildebrand mit seinem Bruder Sivert gegründet hatte, stieg als ein Partner in eine
zweiseitige Gesellschaft ein, wie etwa in der „preußischen Gesellschaft", die die
Veckinchusens auf der einen Seite und eine Gesellschaft Danziger Kaufleute auf
der anderen Seite miteinander eingingen. In den Kontobüchern schlägt sich so die
Vielfalt und Flexibilität der Organisationsformen des hansischen Handels nieder,
die Albrecht Cordes in seiner Einführung luzide aufschlüsselt.

Die Memoriale Af 3 und Af 13 stehen in Zusammenhang mit den bereits 1971
edierten Kontobüchern Af 1 und Af 6. Die Memoriale Af 7 und Af 11 entstanden in

der Zeit, in der Veckinchusen sich nach Lübeck begab und sich in Brügge vertreten
ließ. Seinem Vertreter überließ er eine Übersicht über die Geschäfte, die dieser wei-
terführte und ebenfalls in dem entsprechenden Buch vermerkte. Über die Geschäf-
te, die Veckinchusen auf seinen vier Reisen nach Lübeck tätigte, geben die Bücher
Af 8 und Af 12 Auskunft. Buch Af 9 zeigt die Eigendynamik, die die Buchführung
entwickeln konnte. Entsprechend entzieht es sich einer einfachen Zuordnung zu
einem Typ. Im ersten Teil des Buches notierte Veckinchusen Ankäufe und Wechsel
einfach chronologisch. Im zweiten Teil trug er die Absendung und die zugehörigen
Geldgeschäfte derjenigen Waren ein, deren Ankauf er im ersten Teil notiert hatte,
sortierte diese Eintragungen aber in inhaltliche Gruppen. Dieser Teil umfasste nur
den Handel mit Preußen und wandelte sich zu einer Art Kontobuch von Ve-

ckinchusens Vertreter Marschede in Danzig, indem Veckinchusen die aus Preußen
empfangenen Waren dazuschrieb.

In seiner Einleitung gelingt es Lesnikov, Veckinchusens vielfältige Geschäfte
nachvollziehbar darzustellen und die komplexen Verbindungen zwischen den Bü-
chern verständlich herauszuarbeiten. Eine Beschreibung der äußeren Merkmale der
Bücher, ein Verzeichnis der wichtigsten Handelsmarken und einige Fotos der
Handelsbücher stehen der Edition voran. Das Schriftbild der Originaldokumente
lässt sich gut nachvollziehen, denn die Edition folgt in den Zeilenumbrüchen dem
Original; waagerechte Striche zeigen an, wo Veckinchusen zum folgenden Posten
etwas Platz frei ließ. Ein Personen-, ein Orts- und ein Sachregister, letzteres genau
wie die Übersicht über Geld und Münzen mit knappen Erklärungen versehen, er-
leichtern den Zugang zu den Handelsbüchern, so dass sich Lesnikovs Hoffnung er-
füllen dürfte, dass die Lücke, die er ließ, indem er aus Zeitgründen auf einen lau-
fenden inhaltlichen Kommentar verzichtete, von Aufsätzen gefüllt werden möge.

Wie Lesnikov mehrfach betont, lässt sich Veckinchusens Handelstätigkeit als
Ganzes anhand der Editionen nicht rekonstruieren, da nicht alle Bücher erhalten

blieben. Die Einleitung von Walter Stark fokussiert auf die Frage nach Buchhal-
tungstechniken, die sich anhand der Handelsbücher genauso bearbeiten lässt wie
die Frage nach den unterschiedlichen Gesellschaftsformen, der Albrecht Cordes
nachgeht. Außerdem öffnet die Edition die Tür zu wirtschaftshistorischen Studien.
Dabei wäre es wünschenswert, nicht nur die Person Veckinchusen zu beleuchten,
sondern über seine Handelsbücher einen Zugang zur Erforschung des hansischen
Handels im 15. Jahrhundert zu finden, der auch andere Handelsbücher sowie seri-
elle Quellen einbezieht und so eventuell neue strukturelle Erkenntnisse zu bringen
vermag, oder, wie Lesnikov es formuliert: „[Die] imponierende Figur dieses wa-
gemutigen hansischen Kaufmanns [...] hat mich nicht so in ihren Bann gezogen,
dass ich weiter gesteckte Ziele darüber aus den Augen verloren hätte" (S. XV). Die
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Edition bietet die Chance, insbesondere den Handel mit dem östlichen Ostseeraum

genauer zu erfassen, dem sich die jüngere Hanseforschung ohnedies stärker zu-
wendet. Das Gemeinschaftswerk des Moskauers Michail Lesnikov, der Greifwalder
Walter Stark, Marc Löwener und Horst Wernicke und des Frankfurters Albrecht

Cordes reflektiert somit nicht nur die Geschichte der europäischen Teilung im 20.
Jahrhundert, wie Horst Wernicke zum Auftakt des Buches schildert, sondern wird
auch einen Beitrag dazu leisten können, die Verbindungen zwischen Ost und West
nun wieder genauer herauszuarbeiten.

Ulla Kypta

Karsten Christian, Aktienrecht und Aktienbanken in Schleswig-Holstein 1840-1870 :
zum Wandel und zur Wirkung von Institutionen. Stuttgart: Franz Steiner Ver-
lag, 2015. 287 S. (SWSG; 52). - Zugl.: Diss., Fakultät für Geisteswissenschaften
der Univ. Hamburg, 2013/2014).

Die Industrialisierung, die Bildung von Großbetrieben im 19. Jahrhundert ist nur
möglich gewesen in der Form von Aktiengesellschaften. Zwar gibt es auch Einzel-
unternehmer, die große Betriebe aus kleinen Anfängen entwickelten, aber die
Hauptform solcher Gründungen waren Aktiengesellschaften. Bisher nicht genutz-
tes oder anders genutztes Kapital wurde durch verschiedenartige Vermittlung ge-
sammelt und in Aktien in Unternehmen investiert. Vor allem bei den Eisenbahnen,

im Bergbau und in der Eisen- und Stahlindustrie war dies der übliche Weg. Solche
Aktiengesellschaften sind im 19. Jahrhundert in ganz Deutschland gegründet wor-
den. Bei diesen Gründungen gab es die verschiedensten Formen in Hinsicht auf die
Aufbringung des Kapitals, die Zweckbestimmung und die rechtliche Form, so dass
eine umfassende Gesamtdarstellung der deutschen Entwicklung viele Einzelent-
wicklungen berücksichtigen müsste. Daher bietet es sich an, die Betrachtung dieser
Vorgänge zu verengen auf einen Einzelstaat, eine Landschaft oder eine Region, bei
der die Einzelheiten und die Gemeinsamkeiten und Unterschiede solcher Grün-

dungen von Aktiengesellschaften besser dargestellt werden können.
Eine solche auf eine Region bezogene Darstellung unternimmt nun Karsten

Christian, indem er das Aktienrecht und die Gründung von Aktienbanken in
Schleswig-Holstein in den Jahren von 1840 bis 1870 in den Blick nimmt. Schleswig-
Holstein gehörte bis 1864 zum dänischen Gesamtstaat, doch waren die staatsrecht-
lichen Verhältnisse in den beiden Herzogtümern Schleswig und Holstein unter-
schiedlich. Da aber die inneren und rechtlichen Verhältnisse in vielen Bereichen

gleich waren, lassen die Herzogtümer sich durchaus als ein gemeinsames Betrach-
tungsgebiet kennzeichnen. Der abgesteckte Zeitraum erklärt sich daraus, dass im
Jahre 1840 die erste vollendete Aktiengesellschaft gegründet wurde, während
Schleswig-Holstein im Jahre 1867 durch die Eingliederung in Preußen in ganz an-
dere politische, wirtschaftliche und rechtliche Verhältnisse hineingestellt wurde
und damit die Voraussetzungen für die Gründung von Aktiengesellschaften sich
grundsätzlich änderten.

Karsten Christian beginnt seine Arbeit mit einer ausführlichen Einleitung (S. 9-
37), in der er den Gegenstand und die Fragestellungen seiner Untersuchung formu-
liert, den Forschungsstand schildert und methodische Überlegungen anstellt. Ent-
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sprechend dem Titel ist es die Verbindung von rechts- und wirtschaftsgeschichtli-
chen Perspektiven, unter denen die Region in dem angegebenen Zeitraum betrach-
tet werden soll. Christian bettet das Institut der Aktiengesellschaften ein in das
Wirkungsverhältnis von Staat, Recht und Wirtschaft im 19. Jahrhundert. Der Staat
antwortet auf bestimmte Entwicklungen und Notwendigkeiten im wirtschaftlichen
Bereich, er erkennt die Rechtsnotwendigkeit für die Regelung dieser Entwicklun-
gen und setzt das entsprechende Spezialrecht (Aktienrecht) um, das nun wiederum
den weiteren Entwicklungsgang der Aktiengesellschaften bestimmt.

Das gesamte zweite Kapitel (S. 38-75) der Arbeit von Karsten Christian behan-
delt die mehr allgemeinen Fragen des Aktienrechts in Deutschland. Mit dem drit-
ten Kapitel (S. 76-152) wendet sich Christian mm den besonderen Verhältnissen in
Schleswig-Holstein zu. Bestimmt wurden die Verhältnisse in Schleswig-Holstein
bis 1864 durch den dänischen Staat, der sich im 19. Jahrhundert in der Übergangs-
phase vom Spätmerkantilismus zum Frühliberalismus befand. Insgesamt war die
Entwicklung zur Industrie und damit zu der modernen Form der Aktiengesell-
schaft in den Herzogtümern „verspätet", so dass der dänische Staat noch keinen
allgemeinen Regelungsanspruch erhob, andererseits aber schritt der Staat ein,
wenn ältere Rechte des gesamtstaatlichen Wirtschafts- und Soziallebens tangiert
waren. So gab es im dänischen Gesamtstaat bis 1864 kein zusammenfassendes
Recht der Aktiengesellschaften; ihre Bildung war frei. Allerdings schritt der Staat
mit Einzelentscheidungen ein, wenn etwa Zunftrechte, Steuerrechte oder Militär-
fragen berührt wurden. Aktienbanken wurden nach den Erfahrungen des däni-
schen Staatsbankrotts von 1813 generell das Notenemissionsrecht versagt. Nur Ak-
tiengesellschaften zur Errichtung von Eisenbahnen waren genehmigungspflichtig.
Allerdings mussten auch Einwirkungen von außen berücksichtigt werden. Für
Schleswig-Holstein und vor allem für Altona spielten vor allem die Hamburger
Verhältnisse eine Rolle, die in vielen Bereichen sehr viel weiter entwickelt waren

und eine erhebliche Anziehung ausübten. Auch als im Deutschen Bund im Jahre
1861 das „Allgemeine Deutsche Handelsgesetzbuch" bestimmend wurde, das auch
das Aktienrecht regelte, entstanden in Schleswig-Holstein Bestrebungen, dieses
Gesetzbuch zumindest für Holstein als Teil des Deutschen Bundes zu übernehmen,

doch wurde diese Übernahme bis 1864 nicht vollzogen. Obwohl die Ständever-
sammlungen von Schleswig und Holstein immer wieder eine Kodifizierung des
Aktienrechts anmahnten, blieb diese Frage offen.

In einem vierten Kapitel (S. 153-172) behandelt Christian frühe Aktiengesell-
schaften in Schleswig-Holstein, die sich als Aktiengesellschaften konstituierten,
obwohl es ein formelles Aktienrecht nicht gab. Zu diesen frühen Aktiengesellschaf-
ten zählten die Dänische Nationalbank von 1818, die Carlshütte in Büdelsdorf von

1827 und die Altona-Kieler Eisenbahngesellschaft von 1842. Auf der Grundlage der
vorhandenen Quellen wird an diesen drei Gesellschaften sehr genau untersucht,
wie das Aktienkapital aufgebracht wurde, wer sich als Aktionär beteiligte, wie die
rechtliche Form ausgestaltet war und in welcher Form und in welchem Ausmaß
der Staat bei diesen Gründungen mitwirkte.

Ein fünftes Kapitel (S. 173-247) befasst sich mit der Gründung von Aktienbanken
in Schleswig-Holstein in den Jahren von 1840 bis 1870. Eingebettet in die Grundzü-
ge der schleswig-holsteinischen Bankgeschichte werden die Versuche zur Grün-
dung einer schleswig-holsteinischen Landesbank dargestellt, die auch in den nati-
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onalen Auseinandersetzungen zwischen deutscher und dänischer Gesinnung eine
Rolle spielte. Hier werden auch lokale Bankinitiativen behandelt, die allerdings
wegen nicht gewährter Privilegien meist scheiterten. Nur die Vereinsbank hatte Er-
folg, da sie eine rein private Gründung war, die keiner Zulassung bedurfte. Eine
zusammenfassende Schlussbetrachtung schließt die Arbeit ab.

Insgesamt zeigt sich, dass die Aktiengesellschaften in Schleswig-Holstein es
schwer hatten, das entsprechende Kapital zu mobilisieren. Das Kapital war zwar
vorhanden, wurde aber vorzugsweise im Agrarbereich und im Immobiliarkredit
eingesetzt. Zudem gab es erhebliche Vorbehalte bei den Kapitalbesitzern, sich in
der neuen und - wie man meinte - risikovollen Form der Aktiengesellschaften zu
engagieren.

In der Arbeit von Karsten Christian wird sachlich und zeitlich ein relativ enger
Bereich der Wirtschafts- und Rechtsgeschichte Schleswig-Holsteins behandelt, der
allerdings in allen Dimensionen erschöpfend dargestellt wird. Sowohl die Rechts-
geschichte, die Wirtschaftsgeschichte und die allgemeinen politische Geschichte
werden in ihren gegenseitigen Bezügen ausführlich untersucht und allgemeinver-
ständlich dargestellt. Als Grundlage dienen vielfältige ausgedehnte Bestände ver-
schiedener Archive. Da es in Dänemark eine aktienrechtliche Regelung nicht gab,
auf die man hätte zurückgreifen können, verwendet Christian in umfassendem
Maße Einzelgesetze, zeitgenössische rechtswissenschaftliche Abhandlungen, die
Rechtsprechung und die Parlamentsprotokolle, um die wechselnden Rahmenbe-
dingungen zu erläutern. Der theoretische Teil (Kap. 2) steht nicht unverbunden ne-
ben den übrigen Teilen der Arbeit, sondern ist integrativer Teil, auf den immer
wieder Bezug genommen wird. Die rechtlichen und organisatorisch-satzungs-
mäßigen Grundlagen der einzelnen Gründungen werden klar entwickelt und an-
gemessen dargestellt. Für die Wirtschafts-, Rechts- und Bankgeschichte Schleswig-
Holsteins ist diese Arbeit ein großer Gewinn.

Peter Wulf

Jürgen Rohweder, Beständiger Wandel : in 175 Jahren von Schweffel & Howaldt zu
ThyssenKrupp Marine Systems. Hamburg: Koehler/Maximilian-Verlag, 2013.
231 S.

Die Wirtschafts- und Sozialgeschichte der Stadt Kiel ist mit der Geschichte des
Schiffbaues und der Werften eng verbunden. Das Auf und Ab bei den Werften hat-
te auch weitreichende Auswirkungen auf das Leben der Stadt. Die Geschichte der
Werften ist aber auch eine Geschichte der Technik. Angefangen beim traditionellen
Holzschiffbau, zunächst noch als Segelschiff, dann der Übergang zum Eisenschiff-
bau und zum Antrieb durch die Dampfmaschine und schließlich der Bau von
Großschiffen mit den verschiedensten Antrieben bis hin zum Atomantrieb. Auch

die Zweckbestimmung der gebauten Schiffe fächerte sich auf: Handelsschiffe, Pas-
sagierschiffe und dann auch Kriegsschiffe.

Über die Geschichte der Kieler Werften gibt es zahlreiche Veröffentlichungen.
Jetzt ist das Buch von Jürgen Rohweder über die wechselvolle Geschichte der Ho-
waldt-Werften hinzugekommen. Es ist eine Festschrift zum 175-jährigen Bestehen
der Werft, die heute nicht mehr so heißt, aber im Kem auf die Howaldt-Werft zu-
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rückgeht. Die Festschrift ist von der jetzigen Werftleitung in Auftrag gegeben wor-
den, und als Firmenfestschrift sollte sie auch beurteilt werden. Das Buch ist ausge-
stattet mit hervorragenden Abbildungen im Text.

Die Geschichte der Werft, die später als die Howaldts-Werke ihren Namen be-
kam, begann am 1. Oktober 1838, als Johann Schweffel und August Ferdinand
Howaldt auf der Rosenwiese, noch auf dem Westufer der Förde, eine Maschinen-

bauanstalt in Verbindung mit einer Eisengießerei gründeten. Zunächst im Kessel-
und Maschinenbau tätig, kam im Jahre 1889 mit dem Zusammenschluss mit der
Kieler Schiffswerft von Georg Howaldt der Schiffbau hinzu, und nun begann der
Aufstieg der Howaldts-Werke als Schiffbaubetrieb.

Es ist hier nicht der Platz, die gesamte Geschichte der Werftentwicklung bis in
die Gegenwart nachzuzeichnen, doch sollen einige Grundzüge behandelt werden.
Rohweder befasst sich immer wieder mit den verschiedenen Eigentümern der
Werft, die häufig wechselten, bis am Ende die Firma ThyssenKrupp die Werft
übernahm. Auch die vielfältigen Produkte der Werft werden von Rohweder be-
handelt - der Handelsschiffbau, der Kriegsschiffbau, der Sonderschiffbau und
dann in der Gegenwart der U-Boot-Bau. Sowohl die Marktanforderungen an die
Werft wie auch deren Umsetzung auf der Werft erfordern genaue technische und
auch geschäftliche Kenntnisse, über die Rohweder auf der Grundlage seiner Tätig-
keit als Leiter der Konzernkommunikation der Werft verfügt und die er in der Dar-
stellung interessant und allgemein verständlich umsetzt. Die verschiedenen Phasen
der Werftgeschichte werden in die politische Gesamtgeschichte eingeordnet und
mit ihr verknüpft, doch bildet dies nur den notwendigen, aber immer angemesse-
nen Rahmen der Werftgeschichte.

Wo Werften sind, gibt es - vor allem in der ersten Zeit - auch viele Arbeitskräf-
te. Auch deren wirtschaftliche und soziale Verhältnisse schildert Rohweder in an-

gemessener Form - bis hin zu den Streiks, die die Werft auch zu bestehen hatte.
Der Schwerpunkt der Darstellung liegt dabei in der Zeit nach 1945; allein die Hälfte
des Textes und der Abbildungen ist dieser Zeit gewidmet. Gewöhnen muss man
sich an eine gewisse Systematik, da zunächst die allgemeine Entwicklung geschil-
dert wird, um dann mit dem Schiffbau neu einzusetzen.

Das Buch von Rohweder ist eine Festschrift, kein wissenschaftliches Werk, und

diese Bestimmung als Festschrift erfüllt das Buch von Rohweder hervorragend. Ei-
ne Werft stellt sich und ihre Geschichte einer breiten Öffentlichkeit vor. Die Texte

sind gut formuliert, sind verständlich, ohne die erforderlichen Grundlagen in tech-
nischer und wirtschaftlicher Hinsicht vermissen zu lassen. Das Buch ist sehr gut
bebildert, vor allem der Kriegsschiffbau der ThyssenKrupp-Werft ist durch viele
Werftaufnahmen belegt. Am Schluss des Buches findet sich eine Bauliste sämtlicher
auf den Howaldt- und ThyssenKrupp-Werften gebauten Schiffe. Als „Festschrift"
sehr gelungen.

Peter Wulf
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Carsten Watsack, Die Geschichte der Vogelfluglinie : Puttgarden-Rodby. Ilsede:
Watsack, 2013. 550 S.

Das Jubiläum der 1963 eröffneten Vogelfluglinie mit Fehmamsundbrücke und
Fährverbindung Puttgarden-Rodby war 2013 ein großes Ereignis. Seine besondere
Note bekam es durch die Diskussion über eine feste Querung des Fehmarnbelts.
Insbesondere Politik und Wirtschaft betonten die Wichtigkeit kürzerer Reisezeiten
auf Schiene und Straße und letztlich ein besseres Zusammenwachsen Europas, wo-
hingegen kritische Stimmen auf Fehmarn vor einem Herabsinken der Insel zum
Durchgangsland warnten. Weiter südlich fürchtete man den Ausbau der Schie-
nenwege und verzichtete dafür sogar auf ortsnahe Bahnhöfe.
Wer ist nun der Verfasser des hier rezensierten Buches? Carsten Watsack kennt

sich aus auf der Vogelfluglinie, er ist selbst als Kapitän auf Fährschiffen in der Ost-
see gefahren, auch zwischen Puttgarden und Rodby. Bei Schiffsfreunden ist er als
Verfasser entsprechender Beiträge bekannt. Auch das Eisenbahnwesen ist ihm ver-
traut, auch hier hat er Fachkenntnisse etwa über den Einsatz der aus halb Europa
stammenden Reisezugwagen im Trajektverkehr.

Das Buch selbst ist wahrlich ein gewichtiges Werk und lebt vor allem von dem
visuellen Genuss, den die über 850 Fotos verbreiten. Der Verfasser hat sie digital
bearbeitet und zumeist in guter Qualität und Größe wiedergegeben. Dabei stechen
die Schiffsaufnahmen hervor, die auch den Bau und die Nachnutzung - mitunter
bis zur Verschrottung - umfassen. Aber auch die Szenen von Bau und Betrieb der
Fähranlagen sowie die zahlreichen Betriebsbilder des Schienenverkehrs sind be-
merkenswert zusammengestellt, wobei auch die hervorragenden Bilder des für die
Bundesbahn als Bildchronist tätigen Walter Hollnagel Berücksichtigung fanden. Es
macht nicht nur Freude die Bilder zu betrachten, sie bieten auch eine sehr gute
Vorstellung von Bau und Betrieb der Vogelfluglinie.

Gleichwohl handelt es sich nicht um einen reinen Bildband. Carsten Watsack

schildert in Textkapiteln, die gut mit Fotos aufgelockert sind, chronologisch die Ge-
schichte der Vogelfluglinie. Beginnend mit dem Mittelalter, verdichtet sich die
Schilderung bei frühen Projekten einer ausgebauten VerkehrsVerbindung zwischen
Hamburg und Kopenhagen, die dem Zug der Vögel folgt. Interessanterweise fielen
viele Projekte in Vorkriegs-, Kriegs- oder Nachkriegszeiten wie etwa nach 1864, vor
dem Ersten und vor dem Zweiten Weltkrieg.

Für die Jahre seit 1950 bis in die Gegenwart wählt der Verfasser eine Gliederung
der Kapitel nach Jahrzehnten. Intensiver geht er erstmals auf den Fährverkehr zwi-
schen Großenbrode und Gedser (69 km) ein, der als relativ einfach einzurichtende
und sehr gut genutzte Eisenbahn- und Autofährverbindung von 1951 bis 1963 Be-
stand hatte. Doch schon seit 1957 gab es intensive Verhandlungen deutscher und
dänischer Gremien und 1958 ein Regierungsabkommen beider Länder über die
Verkürzung des Trajekts durch Fährschiffe zwischen Puttgarden auf Fehmarn und
Rodby auf Lolland und eine Brücke über den Fehmarnsund vom ostholsteinischen
Festland auf die Insel Fehmarn.

Zum Problem wurde die Frage der Finanzierung. So musste auf deutscher Seite
die finanziell ohnehin klamme Deutsche Bundesbahn in großem Umfang Geld am
Kapitalmarkt aufnehmen. Sie hatte den neuen Fährhafen Puttgarden - die Fehma-
raner forderten vergeblich den Namen „Fehmam-Kai" -, die deutschen Fährschiffe
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sowie die Schienenstrecken zu bauen. Ihre Gesamtkosten betrugen 124 Mio. DM.
Für die mutige Planung der Fehmamsundbrücke, heute Wahrzeichen der Insel,
konnte beim Jubiläum 2013 der inzwischen dreiundachtzigjährige Helmut Wild ge-
feiert werden. Das Bundesverkehrsministerium war beim Bau der Vogelfluglinie
für den Straßenbau zuständig. Die B 207 - eine Autobahn war angesichts des do-
minierenden Schienenverkehrs nicht vorgesehen - verschlang 85 Mio. DM. Bis zu
900 Beschäftigte waren beteiligt. Auf dänischer Seite waren die notwendigen Inves-
titionen etwa für den Fährhafen Rodby geringer, gleichwohl war das Interesse
beim nordischen Nachbarn größer. Die Anbindung an Mittel-, West- und Südeuro-
pa hatte für Dänemark und übrigens auch für Schweden eine viel größere Bedeu-
tung als für Deutschland der Weg in diese skandinavischen Länder.

Der am 30. April 1963 eingeweihte neue Verkehrsweg, der nur noch eine Fähr-
fahrt von einer Stunde erforderte, wurde von Jahr zu Jahr stärker genutzt. Es gab
allein dreizehn Fernzüge in jeder Richtung, deren internationale Waggons auf die
Fähren verladen wurden und sich von Stockholm oder Kopenhagen kommend in
Richtung Niederlande, Frankreich, Schweiz, Österreich oder Italien auffächerten.
So ergaben sich viele Direktverbindungen am Tag und in der Nacht, darunter bald
auch Autoreisezüge und 1974 der erste Trans Europ Express (TEE) von Kopenha-
gen nach Stuttgart. Der einst umfangreiche Schienengüterverkehr sank mit Aus-
weitung des LKW-Transports und endete 1997 mit Inbetriebnahme der festen Que-
rung des Großen Belts mit Verlagerung der Güterzüge über Flensburg. Seit den
1970er Jahren hatte auch der Reisezugverkehr immer mehr Aufkommen an die pri-
vaten PKW verloren. Diesem Wandel hatte man durch spezielle Autofähren und
Umgestaltung der Verladeanlagen Rechnung getragen.

Nach der Wiedervereinigung Deutschlands kam es zur Privatisierung des Fähr-
verkehrs zunächst auf deutscher Seite 1993 mit der Deutschen Fährgesellschaft
Ostsee (DFO), dann ab 1998 mit der deutsch-dänischen Holding Scandlines. Diese
versuchte vergeblich mit einem Zehn-Fährschiffe-Konzept gegen die feste Querung
des Fehmambelts zu agieren. 2007 wurde sie verkauft. Im Jahr darauf stellte ein
Staatsvertrag zwischen Dänemark und Deutschland erneut Weichen in Richtung
fester Querung. Die Diskussion über die ökologischen Folgen führte zum Konzept
eines Tunnels statt einer Brücke, das 2011 vom dänischen Folketing parlamenta-
risch unterstützt wurde. Wieder einmal war die dänische Seite die aktive. In

Deutschland intensivierte sich nach den Erfahrungen bei anderen Großprojekten
das Bemühen die Bevölkerung durch Information und Diskussion „mitzunehmen".

Wie ist nun das Buch von Carsten Watsack zu beurteilen? Insgesamt sehr posi-
tiv. Die Fotos sind die große Stärke des Werks, aber auch die Fülle des gebotenen
Faktenmaterials und damit letztlich die Kenntnis des Verfassers ist beeindruckend.

Fans der Geschichte von Schifffahrt und Eisenbahn werden ihre Freude haben,

ebenso wer sich für die Geschichte der beteiligten Räume zwischen Kopenhagen
und Hamburg und schwerpunkthaft auf deutscher Seite natürlich die der Insel
Fehmarn interessiert. Dabei sei betont, dass die Schilderung der Entwicklungen
und Sichtweisen auf dänischer Seite keineswegs zu kurz kommt.

Was ist kritisch anzumerken? Bei allem Faktenreichtum fehlt mitunter der ord-

nende Blick auf das Große und Ganze, wie vielleicht auch ein Vergleich mit ande-
ren Verkehrswegen und Fährverbindungen. Man muss berücksichtigen, dass es
sich nicht um eine wissenschaftliche Arbeit handelt, aber die Angabe von Quellen
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hätte doch etwas intensiver erfolgen können. Dieses nicht zuletzt, um die vielen
einzelnen Fakten nachvollziehen und durch Studien in Veröffentlichungen und Ar-
chivalien auf ihnen aufbauen zu können. Das Literatur- und Quellenverzeichnis

gibt da nicht in jedem Fall eine befriedigende Hilfe. Im Übrigen wurden bei aller
lobenswerten Recherchetätigkeit doch auch wichtige Archive nicht oder nicht aus-
reichend herangezogen. Hier ist das Archiv der Stadt Fehmarn zu nennen, aber
auch das Landesarchiv Schleswig-Holstein, in dem unter anderem zahlreiche Ak-
ten zur Geschichte der Vogelfluglinie vorhanden sind. Solche Umstände sind be-
dauerlich, aber sie ändern nichts an dem Respekt, den der Autor für dieses von ihm
selbst herausgegebene Buch und den damit verbundenen Aufwand verdient. Es ist
ja der wissenschaftlichen Forschung unbenommen durch entsprechende Beiträge
weitere Akzente zu setzen. Zwar ist die Jubiläumsstimmung des Jahres 2013 längst
Geschichte, aber die Frage der festen Fehmarnbeltquerung und ihre derzeit (Som-
mer 2016) anzunehmende bauliche Umsetzung samt deren Folgen wird auf histo-
risch interessierte Autoren sicher nachhaltig anregend wirken. Das schwergewich-
tige Buch von Carsten Watsack hat als nahezu vollständige Chronik der 1963 eröff-
neten Verbindung schon jetzt seinen besonderen Wert.

Malte Bischoff

Kreske Ingwersen, Ungewiss, wohin das Schicksal uns führt ... : Föhrer Aus- und
Rückwanderung im 19. Jahrhundert in Lebensberichten. Husum: Husum Druck-
und Verlagsges., 2014. 206 S. (Schriftenreihe des Dr.-Carl-Haeberlin-Friesen-
Museums, Föhr; N.F., 26).

Im 19. Jahrhundert verließen Millionen europäischer Auswanderer ihre Heimat -
darunter auch zahlreiche Einwohner Föhrs. Der treibende Faktor war wirtschaftli-

che Not. Durch die Napoleonischen Kriege und den dänischen Staatsbankrott 1813
war Föhr in eine politische und ökonomische Schieflage geraten; gleichzeitig war
die jahrhundertealte Tradition des Walfangs im Niedergang begriffen, und die In-
sel hatte 1825 mit einer verheerenden Sturmflut zu kämpfen, die die landwirt-
schaftliche Nutzung weit zurückwarf. Neue Perspektiven gab es nicht - die touris-
tische Erschließung der Insel lag noch in weiter Ferne. Viele Föhrer suchten zur
Zeit des Goldrausches ihr Glück in Amerika, einige Mutige in Australien. Manche
blieben für immer, ein Großteil kehrte wieder zurück in die Heimat. Dass heute

nahezu jede Föhrer Familie ein Auswanderungsschicksal zu berichten hat, zeigt die
weite Verbreitung, aber auch Nachhaltigkeit des Phänomens Migration, das durch
die aktuellen weltpolitischen Wanderungsbewegungen gleichzeitig hochaktuelle
Brisanz erlangt.

Mit Grundfragen nach unkontrollierten globalen Flüchtlingswellen, Entwurze-
lung, kultureller Entfremdung und Integration hat sich die historische Migrations-
forschung mittlerweile einem Themenspektrum zu stellen, das aktueller kaum sein
kann. Sie ist ein Beispiel für die enge Verflechtung einer historischen Teildisziplin
mit Trends und Themen der Gegenwart - und all den daraus entstehenden Chan-
cen und Grenzen der Wissenschaft, Antworten auf Probleme unserer Zeit zu ge-
ben. Freilich hat die gegenwärtige Flüchtlingssituation der historischen Migrations-
forschung noch einmal kräftig Aufwind gegeben, wie die ungebrochene Zahl aktu-
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eller Publikationen zu diesem Teilgebiet der Geschichtswissenschaft zeigt. Gleich-
zeitig scheint das Phänomen Migration mittlerweile tatsächlich zu jenem „Angst-
thema" geworden zu sein, vor dem Klaus J. Bade die Geschichtsforschung schon in
den frühen 1990er Jahren gewarnt hat (Bade: Homo Migrans, 1994, S. 7). Die histo-
rische Migrationsforschung scheint an einem Punkt angekommen zu sein, sich the-
oretisch neu formieren zu müssen - was sie zweifelsohne tut. Nachdem nun über

einige Jahrzehnte die Abkehr vom Nationalen als Ausgangsgröße hin zum kleinen,
regionalen Raum kennzeichnend für den Ansatz vieler Studien zur Auswande-
rungsgeschichte war, zeichnet sich allmählich - angestoßen durch die aktuellen
weltpolitischen Debatten - eine Kehrtwende ab, Mobilitätsphänomene globaler
und multidisziplinär zu denken (vgl. z.B. Lucassen/Lucassen/Manning: Migration
History in World History, 2010). Die Forderung nach langen Untersuchungszeit-
räumen und großen geographischen Räumen gründet sich auf die Vorstellung,
Migration als einen andauernden und komplizierten Prozess wirtschaftlicher, sozi-
aler und kultureller Verflechtungen zu begreifen.

2014 legte Kreske Ingwersen ihre Studie „Ungewiss, wohin das Schicksal uns
führt ..." über Föhrer Aus- und Rückwanderung im 19. Jahrhundert vor - und
greift damit wohl ganz unwillkührlich die Frage auf, wo regionale Studien in der
Raumdiskussion und geforderten Multidisziplinarität der historischen Migrations-
forschung eigentlich verbleiben sollen. Umso dringender stellt sich die Frage nach
einem neuen Ansatz bei gut erforschten Phänomenen - wie ganz konkret im Fall
Föhrer Auswanderung nach Übersee, die durch Paul-Heinz Pauseback und
Thomas Steensen bereits gründlich aufbereitet wurde. Auf beide Fakten geht die
Autorin der neuen Museumsschrift des Dr.-Carl-Haeberlin-Friesen-Museums in

Wyk nicht ein. Ihr Interesse am Thema Auswanderung gründet sich auf private
familiengeschichtliche Forschungen im Archiv des Museums und der Ferring-
Stiftung in Alkersum, die sie für die Vielzahl an Quellen zur Föhrer Auswande-
rungsgeschichte sensibilisieren ließ. Ihr Ansatz ist ein alltagsgeschichtlicher Beitrag
zur ganz konkreten Mobilitätspraxis, sie interessiert „das tatsächliche Geschehen
des Auswanderers" mit allen „Höhen und Tiefen", eine Rekonstruktion jener „Ge-
fühle und Gedanken" (S. 5), die die Auswanderer bewegten.

Dass erstmals nicht nur Auswanderungen nach Amerika, sondern auch nach
Australien im Fokus stehen und gleichzeitig ein Seitenblick auf Westindien, Süd-
amerika und innereuropäische Ziele geworfen wird, ist ein lohnender raumüber-
greifender Ansatz. Die ausgesuchten Tagebücher und Briefe, zum Teil bekannt,
zum Teil noch unediert, ergänzt die Autorin durch Zeitungsartikel und ein buntes
Potpourri an Bildmaterial - meist Grafiken, Fotos und Abbildungen von Objekten
aus dem Dr.-Carl-Haeberlin-Friesen-Museum. In diesem museologischen Ansatz
liegt auch die eigentliche Stärke des Bandes: Die illustrierende Einbindung und Er-
schließung von Exponaten aus der Auswanderungsabteilung des Museums macht
das individuelle Auswandererschicksal greifbarer, gleichzeitig leistet Ingwersen
einen Beitrag zur Objektgeschichte dieser Sammlung. Hier Licht ins Dunkel ge-
bracht zu haben, ist zweifelsohne ein regionalhistorisches Verdienst, ebenso die
Identifikation vieler Quellenautoren und intensive Aufbereitung zahlreicher Ein-
zelschicksale. Die Quellen lassen die unterschiedlichen Träume der Auswanderer

von einer besseren Welt, Nachrichten von ungeheuren Geldmassen, harten Bedin-
gungen während der Überfahrt und an Land wieder aufleben. So spricht der Gold-
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sucher Friedrich Erichsen, als er 1860 in Melbourne anlegte, von einem Land, „in
dem ich noch viel zu lernen hatte" (S. 39) - ein Hinweis auf die Kollision des Eige-
nen mit dem Fremden, die viele Auswanderer unterschätzten. Die Realität machte

Auswanderer zu „Ausgestoßenen" (S. 45), viele lebten „ein freudloses Leben in der
Wildnis [...], ohne Heimat und Vaterland, ohne Verbindung mit der Kultur" (S.
45). Einige brachten es zu Ansehen - wie der ambitionierte Jan Hinrich Andresen
aus Oevenum, der sich in Oporto (heute Porto) der 1840er Jahre als einer der füh-
renden Portweinproduzenten und erfolgreicher Reeder einen Namen machte, oder
Miele Gosche aus Boldixum, die zwar nicht selbst in Kalifornien nach Gold suchte,

es aber mit einer klugen Geschäftsidee - der Reinigung von Kleidungsstücken der
Goldgräber - zu einem ansehnlichen Vermögen brachte.

Dass diese wertvollen Quellen allerdings nur auf einem rein familiengeschichtli-
chen und narrativen Ansatz verbleiben und kaum näher strukturiert, analysiert
oder im Gesamtphänomen Migration kontextualisiert werden, ist eine deutliche
Schwäche des Bandes. Besonders bei der Aufbereitung des lohnenden Teilschwer-
punktes Australien wird dadurch viel Potenzial verschenkt. Eine reine Quellenedi-
tion will der Band jedoch auch nicht sein - durch die Selektion und Kürzung der
Quellen versucht die Autorin sie durchaus in ein Gesamtkonzept zu integrieren,
das jedoch etwas unklar bleibt.

Dass die Quellentexte weitgehend „für sich selbst sprechen" (S. 6) sollen, ist eine
legitime Methode. Dennoch wäre es wünschenswert gewesen, dass sich der Band
mit einer klareren Methodik stärker positioniert hätte. Zumindest die Auswahlkri-
terien für die herangezogenen Quellen und ihre Repräsentativität hätten erläutert
werden können. Die einleitenden und verbindenden Textelemente enthalten

durchaus interessante Gedanken - wie etwa den Hinweis auf ganz offensichtliche
Diskrepanzen zwischen den Werbemaßnahmen von Reedereien und der tatsächli-
chen beschwerlichen Reisepraxis an Bord -, doch sind diese meist nur kurz ange-
rissen. Dies gilt auch für Termini der Migrationsforschung: So wird der bekannte
Katalog der Push-und-Pull-Faktoren der Migration des 19. Jahrhunderts im einlei-
tenden Kapitel durchaus richtig dargelegt, verbleibt jedoch gerade im Australien-
Schwerpunkt nahezu ohne methodisches Eigengewicht. Gleiches gilt für das Phä-
nomen der Remigration, das im Titel zwar angekündigt, im Text jedoch kaum Ge-
genstand eigener Überlegungen ist - auch hier verlässt sich die Autorin allein auf
die Aussagekraft der Quellen. Dass diese reich an Informationen sind und ihre
sprachliche Gestaltung Freude am Lesen bereitet, wird dem Band gewiss - und
auch zu Recht - die gebührende Aufmerksamkeit einbringen. Und zweifelsohne
werden sie auch zu weiteren Untersuchungen der Auswanderungsgeschichte im
reichhaltigen Quellenfundus der Archive der Ferring-Stiftung und des Dr.-Carl-
Haeberlin-Friesen-Museums anregen.

Maike Manske
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5. Kirchen-, Geistes- und Kulturgeschichte

Wolfgang Prange, Bischof und Domkapitel zu Lübeck : Hochstift, Fürstentum und
Landesteil 1160-1937. Lübeck: Schmidt-Römhild, 2014. 728 S. (Einzelveröffentli-
chung des Vereins für Lübeckische Geschichte und Altertumskunde).

Wolfgang Prange gilt unbestritten als Altmeister der Lübecker Bistumsgeschichte.
Selbst 1932 in Lübeck geboren und dann in Eutin aufgewachsen - damit also per-
sönlich den Zentralorten der Bischöfe und des Domkapitels von Lübeck eng ver-
bunden - hat er nicht nur die Bände 11 bis 16 der Schleswig-Holsteinischen Reges-
ten und Urkunden mit rund 3.500 Seiten zu den Urkunden und Protokollen des

Bistums sowie das Findbuch zur Abteilung 260 des Landesarchivs mit etwa 20.000
Aktentiteln zur Regierung des Bistums, Fürstentums und Landesteils Lübeck zu
Eutin erarbeitet und herausgegeben. Er hat vielmehr in bald 70 wissenschaftlichen
Beiträgen, die von den Anfängen des Bistums bis zum Schicksal des Landesteils
Lübeck in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts reichen, sein durch die akribische
archivalische Sichtungs- und Ordnungsarbeit gewonnenes fundiertes Wissen unter
Beweis gestellt und einer größeren, interessierten Öffentlichkeit zugänglich ge-
macht. Der Verein für Lübeckische Geschichte und Altertumskunde hat dieses stete

Bemühen Wolfgang Pranges um einen integralen Bestandteil der Lübecker Ge-
schichte nun zum Anlass genommen, um 24 größtenteils bereits im Druck erschie-
nene Beiträge desselben zum Thema nochmals zwischen zwei Buchdeckeln zu ver-
einen. Der Verfasser hat die Aufsätze zu diesem Zweck selbst ausgewählt und ei-
ner sachlich kohärenten Anordnung unter den summarischen Stichworten „Quel-
len", „Bischof", „Domkapitel", „Vikare", „Bischof und Domkapitel nach der Re-
formation", „Kollegiatstift in Eutin" sowie „Hochstift, Fürstentum und Landesteil"
unterzogen, auch kleinere Ergänzungen, Aktualisierungen und Titeländerungen
vorgenommen. Ein Aufsatz wurde zudem hier erstmalig abgedruckt. Herausge-
kommen ist - dies sei hier schon verraten - ein grundlegendes Kompendium zur
Lübecker Bistumsgeschichte, das seinesgleichen in Norddeutschland sucht.

Auf ein knappes Vor- und Dankeswort der Reihenherausgeberin Antjekathrin
Graßmann, in dem sie die Genese der Veröffentlichung darlegt (S. 7-9), folgen
Pranges schon kurz angesprochene Erläuterung zur Auswahl und Gliederung der
abgedruckten Aufsätze (S. 11-22) und eine Bibliographie aller seiner Beiträge zum
Thema des Bandes, wobei die hier nochmals und erstmalig veröffentlichten Aus-
führungen eigens fett hervorgehoben sind (S. 23-28).

Der Reigen der Beiträge beginnt mit 1972 erstmalig angestellten Beobachtungen
über die Kolonisation Ostholsteins anhand der Erstausstattung des Lübecker Bi-
schofs mit 300 Hufen (S. 29-44), gefolgt von einem kurzgefassten Überblick zur Bis-
tumsgeschichte von 1160 bis 1803 aus dem Jahr 2003 (S. 45-54). Von 1996 und 2001
sind die darauf abgedruckten Bischofsbiographien zu den Jahren 1198 bis 1586, die
zur Vervollständigung der Bischofsreihe von einzelnen hier ebenfalls wieder abge-
druckten Biographien Klaus Wriedts ergänzt werden (S. 55-100). Die folgenden Bei-
träge behandeln die Wahl Arnold Westfals zum Bischof im Jahr 1449 (S. 101-108
von 2012), das Archiv des Domkapitels (S. 109-114 von 1989), Besitz und Einkünfte
des Domkapitels im Mittelalter (S. 115-153 von 1992), die vierhundertjährige Ge-
schichte einer Armenstiftung (S. 155-194 von 2008), die Altäre der Marienkirche mit
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ihren Vikarien und Kommenden (S. 195-216 von 1998), das Format als Urkunde
über den Empfang der Priesterweihe (S. 217-236 von 2011) und die Lebensverhält-
nisse des Lübecker Vikars Johannes Gadeking (S. 237-259 von 2006).

Vom Domkapitel und Frauen bei Geistlichen am Ende des Mittelalters (S. 261-
270 bzw. S. 271-287 aus dem Jahr 1994) geht es weiter in die (Nach-)Reformations-
zeit mit einer Betrachtung zum katholischen Domkapitel in der evangelischen Stadt
(S. 289-325 von 2001) und - verdienstvoll wie umfänglich - dem Verzeichnis der
Domherren zwischen 1530 und 1804 (S. 327-439 aus den Jahren 2006 und 2010).
Danach kommt Prange auf die Rechtspflege unter Bischof und Domkapitel im 16.
Jahrhundert zu sprechen (S. 441-448 von 2011), auf den letzten katholischen Bischof
Johannes Tiedemann (S. 449-488 von 1974), den Domherren und zugleich Humani-
sten, Reisenden und Dichter Hermann von Zesterfleth (S. 489-524 von 2004), den
Domherrn Rudolf Dietrich Korff im Dreißigjährigen Krieg (S. 525-545 von 2007 -
auf S. 27 nicht wie in den anderen Fällen fett markiert), einen Domherrn in der
zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts namens Maximilian Gunther Freiherr von

Kurtzrock (S. 547-570 aus dem Jahr 2011), auf die Verkoppelung der Dörfer und
Niederlegung der Höfe des Domkapitels (S. 571-584 von 1971) und - in dem bis-
lang unveröffentlichten, mit „Suspension und Privation" überschriebenen Aufsatz -
auf die Maßregelung von Domherren (S. 585-629). Prange wirft darin einen nähe-
ren Blick auf die elf Fälle (=3,2%) unter den 348 Domherren von der Mitte des 16.
Jahrhunderts bis 1804, bei denen sich das Domkapitel, teilweise mehrere Male, zur
Suspension, was einen befristeten oder dauerhaften Ausschluss von Sitz und
Stimmrecht im Kapitel meint, oder zur Privation, d.h. zur Aberkennung der Prä-
bende, genötigt sah. Darauf widmet sich Prange dem Ende des Kollegiatstifts in
Eutin (S. 631-649 von 2011) sowie dem Hochstift, Fürstentum bzw. Landesteil im
Zeitraum von 1773 bis 1937 (S. 651-697 von 1987). Verständlich aufgebaute und
stimmige, wegen fehlender Kommata bei den Seitenzahlen aber etwas unübersicht-
liche Orts- und Personenregister (S. 699-707 bzw. 708-727) beschließen den Band.

Mit Fug und Recht kann man Antjekathrin Graßmann zustimmen, dass es „ge-
genwärtig [...] wohl keine so umfassende Forschungsleistung zur kirchlichen Terri-
torialgeschichte im weiten norddeutschen Umfeld" gibt (S. 9). In der Tat katapul-
tiert Prange durch seine langjährige akribische und fleißige Arbeit Lübeck in die
vorderste Reihe der norddeutschen Bistümer und Domkapitel, was den For-
schungsstand betrifft. Für den Interessierten und die Wissenschaft insgesamt ist
dieser Band nun umso hilfreicher, weil er die wichtigsten, an ganz verschiedenen
Druckorten und zu ganz unterschiedlichen Zeiten publizierten Beiträge endlich
sinnvoll an einer Stelle vereint. Die Leserschaft erhält dadurch eine kompakte Ge-
schichte von Bischof und Domkapitel von den Anfängen bis zur Säkularisation
(und darüber hinaus). Verdienstvoll erscheint dabei vor allem Pranges Blick auf die
Reformations- und nachreformatorische Zeit. Häufig genug verlor die Domkapitel-
forschung diese Zeitspanne aus dem Blick, und es entstand der falsche Eindruck,
als habe die Reformation die ehrwürdige Geschichte von Bischof, Domkapitel und
Bistum abrupt abgeschnitten. Das Gegenteil war freilich der Fall, und Bischof wie
Domkapitel bestanden noch mehr als 250 Jahre weiter! Erst seit kurzem nimmt die
Forschung allgemein die nachreformatorische Geschichte der Bistümer und Dom-
kapitel in den Blick und fördert dabei grundlegende Ergebnisse im Hinblick auf die
Kirchen-, Politik- und Kulturgeschichte zutage.
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Pranges Aufsätze stellen in dieser Hinsicht eine glückliche Pionierleistung dar.
Der einzige Wermutstropfen ist der thematisch stark fragmentierte Durchlauf
durch die Bischofs- und Domkapitelgeschichte, wie er sich in diesem Buch natur-
gemäß darstellt. Was nach wie vor schmerzlich fehlt, ist also eine synthetisierende
Gesamtdarstellung, die die vielen wichtigen Einzelerkenntnisse Pranges in ein
sinnvolles wie verständliches Ganzes einpasst und an modernen Fragestellungen,
z.B. in Bezug auf die Handlungsspielräume, ausrichtet. Für diese wünschenswerte
Gesamtdarstellung zu Bischof und Domkapitel von Lübeck ist mit der vorliegen-
den Veröffentlichung (und durch die anderen zahlreichen Beiträge Pranges) ein
fruchtbarer Boden bereitet.

Oliver Auge

Stephan Linck, Neue Anfänge? : der Umgang der evangelischen Kirche mit der NS-
Vergangenheit und ihr Verhältnis zum Judentum : die Landeskirchen in Nord-
elbien. Bd. 2:1965-1985. Kiel: Lutherische Verlagsgesellschaft, 2016. 479 S.

Geschichtsschreibung heißt, sich Rechenschaft zu geben über die Motive, die Ab-
sichten, das Handeln, aber auch über die Irrungen und Wirrungen des eigenen Da-
seins. Das gilt für Einzelpersonen, Firmen, Organisationen und gesellschaftliche
Gruppen. Dabei kann die Geschichte natürlich in bestimmter Absicht gedeutet oder
gar verfälscht werden. Das Nachdenken über die eigene Geschichte kann aber auch
ehrlich, abgewogen und - wenn notwendig - sehr kritisch sein.

Das gilt auch für die Kirchen. Die Kirchenleitung der Nordelbischen Kirche
(NEK) hat im Jahre 2008 ein Forschungsprojekt in Gang gesetzt, das die Geschichte
der norddeutschen Landeskirchen in Schleswig-Holstein, Eutin, Lübeck und Ham-
burg - seit 1977 der NEK - in neuer Sicht behandeln sollte. Beauftragt mit der Erar-
beitung wurde der Historiker Stephan Linck. Der erste Band, der die Jahre 1945 bis
1965 behandelt, ist 2013 erschienen (Besprechung ZSHG, Bd. 139, 2014, S. 331- 334).
Jetzt liegt der zweite und abschließende Band vor, der die Jahre 1965 bis 1985 um-
fasst.

Auch der zweite Band steht unter dem Obertitel: „Neue Anfänge?", aber nach
der Lektüre dieses Buches kann man das Fragezeichen, das den ersten Band zu
Recht kennzeichnete, getrost streichen. Am Ende dieses Zeitraums steht tatsächlich
ein neuer Anfang

Die Untergliederung in einzelne Kapitel folgt der Anordnung des ersten Bandes:
Kirchen im Wandel, Schuld und Sühne, Christen und Juden; nur das letzte Kapitel
ist in der Überschrift etwas verändert worden: „Der Osten und der langsame Ab-
schied vom Antikommunismus". Man fragt sich zunächst, ob diese Kapitelgliede-
rung, die ja für bestimmte Themenkomplexe des ersten Bandes gewählt worden
war, auch für den zweiten Band gültig sein kann. Sie kann es, weil mit diesen
Überschriften Themen angesprochen werden, die die Kirchen auch weiter dauer-
haft und tiefaufwühlend bestimmt haben.

Der erste Band der Arbeit von Stephan Linck hat innerhalb der Kirche und der
interessierten Öffentlichkeit zu einer lebhaften, auch kontroversen Diskussion ge-
führt. Diese Diskussion entzündete sich vor allem an dem ausgeprägten Wert-
standpunkt des Verfassers. Stephan Linck hat sich dadurch nicht beeinflussen las-
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sen; auch der zweite Band ist nicht nur Chronologie, sondern das Werk eines ab-
sichtsvoll wertenden Autors.

Nach der Einleitung folgt ein eher statistisches Kapitel, in dem allerdings nicht
nur die Organisation der Kirchen - seit 1977 der „Nordelbischen Kirche" (NEK) -
dargestellt wird, sondern auch versucht wird, auf der Grundlage der Zahlen der
Taufen, Konfirmationen, Trauungen und Abendmahlsteilnehmer „kirchliche Bin-
dung" zu vermitteln. Hilfreich für die weitere Lektüre des Bandes ist auch ein Ka-
pitel über die Entwicklung des Protestantismus am Beispiel der theologischen Auf-
fassungen von Rudolf Bultmann, Dietrich Bonhoeffer, Jürgen Moltmann und
Dorothee Sölle. Die von diesen entwickelten theologischen Erneuerungen verban-
den sich seit 1968 mit den gesellschaftlich-politischen Ansätzen und brachten das
Gebäude der „alten Kirche" ins Wanken.

Im zweiten Kapitel mit der Überschrift „Schuld und Sühne" geht es zunächst
einmal um die Deutung des Verhaltens der Kirche im Nationalsozialismus und
weiter um die Gedächtniskultur der Kirchen in Hinsicht auf die Toten des Krieges.
Dabei gestaltete sich diese Entwicklung in den Landeskirchen sehr unterschiedlich:
In Hinsicht auf die Deutung des Verhaltens der Kirche im Nationalsozialismus
wurden zunächst noch einmal - rechtfertigend oder kritisierend - die Gegensätze
zwischen den ehemaligen „Deutschen Christen" und der „Bekennenden Kirche"
ausgetragen, bis dann seit 1970 - auch angestoßen durch Regionalforschungen -
eine neue Sicht auf die NS-Vergangenheit auch der Kirche erfolgte. In der Frage der
Gedächtniskultur ging es vor allem um die Gestaltung des Totengedächtnisses der
Kriegsgefallenen in den Kirchen, die vor allem der jüngeren Generation nicht mehr
angemessen erschien. Hier gab es gegenüber den verlangten Änderungen zunächst
Widerstand aus der Mitte der Gemeinden, bis sich dann seit 1970 differenziertere
Auffassungen durchsetzten.

Im Verhältnis der Christen zu den Juden blieb es, solange die ältere Generation
im Amte war, bei den überlieferten nationalprotestantischen Vorbehalten gegen-
über den Juden, ohne dass dies nach außen öffentlich geäußert worden wäre. Erst
durch mehrere Umstände bedingt, trat seit etwa 1970 ein Wandel ein. Eine jüngere
Generation drängte auf eine grundlegende Änderung des Verhältnisses zu den Ju-
den. Die Auschwitz-Prozesse zeigten die ganze Dimension der Verfolgung der Ju-
den, und die Fernsehserie „Holocaust" öffnete den Blick für menschlich-persön-
liche Schicksale. Innerhalb der Kirche bildeten sich zahlreiche Initiativen für eine

christlich-jüdische Zusammenarbeit, und im Jahre 1975 verabschiedete der „Rat der
Evangelischen Kirche Deutschlands" (EKD) die Schrift „Christen und Juden", die
dann auch für die Landeskirchen maßgeblich wurde.

Stephan Linck hat das letzte Sachkapitel seines Buches „Der Osten und der lang-
same Abschied vom Antikommunismus" genannt. Bis etwa 1960 war die Kirche
noch von einem scharfen Antikommunismus bestimmt, wie ihn auch die Politik

vertrat. Aber auch damals schon gab es erste Versuche, sich um ein entspannteres
Verhältnis zu den osteuropäischen Staaten und zur Sowjet-Union zu bemühen.
Diese Versuche, das verhärtete aggressive Verhältnis zum Osten aufzubrechen,
wurden seit 1965 immer drängender. Die Ostdenkschrift der EKD aus dem Jahre
1965 bildete einen Wendepunkt, indem die Nachkriegsverhältnisse, die Vertrei-
bung, der Verlust der Ostgebiete und die politische Spaltung auch eine Folge des
eigenen Handelns und der eigenen Schuld waren. Das blieb zwar nicht ohne Wi-
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derspruch bei den Vertriebenenverbänden, aber der Wandel in den Auffassungen
der Kirche verband sich mit dem Wandel in der Politik, so dass das Verhältnis zum

Osten entspannter und differenzierter wurde. Der scharfe Antikommunismus wich
einer Haltung des Bemühens um Ausgleich und Verständigung.

In allen drei Kapiteln wird deutlich, dass die Wandlungen in den norddeutschen
Kirchen wesentlich durch den Generationswechsel in den Jahren von 1960 bis 1970
bestimmt wurden. Waren die Leitungspositionen in den Amtskirchen bis etwa 1960
noch von der älteren Generation besetzt, die ihre Prägung in den Jahren der Wei-
marer Republik und im Dritten Reich erhalten hatte, drängte nun eine jüngere Ge-
neration nach vorne, die die alten festgefügten Meinungs- und Autoritätsverhält-
nisse in Frage stellte. Es galt nicht mehr der alleinige Entscheidungsweg von oben
nach unten, sondern es waren eine Pluralität der Meinungen und der offene Wett-
streit dieser Meinungen angesagt. Das ging nicht ohne Widerstände der Älteren ab
- wie immer bei Generationskonflikten -, und es war ein langsamer Vorgang mit
Fortschritten und Rückschritten, auch mit vielen schmerzhaften Auseinanderset-

zungen. Dabei zeigten sich innerhalb der NEK durchaus Unterschiede in den ange-
schlossenen Landeskirchen: Hamburg und Lübeck nahmen die Neuerungen ent-
schieden auf, während Schleswig-Holstein und vor allem Eutin eher zögernd auf
die Wandlungen eingingen.

Auch dieser zweite Band ist auf einer umfangreichen Archiv- und Literatur-
kenntnis erarbeitet worden. Die Entwicklungen in den Landeskirchen und dann in
der NEK werden eingebunden in die Entwicklungen des gesamten deutschen Pro-
testantismus, da diese Veränderungen ein Phänomen der Gesamtkirche und der
Gesamtgesellschaft waren. Der Stil der Darstellung ist sprachlich angemessen und
immer gut lesbar. Ein umfangreiches Quellen- und Literaturverzeichnis sowie bio-
grafische Angaben zu den genannten Personen beschließen den Band.

Noch ein Wort zum Wertstandpunkt des Verfassers. Es gelten auch hier die Ein-
schätzungen, die zum ersten Band gemacht worden sind. Die Sympathien Lincks
liegen bei den Neuerern, bei den Abweichlern, weniger bei der Amtskirche, ob-
wohl auch deren Haltung deutlich gekennzeichnet wird. Eine daraus folgende Dis-
kussion ist sicher notwendig.

Insgesamt ist es aber sehr zu begrüßen, dass die Kirchenleitung der NEK diese
Arbeit in Auftrag gegeben hat und dass sie in Stephan Linck einen solch kundigen
Bearbeiter gefunden hat.

Peter Wulf

Sebastian Dittmers, Entstehung der Nordkirche : Evangelisch-Lutherische Kirche in
Norddeutschland. Kiel: Lutherische Verl.-Ges., 2015. IX, 222 S.

Am 27. Mai 2012 wurde zu Pfingstsonntag im Ratzeburger Dom die Gründung der
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland (Nordkirche) drei Jahre zu-
vor gefeiert. 2015 erschien das Buch „Entstehung der Nordkirche. Evangelisch Lu-
therische Kirchen in Norddeutschland" von Sebastian Dittmers.

Die Zielsetzung Dittmers' ist es, die Gestalt der Nordkirche durch ihre Genese
zu analysieren. Hierfür nimmt er einen Viererschritt vor. Im ersten Schritt unter-
sucht er die Verfassungen der drei fusionierten Landeskirchen Mecklenburg,
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Nordelbien und Pommern. Im zweiten Schritt stellt er die Partnerschaft zwischen

Nordelbien und Pommern dar. Danach überschreibt Dittmers das dritte Kapitel mit
dem Wort Säkularisierung, bevor er im letzten Kapitel auf die Verhandlungen bis
zur Entstehung der Verfassung der Nordkirche eingeht.

Im ersten Kapitel zeigt sich Dittmers als hervorragender Kenner der Ordnungen
der drei fusionierten Landeskirchen. Für jede der drei Landeskirchen stellt er die
Verfassungsgeschichte der letzten rund 100 Jahre dar und zeigt die Besonderheiten
auf. Für Mecklenburg sind dies die Zwangsfusion der Landeskirchen Mecklen-
burg-Schwerin und Mecklenburg-Strelitz 1934 unter der nationalsozialistischen
Regierung zur Landeskirche Mecklenburg sowie die gescheiterte Verfassungsre-
form von 1958. Diese wurde durch die SED blockiert, aber durch die Neufassung
verschiedener Ordnungen und des Leitungsgesetzes zwischen 1969 und 1972 ge-
langen trotzdem maßgebliche Reformen.

Die Verfassungsgeschichte der Landeskirche Pommerns ist für den Autor eine
Geschichte der Selbstbehauptung und Identitätsbewahrung. Bis 1945 noch Kir-
chenprovinz in der Evangelischen Kirche der altpreußischen Union wurde sie un-
gewünscht selbstständige Landeskirche, durch die Festlegung der Oder-Neiße-
Linie stark verkleinert und später durch die SED in Landeskirche Greifswald um-
benannt.

Die Beschreibung des Fusionsprozesses der Landeskirchen Eutin, Hamburg,
Lübeck und Schleswig-Holstein zur Nordelbischen Kirche 1977 nimmt einen ge-
wichtigen Teil des ersten Kapitels ein. Er ist für Dittmers ein Gradmesser für die
Nordkirchenfusion 2012. Sehr detailliert zeigt er die Probleme und kontroversen
Debatten dieser Vereinigung auf. Dieser erste Teil nimmt rund die Hälfte des Bu-
ches ein und bietet einen flüssigen und gut lesbaren Überblick der Verfassungsge-
schichten der drei Landeskirchen.

Danach beschäftigt sich Dittmers mit der „Partnerschaft" Nordelbiens mit
Pommern. Im Zuge des Patengemeindeprogramms der Evangelischen Kirchen in
Deutschland (EKD) der westdeutschen Landeskirchen mit ostdeutschen wurden
1955 die Landeskirchen Nordelbiens und die Landeskirche Bremen Paten der Lan-

deskirche Pommern. Hierbei wurde jeweils einer pommerschen Kirchengemeinde
eine nordelbischen und eine Bremer Kirchengemeinde zugeordnet. Vorrangig ging
es hierbei um die Unterstützung des Wiederaufbaus der Kirchengemeinden in
Ostdeutschland. Später wurde dies als Partnerarbeit umformuliert. Dittmers sagt,
dass die Partnerarbeit nicht auf Augenhöhe stattfinden konnte, da die Kirchenge-
meinden in Pommern materiell nicht so gut dastanden. Man habe hier aber erste
Erfahrungen bei der Zusammenarbeit sammeln können, auch wenn es nach 1990
zu einer Ausdünnung der Partnerarbeit kam. Inwiefern diese Arbeit später wirk-
lich Einfluss auf die Entstehung der Nordkirche und ihrer Verfassung hatte, bleibt
aber weitestgehend unklar. Es zeigt nur, dass es früher Berührungspunkte gab.

Unter dem Begriff Säkularisierung behandelt Dittmers die Gründe, die zur Ent-
stehung der Nordkirche führten. Hier fragt er nach der Religiosität auf dem Gebiet
der Nordkirche. Er stellt die bekannte Abnahme der Kirchenmitgliedschaften und
Gottesdienstbesuche fest und versucht dies mit der Säkularisierung zu erklären. Er
deutet die Abnahme von Religiosität einerseits mit dem gestiegenen Wohlstand
und dem Steigen der existentiellen Sicherheit (gleichzeitig sinke der Bedarf der
Menschen an der Kirche) und andererseits mit der Bekämpfung der Kirche als In-
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stitution in der ehemaligen DDR. Bei diesem Erklärungsmodell lässt er andere so-
ziopolitische Gesichtspunkte vollkommen außer Acht und versteift sich auf eine
sehr einfache Deutung.

Schließlich kommt Dittmers auf die Entstehung der Nordkirche zu sprechen
und beginnt mit dem Kooperationsvertrag von 2000. Die an Mitgliedern kleine
Landeskirche Pommern war aufgrund der finanziellen Situation gezwungen, sich
um einen Fusionspartner zu bemühen, weil die Evangelische Kirche in Deutsch-
land mindestens 1 Million Mitglieder für eine wirtschaftlich gut aufgestellt Lan-
deskirche für notwendig hält. Zunächst gab es Verhandlungen mit der Landeskir-
che Mecklenburg und auch mit der Landeskirche Berlin-Brandenburg, die aber für
Pommern nicht hinnehmbare Bedingungen stellte. Das Angebot Nordelbiens, das
schon länger mit Pommern zusammenarbeitete, brachte dann den Umschwung zur
Bildung der Nordkirche. Über einen gemeinsamen Verband wurde die Nordkirche
konstituiert. Dittmers stellt daraufhin noch knapp die Besonderheiten der Nordkir-
chenverfassung dar.

Die Leserschaft dieses Buches wird klein sein. Dies sagt Dittmers auch zu Be-
ginn deutlich. Sein Buch ist mehr eine sehr ordentliche Verfassungsgeschichte der
drei fusionierten Landeskirchen, als dass es viel über die Gestalt der Nordkirche

aussagt. Die Gründe dafür liegen auf der Hand. Die Fusion der Nordkirche ist im-
mer noch nicht abgeschlossen. Noch lange Zeit wird die Landessynode mit der
Rechtsangleichung beschäftigt sein. Auch ein flächendeckender Tarifvertrag wird
ein großer Diskussionspunkt sein. Die Nordkirche ist noch kein fertiges Gebilde
und lässt sich in ihrer Gänze noch gar nicht fassen. Wenn Dittmers anfangs seine
Quellen skizziert, kann er zu Recht nicht auf viel Archivgut zur Nordkirche ver-
weisen, da dies noch laufendes Registraturgut ist. Akten werden noch geführt,
Schutzfristen sind noch nicht abgelaufen. So scheint es schwierig ein umfassendes
Bild zu schaffen. Das Buch erscheint zu früh.

Benjamin Hein

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel: 350 Jahre Wirken in Stadt, Land und Welt
Hrsg, von Oliver Auge. Kiel, Hamburg: Wachholtz, Murmann Publishers, 2015.1030 S.

Festschriften zu Universitätsjubiläen erscheinen ziemlich regelmäßig. Nun hat auch
die Universität Kiel eine sehr voluminöse Festschrift zur 350-Jahr-Feier bekommen.
Weil die seinerzeitige Festschrift zur 300-Jahr-Feier 1965 Vieles ausblendete oder
verzerrt darstellte, durfte ein halbes Jahrhundert später eine weitaus solidere, in-
formativere und sehr viele Aspekte aufklärende Schrift erwartet werden. Und das
ist voll gelungen.

Auf mehr als tausend Seiten werden 51 Beiträge präsentiert, von denen fünf als
Grußworte und neun als Fakultätsdarstellungen zu bezeichnen sind, die vielleicht
bald veraltet sein mögen, von den verbleibenden 37 Beiträgen darf der Lesende
aber tiefschürfende Analysen erwarten. Die Spannweite der Themen reicht von den
verschiedenen historischen Phasen hin zur Geschichte geplanter Schließungen, von
denen die Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) wiederholt bedroht war,
zur Baugeschichte, zum Wandel der Fakultätenhierarchie, zur Typologie der Pro-
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fessoren, zur Geschichte der Frauen in der Hochschule oder zu der bisweilen auch

weniger rühmlichen Rolle der Studierenden (denn diese trieben den Nationalsozia-
lismus in Kiel im Vergleich zum übrigen Reich besonders radikal voran).

Unter der einleitenden Rubrik Verhältnis zu Stadt und Staat werden vor allem

historische Aspekte der Entwicklungen von 1665 bis 2015 behandelt, wobei eine
strikte Chronologie nicht angestrebt wird. Im nachfolgenden Teil bricht die Darstel-
lung, indem die neun Fakultäten gewissermaßen offiziös vorgestellt werden, ohne
auch nur irgendwie eine historische Querverbindung zu suchen. Im folgenden Teil
werden unter dem Etikett Forschende, Lehrende, Studierende Analysen zu ver-
schiedenen Aspekten präsentiert, wobei eine Systematik nicht immer deutlich
wird. Eine nächste Rubrik behandelt Exzellenz im Norden, wobei die offiziellen

Exzellenz-Einrichtungen dargestellt werden, die heimlichen Exzellenz-Gebiete un-
erwähnt bleiben, obwohl in manchen Instituten viel Exzellentes nicht in das öffent-

lichkeitswirksame Rampenlicht gelangen konnte, allerdings im Rahmen einer sol-
chen Festschrift in den Vordergrund gerückt werden könnte. In einem letzten sehr
umfangreichen Teil werden die Sammlungen als Weltwissen präsentiert, sehr ver-
dienstvoll, weil in solchem Kontext oft übersehen.

Die meisten Beiträge rekurrieren auf das inzwischen deutlich umfangreicher er-
schlossene Material verschiedener Archive und das Gelehrtenverzeichnis. Dies

lässt fundierte Aussagen zu. Daher liegt die Stärke der Beiträge in der Deskription
und wenn angezeigt in der Typisierung. Eine Einbindung in die seit langem vorlie-
genden größeren Theorien zur Hochschule - etwa von Bourdieu, Habermas, Luh-
mann, Parsons o. a. - oder zur Hochschulgeschichtsforschung ist allerdings nicht
zu erkennen. Allerdings war dies von einer aus unterschiedlichsten Sichtweisen
und methodologischen Zugängen kompilierten Festschrift auch nicht zu erwarten.
Freilich hätte dies eine Rahmung erleichtern können.

Unbedingt positiv anzumerken ist, dass die Zeit des Nationalsozialismus und
dessen Aufarbeitung nicht länger ausgespart bleibt, sondern meist fundiert be-
leuchtet wird (auch in der Baugeschichte). Weil die CAU die weitere Erforschung
dieser Zeit mit einer eigenen Stelle unterstützen will, entsteht gelegentlich der
Eindruck, dass Hinweise auf bereits vorhandene unterlassen werden, um die neue
Forschungsstelle nicht zu gefährden. Durchaus zulässig.

Was eine solche Festschrift nicht in der erforderlichen Dichtigkeit leisten kann,
ist das jeweilige Lebensgefühl zu vermitteln. Hier kann das gut gewählte Bildmate-
rial Ersatz leisten, wenn zum Beispiel die Professoren in Talaren durch die Hols-
tenstraße ziehen - manchmal ist auch Komisches, aber eben für die Zeit Typisches
zu vernehmen. Als 1965 zur 300-Jahrfeier viele Professoren mitsamt Gemahlinnen
aus vielen Teilen Europas nach Kiel reisten, lud der Rektor die Herren zu einer Fei-
er in ein Hotel, die Rektorsgattin die Damen in ein anderes Hotel. Hinterher ent-
brannte zwischen Kultusministerium und Universität ein Streit darüber, wer die

Rechnungen bezahlen sollte, womit sich auch der Landtag befassen musste. Ähnli-
che Kuriositäten finden sich an mancher Stelle.

Wie zum Fest kaum anders zu erwarten, bleiben die im Dunkeln auch weiterhin

unsichtbar. So ist wenig bekannt über die im Laufe der Universitätsgeschichte
Ausgegrenzten, was in früheren Jahrhunderten auch an der Quellenlage liegen
dürfte. Für die jüngere Zeit ist aber doch einiges bekannt, so über die in der NS-
Zeit ins Exil oder KZ Vertriebenen. Und dies gilt nicht nur für den Lehrkörper,
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sondern auch für Studierende, für Personal, aber insbesondere auch für Frauen, die
in den Jahren nach 1933 vom Studium ferngehalten wurden. 1993 hat das Rektorat
immerhin beschlossen, die nach 1933 entzogenen Doktortitel zurückzugeben. Zu
den „Opfern" können ausdrücklich nicht jene Professoren gerechnet werden, de-
nen in den Jahren nach 1945 vermeintlich Unrecht geschehen ist. Zu den tatsächli-
chen Opfern zählen allerdings jene, die ins Exil getrieben wurden und die nach
1945 einfach vergessen wurden. Und zu den Opfern zählen gewiss auch etliche
Hochschulabsolventen, die nach 1970 durch den „Radikalenerlaß" von ihren ange-
strebten Berufen femgehalten wurden. Hier ist noch viel Arbeit zu leisten.

Eine wie erwartet formal fehlerfreie Schrift, deren Lektüre an beliebiger Stelle
aufgenommen werden kann. Gewiss nicht immer leichte Kost, durch die Bebilde-
rung bzw. Illustration jederzeit genießbar.

Hans-Wemer Prahl

Gelehrte Köpfe an der Förde : Kieler Professorinnen und Professoren in Wissen-
schaft und Gesellschaft seit der Universitätsgründung 1665. Hrsg.: Oliver Auge,
Swantje Piotrowsk. Kiel: Ludwig 2014. 313 S. (Sonderveröffentlichungen der Ge-
sellschaft für Kieler Stadtgeschichte; 73).

Im April 2012 führte die Abteilung für Regionalgeschichte des Historischen Semi-
nars der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel eine große interdisziplinäre Ta-
gung durch, die dem derzeit noch nicht abgeschlossenen Projekt einer Online-
Sammlung biographischer Daten Kieler Gelehrter dienen sollte (vgl. Vorw., S. 7-
17). Ein Teil der Referate widmete sich den „Digital Humanities", andere, nun im
Sammelband vertretene, umrissen den universitätsgeschichtlichen Bezugsrahmen
vom 17. bis zum 20. Jahrhundert. Die Christian-Albrechts-Universität verfügt über
eine erfreulich gute archivische Überlieferung, die von Dagmar Bickelmann mit
kompakten Hinweisen auf die Entstehungszeit und Struktur der Bestände sowie
die wichtigste Literatur dargelegt wird (S. 299-313).

Vornehmlich den ersten beiden Jahrhunderten Universitätsgeschichte wenden
sich zwei Beiträge zu: Swantje Piotrowski behandelt in ihrer Studie (S. 19-53) die
Grundlagen des Universitätshaushaltes. Dabei erkennt sie in den Helmstedter Uni-
versitätsstatuten die politisch-ökonomische Vorlage für Christian Albrecht, der die
Kieler Akademie in starker wirtschaftlicher Abhängigkeit von seiner eigenen Zah-
lungskraft hielt. Durch intensive Quellenanalyse gelingt es der Verf. vorzüglich, die
Ausgestaltung der Professorengehälter im Zusammenhang mit den ökonomischen
Entwicklungen des Landes und der Hochschule zu analysieren. Wichtig ist dabei
auch ihre Erkenntnis, dass die Rangfolge der Fakultäten keineswegs eine entspre-
chende Gehaltsabstufung der Professoren nach sich zog. Dominik Hünniger widmet
sich in einem spannend zu lesenden Artikel (S. 55-85) der Karriere eines freien
Geistes zu Zeiten der Französischen Revolution. Es geht um den Theologen Johann
Otto Thieß (1762-1810) und seine öffentliche Wirkung. An der Universität und im
Lande war die lutherische Orthodoxie mächtig. Thieß aber neigte einer aufgeklär-
ten Theologie zu. Die Gegnerschaft gegen seine just noch in einem „Andachtsbuch"
geäußerten freimütigen Gedanken führte 1800 zu seiner von Kopenhagen aus ver-
fügten Entlassung wegen „Heterodoxie".
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Zwei weitere Beiträge behandeln das in Schleswig-Holstein so ereignisreiche
und lange bevorzugt bearbeitete 19. Jahrhundert. Reimer Hansen entscheidet sich
bei seinen Ausführungen zu den Kieler Professoren im aufkommenden National-
konflikt 1815 bis 1852 dafür, nicht von einem allen gemeinsamen „intentionalefn]
und funktionale[n]" Agieren des Kieler Lehrkörpers zu sprechen. Deutlich hebt er
die individuellen Unterschiede unter den „herausragenden Köpfen" hervor. Sie
lehrten und wirkten in einer Zeit, die von einem „ tiefgreifende[n] Paradigmen-
wechsel in der vorherrschenden historisch-politischen Orientierung vom universa-
len Weltbürgertum zum partikularen Nationalstaat" gezeichnet war. Der partikula-
re Nationalstaat, dem sich der Historiker Hegewisch noch nicht, Dahlmann hinge-
gen schon zuwandte, mutierte weiter „zum modernen integralen National- und
Machtstaat" preußischer Prägung, dem Droysen sich zugehörig fühlte. Eine gelun-
gene Ergänzung zu solchen Betrachtungen bieten die solide aus Archivquellen er-
arbeiten Ausführungen von Lena Cordes und ]elena Steigerwald über die „politische
Rolle der Kieler Professoren zwischen der schleswig-holsteinischen Erhebung und
der Reichsgründung" (S. 139-180). In dieser Zeit ging es prinzipiell um zwei Inkor-
porationen, zuerst in den dänischen Gesamtstaat, dann in die preußische Monar-
chie. Beide wirkten sich auf die Universität aus, die der Aufsicht von Kuratoren

und der Strategie von Entlassungs-, Berufungs- und Finanzpolitik unterworfen
war. Vor allem die Nordistik, die Geschichtswissenschaft und die Jurisprudenz
wurden zu einem Betätigungsfeld staatlicher Einflussnahme. Hauptsächlich aber
waren es die schlimmen Auswirkungen einer Sparpolitik, die in den fünfziger und
sechziger Jahren die Hochschule fast in den Ruin geführt hätte. So lag es an Preu-
ßen, die Kieler Universität wieder auf solide Beine zu stellen.

Das 20. Jahrhundert betreffen drei Studien. Bei allen ist wiederum der Quellen-
bezug sehr zu loben. UlfMorgenstern, der 2012 eine Monographie zur Gelehrtenfa-
milie Schücking veröffentlichte, liefert mit seinen Ausführungen über den Juristen
Walther Schücking (1875-1935) einen wertvollen Beitrag zu den politischen Um-
bruchsjahren in der Weimarer Republik und an der Christian-Albrechts-Universi-
tät. Bereits 1899 habilitiert, wurde der juristische Jungstar zuerst nach Breslau,
dann nach Marburg und als Nachfolger von Hugo Preuß nach Berlin berufen. 1926
kam er nach Kiel. Wiederholt stieß er als linksliberaler Republikaner und Pazifist
bei konservativen juristischen Kollegen auf Ablehnung. In Kiel jedoch gewann er
zunächst gute Kontakte zu einer fortschrittlichen Honoratiorenschaft wie zu den
Studenten. 1930 wurde er zum ersten deutschen Richter am Internationalen Ge-

richtshof in Den Haag berufen. 1931 traf ihn eine Tränengasattacke von Kieler Na-
zi-Studenten. Sie wurde zum international wahrgenommenen Auftakt seiner Ver-
folgung durch die Nationalsozialisten.

In den Nationalsozialismus waren nicht zuletzt die Kieler Landesgeschichte und
ihr Vertreter Otto Scheel als braunes Parteimitglied verstrickt. Martin Göllnitz be-
schreibt dies in seinem kenntnisreichen Beitrag, der danach fragt, ob jene kurze
Phase zwischen 1974 und 1978, in der Christian Degn Inhaber des Lehrstuhls für
Landesgeschichte war, von „Umbruch oder Kontinuität" in der landesgeschichtli-
chen Forschung und Didaktik gezeichnet war (S. 217-262). Scheels Nachfolger, Ale-
xander Scharff, auch er einstiges NSDAP-Mitglied, setzte neue Akzente, die nicht
mehr dem „Grenzkampf", sondern auch auf Versöhnung mit Dänemark gerichtet
waren. Tatsächlich war es aber doch Degn, der einer „modernen Landeskunde"
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den nötigen Freiraum gab, indem er den Fokus der wissenschaftlichen Betätigung
von den politischen Instrumentalisierungen vorausgehender Zeiten und einer
überstarken Beobachtung der „Erhebung" und ihrer Nachwirkungen befreite.

Dass in dem vorliegenden Band überhaupt von Professorinnen die Rede sein
kann, ist der mit Datenmaterial gut unterfütterten Studie über die Kieler Akademi-
kerinnen zwischen 1935 und 1937 von Sarah Organista zu verdanken (S. 263-297). In
Lili Martius (1885-1976) und Anna Amalie Abert (1906-1996) sieht sie die frühen
Pionierinnen in zwei unterschiedlichen Lebenswelten. Martius stand eigentlich ein
Leben als „höhere Tochter" bevor, während Abert schon früh eine Karriere als Mu-

sikwissenschaftlerin anstrebte. Dies zeigt einen Wandel im Selbstbild der Frauen
an. Wie beschwerlich und weit aber der Weg zu einer akademischen Gleichstellung
noch ist, lässt sich den Statistiken entnehmen, die am Schluss des Beitrags stehen.

Insgesamt gesehen kann der Band keinen Gesamteindruck der „gelehrten Köpfe
an der Förde" geben, wohl aber versammelt er auf sehr erfreuliche Weise einpräg-same Fallstudien.

Rainer S. Elkar

Macht, politische Kultur, Widerstand : studentischer Protest an der Universität
Kiel. Hrsg.: Markus Tauschek. Münster: Waxmann, 2016.197 S.

Als der Verfasser dieser Rezension 2015 eine Geschichte der Studierenden in Kiel

vorlegte, war er sich eines Mangels bewusst: Die Universitätsarchivarin hatte ihn
auf große, weitgehend unerschlossene Bestände zum studentischen Protest an der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel hingewiesen. Doch, um diese Quellen um-
fänglich einzubeziehen, fehlte es an Zeit und an den erforderlichen Druckseiten.
Was nun 18 Magisterstudierende des Kieler Studiengangs Europäische Ethnolo-
gie/Volkskunde um ihren Prof. Markus Tauschek vorlegen, reduziert diesen Man-
gel in erfreulichster Weise und zwar in doppelter Hinsicht: Zum einen bieten 18
bestens durch Quellen fundierte Beiträge eine studentische Protestgeschichte von
1954 bis 2015. Zum anderen beeindruckt eine (schwarz-weiße) Bilddokumentation.
Sie zeigt Flugblätter und Korrespondenzen, die im Universitätsarchiv reichlich
vorhanden sind, sowie zahlreiche bisher unveröffentlichte Fotos, wobei sich der

Nachlass des Pressefotografen Friedrich Magnussen im Kieler Stadtarchiv als
wertvolle Fundgrube erwies.

Philipp Göttlich hat für das Design Besonderes ersonnen: einen Einband aus di-
cken grauen Kartondeckeln ohne Rücken, dünne Fadenheftung in CAU-Lila mit
Bünden. Der Druck reicht hart an den Rand und kann gerade noch die Vollstän-
digkeit des Textes retten, während in der Mitte viel Freiraum herrscht. Man könnte
dies als Widerstand gegen Perfektionismus in der Buchbinderei oder gegen biblio-
philes Establishment missverstehen, sollte es aber eher als eine kommunikative
Hommage an die studentische Protestkultur begreifen. Da mag man fragen, ob
statt des Buchvorsatzes in Lindgrün nicht eher das Methylviolett authentischer ge-
wesen wäre, das bis Ende der 80er Jahre hektographierte Flugblätter oft mit seinem
feuchten Duft sättigte.

In zwei einleitenden Beträgen erklärt Tauschek kurz und präzis, welche Absich-
ten und Ziele das Buch verfolgt: Es geht um Einblicke in die und Erklärungen der
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Kieler studentischen Protestkultur in ihren vielfältigen Positionen, Perspektiven
und Deutungsmustern, um eine genaue Beobachtung der Handelnden und des
Handelns. Bescheiden wird angemerkt, dass es sich lediglich um facettenreiche
Impulse für weitere Forschungen und erzählende Skizzen handele, doch mehr
konnte gar nicht erwartet werden. Tatsächlich liefern alle Beiträge eine überzeu-
gend dichte Reihe von Beobachtungen und Analysen, zumeist mit einem treffen-
den Fazit versehen. Zugleich bleibt die Lektüre stets anregend und spannend. Tau-
schek zeichnet die Struktur und den Wandel der Protestformen vor: das Besetzen

von Räumen, das Sprengen und Stören von Veranstaltungen, das Boykottieren von
Angeboten, das Demonstrieren, Persiflieren, das kritische, ironisierende oder kon-
trastierende Vergleichen, das solidarische Feiern voller Ernst oder Spaß.

Welches Maß an Kreativität gestalterischer wie zerstörerischer Art zutage trat,
zeigen die Einzelstudien, dabei verdienen es alle Autorinnen und Autoren wenigs-
tens kurz erwähnt zu werden. Es verwundert nicht, dass hier oft die Sympathien
für das Aufmüpfige überwiegen, was aber die Ausführungen - zumal in der Ge-
waltfrage - nie unkritisch macht. Bereits in der Nachkriegszeit entdeckt Tim Uekert
die Anfänge der Protestkultur, noch nicht unmittelbar in den ersten Trümmer- und
Mangeljahren, aber doch schon 1954 beim ersten Mensastreik und dann 1961 bei
den Demonstrationen für mehr Wohnraum. Jörn Borowski nimmt sich dann des
Universitätsjubiläums 1965 an und erkennt dabei die erste unmissverständliche
„Kritik an überkommenden Traditionen". 1968 dann persiflierten die Studierenden
vollends ein altes akademisches Ritual. Hannah Kemper behandelt dies unter dem
hübschen Titel „Von einer blauen Klosettbürste und einer geplatzten Rektoratsfei-
er". Andrea Nolte zeigt anschließend, wie sehr der Sommerstreik 1969 den universi-
tären Raum und das Stadtbild Kiels kurzfristig veränderte und wie die Gewaltfrage
die Lager spaltete.

Die Rolle protestkritischer Studierender ist bislang wenig untersucht worden.
Lars Vollertsen hat sich dieses „Protests im Protest", der auch zum Mittel der Straf-

anzeige griff, mit Blick auf die frühen 1970er Jahre angenommen. Der Politologie
Michael Freund war im Sommer 1969 einer der bevorzugten Gegner der Studie-
renden, von dem Romanisten Karl August Ott aber wollte im Oktober desselben
Jahres „niemand etwas wissen". Er wurde, Kristine Enns führt dies trefflich aus,
zum Opfer beißender Satire und fundamentaler Ablehnung. Welchen „Riesenwir-
bel" Flugblätter auslösen konnten, zumal wenn sie von zwei Studentenpfarrem
und einem Universitätsprediger verfasst und den Ministerpräsidenten Stoltenberg
zu einer Adresse an den evangelischen Landesbischof veranlassten, zeigt Shakira
Jimenez Mota. Unter dem Eindruck der Erschießung der beiden Kieler Professoren-
söhne Georg von Rauch 1971 und Thomas Weisbecker 1972 bewegte die drei Theo-
logen die Frage, wie die Welt dermaßen aus den Fugen geraten konnte.

Die auffällige Verschränkung von linkem Protest und dem von Rektor Hatten-
hauer geförderten Gegenprotest der „Studenten für das Grundgesetz" untersucht
Marina Adamovic, wobei die vom AStA unterstützten Ausschreitungen gegen Her-
bert Weichmann 1973 eine große Rolle spielten. 1973 vertiefte sich die Spaltung in
der Studentenschaft und verstärkten sich Gewalttätigkeiten unter den Akteuren.
Detailgenau beschreibt Jan Husemann, wie der Protest zum heißen Kampf um Au-
tonomie wurde. Werner Kaltefleiter stand dann während der achtziger Jahre im
Mittelpunkt von Attacken, die sich insbesondere gegen seine Vorstellungen von Si-
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cherheitspolitik und seine unverkennbare CDU-Bindung richteten. Doch der Pro-
test gegen ihn verlief durchaus heterogen, wie Karoline Liebler ausführt. Von einer
„hegemonialen Deutung der NS-Vergangenheit“ des AStA spricht Florian Groth
und geht in diesem Zusammenhang auf den Konflikt der Studierendenvertretung
mit der Hochschulleitung um das „Erbe" des NS-Mediziners Werner Catel zwi-schen 1981 und 1984 ein.

So eindrucksvoll die diesbezügliche klare Positionierung des AStA auch aus
heutiger Sicht ist, gleichzeitig entzweiten die Auseinandersetzungen um das „Au-
tonome Frauen und Lesbenreferat" die studentische Politik. Sie schwächten den

AStA um Susanne Gaschke und eine sich radikalisierende Frauenbewegung. Seit
1988/89 prägte, wie Alisa Woronow detailliert belegt, die Bildungsmisere immer
stärker die Protestkultur. Mit der Kaperung der Gorch Fock setzte die „Aktions-
gruppe Bounty" ein besonders spektakuläres Zeichen für ihre Politikvorstellungen:
nicht Rüstungs-, sondern Bildungsfinanzierung. Witzig und ideenreich kämpften
die Studierenden im Wintersemester 1997/98 inzwischen nicht mehr um eine weit-
läufige Weltpolitik, sondern um ihre eigenen Interessen: Unterfinanzierung der
Hochschule im Allgemeinen, schlechte Institutsausstattung im Besonderen, zu lan-
ge Studienzeiten, verursacht durch mangelnde Studienfinanzierung. Die kreativen
Aktionen und deren Medienecho zeichnen Sandra Awe und ElifAyhan nach.

Die Probleme blieben, die Proteste nahmen an Kreativität zu, wurden aber, wie

Svenja Zuleger ausführt, zunehmend über Fax- und Handyaktionen organisiert.
2005 ging es dabei um den schließlich erfolgreichen Kampf gegen Studiengebüh-
ren. 2009 „brannte" dann Kiel. Damit war aber, wie Alina Neumann berichtet, nichts
gemeint, was mit Gewalt anzuzünden wäre. Der Slogan machte deutlich, wie dra-
matisch und brennend die Lage an den Landesuniversitäten war, und die Men-
sabesetzung wurde zum öffentlichen Signal. Der Band schließt mit dem gemeinsa-
men Protest der Studierenden und der Hochschulleitung gegen die Landespolitik.
Mit einem karikierenden Uni-Logo trugen die Studierenden, so Simone Braun, ihren
Protest ins Internet. Damit wurde 2015 eine vorerst letzte Etappe im Fortschritt desProtests erreicht.

Der Band ist der bisher wohl überzeugendste schriftliche Beitrag der Studieren-
den zur Geschichte ihrer Christian-Albrechts-Universität. Dem Herausgeber ist
sehr zu wünschen, dass er auch künftig eine so glückliche und erfolgreiche Hand
bei der Zusammenstellung und Motivation eines derart kompetenten studenti-
schen Forschungsteams haben möge.

Rainer S. Elkar

6. Geschichte einzelner Orte und Regionen

Holmer Stahncke, Altona : Geschichte einer Stadt. Hamburg: Ellert & Richter, 2014.384 S.

Vor den Toren Hamburgs gelegen und insbesondere wirtschaftlich eng mit diesem
verflochten war das 1664 mit Stadtrecht bewidmete Altona bis 1864 neben Kopen-
hagen die wirtschaftlich wichtigste Stadt des Dänischen Gesamtstaates und bis
1937 einschließlich seines Umfeldes mithin das industrielle Zentrum der Herzog-
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tümer bzw. der preußischen Provinz Schleswig-Holstein. Hervorgegangen aus ei-
nem ursprünglich in der Grafschaft Pinneberg aus Hamburger Perspektive „All to
nah" gelegenen Dorf bzw. Krug im westlichen Ausstrahlungsgebiet der Elbmetro-
pole entwickelte sich der Ort - bisweilen in Konkurrenz zu dieser, meist aber sogar
durch Hamburger Investitionen gefördert - zu einer Stätte des Handels, der Pro-
duktion und des Geistes. Gelebte Toleranz gegenüber religiösen Minderheiten,
Freigeist und Bürgersinn fanden hier im 18. und 19. Jahrhundert eine Heimstadt.
Altona, das mit der Zeit durch Eingemeindungen an Fläche und Bevölkerung
wuchs, wurde aber auch ein Ort der wirtschaftlichen und sozialen Gegensätze:
Während die reichen Elbvororte blühten und sich auf dem Prachtboulevard der
Palmaille der Klassizismus entfaltete, entwickelten sich weite Teile der zunehmend

verarmenden Altstadt zu Wohnquartieren für Arbeiter aus Hamburg und Otten-
sen. Daraus erwuchsen soziale und politische Spannungen, die sich in den 1920er
und frühen 1930er Jahren verschiedentlich blutig entluden. Der „Altonaer Blut-
sonntag", das „Altonaer Bekenntnis" und der „Preußenschlag" des Jahres 1932 lie-
ßen all dies über die Region hinaus bedeutsam werden.

Obwohl gerade das Altonaer Bürgertum stolz auf die Eigenständigkeit des Ortes
bedacht war und dies an der Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert durch repräsen-
tative Rathaus-, Museums-, Theater- und Bahnhofsbauten zum Ausdruck zu brin-

gen verstand, stellten die verkehrstechnischen und städtebaulichen Planungen für
die Metropolregion Hamburg Herausforderungen dar, die gemeinsame Lösungen
angeraten sein ließen. So wurde Altona auf der Basis älterer Planungen im Rahmen
des Groß-Hamburg-Gesetzes von 1937 - jetzt allerdings über die Köpfe der Be-
troffenen hinweg - ein Teil Hamburgs, das die Nationalsozialisten als „Führer-
stadt" gigantoman umgestalten wollten. Die Bomben des Zweiten Weltkriegs ha-
ben dies verhindert und den Ort selbst in Schutt und Asche sinken lassen.

Nach dem Krieg kam Altona als Stadtteil Hamburgs zunächst nur mühsam
wieder auf die Beine und musste sich seitdem verschiedentlich neu erfinden; un-

abhängig davon legt es bis heute ein ganz eigenes Selbstbewusstsein an den Tag,
gibt sich weltoffen und kreativ.

Zum 350. Jubiläum der Stadtrechtsverleihung sind eine ganze Reihe von Bü-
chern zur Geschichte Altonas erschienen. Unter diesen wird man den gut lesbaren,
kompakten Überblick von Holmer Stahncke wärmstens empfehlen dürfen. Leser-
freundlich, mit ansprechenden Abbildungen und einem festen Einband ausgestat-
tet wird die Geschichte des Ortes von den Anfängen bis heute in 13 Kapiteln, die
jeweils in mehrere Abschnitte aufgeteilt sind, erzählt. In Form von Randspaltentex-
ten werden Zitate aus zeitgenössischen Berichten und Beschreibungen beigegeben,
die Zeitkolorit atmen; außerdem werden in grau unterlegten Exkursen weitere
kompakte Informationen zu einzelnen Gegenständen der Wirtschafts-, Sozial- und
Alltagsgeschichte geboten, zu Altonas Mühlen (S. 36-40), zur Brauerei de Voss (S.
92-93), zu Rainville's Garten (S. 132-134), zum Sterben der Altstadt (S. 219-221) und
zum alten Rathaus (S. 281-283). Eine chronologische Übersicht entlastet die Darstel-
lung, ein Register erschließt das Werk, in Form von Endnoten beigegebene Anmer-
kungen und ein Quellen- und Literaturverzeichnis bieten einen wissenschaftlichen
Referenzrahmen.

Ohne den positiven Gesamteindruck des Werkes schmälern zu wollen, seien ab-
schließend doch einige Kritikpunkte angesprochen: So sollte man statt von „Kir-
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chenrecht" (S. 13) vielleicht eher von der 1529 erlassenen neuen „Kirchenordnung"
für Hamburg sprechen. Bei den Seitenlinien des Oldenburger Hauses werden Got-
torp, Sonderburg und Schleswig genannt (S. 61). Worauf letzteres abzielt, erschließt
sich nicht. Dass Holstein 1776 an Dänemark fiel, was sich seit 1771 abgezeichnet
hätte (S. 113), stimmt so nicht; hier wäre auf die im Tauschvertrag von Zarskoje Se-
lo (1767/1773) getroffenen Vereinbarungen zu verweisen. Zu einigen als Zitate an-
geführten Formulierungen hätten sich Varianten angeboten, so zum Augsburger
Religionsfrieden „Cuius regio illius religio" (S. 46 - „eins" vertrauter statt „illius")
und zur Goldspende im Ersten Weltkrieg (S. 183 - statt „Gold gab ich - Eisen be-
kam ich" vertrauter: „Gold gab ich für Eisen").

Unabhängig davon hat Holmer Stahncke ein gut lesbares, sehr informatives
Buch vorgelegt, dem man über das Altonaer Jubiläumsjahr hinaus viele Leserinnenund Leser wünscht.

Detlev Kraack

350 Jahre Altona : von der Verleihung der Stadtrechte bis zur Neuen Mitte (1664-
2014). Hrsg.: Hans-]örg Czech, Vanessa Hirsch, Franklin Kopitzsch. Dresden: Sand-
stein Verlag, 2015. 311 S.

Wie legt man eine repräsentative Veröffentlichung an, die mehrere Zwecke erfüllen
soll: 1. einen eigenständigen Begleitband zu einer temporären Ausstellung darzu-
stellen, 2. dennoch wesentliche Stücke der Ausstellung über die Präsentation hin-
aus auf die Dauer festzuhalten, 3. Würdigung eines Gemeinwesens zu erreichen,
das eigenen Charakter besitzt, aber wohl immer im Schatten einer bedeutenden
Konkurrentin stand, 4. einen Jubiläumsanlass zur plausiblen Selbstdarstellung zu
nutzen, die sich sowohl an Laien als an Fachleute wendet, und schließlich 5. die
heutigen technischen und finanziellen Möglichkeiten auszuschöpfen.

Das Ergebnis, das sei schon vorweggenommen, ist sehr gelungen und entstand
durch eine Gemeinschaftsleistung von Herausgebern, Redaktion und fachlich ver-
sierten Beiträgern sowie natürlich kundigen Fotografen und spendenfreudigen Stif-
tungen. Begründet liegt dieser Erfolg sicher zum großen Teil in dem geschickten
Aufbau des Werks, das man nicht in einen „Aufsatzteil" und in einen „Katalogteil"
getrennt hat, welch letzterer nach Beendigung der Ausstellung gerade noch Fach-
kollegen interessieren würde. Hier nun führen im Wechsel die Präsentation einzel-
ner und zentral wichtiger Ausstellungsstücke und der Abdruck der Aufsätze durch
die 350-jährige Geschichte Altonas. Zurückhaltende Anmerkungen, Literaturaus-
wahl und Zeittafel erfüllen die wissenschaftlichen Ansprüche. Die qualitätvolle Be-
bilderung und der Stil der jeweils etwa zehn Seiten umfassenden prägnanten Bei-
träge wenden sich sowohl an Laien als auch an Fachleute. Fazit: das Buch ist - wie
man heute sagen würde - von nachhaltigem Charakter, ein treffendes Stadtporträtauf Dauer.

Einen Eindruck von der Vielfalt des Gebotenen kann man in einer kurzen Be-

sprechung nicht vermitteln. Versuchen wir es mit einem Vorgehen, wie es der po-
tentielle Betrachter des Buches täte. Er wird zuerst durch die eindrucksvollen Ab-

bildungen gefesselt sein, die erklärende Bildunterschriften aufweisen. Durch ver-
größerte Einzelausschnitte intensivieren jene den Eindruck und verstärken den In-
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formationsgehalt auch bei schon bekannten Abbildungen. Es seien einige heraus-
gegriffen: die Stadtrechtsurkunde von 1664, das Bild der Altonia, der weiblichen
Verkörperung Altonas von 1896-98, und ihrer Nachfolgerin heute von 2014 (gemalt
von Hinnerk Bodendiek), Stadtpläne, Grundrisse, Stadtansichten, Bilder histori-
scher Situationen, wie z.B. die Hamburger Vertriebenen 1813, natürlich zahlreiche
Porträts, charmante Örtlichkeiten (Rainvilles Garten, die Palmaille), aber auch
technische Objekte und nicht zuletzt auch Beispiele der Stadtarchitektur, seltene
Daguerreotypien vom Altonaer Bahnhof als Zeichen des Aufbruchs in die Moderne
mit der Eröffnung der Eisenbahnstrecke Altona-Kiel 1844, Synagogen der sefardi-
schen und aschkenasischen Juden, städtebauliche Planungen, Wiederaufbau nach
1945, Emst Mays „Neu-Altona" (1954). In dem unerwarteten Reichtum der Vorla-
gen spiegelt sich die Bedeutung eines eigenständigen Altonas, ein Zeichen für sein
Selbstbewusstsein trotz oder gerade wegen der Rücken-an-Rückensituation mit
dem größeren Hamburg. Erst 1937/38 wurden beide Gemeinwesen miteinander
verschmolzen.

Nach den obligaten Grußworten von Stadtoberhaupt und Verwaltung wird eine
lesenswerte Einführung von Hans-Jörg Czech und Franklin Kopitzsch in die Entste-
hung der Jubiläumsausstellung des Altonaer Museums, das selbst seinen 150. Ge-
burtstag feierte, vor dem Leser ausgebreitet. Inhalte und Überlegungen, Ziele und
Probleme werden dargelegt, wobei auch die Funktion der sehr regen, 1990/92 ge-
gründeten Arbeitsstelle für Hamburgische Geschichte an der Universität gewür-
digt wird. Ein Forschungsverbund zur Kulturgeschichte 2007/08, ein interdiszipli-
närer Zusammenschluss innerhalb und außerhalb der Universität Hamburg, verei-
nigte die sehr motivierten Initiatoren in der Beschäftigung mit der Geschichte Al-
tonas, was auch dazu führte, dass Aktivitäten nicht an der Universität, sondern in

Altona stattfanden. Aus ihnen ergaben sich die Beiträge des Bandes, die Geschichte
und Wesen Altonas in verschiedenen Bereichen beleuchten.

Begonnen wird einem programmatischen Beitrag des unübertroffenen Kenners
Franklin Kopitzsch (Altona. Epochen und Facetten einer Stadtgeschichte, S. 17-37).
Ergänzt werden seine Darlegungen durch den dänischen Kollegen Steen Bo
Frandsen (Holstein - das deutsche Ende Dänemarks?, S. 39-49), der von „außen"
kommt und erklärt, was die Zugehörigkeit Altonas zum Dänischen Gesamtstaat bis
1864 bedeutete. Michael Studemund-Halevy (Der lange Weg zum Weltkulturerbe.
Der Portugiesenfriedhof an der Königstraße, S. 85-95) führt in das historische Phä-
nomen der Einwanderung jüdischer Kaufleute aus Portugal in das Altona des 17.
Jahrhunderts ein, wo Glaubens- und Gewerbefreiheit herrschten, anders als im be-
nachbarten Hamburg. Dieser älteste der zehn jüdischen Friedhöfe im heutigen
Hamburg wurde vor kurzem zum Weltkulturerbe erklärt - eine eindrucksvolle
Verbindung zur Gegenwart geschaffen. Jürgen Overhoff berichtet über „Johann
Bernhard Basedow und das Christianeum. Von der Bedeutung Altonas für die
Aufklärungspädagogik" (S. 97-105). Und ganz konkret wird die Bildungsgeschichte
durch Wolfgang Gille (Zwischen Evolution und Rechenbuch. Der Altonaer Verleger
Johann Friedrich Hammerich 1763-1827, S. 107-117). Besonders wichtig erscheint
der Abschnitt der Industriegeschichte, denn leicht wird vergessen, dass Altona die
zweitgrößte Stadt im dänischen Gesamtstaat und das Herz seiner industriellen
Entwicklung bildete. Daher wird man den Beitrag von Anne Mahn (Altona als
Standort der Metallindustrie. Propeller des Fortschritts: Die Schiffsschraubenfabrik
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Theodor Zeise 1868-1979, S. 155-161) mit großem Interesse lesen, und zwar nicht
nur, weil sogar die griechischen Reeder Onassis und Niarchos für ihre riesigen
Tankschiffe Schiffsschrauben aus Altona bezogen haben. Bemerkenswert aber, dass
ein Gegengewicht hierzu sich gleichermaßen entwickelte: das Kunsthandwerk
(Rüdiger Joppien, Kunsthandwerk made in Altona. Künstler und Manufakturen des
späten 19. und frühen 20. Jahrhunderts, S. 163-173).

In die Politik führt der Beitrag von Bernd Braun (Hermann Molkenbuhr. Cigar-
renmacher, Arbeiterführer, Parlamentarier, Parteiveteran, S. 193-203). Die 54 Jahre
des Engagements dieses aufrechten Mannes für die Sozialdemokratie werden in
starken Strichen skizziert. Verständlich ist, dass in der schnell wachsenden Stadt

das genossenschaftliche Prinzip die Wohnraumbeschaffung ermöglichte, worüber
Verena Fink eingehend berichtet (Entwicklungslinien genossenschaftlichen Bauens
und Wohnens. ASDV [Altonaer Spar- und Bauverein 1892 gegr.] und SAGA [Sied-
lungs- Aktiengesellschaft Altona, gegr. 1922] in Altona bis 1945, S. 205- 213). Hierzu
bilden die Kaufmannsvillen am hohen Elbufer, über die an anderer Stelle berichtet

wird, den Gegensatz. Wie Arbeiterkultur auch mit Bildungsbeflissenheit gleichzu-
setzen ist, zeigt der Beitrag von Friederike Weimar und Gerd Hempel („Bei den Unter-
irdischen". Kunst und Literatur der 1920er Jahre in Altona, S. 215-223). Richtig
dramatisch lesen sich die folgenden Beiträge: Frank Omland (Schleswig-Holstein
wird braun und Altona bleibt rot?! Der Aufstieg der NSDAP bei den Wahlen 1924-
1933, S. 243-253) und Ursula Büttner (Vom „Altonaer Blutsonntag" zum Altonaer
Bekenntnis". Evangelische Kirche in der Staatskrise der Weimarer Republik, S. 255-
263).

Die Katharsis des Zweiten Weltkriegs mit der Zerstörung von Altonas Mitte
durch den Alliierten Luftangriff 1943 stellte die Verantwortlichen vor große Ent-
scheidungen, wie sie Henrik Essler (Ungeliebte alte Stadt. Stadtwahrnehmung und
Sanierungspraxis im Altona des 20. Jahrhunderts, S. 265-275) umreißt. Der Leser
kann sich den baulichen und stadtplanerischen Überlegungen nicht entziehen, be-
gegnet man ihren Ergebnissen im heutigen Altona doch auf Schritt und Tritt. Daher
wird jedem, der sich in den Band vertieft hat, der abschließende Beitrag von Rolf-
Peter Strenge „Altona nach dem Zweiten Weltkrieg. Ein Rückblick" (S. 277-287) zu-
gleich als ein Ausblick erscheinen und ihn über das Entscheiden und Handeln eins-
tiger Verantwortlicher grübeln lassen.

Grundsätzlich: ein faszinierendes Buch über ein Stadtindividuum, das heute

leicht in einem Atemzug mit der großen Schwester Hamburg genannt wird, aber
prägnante Züge eigener Bedeutung und eigener Qualität aufweist, auch heute
noch. Diese Züge dem Leser erschlossen zu haben, ist das Verdienst dieser ge-
glückten Veröffentlichung, der es gelingt, vor dem Hintergrund der allgemeinen
Stadtgeschichte diese speziellen Eigentümlichkeiten Altonas zu vermitteln. Das ge-
schieht vor der rasanten Zunahme der Bevölkerungszahl sowie des räumlichen
Zuwachses im Zuge des sog. Groß-Altona-Gesetzes von 1927, das der Stadt mehre-
re Gemeinden aus dem Kreis Pinneberg zuschlug. Altona ist überdies kein einheit-
liches Gebilde, so werden auch seine einzelnen Stadtteile, wie z.B. Ottensen, cha-
rakterisiert. Persönlichkeiten auf kulturellem, industriellem, aber vor allem auf po-
litischem Gebiet werden gewürdigt, wie beispielsweise Max Brauer (in den 1920ern
Oberbürgermeister Altonas, dann im Exil, schließlich 1946-1960 Erster Bürgermeis-
ter in Hamburg) und sein kongenialer Partner Bausenator Gustav Oelsner. Die
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städtebauliche Planung hatte in den 1920er Jahre ein Ziel im Auge, nämlich „Al-
tona - die Stadt der Parks an der Elbe". Daher betrachtet man mit gemischten Ge-
fühlen die Planung zur Entwicklung Altonas zu einer der „Führerstädte des
Reichs" während der Zeit des Nationalsozialismus, zu deren Realisierung es frei-
lich nicht kam. „Altona ist auf beeindruckende Weise vielfältig" (S. 35). Dieses dar-
zustellen, ist den Herausgebern mitsamt dem tragenden Altonaer Museum sehr
gut gelungen, und dieses beweist einmal mehr, wie wichtig es ist, gerade dieses
Museum als identitätsstiftendes Institut zu erhalten.

Antjekathrin Graßmann

Wolfgang Vacano, 350 Jahre Altona : das Jubiläumsbuch. Erfurt: Sutton, 2014.163 S.

Ein überbordendes Füllhorn an Informationen schüttet hier der außerordentlich

fleißige Verfasser über die künftige Leserschaft aus. Wie das bei Füllhörnern so ist,
finden sich Kostbarkeiten (sprich: wesentliche Informationen) neben „Nieten" (Be-
langlosigkeiten) in bunter Mischung. Man taucht in die Vielfalt ein und ist erschla-
gen. Informationen über die holsteinische, dänische und preußische Stadt Altona,
gleichsam als siamesischer Zwilling mit dem sich zur Weltstadt mausernden Ham-
burg verbunden, stehen neben allgemeinen geschichtlichen Angaben. Bunte Viel-
falt lässt manche Einzelheit untergehen. Im aufs Blättern und Stöbern ausgerichte-
ten Leser formt sich dabei wohl auch ein „pointillistisches" Bild, aber gezieltes Su-
chen und erfolgreiches Finden ist schon schwieriger.

Die Chronologie ist das Ordnungsprinzip des Buches: In zehn Zeitabschnitten,
die mit der ersten Besiedlung des späteren Wohnplatzes Altona um 1200 einsetzen
und dann in Fünfzigjahresschritten fortschreiten, wird 1664 das „Geburtsjahr",
nämlich das Jahr der Ausstellung des Stadtprivilegs durch den dänischen König
Friedrich III. und deren Folgen, erreicht. Mit der Verheißung von Glaubens- und
Gewerbefreiheit und der wirtschaftlichen Funktion als Drehscheibe zwischen Nord

und Süd wuchs Altona zur zweitgrößten Stadt des dänischen Gesamtstaats heran.
Weitere Zeitabschnitte unter (etwas willkürlichen) Überschriften „Schwedenbrand
und Wiederaufbau" (1700-1750), „Handwerker- und Fischerstadt" (1750-1799), „In
der Franzosenzeit" (1800-1849), „Das dänische Altona wird preußisch" (1850-1899),
die jeweils bis 15 Seiten umfassen, führen bis an die Wende zum 20. Jahrhundert.
Dessen Bedeutung wird im Umfang von etwa 80 Seiten Rechnung getragen. Auch
die ersten 14 Jahre des 21. Jahrhunderts bringen es auch schon auf 15 Seiten.

Das „ursprüngliche Gesicht" des sich zur bedeutenden Gewerbe- und Industrie-
stadt entwickelnden Altona lassen die vielen Fotos von Straßenzügen und öffentli-
chen Gebäuden deutlich erkennen. Die Herrschaft des Nationalsozialismus wird

ebenso behandelt wie Kriegszerstörungen und Wiederaufbau nach 1945, was ein-
drucksvoll dokumentiert wird. Das gilt auch für manche Bausünden, insbesondere
auch für den umstrittenen Abriss des repräsentativen, 1896 erbauten Bahnhofs im
Jahr 1973, was über die Stadtgrenzen hinaus Kopfschütteln hervorrief. Auch stim-
mungsvolle Aspekte, wie spielende Kinder 1953 (S. 113) und ein Pfingstausflug von
Altonaern (S. 117) fehlen nicht. Man ahnt, dass es ein echtes Altonaisches „Natio-
nalbewusstsein" gibt, das durch diesen kunterbunten Band „bedient" wird. Dazu
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gehört natürlich auch die unterschwellig fühlbare Rivalität mit der prosperieren-
den Nachbarin Hamburg, der man 1937/38 inkorporiert wurde.

Die Sammelleidenschaft und die eingehende Kenntnis des begeisterten Verfas-
sers sind unübersehbar. Vielleicht hätte er dem potentiellen Leser einen besseren
Ariadnefaden durch die ausgebreitete Vielfalt an die Hand geben können: Anstelle
der kleinen unauffälligen roten hätten ihn deutliche große Jahreszahlen besser ge-
leitet. Auch wären weitere zusammenhängende Texte, wie Vacano sie für Altonas
Stadtbild 1664, den Schwedenbrand 1713, die Franzosenzeit zu Anfang des 19.
Jahrhunderts, das Militär 1852, die Beendigung der dänischen Herrschaft 1864 und
den Kältewinter 1946/47 geliefert hat, sehr willkommen gewesen, um „Haltepunk-
te" in der Masse des Gebotenen anzubieten. Die Vorsatzblätter hätte man für einen

Stadtplan nutzen können. Mit der Bewunderung des Lesers für den Eifer des Ver-
fassers mischt sich ein wenig das Bedauern, dass hier vielleicht eine Chance hätte
besser genutzt werden können.

Antjekathrin Graßmann

Brokstedt: 475 Jahre Geschichte einer Gemeinde in Holstein. Hrsg, von Oliver Auge
im Auftrag der Gemeinde Brokstedt. Mit Beiträgen von Stefan Inderwies, Burk-
hard Büsing und Lena Cordes. Kiel: Solivagus 2013. 376 S., 1 CD-Rom. (Nordelbi-
sche Ortsgeschichten; 1).

Nortorf im Mittelpunkt : 100 Jahre Stadtgeschichte einer Gemeinde in Holstein.
Hrsg, von Oliver Auge im Auftrag der Stadt Nortorf. Mit Beiträgen von Julian
Freche, Martin Göllnitz und Matthias Jürgensen. Kiel: Solivagus 2015. 314 S.
(Nordelbische Ortsgeschichten; 2).

Oliver Auge, dem Herausgeber beider Bände, geht es um mikrogeschichtlich orien-
tierte professionell erstellte Ortsgeschichten (Vorwort Brokstedt, S. 15-20). Ziel ist
es, die „Entstehung und Entfaltung eines kleinen Siedlungsraumes", eingebettet in
vielfältige makrogeschichtliche Zusammenhänge nachvollziehbar darzustellen.
Ortsgeschichte darf wie kein anderes historisches Genre spontanes Interesse der
vor Ort Lebenden erwarten, deren Wissen um lokale Zusammenhänge das Werk
standhalten muss. Entsprechend hat eine Ortsgeschichte „wissenschaftlich an-
spruchsvoll wie fundiert und zugleich immer auch für den interessierten Laien
verständlich wie interessant" zu sein (S. 16). Ortsgeschichte ist somit immer auch
ein Stück Identität, Stolz und Vergewisserung der eigenen Wurzeln. Angesichts des
gemeinsamen Herausgebers, der Aufnahme der Bände in dieselbe Reihe und man-
cher Überschneidungen werden beide Werke gemeinsam besprochen.

Die Gemeinde Brokstedt liegt im Osten des Kreises Steinburg an der Bahnlinie
Hamburg-Neumünster. Am Brokstedt-Buch waren eine Autorin und zwei Autoren
mit unterschiedlich langen Beiträgen beteiligt (Stefan Inderwies: Von der Frühge-
schichte bis zur frühen Neuzeit, S. 21-38; Burkhard Büsing: Der Beginn der Neuzeit
- Brokstedts Geschichte gewinnt Konturen, S. 39-80; Lena Cordes: Vom kleinen
Bauerndorf zur zentralen Gemeinde - Brokstedts Wandel von 1800 bis heute, S. 81-

355). Stefan Inderwies stand vor dem Problem fehlender Quellen für die Existenz des
Dorfes vor 1538, was sich auf seinen gesamten Beitrag auswirkt. Der Autor beginnt
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in der jüngeren Steinzeit und muss den Verlust sämtlicher relevanten Funde kon-
statieren, für die keine Bilddokumente, sondern nur Beschreibungen in archäologi-
schen Fachtermini vorliegen. Weiter versuchte der Autor unter Zuhilfenahme lan-
desgeschichtlicher Aussagen dem Werdegang des Dorfes in früheren Zeiten nach-
zuspüren. Den Ortsnamen ohne Hilfe einschlägiger Sprachwissenschaftler zu be-
handeln, überzeugt ebenso wenig wie Vermutungen zu der auf das 8./9. Jahrhun-
dert datierten benachbarten Burg Willenscharen, die aber noch 1259 Ort von Kämp-
fen war („dat hus"; Hamb. UB 1, 818), für die sie der Autor auf eine „Siedlung" re-
duziert (S. 24, 34). Der Verweis auf eine das Kloster Fischbek (bei Hameln an der
Weser) betreffende Urkunde geht fehl (S. 33). Vom Viehmarkt in Wedel lässt sich
für das 13. Jahrhundert (S. 27) noch nicht sprechen, manche in Bezug auf regionale
Wegeführungen genannte Orte finden sich auf der beigegebenen Karte nicht (S. 28
f.). Aussagen zur frühen Landesgeschichte sind teilweise unzutreffend, teilweise
unnötig spekulativ, so zu den administrativen Einheiten (S. 30 f.). Die Siedlungs-
kontinuität des Ortes wird zwar angesprochen, aber nicht methodisch diskutiert;
dies hätte dem Leser vor Ort eine Einordnung der eigenen Herkunft ermöglicht.

Den Jahrhunderten der frühen Neuzeit widmete sich Burkhard Büsing. Der Autor
sah sich durch das Fehlen einer Verkoppelungskarte mit schwierigen Bedingungen
konfrontiert. Dennoch wäre es möglich, mittels serieller Auswertung der Amts-
rechnungen (es wurden aber nur drei benutzt!) die quantitative Seite des Dorfes in
diesen Jahrhunderten nachzuzeichnen. So hätte man die Höfe im späteren Dorfbild
verorten und Siedlungsbilder älterer Zeiten erschließen können. Mittels Auswer-
tung der Varendorfschen Karte, wohl der frühesten Karte Brokstedts, im Zusam-
menspiel mit dem frühesten Kataster wären Informationen zum Dorf, den Höfen,
der Landschaftsnutzung und vielfältigen Wandlungsprozessen möglich gewesen.
Der auf S. 71 verkleinert gedruckte Ausschnitt dokumentiert die vertane Chance.
Wiederholt bleiben Aussagen unnötig abstrakt, hinzu kommen Nachlässigkeiten:
„Schleswig-Holsteinische Herzöge" (S. 54) hat es in den behandelten Zeiten ebenso
wenig gegeben wie eine „Dreifelderwirtschaft" (S. 49). Und angeblich erfolgte
Landkäufe (S. 41, 49) waren laut dem Beitrag von Lena Cordes (S. 83) erst nach der
Verkoppelung möglich; vor der Verkoppelung gab es Landzuwächse nur mittels
Zurodungen. Heißt es, das Leben im Dorf sei „nicht stets idyllisch" verlaufen (S.
57), so gestaltete sich das angesichts des steten Kampfes der Bessergestellten um
die Wahrung ihrer Privilegien und der kleinen Leute ums nackte Überleben und
der nicht selten bedrückenden Obrigkeit deutlich härter. Den dörflichen Realitäten
käme man aus der Perspektive der Konfliktfelder sicherlich näher, Streit war ein
wesentliches Element des dörflichen Alltags, wo man „Idylle" vergeblich sucht.
Mit Gewinn hingegen lesen sich die Abschnitte über Pest und Viehseuchen, hinge-
gen hätten dem Streit um das Kornmahlen (S. 57) einige Worte über den Mühlen-
zwang gut getan.

Auch im Beitrag von Lena Cordes hätten kartographische Umsetzungen die tief-
greifenden Wandlungsprozesse des 19. und 20. Jahrhunderts nachvollziehbarer ge-
staltet. Zudem hätten Darstellungen der Besitzverhältnisse und deren Veränderun-
gen in den behandelten beiden Jahrhunderten dem Beitrag mehr Substanz vermit-
telt. Das Entstehen des neuen Ortsteils in Bahnhofsnähe (S. 134) böte die Gelegen-
heit, innerörtliche Veränderungen räumlich deutlicher zu umreißen; schließlich
war der Bahnanschluss ursächlich für die angesprochenen Fortschritte. Auf S. 142
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endete der Bauboom jedoch bereits 1879 infolge von Wetterunbilden - waren die
Wirkungen des Bahnanschlusses dann doch nicht so nachhaltig? Die abgebildeten
historischen Postkarten (S. 133, 138, 139, 141, 146) zeigen neuerrichtete Gebäude,
nicht aber die traditionelle Bausubstanz, was die moderne Elemente betonende

Mentalität der Zeit erkennbar macht. Sie belegen also nicht, „wie Brokstedt [...]
ausgesehen hat" (S. 138), eher dokumentieren sie das Interesse an verkaufsträchti-
gen Motiven. Die langen Zitate mit Äußerungen von Zeitzeugen hätten eine glät-
tende Überarbeitung erfordert (z. B. S. 289). Was als Audioquelle auf der beigege-
benen CD funktioniert, tut es als unbearbeitete Schriftquelle nicht - das gesproche-
ne und das geschriebene Wort wirken höchst unterschiedlich, was man als Autor
oder Autorin zu berücksichtigen hat.

In diesem Beitrag beeindruckt die differenzierte und detaillierte Darstellung der
NS-Zeit, wobei die Autorin erfreulicherweise auch vor der Nennung von Namen
nicht zurückschreckt (S. 232-265). Brokstedt wurde bereits früh und in starkem
Maße von Anhängern der NSDAP geprägt. Gut nachvollziehbar und konkret mit
Fakten und Quellenzitaten belegt, wird ein Bogen gespannt von den Folgen des
Ersten Weltkriegs, den wirtschaftlichen Problemen der Weimarer Zeit bis zu den
bereitwillig aufgenommenen populistischen Scheinlösungen der NS-Propaganda
und ihren fatalen Folgen. Der Autorin gelingt ein beklemmendes Bild dieser Zeit.
Vor allem bei diesem Thema zeigen sich die Vorteile der Bearbeitung durch eine
ortsfremde Autorin. Eine CD mit 32 Interviews, die mit 20 Zeitzeugen geführt
wurden, rundet den Band ab.

Die Stadt Nortorf liegt im Süden des Kreises Rendsburg-Eckernförde an der
Bahnlinie Neumünster-Rendsburg. Bereits im Mittelalter trat der Ort als Mittel-
punkt eines großräumigen Kirchspiels hervor.

Auch am Nortorf-Buch beteiligten sich drei Autoren (J. Freche: Von der Verlei-
hung der Stadtrechte bis zur Weltwirtschaftskrise: Nortorf 1909 bis zum Beginn der
1930er Jahre, S. 17-78; M. Göllnitz: Städtisches Leben zwischen Weltwirtschaftskrise
und Heimatfront: Nortorf im Dritten Reich (1933-1945), S. 79-144; M. Jürgensen:
Von der „Stadt der Schallplatte" zum Dienstleistungszentrum: Nortorf von 1945 bis
heute, S. 145-286).

Die Gliederung des historischen Werdegangs Nortorfs in den vorausgegange-
nen 100 Jahren richteten die Autoren meist an übergeordneten politischen Eckda-
ten aus. 1909 gab sich der bisherige Flecken „ein neues Ortsstatut, durch das Nor-
torf zu Stadt wurde" (S. 17). In die Gestaltung des bei der Stadtwerdung ange-
nommenen Wappens griff Kaiser Wilhelm II. selbst ein. Ist die Schilderung des he-
raldischen Prozesses lebendige Ortsgeschichte, so werden aber nicht die Voraus-
setzungen der Stadtwerdung des bisherigen Fleckens dargelegt. Der erste von Juli-
an Freche bearbeitete Abschnitt endet mit Beginn der 1930er Jahre. Zunächst wird
die politische Geschichte abgehandelt (S. 17-45), wobei übergeordnete Aspekte („Es
entwickelte sich ein Weltkrieg", S. 23) nicht zu kurz kommen, aber eine stringente-
re Einbindung in die Ortsgeschichte verdient hätten. Die örtliche Wirtschaft (S. 45-
59) wandelte sich in der behandelten Epoche verstärkt unter dem Zwang übergrei-
fender Prozesse, denen vor allem die Landwirtschaft Tribut zollte. Der Bahnan-

schluss wirkte als wichtige Stimulierung und ermöglichte die Ansiedlung bislang
im Ort unbekannter Industriebetriebe. Eindrucksvolle Abbildungen belegen diesen
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Wandel. Hier wäre zusätzlich eine kartografische Umsetzung hilfreich, um dem
Ortswandel nachspüren zu können, der sich nicht zuletzt in den Veränderungen
der Einwohnerzahl und der sozialen Zusammensetzung der Bevölkerung zeigte.
Zudem wäre eine deutlichere Herausarbeitung der Zusammenhänge der Wand-
lungsprozesse sinnvoll, das Zusammenspiel der Faktoren fehlt in der Darstellung
weitgehend.

Der Beitrag von Martin Göllnitz über die Zeit der NS-Diktatur geht sinnvoller-
weise über diese hinaus, da er sowohl den bescheidenen regionalen Anfängen des
Nationalsozialismus (S. 79-88) als auch der nach dem Kriegsende einsetzenden
weitgehend inkonsequent betriebenen „Entnazifizierung" nachgeht (S. 129-134). So
schob man der Darstellung zufolge die Hauptschuld dem unmittelbar nach Kriegs-
ende durch Freitod ums Leben gekommenen langjährigen Bürgermeister Hein zu -
Nazis seien stets andere gewesen, womit man sich „Persilscheine" erschwindelte
und offenbar weitgehend unreflektiert an den neuen Verhältnissen mitmischte. Der
vielfältige Bezug auf örtliche Quellen verleiht diesem Beitrag starkes inhaltliches
Gewicht.

Auch der letzte Beitrag von Matthias Jürgensen, der über die Nachkriegszeit bis
in die Gegenwart führt, beginnt mit der örtlichen Verwaltung. Politische Parteien
entstanden im Ort und prägten über Jahrzehnte das politische Leben. Standen die
ersten Nachkriegsjahre wie allerorten unter den Prämissen Kriegstote, Wohnungs-
not, Flucht und Vertreibung, so nutzte man in Nortorf den Vorteil, kaum von
Kriegszerstörungen betroffen zu sein. Diese günstige Ausgangslage setzte den Ort
in den Stand, mit einem Wohnungsbauprogramm speziell für Werktätige im Ort
direkt auch die Wirtschaft anzukurbeln. Die Abhängigkeit von wenigen Großbe-
trieben - für die die Schallplatten GmbH Teldec exemplarisch steht - verschärfte
dann die Probleme des differenziert dargestellten Strukturwandels mit neuerlicher
Arbeitslosigkeit und stetiger Veränderung der Altersstruktur.

Einigen Themen, wie dem Vereinsleben und der Kirche, hätte eine übergreifen-
de Behandlung besser entsprochen, was aber nicht die Leistung der Autoren
schmälern soll, die in erfreulichem Maße auf örtliche Quellen zurückgreifen, ohne
sich darin zu erschöpfen - das genau macht eine gute Ortsgeschichte aus.

Es lässt sich nicht vermeiden, einige weniger gelungene Aspekte beider Bände
anzusprechen. Der Gestaltung eines Buches kommt stets eine besondere, wenn
auch meist vernachlässigte Bedeutung zu. Beide Werke verwenden für die Über-
schriften durchweg Versalien, was bei längeren Sequenzen deutlich die Lesbarkeit
verringert. Beim Brokstedt-Buch gab man sich bei der Gestaltung erkennbare Mü-
he, ohne mit dem Resultat zu überzeugen. Die Schrift des Fließtextes enthält Liga-
turen, die dem Lesefluss alles andere als förderlich sind - man fragt sich, warum
eigentlich? Nicht selten finden sich funktionslose Freiräume am Ende von Seiten (S.
24, 54, 61, 98, 106), während die Kapitel mitten auf den Seiten beginnen, was die
Struktur des Bandes verschleiert. Bei miniaturisierten Abbildungen in Briefmar-
kengröße (S. 51, 68, 84, 119, 137, 139, 141, 146, 148 etc.) tendiert der Informations-
wert gegen null, funktionslose Umrahmungen (S. 39) sind ebenso verzichtbar wie
kaum identifizierbare Karten (S. 48) und nicht lesbare Schriftquellen (S. 53). Gene-
rell sollten in einer ortsgeschichtlichen Arbeit alle Abbildungen, Karten und Grafi-
ken nach ihrer Wertigkeit als Quellen ausgewählt und sinnvoll platziert werden.
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Die S. 221 thematisierte „Verarmung des Mittelstandes" konterkariert geradezu das
beigegebene Foto der feiernden Belegschaft der Wurstfabrik Kuhlke. Gelegentlich
wurden offenbar RGB- statt CMYK-Bilddaten (S. 26, 81) verwendet. Anstatt nicht
immer leicht deutbaren Tabellen wären kluge Grafiken erwünscht (S. 50, 134, 135
ff.). Von Bildlegenden in zu geringer Schriftgröße in Orange ist ohnehin abzuraten.

Im Nortorf-Band handhabte man manches anders. Allerdings wurden nahezu
alle Abbildungen einheitlich auf die Spaltenbreite des Fließtextes gebracht, was auf
Dauer langweilig wirkt. Statt Tabellen (S. 29, 30, 34, 84, 90, 161) wären überlegt
konzipierte Grafiken erwünscht. Hingegen erscheinen die vorhandenen Grafiken
(S. 205, 207) in der Farbgebung eher unglücklich. Generell treten die in Oliv gehal-
tenen Hauptüberschriften optisch hinter den Zwischentiteln in Schwarz zurück, die
Anmerkungsziffem in Oliv sind kaum zu entziffern. Manche Abbildungen hätten
erheblich größere Wiedergaben verdient (S. 27, 46, 47, 50, 52, 94, 95,101, 117, 153),
eine hingegen wirkt überproportioniert (S. 149). Abbildungen aus dem umfangrei-
chen Teldec-Bestand des Museums hätten die Bedeutung dieser Firma hervorgeho-
ben und die Darstellung lebendiger gemacht. Auch wären Bilddokumente der Re-
präsentanten der Stadt bei der Feier zum 100-jährigen Stadtjubiläum sinnvoll ge-
wesen (S. 261 ff.), zumal dieser Bogen ja thematisiert wird. Ein Foto der die Mittel-
punktlage dokumentierenden Steinplastik hätte das Besondere des Ortes unterstri-
chen. Unterschiedliche Bildbreiten hätten dem Band mehr Spannung verliehen.
Überschriften wie „Infrastruktur", „Bildung", „Wasser und Abwasser" machen die
Lektüre nicht interessanter, zumal man Eckdaten, wie den Bevölkerungsstand zu
einem bestimmten Zeitpunkt, mühsam suchen muss. Überhaupt lässt in beiden
Bänden die didaktische Aufbereitung des Materials manche Wünsche offen.

Bislang erschienen im Rezensionsteil der ZSHG nur ausnahmsweise Bespre-
chungen ortsgeschichtlicher Arbeiten, die in der Tat höchst unterschiedliche quali-
tative Niveaus repräsentieren. Die fruchtbaren Diskussionen über ortsgeschichtli-
che Fragestellungen, wie sie beispielsweise im Kreis Stormarn geführt wurden, lie-
gen inzwischen ein Vierteljahrhundert zurück, ohne dass sie im Lande Beachtung
fanden. Damals wurde die methodisch-didaktische Aufbereitung des Materials
diskutiert, es ging um Sozialgeschichte im kleinen Maßstab, um das Erklären der
Gegenwart als Ergebnis historischer Prozesse, das Herausarbeiten der Eigenheiten
und des Eigenwertes der behandelten Orte, um synchrone oder diachrone Darstel-
lungen. Bereits damals galt das Prinzip, eine Ortsgeschichte müsse den Menschen
am Ort ebenso etwas bieten wie dem Wissenschaftler. Wenn sich jetzt der Lehr-
stuhl für Landesgeschichte diesem Genre zuwendet, so ist das nur zu begrüßen.

Günther Bock

Kurt Schietzel, Spurensuche Haithabu : archäologische Spurensuche in der frühmit-
telalterlichen Ansiedlung Haithabu : Dokumentation und Chronik 1963-2013. In
Zusammenarbeit mit Flemming Bau, Holger Hammon u. Jürgen Schüller, Neu-
münster, Hamburg: Wachholtz, 2014. 647 S.

Gleichsam unter der Schirmherrschaft von Claus von Carnap-Bornheim, der auch ein
Geleitwort zu dem Werk beisteuert, bietet die vorliegende Veröffentlichung eine
breite Dokumentation der archäologischen Grabungen, die seit 1963 an dem wikin-
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gerzeitlichen Handelsplatz Haithabu durchgeführt wurden, und der Rekonstrukti-
onen, die auf den Ergebnissen dieser Grabungen fußen. Was hier unter dem be-
scheidenen Titel „Spurensuche" daherkommt, genau genommen aber den Charak-
ter eines voluminösen, großzügig ausgestatteten Handbuches hat, ist eng verbun-
den mit dem wissenschaftlichen Wirken von Kurt Schietzel, der das Projekt von
der grundlegenden archäologischen Erschließung bis zur Präsentation der Gra-
bungsergebnisse im Wikinger Museum Haithabu während des vergangenen hal-
ben Jahrhunderts federführend betreut hat. Dies gilt auch für die vorliegende Do-
kumentation, die in Fortsetzung der Haithabuer Museumsveröffentlichungen auf
sehr anschauliche Weise Texte und Abbildungsmaterial in einen Zusammenhang
einbindet.

Auf der Basis von Photographien, Graphiken, Plänen, Karten, Zeichnungen und
Skizzen wird das weite Problemfeld Haithabu sehr konkret fassbar. Dabei reicht

der Blick weit über traditionelle archäologische Funddokumentation hinaus, rückt
etwa den Alltag in der mittelalterlichen Siedlung, die wirtschaftlichen und die kul-
turellen Betätigungen ihrer Bewohner und ihre Einbindung in die Handelsnetze
der Zeit in den Fokus der Betrachtung. So hat man am Ende das Gefühl, wirklich
verstanden zu haben, dass das im Zentrum des Ost-West-Handels über die Schles-

wiger Landenge gelegene Haithabu letztlich eine lebensweltliche Antwort auf die
Frage darstellte, wie man den Austausch zwischen Nord- und Ostseeraum mög-
lichst effizient realisieren konnte. Dies beginnt bereits mit den zeitgenössischen Be-
zeichnungen: Während die Skandinavier am Haddebyer Noor den Ort „auf der
Heide" („Hedeby") erreichten, war dieser für die Sachsen der Umschlagplatz bzw.
„das Dorf an der Schlei" („Sliesthorp"). Unabhängig davon war der weithin aus-
strahlende Ort eingebunden in ein regionales Versorgungs- und Distributionsnetz
und fungierte in diesem Sinne als Schnittstelle zwischen Nah- und Fernhandel.

Die vorliegende Veröffentlichung nähert sich diesem faszinierenden Gegenstand
aufsteigend vom Allgemeinen zum immer Spezielleren und ausgehend von den
geographischen Voraussetzungen bis zu den kulturellen und wirtschaftlichen Ver-
richtungen und den religiösen Praktiken der in Haithabu lebenden Menschen. So
richtet sich der Blick zunächst auf die geographischen Voraussetzungen und auf
den historischen Hintergrund, beleuchtet die Jütische Halbinsel und die Schleswi-
ger Landenge. Darauf aufbauend wird die Forschungsgeschichte dokumentiert, an
der sich die Entwicklung von der zunächst eher antiquarisch ausgerichteten, später
ideologisch überfrachteten und von den Nationalsozialisten propagandistisch in-
strumentalisierten nordischen Altertumskunde bis hin zur modernen, interdiszip-
linär angelegten Archäologie ablesen lässt. Hier gelingt es dem Verf., die wissen-
schaftliche Leistung seines Vorgängers Herbert Jankuhn (1905-1990) auf angemes-
sene Weise zu würdigen, ohne dessen aus heutiger Perspektive verwerfliche Ver-
strickung in den NS-Wissenschaftsbetrieb auszublenden.

Im Rahmen der folgenden forschungsgeschichtlichen Dokumentation geht es
zunächst um die aus der „Feldarbeit" gewonnenen Oberflächenfunde, dann aber
vor allem um Grabungen im Bereich der Siedlungsflächen und der Gräberfelder,
außerdem um solche in Teilen des vorgelagerten Noorbereichs, die Ende der
1970er Jahre durch eingezogene Spundwände unter großem Aufwand zeitweise
trockengelegt worden waren.
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Die folgende Beschäftigung mit der Siedlung am Haddebyer Noor rückt die ar-
chäologisch gesicherten Baubefunde und Siedlungsstrukturen in den Fokus der Be-
trachtung, wobei es festzuhalten gilt, dass bis heute erst ein Teil des innerhalb des
Ringwalls befindlichen Areals systematisch ergraben wurde. Auch auf die Frage,
wer diese Strukturen mit Leben füllte und wie dies geschah, können die Archäolo-
gen recht konkrete und anschauliche Antworten geben. So geht es im folgenden
Abschnitt um die Bewohner Haithabus, um Begräbnisse, um Schriftlichkeit sowie
um Kulte und um Kleidung, um Schmuck, Waffen und Gebrauchsgegenstände des
Alltags. An der Schnittstelle zwischen Archäologie und moderner Sozialgeschichte
kommt Fragen nach dem Haushalt und nach dem Alltagsleben eine kaum zu über-
schätzende Bedeutung zu. Wie man damals wohnte, wie man sich ernährte, worin
die konkreten Verrichtungen des wirtschaftlichen Alltags bestanden und was im
Rahmen der handwerklichen Produktion erzeugt wurde, wird hier durch Rekon-
struktionen auf der Basis der archäologischen Überlieferung gleichsam zu neuemLeben erweckt.

Es liegt auf der Hand, dass bei der archäologischen Erschließung und bei der
Rekonstruktion eines Femhandelsortes Hafen, Handel und Schiffen besondere Be-

deutung zukommt. Dabei spielen neben der Entdeckung und der Bergung des
Fundgutes auch dessen Dokumentation und Konservierung eine wichtige Rolle. So
eröffnet sich gleichsam ein Blick hinter den Vorhang, denn neben den Gegenstän-
den der archäologischen Forschung tritt auch diese Forschung selbst mit ihren Me-
thoden und praktischen Tätigkeiten in den Fokus der Betrachtung. Bei der Beschäf-
tigung mit dem Handel und dessen Praktiken als Gegenständen dieser Forschung
geht es nicht nur um Transportmittel, um gehandelte Güter, um das Zählen und
Wägen, schließlich um Zahlungsmittel, sondern auch um die unterschiedlichen
Routen, auf denen die Handelsgüter Haithabu erreichten. Schließlich weckte ein
solcher Ort, an dem Waren produziert, veredelt und gehandelt wurden, auch Be-
gehrlichkeiten. Es bedurfte der Bewaffnung und der Befestigung durch Wall, Gra-
ben und Tore. All dies war der Veränderung in Raum und Zeit unterworfen, stand
überdies in engem Zusammenhang mit der sehr viel älteren Anlage des Danne-
werkes, dessen Erforschung ebenfalls beleuchtet wird.

Was die materielle Kultur des Handelsortes angeht, wurde modernisiert und
überformt, abgeräumt und weggeschmissen. Nicht umsonst beschäftigen sich die
Archäologen heute besonders gern mit historischen Abfallgruben, die gleichsam
den Blick auf das Entsorgte und Verworfene offenlegen und damit eine Art zeitver-
schobener Negativfolie der Entwicklung fassbar werden lassen. Hier denkt, rekon-
struiert und rekombiniert der Archäologe anders als der Historiker und kann die-
sem für seine Rekonstruktion der vergangenen Wirklichkeit vielleicht gerade des-
halb unschätzbare Hinweise an die Hand geben.

Was für die materielle Kultur galt, galt auch für die eng mit dieser verbundenen
Gesellschaft, die im 10. und 11. Jahrhundert einem nachhaltigen, von Urbanisie-
rungstendenzen geprägten Wandlungsprozess unterworfen war. Die Frage, wie
man all dies auf ansprechende Weise einem allgemein interessierten Publikum
vermitteln kann, hat im Wikinger Museum Haithabu eine in nah und fern vielbe-
achtete Antwort gefunden. So schließt die Veröffentlichung mit einem Abschnitt, in
dem Konzept, Planung, Bau und Nutzung dieser Einrichtung behandelt werden.
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Die bemerkenswerte, durch ein Register erschlossene Veröffentlichung, mit der
Kurt Schietzel für sein wissenschaftliches Werk geehrt wird, setzt auf ihre Art
Maßstäbe. Es wäre zu schön gewesen, wenn man im vergangenen Jahr die Auf-
nahme Haithabus und anderer wikingerzeitlicher Fundorte in die UNESCO-Liste
des Weltkulturerbes erreicht hätte. Dass man sich im Wikinger Museum Haithabu
in diesem Jahr statt dessen an die Sanierung der in die Jahre gekommenen Bausub-
stanz macht und den Museumsbetrieb nur notdürftig weiter aufrecht zu erhalten
vermag, gibt zu denken.

Detlev Kraack

Martin Krieger, Die Geschichte Helgolands. Kiel, Hamburg: Wachholtz, Murmanm
Publishers, 2015.168 S.

Schon der Chronist Adam von Bremen im elften Jahrhundert betonte die Beson-
derheit Helgolands: „Es gibt noch andere Inseln gegen Friesland und Dänemark
hin, aber keine davon ist so merkwürdig." Der Schriftsteller und Literaturwissen-
schaftler Eduard Boas schrieb 1847: „Es weht etwas Wunderbares, ein geheimniß-
voller Reiz um dies abgeschiedene Eiland, um seine Natur und Geschichte, um sei-
ne Gegenwart und Zukunft. Man wird davon ergriffen, sobald man den Boden der
Insel betreten hat, und das seltsame Interesse mehrt sich, je länger man dort ver-
weilt."

Über kaum ein anderes so kleines Gebiet in Deutschland wurde so viel geschrie-
ben. Bereits eine Bibliografie Helgolands von 1987 nennt über 660 Bücher. Nun legt
Martin Krieger, Professor für Nordeuropäische Geschichte an der Universität Kiel,
eine Geschichte Helgolands vor. Es sei gleich gesagt: Ihm gelingt eine aufs Wesent-
liche konzentrierte und anschaulich geschriebene „Historie der schönen Insel Hel-
goland", um einen Gedichttitel des wohl bekanntesten Insulaners James Krüss zu
zitieren. Mit Recht bemerkt Krieger ganz am Anfang: „Die Geschichte einer Insel
zu schreiben, bedeutet nicht nur den Blick auf deren physische Realität zu richten.
Denn eine Insel kann auch Metapher oder Erinnerungsort sein." Dies gilt für Hel-
goland in besonderer Weise, was Krieger in seiner Darstellung eindrücklich her-
ausarbeitet.

Helgoland liegt weit draußen in der Deutschen Bucht, fast 50 Kilometer von der
nächsten Küste entfernt. Nach keiner Seite hin ist festes Land in Sicht. Ein voll-

kommenes Inselgefühl stellt sich ein. Diese Lage des einzigartigen roten Felsens
und der weißen Düne hat zu einem besonders ausgeprägten Eigenständigkeitsge-
fühl bei den Helgoländern geführt. In ihrer friesischen Sprache ist ihnen ihre Insel
„das Land" schlechthin: deät Lun.

Dessen Geschichte beginnt vor Jahrmillionen, als der rot gefärbte Buntsandstein
an die Erdoberfläche gepresst wurde. Der schräg liegende Felsen ist ein aufge-
schlagenes Buch der Erdgeschichte. Als eigenständige Insel existiert Helgoland
nach heutigem Kenntnisstand seit etwa 10 000 Jahren. Die Existenzgrundlage der
Helgoländer bildete von jeher das Meer mit Fisch- und Hummerfang, Bergung von
Strandgut und Lotsenfahrt. „Die Natur, die uns mitten in's Meer gesetzt hatte, hat-
te uns nichts anderes angewiesen als vom Meer und von dem, was dieses uns giebt,
zu leben", schrieb in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts der Helgoländer Kapi-



Besprechungen und Hinweise 419

tän Hans Frank Heikens. Der Fischfang und die Bedeutung der Insel als Schutzha-
fen machten Helgoland schon im Mittelalter zu einem Sammelplatz von Seefah-
rern, Fischern und Kaufleuten. Hier stießen verschiedene Einflusssphären zusam-
men, namentlich die der Hansestädte Bremen und Hamburg. 1826 wurde das See-
bad gegründet. Der Fremdenverkehr entwickelte sich zum wichtigsten Erwerbs-
zweig.

Diese wirtschaftlichen Grundlagen schildert Martin Krieger genauso überzeu-
gend wie die politische Geschichte. Helgoland gehörte zum Herrschaftsgebiet der
dänischen Könige und zu dem sich herausbildenden Herzogtum Schleswig. Seit
1490 unterstand es den Herzögen von Gottorf und seit 1714/21 wieder dem däni-
schen König als Landesherr von Schleswig. Seit 1807 wehte hier der britische Union
Jack, und erst 1890 kam Helgoland zu Deutschland. Der militärische Ausbau wurde
den Insulanern zweimal zum Verhängnis. Im Ersten Weltkrieg und am Ende des
Zweiten Weltkriegs mussten sie ihre Heimat ganz verlassen. Helgoland diente als
Bombenziel. Erst seit 1952 konnten sie zurückkehren.

Martin Krieger hat all dies sehr angemessen dargestellt. Er stützt sich auf zahl-
reiche Helgoland-Publikationen, hat aber auch eigene Nachforschungen in Archi-
ven angestellt. Im Literaturverzeichnis vermisst man allerdings die verdienstvollen
Arbeiten von H. P. Rickmers. Leider entgehen dem Verfasser die Verbindungen
Helgolands mit Nordfriesland. Von der sechsbändigen „Geschichte Nordfries-
lands", in der jeweils auch Helgoland Abschnitte gewidmet sind, hat er beispiels-
weise nur einen Band herangezogen. So geht er etwa mit keinem Wort auf das Pa-
radoxon ein, dass die nordfriesische Insel Helgoland bei der Kreisgebietsreform
1970 nicht zum Kreis Nordfriesland gelangte. Auch die Teilnahme von Helgolän-
dern an der friesischen Bewegung wird bedauerlicherweise nicht thematisiert. Der
Rezensent las große Teile des Buches auf der Schiffsreise nach und von Helgoland,
zu einem Treffen der Nord-, Ost- und Westfriesen, wie es seit 1962 alle drei Jahre
gehalten wird. Er fand es schade, dass die Funktion der Insel für die Friesen darin
kaum registriert wird, kann diese vorzügliche Geschichte Helgolands aber trotz-
dem sehr zur Lektüre empfehlen.

Thomas Steensen

Helmut Trede, Vom Gefangenenlager zum Weltflughafen : Lentföhrden - Hamburg-
Kaltenkirchen: Eine Chronologie des Scheiterns. Bokel: Trede, 2013.176 S.

Ein wenig Überraschung stellt sich bei der Lektüre der anzuzeigenden Monogra-
phie „Vom Gefangenenlager zum Weltflughafen" schon ein: Findet sich der Rezen-
sent doch in einer im Stile einer Ortschronik verfassten Arbeit wieder - das aber im

besten Sinne. In der Region zwischen Bad Bramstedt, Kaltenkirchen und Barmstedt
kennt sich der Autor aus. Er kann beispielsweise alle Mitarbeiter des Versuchsguts
Lentföhrden um 1960 namentlich angeben. (S. 103) Aber dabei bleibt Helmut Trede
nicht stehen. Er nutzt seine immensen Detailkenntnisse, um den besonderen Cha-

rakter der Region herauszuarbeiten, und geht auch thematischen Herausforderun-
gen und Problemen der Darstellung nicht aus dem Weg. Dem umfangreich ver-
wendeten Quellenmaterial sowie den Hinweisen auf Darstellungen wird ein - al-
lerdings recht knapp gehaltener - Abschnitt gewidmet.
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Es werden so unterschiedliche Themen wie die geomorphologischen Rahmen-
bedingungen der von Heide und Moor dominierten Altmoränenlandschaft, die
späte Heide- und Moorkolonisation, die Besonderheiten der Auflösung der Guts-
bezirke gegen Ende der Weimarer Republik, der Arbeitseinsatz von Kriegsgefan-
genen im Ersten Weltkrieg und Gefangenen der Rendsburger Haftanstalt, der Be-
trieb des Versuchsgutes Lentföhrden mit allen institutionellen Verflechtungen, da-
zu verwickelte Gemeinde- und Kreisgrenzrevisionen sowie schließlich die Planun-
gen und das Scheitern des Flughafenprojektes Kaltenkirchen ausgebreitet.

Der kulturgeschichtliche Längsschnitt dieser Heide- und Moorlandschaft weist
Charakteristika auf, die in dieser Form in Schleswig-Holstein ohne Beispiel sind.
Nach der Einrichtung der preußischen Provinz Schleswig-Holstein wurden in er-
heblichem Maße Heideflächen zur Aufforstung vom Staat aufgekauft und als
Forstgutsbezirke, eine Sonderform der preußischen Gutsbezirke, verwaltet. Schwe-
re Waldbrände um die Wende zum 20. Jahrhundert ließen die Anstrengungen in
einem Fiasko enden. Ein neuer Ansatz zur Aufwertung war die Ansiedlung von
Kolonisten. Aufräumarbeiten und Melioration wurden während des Ersten Welt-

kriegs von Kriegsgefangenen, später von Strafgefangenen aus ganz Norddeutsch-
land übernommen. Die Strafgefangenenlager unterstanden verwaltungsmäßig der
Strafanstalt Rendsburg. Auszüge aus den Lebenserinnerungen des Projektleiters,
des Mooradministrators Reischel, Überfrachten zwar das Kapitel, der Abdruck die-
ser Quelle ist aber sicher gerechtfertigt.

Auch die Anstrengungen, auf den Grenzertragsböden Baltikumskämpfer anzu-
siedeln, erwiesen sich für die beteiligten Familien als dramatischer Fehlschlag. Die
Idee, das Gelände durch Verrieselung von Hamburger Fäkalien aufzuwerten,
konnte bei Ausbruch des Zweiten Weltkriegs nicht realisiert werden. Das auf ei-
nem Areal von 600 Hektar eingerichtete Versuchsgut Lentföhrden, das institutio-
nell mit der Bundesversuchs- und Forschungsanstalt für Milchwirtschaft in Kiel
verbunden war, führte bis Anfang der sechziger Jahre zu einer Konsolidierung.
Nach 1963 setzte der Flächenerwerb für den Flughafen Kaltenkirchen ein. Trede
schildert, wie die Planungen und deren Auswirkungen die Entwicklung des kom-
munalen Lebens der Region für Jahrzehnte lähmten. In einem Ausblick deutet der
Autor an, dass nach dem Scheitern der Pläne die Entwicklung zur naturnahen
Landschaft im Vordergrund steht, allerdings mit der Einschränkung, dass auf ein
„niedriges Schutzniveau" geachtet werde, um die Option der Wiederaufnahme der
Flugplatzpläne aufrecht zu erhalten. (S. 166)

In seinem Fazit subsummiert Trede die Ergebnisse mit der Schlussfolgerung,
dass „fast alle in den letzten 200 Jahren groß angelegten Aktivitäten in diesem
Raum missglückten, unvollendet blieben oder zumindest keinen dauerhaften Er-
folg verzeichnen konnten." Damit verkauft sich der Autor unter Wert, denn mit
seiner differenzierten Darstellung und zurückhaltenden Wertung bietet er mehr als
nur eine Aufzählung gescheiterter Projekte. Er legt den Grundstein für weiterge-
hende Überlegungen: Waren es die für eine wirtschaftliche Nutzung schlechten na-
turräumlichen Voraussetzungen und die damit zusammenhängende nur schwache
Ausprägung kommunaler Strukturen, die dieses Gebiet zum Tummelplatz großan-
gelegter und letztlich unangepasster Projekte machten? Ganz sicher bietet die Ar-
beit eine ganze Reihe von Anregungen für eine vertiefende Bearbeitung von Ein-
zelaspekten wie z. B. das Flughafenprojekt Kaltenkirchen. Von ganz besonderem
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Wert dürfte die Lektüre aber für Ortschronisten sein, denen ein Beispiel für eine
methodisch ansprechende Arbeit und für eine über den engsten lokalen Interessen-
tenkreis hinausweisende Auswahl von Themen an die Hand gegeben ist.

Karsten Dölger

Sonderborgs soldater : kasemen i Sonderborg 1907-2014. Red.: Carsten Porskrog
Rasmussen, Rene Rasmussen og Axel Johnsen. Sonderborg: Museum Sonderjylland
- Sonderborg Slot, 2015.172 S. (Fra Als og Sundeved; 43).

Ähnlich wie das „Rote Schloss am Meer", die Marineschule Flensburg, prägt das
aufragende rote Kasemengebäude aus preußischer Zeit über dem Alsensund die
Silhouette der Stadt Sonderburg auf der Insel Alsen. Zwischen 1905 und 1907 wur-
de diese Kaserne als Marinestation und Ausbildungsstätte für Schiffsartilleristen
gebaut und 1911 um ein Marinehospital erweitert, damit spielte sie in der Flotten-
politik Wilhelms II. eine wichtige Rolle.

Wie die Marine überhaupt sollte auch diese Marinestation eine führende Rolle
bei der Revolution von 1918 in Sonderburg spielen - auch wenn hier das Revoluti-
onsgeschehen und die Mythenbildung einer selbständigen Republik Alsen Hand in
Hand gingen.

Nach der Volksabstimmung des Jahres 1920 war die Übernahme der Kaserne
durch das dänische Militär ein wichtiges Element, um den Anspruch Dänemarks
auf Nordschleswig symbolisch zu untermauern. Die deutsche Besetzung Däne-
marks und die damit verbundene Räumung der Kaserne war ein für Dänemark
einschneidendes Erlebnis. Nach dem Zweiten Weltkrieg entstand in der Kaserne
die Unteroffiziersschule des dänischen Heeres, in der im Ausbildungsjahr 1987
auch der dänische Kronprinz diente, - bis sie unter großem Bedauern der Sonder-
burger Öffentlichkeit und Politik 2014 geschlossen wurde.

Historisk Samfund for Als og Sundeved und das Museum Sonderjylland - Son-
derborg Slot haben das Ende dieser mehr als hundertjährigen militärischen Tradi-
tion in Sonderburg zum Anlass für die Herausgabe eines Bandes genommen, der in
sechs Kapiteln unterschiedliche Aspekte der Geschichte dieser Kaserne aufgreift.
Die preußisch-deutsche Vergangenheit spielt dabei gleich in drei Kapiteln eine Rol-
le: Peter Dragsbo stellt in seinem Artikel über deutsche Marinearchitektur die Son-
derburger Kaserne in das Spannungsfeld zwischen Nationalromantik und Moder-
ne. Die Zeit der Marinestation und Schiffsartillerieschule wird von Rene Rasmussen

behandelt, und Bruno Topff als Vorsitzender des Soldatenrates - oder „Präsident
der Republik Alsen" - darf natürlich auch nicht fehlen, Axel Johnsen beschäftigt sich
mit diesem Mythos.

Peter Dragsbo, der sich vielfach mit der Frage auseinandergesetzt hat, inwieweit
Architektur - insbesondere in Grenzregionen - Ausdruck von Machtpolitik war
oder ob sie auch Zeichen zeitgenössischer Moderne in sich trug, stellt die Kaserne
von Sonderburg in den Zusammenhang der öffentlichen Bautätigkeit im nördli-
chen Schleswig-Holstein nach 1864/67.

Wie auch bei der Marineschule in Flensburg-Mürwik war der Marinebaurat
Adalbert Keim für die Planungen für Sonderburg zuständig, die Bauleitung für
Sonderburg lag allerdings in den Händen des jungen, erst 28-jährigen Architekten
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Eugen Fink. Fink folgte, wie Dragsbo herausstellt, Keims grundlegender Idee einer
norddeutschen Backsteingotik mit dekorativen Elementen, doch ist er in der Ver-
wendung dieser Elemente freier als Keim. Damit wirkt die Kaserne in Sonderburg
insgesamt moderner als die eher stilreine Anlage der Marineschule Mürwik. Die
gleiche Abkehr von strengen Stilvorgaben und architektonische Freiheit macht Pe-
ter Dragsbo für die von Eugen Fink entworfenen Offiziersvillen und für die im Stil
einer englischen Gartenstadt entworfenen Siedlung für die Unteroffiziersfamilien
in Sonderburg aus.

Dragsbo stellt schließlich die Modernität der Anlage, die sich nicht in den Stil
der Nationalromantik einordnen lässt, in einen Zusammenhang mit dem Selbstver-
ständnis der Flotte. Er schreibt, Tirpitz sei trotz seiner engen Verbindung zum Kai-
ser kein Romantiker gewesen; als ein moderner Mensch benutzte er der Öffentlich-
keit gegenüber bewusst Architektur und Kunst, um die politischen Absichten und
das technologische Selbstverständnis der Flotte darzustellen.

Da um die Errichtung der Marineartillerieschule Apenrade, Eckernförde und
Swinemünde in Konkurrenz standen, ergab sich für die Marine der komfortable
Zustand, Forderungen stellen zu können. Diese betrafen etwa die Modernisierung
der Pontonbrücke, die das Festland mit Sonderburg verband, sie musste innerhalb
von fünf Minuten zu öffnen sein, und selbstverständlich waren die Marineschiffe

von der Brückengebühr befreit. Dazu kamen infrastrukturelle Verbesserungen, der
Wohnungsbau für Offiziere und Unteroffiziere sowie der Ausbau des höheren
städtischen Schulwesens für die Kinder der preußischen Marineoffiziere.

Nach relativ kurzer Bauzeit, die Rene Rasmussen sowohl in Hinsicht auf den Bau-
fortschritt als auch auf die Kostenentwicklung genau nachzeichnet, konnte die
Einweihung feierlich am 6. April 1907 vorgenommen werden. Im Jahr darauf zog
die Schiffsartillerie-Inspektion von Wilhelmshaven nach Sonderburg; in der Folge-
zeit dienten ca. 2.000 Soldaten als Stammpersonal in der Marinestation und der
Schiffsartillerieschule, weitere 2.000 durchliefen die Schule im Verlauf eines Jahres

zur Ausbildung. Mit dieser neuen Kaserne in Sonderburg verschoben sich zugleich
die Gewichte im deutsch-dänischen Verhältnis in Nordschleswig. Rasmussen be-
leuchtet dies nach beiden Seiten und hat in den Erinnerungen von Konteradmiral
Hermann Jacobsen eine gute Quelle für die Haltung des deutschen Offizierskorps.

1914 feierte man noch das 50-jährige Jubiläum des siegreichen Krieges gegen
Dänemark, ehe der Erste Weltkrieg ausbrach. Für die in der Marinestation Sonder-
burg liegenden Schiffe bedeutete das vor allem Patrouillendienst in der Ostsee, da
sie zu den älteren Schiffen der Marine gehörten. Die schwersten Verluste, die der
Marinestandort Sonderburg hinnehmen musste, waren 1915 der Verlust von SMS
Prinz Adalbert, das in der östlichen Ostsee vor Libau von einem englischen U-Boot
torpediert und mit 672 Mann versenkt wurde, und von SMS Undine, das vor Ar-
kona versenkt wurde.

Mit der Revolution von 1918 nahm die preußische Zeit in Nordschleswig ihr
Ende. Für Sonderburg spielte dabei der Matrose Bruno Topff eine wichtige Rolle.
Auf einem 1993 errichteten Gedenkstein an der Stelle des vormaligen Grabes von
Topff auf einem Friedhof in Berlin-Schöneberg kann man die Widmung „Präsident
auf der Insel Alsen Nordschleswig 7.-9.11.1918" lesen: Ein von dänischen Lokalpat-
rioten gepflegter Mythos von einer kurzlebigen selbständigen Republik Alsen -
eben unter dem Präsidenten Bruno Topff. Axel Johnson gibt sich ein weiteres Mal
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der Mühe hin, die Revolutionsereignisse in Sonderburg zu sezieren und sie in die
Ereignisse der November-Revolution in Deutschland einzuordnen. Eine selbstän-
dige Republik Alsen mit Bruno Topff lässt sich dabei - wie schon Historiker vor
ihm feststellen konnten - nirgendwo ausmachen.

Während mit Bruno Topff der Krieg in einem Mythos endet, wurde die Marine-
station Sonderburg nach 1920 ganz konkret zu einer zivilen Schule für Kriegsinva-
liden, denn von den mehr als 30.000 Soldaten aus Nordschleswig kehrten über
4.000 als Invaliden zurück. Für sie musste der dänische Staat nach der Eingliede-
rung Nordschleswigs sorgen, Andreas Johannsen beschreibt das fünfjährige Wirken
dieser Schule in den preußischen Kasemengebäuden. Am 26. September 1920 wur-
de die Kriegsinvalidenschule Sonderburg unter der Schirmherrschaft von König
Christian X. eingeweiht. Bis zur Schließung der Schule 1925 wurden 167 Kriegs-
verwundete als Handwerker - Meister und Gesellen - ausgebildet.

Der umfangreichste Beitrag dieses Bandes ist den Jahren der Sonderburger Gar-
nison von 1920 bis 2014 gewidmet. Jens Ole Christensen beschreibt detailliert die mi-
litärische Einbeziehung Nordschleswigs mit den Garnisonen in Hadersleben, Ton-
dem und Sonderburg sowie Seegaardlager, die schließlich dazu führte, dass die In-
fanterie-Unteroffiziersschule (Fodfolkets Sergentskole) 1926 von Aarhus nach Son-
derburg verlegt wurde. Selbst nach der Besetzung Dänemarks durch deutsche
Truppen im April 1940 blieb eine zahlenmäßig reduzierte dänische Einheit in der
Sonderburger Kaserne, während die anderen nordschleswigschen Kasernen von
der Wehrmacht übernommen wurden. Erst 1942 musste das dänische Militär Jüt-
land gänzlich räumen, und wieder zog deutsche Marineartillerie in die ehemalige
preußische Marinestation ein. Nach der Befreiung Dänemarks kehrten schon im
November 1945 das dänische Heer und die Unteroffiziersschule nach Sonderburg
zurück. Christensen folgt der Entwicklung der Kaserne bis in die Gegenwart, ein-
gestreut sind eine Reihe von Erinnerungen ehemaliger Ausbilder, Stammsoldatenund Schüler.

Durch Sparmaßnahmen im dänischen Verteidigungshaushalt, die 2013 veröf-
fentlicht wurden, war auch Sonderburg betroffen, und selbst heftige Proteste und
die Gründung eines Vereins „Freunde der Sonderburger Kaserne" konnten das
Ende nicht verhindern. Als am 4. April 2014 die Unteroffiziersschule aus Sonder-
burg ausrückte, standen die Kasernengebäude bereits zum Verkauf.

Dass Kasernen nicht nur aus Soldatenstuben und militärischen Ausbildungsein-
heiten bestehen, sondern auch aktiv die nationale Gedenk- und Erinnerungskultur
prägen, gehört in das Fachgebiet von Inge Adriansen, die sich in ihrem Beitrag der
Gedenktage und Traditionsbildung in der Sonderburger Kaserne widmet, zu de-
nen in besonderer Weise die Erinnerung an Düppel 1864 gehört. Die in Nord-
schleswig auf dänischer Seite um das Jahr 2000 teilweise hochemotional geführte
Diskussion um die Teilnahme deutscher Soldaten und eine gemeinsame Kranznie-
derlegung am Düppeltag - schon längst gab es seit 40 Jahren deutsch-dänische
Einheitskommandos im Rahmen der NATO und gemeinsame Auslandseinsätze -
zeichnet sie detailliert nach. Nach der Schließung der Schule stellte sich dann nur
noch die Frage, von wem die ehemals vom Militär wahrgenommenen Gedenkver-
anstaltungen übernommen werden sollten.

Kenntnisreich, interessant und lesenswert, so kann man guten Gewissens dieses
Buch zur Geschichte der Sonderburger Kaserne zwischen 1907 und 2014 nennen.
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Die Autoren haben den Fokus nicht nur auf das Militärische - am ehesten noch

Jens Ole Christensen - gesetzt, sondern bieten einen tiefen Einblick in das Verhält-
nis von Kaserne, Stadt und Landesteil. Dabei wäre es wünschenswert gewesen,
zumindest die Kapitel des Buches, die die Zeit von 1907 bis 1920 betreffen, sowie
den Beitrag über die Erinnerungskultur durch eine deutsche Übersetzung oder Zu-
sammenfassung einer deutschsprachigen Leserschaft näherzubringen, die sich für
die schleswig-holsteinisch-deutsche Geschichte in Nordschleswig interessiert, denn
die spiegelt sich in ganz besonderer Weise auch in der Sonderburger Kaserne wi-
der.

Frank Lubowitz

2015 erschienene schleswig-holsteinische Ortsgeschichten

mit Nachträgen

Barkenholm

Barkenholm : Geschichte und Geschichten. Von Helene Sühlsen u.a. Erweiterte und

überarbeitete Aufl. Barkenholm: Gemeinde Barkenholm, 2015. 509 S.

Boren

Chronik der Gemeinde Boren : mit den ehemaligen Gemeinden Boren, Ekenis,

Kiesby. Boren: Gemeinde Boren, 2015. 727 S.

Hennstedt

Unser Dorf Hennstedt. Von Ingrid Bosch u.a. Hennstedt: Gemeinde Hennstedt, 2015.
379 S.

Kröppelshagen-Fahrendorf
William Boehard / Helmut Knust: Kröppelshagen-Fahrdorf : eine Heimatchronik.

Kröppelshagen-Fahrendorf, 2012.128 S.

Pöschendorf

Michael Bellmann: Pöschendorf : das christliche Urdorf in Holstein? ; Versuch einer

Chronik. Bd. 1: Frühgeschichte und Ortsnamensforschung. Pöschendorf: M.
Bellmann, 2015. 244 S.

Sipsdorf

Uwe Stock: Sipsdorf : ein kleines Dorf im Wandel der Geschichte. Lensahn: Uwe
Stock, 2015.100 S.

Stolpe

Theresia Künstler: Stolper Chronik: 1316-2016 : 700 Jahre Stolpe. Stolpe, 2015. 240 S.

Süderdorf

Klaus Willi Hinrichs: Süderdorf : Geschichte und Entwicklung eines Dorfes. Süder-
dorf: Klaus Willi Hinrichs, 2014. 510 S.
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Windeby

Windeby : fünf Ortsteile - eine Gemeinde : Geschichte und Gegenwart. Von Doris
Niederhausen u. a. Windeby: Gemeinde Windeby, 2015. 664 S.

Wöhrden

Horst Ploog: Geschichte der Gemeinde Wöhrden. Wöhrden: Gemeinde Wöhrden,
2015. 320 S.

7. Personengeschichte

Detlev Kraack, Begegnungen : schleswig-holsteinische Geschichte in Lebensbildern.
Kiel, Hamburg: Wachholtz, Murmann Publishers, 2016. 287 S.

„Ein Buch zum Schmökern, Blättern und Entdecken!" - Mit diesen Worten wirbt

der Verlag für die aktuelle Veröffentlichung des Plöner Historikers Detlev Kraack.
Und er verspricht seiner landeskundlich interessierten Leserschaft damit keines-
wegs des Guten zu viel: In Einband, Layout und Ausstattung äußerst ansprechend
aufgemacht, entfaltet dieses handliche Buch ein buntes Kaleidoskop landesge-
schichtlich bedeutender Lebensläufe.

Einleitend lenkt Detlev Kraack jedoch unseren Blick zunächst einmal äußerst ge-
schickt über den allgemein anerkannten Kanon namhafter Landeskinder hinaus auf
die namentlich nicht überlieferte Masse unserer Vorfahren. Dazu bedient er sich

der 1935 von Bertolt Brecht formulierten „Fragen eines lesenden Arbeiters", die uns
eindringlich die tragende Rolle der „einfachen Leute" in der Menschheitsgeschich-
te vor Augen führen. Schade nur, dass dieses klug ausgewählte Zitat kaum wahr-
nehmbar oberhalb des Impressums auf der Rückseite des Titelblattes platziertworden ist.

Der Autor selbst spricht in seinem lesenswerten Vorwort von „Begegnungen"
mit Menschen vergangener Zeiten, die exemplarisch für ihre Epoche wie für wich-
tige Aspekte unserer Landesgeschichte stehen: Männer und Frauen, Fürsten und
Aufsteiger, Bürger, Seeleute, Künstler, Gelehrte und Scharlatane, Geistliche, Wirt-
schaftskapitäne und Staatsmänner - sie alle „mach(t)en" im Land zwischen denMeeren Geschichte.

In chronologischer Ordnung stellt Detlev Kraack uns ihre Biographien vor: be-
ginnend mit der christlichen Mission unseres Landes durch Bischof Ansgar über
die komplizierten Verflechtungen frühneuzeitlicher Fürsten und Staatsmänner wei-
ter zu den Protagonisten des deutsch-dänischen Nationalitätenkonfliktes und den
Tätern und Opfern des Nationalsozialismus bis hin zu namhaften Landes- und
Bundespolitikern der letzten Jahrzehnte.

Jedes dieser Lebensbilder umfasst eine Doppelseite, bestehend aus einem knap-
pen, aber äußerst kenntnisreichen biographischen Abriss und mindestens einer
sorgfältig ausgewählten Abbildung. Dadurch werden sowohl beim gezielten Nach-
schlagen als auch beim ziellosen Blättern tatsächlich die von Detlev Kraack verhei-
ßenen „Begegnungen" mit historischen Persönlichkeiten, ihren Zeitgenossen und
ihrer Epoche möglich.
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Für eine vertiefende Beschäftigung bieten die sorgsam zusammengetragenen
Quellen- und Literaturnachweise am Ende dieses Buches eine solide Grundlage. In
diesem Zusammenhang sei noch einmal mit großem Bedauern an das im Jahre
2011 aus Kostengründen eingestellte Biographische Lexikon für Schleswig-Holstein
und Lübeck erinnert, dessen verschiedene Bände auch in den Nachweisen zum ak-

tuellen Forschungsstand der von Detlev Kraack porträtierten Persönlichkeiten auf-
fällig häufig zu finden sind. Diese verdienstvolle Publikationsreihe ist nach wie vor
unverzichtbare Grundlage landeshistorischer wie heimatkundlicher Veröffentli-
chungen und sollte dringend fortgesetzt werden.

Silke Hunzinger

Bernd Philipsen, Schleswiger Köpfe : Frauen und Männer aus der Stadtgeschichte.
Husum: Husum Druck- und Verlagsges., 2013. 221 S.

Angesichts eines immer kurzschrittiger getakteten Alltags, entsprechend geänder-
ter Wahrnehmungs- und Lesegewohnheiten stellt sich die Frage, wie man allge-
mein interessierte Menschen für die Auseinandersetzung mit vergangenen Wirk-
lichkeiten begeistern kann. Der Journalist Bernd Philipsen eröffnet in seiner auf die
Stadt Schleswig bezogenen Biographiensammlung mit dem griffigen Titel „Schles-
wiger Köpfe" niedrigschwellige Zugänge zur Geschichte. Darin bietet er in chrono-
logischer Folge 72 biographische Skizzen zu Personen, die in der Schleswiger
Stadtgeschichte von Bedeutung gewesen sind, vom Heiligen Ansverus, der um
1035 an der Schlei geboren wurde und am 15. Juli 1066 bei Einhaus unweit von
Ratzeburg sein Martyrium erlitt, bis zu dem Wagner-Interpreten Heinz Kruse
(1940-2008). Ob in Schleswig geboren, dorthin zugezogen oder in Kunstwerken in
der Stadt präsent (letzteres gilt etwa für den Bildschnitzer Hans Brüggemann, um
1480-1540), haben die von Philipsen erfassten Persönlichkeiten doch eines gemein-
sam: „einen ungewöhnlichen Lebensweg" (S. 5). Es handelt sich bei einigen von
diesen mithin um Köpfe mit Ecken und Kanten, um Menschen mit interessanten
Lebensgeschichten. Unter ihnen finden sich in einer bunten Reihe beiderlei Ge-
schlechts „gekrönte Häupter, Politiker, Künstler, Wissenschaftler, Theologen, Me-
diziner, Militärs, Unternehmer, Abenteurer, Weltbürger und tragische Figuren" (S.
5-6). In der Summe wird dabei unter anderem auch deutlich, welch bedeutende
Rolle der Stadt Schleswig im Rahmen der Landesgeschichte durch die Jahrhunder-
te zukam.

Unabhängig von der Blüte der Gottorfer Hofkultur und der Rolle der Stadt im
Zeitalter des deutsch-dänischen Nationalitätenkonflikts bieten sich hier von

Schleswig aus Ausblicke auf die überregionale Geschichte, die bisweilen weit über
den Horizont der Herzogtümer Schleswig und Holstein hinaus reichen. Unter den
72 erfassten Persönlichkeiten finden sich übrigens keinesfalls nur Helden und
Lichtgestalten: Durch die Aufnahme des Landrates, NSDAP-Kreisleiters, Reichs-
tagsabgeordneten und Polizeipräsidenten Joachim Meyer-Quade (1897-1939) und
der Euthanasieärztin Hilde Wernicke (1899-1947) ruft Philipsen seiner Leserschaft
ins Gedächtnis, dass man sich seine Geschichte nicht aussuchen kann, und dass

dunkle Kapitel keinesfalls ausgespart gehören. Auch machen Artikel wie die über
„Doris Esselbach: Eine legendäre Hotelwirtin" (1808-1869) und über „Heinrich
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Christian Horn: Vom Kohlenhändler zum Großreeder" (1837-1899) deutlich, dass
dem Verf. durchaus auch daran gelegen ist, die alltags-, sozial- und wirtschaftshis-
torischen Aspekte seines Gegenstandes in den Fokus der Betrachtung zu rücken.

Hervorgegangen ist die Veröffentlichung aus einer Zeitungsserie der Schleswi-
ger Nachrichten, deren Beiträge überarbeitet und zum Teil erweitert wurden. In ihr
finden sich jeweils überschaubare, gut lesbare und mit griffigen Untertiteln verse-
hene Texte mit Bilddokumenten kombiniert. Wenn der Verf. sich im Vorwort

gleichsam dafür entschuldigt, er habe kürzen, straffen und bisweilen „vereinfa-
chend zusammenfassen" müssen, so ist darin doch seine eigentliche Leistung zu
sehen. Überdies überzeugt das Konzept, die Anschauung durch die Beigabe von
Bildern zu erhöhen, den „Schleswiger Köpfen" entsprechend Gesichter zu geben.

Ein knappes Vorwort (S. 5-6) sowie ein Literaturverzeichnis (S. 211-218) und ein
alphabetisches Register der erfassten Personen (S. 219-221) geben der Sammlung
von 72 lesenswerten Biographien einen Rahmen. Die Veröffentlichung sollte
durchaus als Anregung verstanden werden, entsprechende Biographiensammlun-
gen auch für andere Orte und Regionen des Landes zu erstellen.

Detlev Kraack

Claas Riecken, Berthold Bahnsen : friesisch-schleswigscher Landtagsmann ; eine
minderheitenpolitische Biographie. Bredstedt: Verlag Nordfriisk Instituut, 2015.
216 S. (Nordfriesische Lebensläufe; 11).

In der von Thomas Steensen herausgegebenen Schriftenreihe des Nordfriesischen
Instituts (Bredstedt) „Nordfriesische Lebensläufe" liegt nunmehr bereits der 11.
Band vor, eine Biographie des neben Karl Otto Meyer wohl bekanntesten Politikers
des Südschleswigschen Wählerverbands (SSW), Berthold Bahnsen (1913-1971).
Man darf wohl mit Recht sagen, dass Bahnsen trotz seines frühen Todes in Folge
eines Herzinfarktes weit über den Kreis der dänischen Minderheit im Landesteil

Schleswig und der national gesinnten Nordfriesen hinaus einer der bekanntesten
Nachkriegspolitiker und Landtagsabgeordneten Schleswig-Holsteins war, dessen
solide und ausgleichende Politik nicht nur in Minderheitenfragen, sondern zuguns-
ten des Landesteils Schleswig bei allen Parteien große Anerkennung fand.

Claas Riecken (geb. 1965), seit 2014 Lektor für friesische Sprache in Bredstedt,
der 1998 an der Universität Kiel promoviert wurde, als wissenschaftlicher Mitarbei-
ter im Nordfriesischen Institut und bei der SSW-Fraktion im Kieler Landtag, au-
ßerdem als Journalist und Filmemacher gearbeitet hat, legt mit seinem Buch eine
wissenschaftliche Biographie vor, die alles andere als „trocken" zu lesen ist. In ihr
wird das Lebensbild eines Mannes gezeichnet, der in Nordfriesland geboren, auf-
gewachsen, gelebt und gearbeitet, sich selbst immer als Friese angesehen und kurz
nach dem Zusammenbruch Deutschlands 1945 wie viele andere seiner Landsleute

eine Hinwendung zur dänischen Minderheit, zur Kultur und Sprache Dänemarks
vollzogen hat. Dass der lange Zeit einzige Abgeordnete und politische Vertreter
der dänischen Minderheit im Kieler Landtag eigentlich Angehöriger der friesischen
Sprachgruppe war, ist eine wohl einzigartige Konstellation im politischen Leben
Schleswig-Holsteins in der Nachkriegszeit.
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Zunächst sei die solide Ausstattung dieser Neuerscheinung hervorgehoben. Fes-
ter Einband und klare Typographie des Bandes, angereichert mit sehr vielen
Schwarz-Weiß-Fotos von Personen, Gebäuden und einigen Zeitzeugnissen wie
Plakaten, viele davon aus dem Besitz der Familie von Bahne Bahnsen, dem Sohn

Berthold Bahnsens, der auf S. 189 als „Auftraggeber" dieses Buches genannt wird,
machen die Lektüre sehr angenehm und zu einer Freude. Das Buch, das ursprüng-
lich von Thomas Steensen geschrieben werden sollte, der den Auftrag an Riecken
weitergegeben hat, beginnt mit einem kurzem Vorwort von Bahne Bahnsen. Neben
einem ausführlichen Anmerkungsapparat und dem Quellen- und Literaturver-
zeichnis enthält das Buch eine längere Darlegung des Autors über „Entstehung,
Fragestellung, Quellen- und Forschungsstand"; im Anhang findet sich ein am 27.
Februar 2013 geführtes Interview von Thomas Steensen mit Karl Otto Meyer, dem
langjährigen Nachfolger Bahnsens als SSW-Abgeordneter im Kieler Landtag, der
im Februar 2016 in hohem Alter gestorben ist, über dessen Bewertung der Persön-
lichkeit Bahnsens. Schließlich folgen noch einige wenige Zeitdokumente, ein Per-
sonenregister und eine kleine Auswahl von „Bonmots" aus dem Munde Berthold
Bahnsens.

An ungedruckten Quellen hat Riecken vor allem Archivbestände der Dansk
Centralbibliotek for Sydslesvig (hier vor allem die Nachlässe von Johannes Oldsen,
Carsten Boysen und Berthold Bahnsen), im Archiv der Friisk Foriining (Bredstedt)
und im Landesarchiv Schleswig-Holstein verwendet. Hinzu kommen zahlreiche
schriftliche und mündliche Informationen aus der Familie Bahnsen sowie einiger
Zeitzeugen, außerdem die Landtagsprotokolle und Artikel aus den beiden Zeitun-
gen der dänischen Minderheit (Flensborg Avis und Schleswig-Holsteinische Hei-
matzeitung). Die aus dem Landesarchiv Schleswig-Holstein herangezogene Quel-
lenbasis ist jedoch recht schmal und umfasst nur staatliches Archivgut zur Ordens-
verleihung, Glückwünsche/Kondolenzen, Vorgänge beim Besuch des Schahs in
Lübeck 1967 und Entnazifizierungsakten. Anderes staatliches Archivgut zur Min-
derheitenpolitik der Landesregierung wurde, wohl aus Zeitgründen, nicht heran-
gezogen, auch kein Material aus dem Archiv des SSW und des Dansk Generalsek-
retariat oder aus dänischen Archiven. Darin liegt eine nicht unerhebliche Ein-
schränkung dieses ansonsten sehr verdienstvollen Buches, die nicht zuletzt daran
deutlich zu erkennen ist, dass der Autor an recht vielen Stellen zu nicht näher be-

legten Mutmaßungen bei der Bewertung der Persönlichkeit und politischen Arbeit
Bahnsens kommt, die, auch wenn sie meist plausibel klingen, doch nur vorläufigen
Charakter tragen können. Das Buch enthält viel Familiäres und Lokalkolorit, von
daher ist es eine interessante Lektüre für Leser besonders in Bahnsens engerer
Heimat.

Folgt man der Gliederung des Buches, so widmet sich Riecken zunächst in zwei
Abschnitten der Kindheit, Jugend und Tätigkeit Bahnsens als Bankangestellter und
Soldat bis zum Kriegsende 1945. Es folgen Abschnitte über die ersten Nachkriegs-
jahre bis 1948, in denen sich die Wendung Bahnsens zur dänischen Minderheit und
ihrem politischen Vertreter vollzog, sodann die „Aufbaujahre, 1945-1950", „Er-
folgs- und Krisenjahre, 1950-1962" und „Diplomatenjahre, 1962-1971". Die Be-
zeichnung „Diplomatenjahre" ist etwas missverständlich, weil Bahnsen ja kein
Berufsdiplomat war; gemeint ist Bahnsens Aktivität als „Ein-Mann-Fraktion" im
Landtag, die weit über diejenige eines reinen Interessenvertreters einer nationalen
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Minderheit hinausging und Fragen der Regional-, Außen- und Europapolitik ein-
schloss und erheblich zur deutsch-dänischen Verständigung beitrug. Bei der Lektü-
re wirkt es etwas störend, dass der Autor an manchen Stellen chronologisch hin-
und her springt und in einem bestimmten Kapitel Themen zur Sprache kommen,
die eher in den vorhergehenden Abschnitt gehören.

Im Rahmen einer Besprechung kann nun die Biographie Bahnsens nicht im De-
tail nachgezeichnet oder zusammengefasst werden. Deshalb sollen hier einige be-
sondere Gesichtspunkte zur Persönlichkeit Bahnsens und seinem politischen Wir-
ken herausgegriffen werden.

Berthold Bahnsen stammte aus einer alteingesessenen bodenständigen und sehr
heimatverbundenen friesischen Bauernfamilie. Eine spezifische Minderheitensozia-
lisation ist bei ihm bis 1945 nicht festzustellen. Von Beruf war er Bankkaufmann;
bis an sein Lebensende blieb er ein erfolgreicher und angesehener Sparkassenleiter,
er wurde also kein Berufspolitiker. Er war kein Intellektueller, sondern eher Prakti-
ker/Pragmatiker. Über seine politische Ausrichtung ist bis zum Ende des Zweiten
Weltkriegs kaum etwas bekannt. Dem Nationalsozialismus stand er fern und kri-
tisch gegenüber. Schon vor 1945 zeigte sich sein Interesse für die nordische Kultur.
Durch seine Verwandten kam er früh in Verbindung mit der friesischen Bewegung
(Alfred und Carsten Boysen, Johannes Oldsen). Diese friesische Bewegung spaltete
sich in zwei verschiedene Richtungen auf, die eine (größere) widmete sich der Pfle-
ge von Sprache und Brauchtum, der kleinere Teil aber sah sich als eine national ge-
sinnte politische Minderheit und schloss sich früh der dänischen Minderheit an.
Bahnsen sah nach dem totalen Zusammenbruch Deutschlands seine Zukunft und

diejenige Südschleswigs in der Hinwendung zur dänischen Kultur und der Hoff-
nung auf eine Grenzverschiebung, so wie viele andere „Neudänen" auch. Sein Ein-
tritt in die Sydslesvigsk Forening war deshalb ein konsequenter Schritt. Mit der er-
heblich gestärkten dänischen Minderheit setzten auch die national gesinnten Nord-
friesen ihre Hoffnung auf Dänemark. Bereits 1947 wurde Bahnsen als einer von
sechs Abgeordneten der dänischen Minderheit in den Kieler Landtag gewählt und
war 1948 Mitbegründer des SSW. Er blieb Landtagsabgeordneter bis zu seinem
Tod, unterbrochen nur durch die Jahre 1954-1958, eher links von der CDU verortet,
aber nicht so linksorientiert wie später sein Nachfolger Karl Otto Meyer.

Bahnsen kämpfte für die Reduzierung der hohen Flüchtlingslasten in Schleswig-
Holstein und forderte immer wieder eine Umsiedlung, um einer „Überfremdung"
seiner Heimat entgegenzuwirken. Im Laufe der Jahre wurde er von einem Minder-
heitenvertreter zu einem Regionalpolitiker, der sich vor allem für die Förderung
der Infrastruktur und Wirtschaftskraft seiner Heimatregion einsetzte. So stimmte er
dem Programm Nord zu, obwohl er darin auch eine grenzpolitische Zielsetzung
der Landesregierung zugunsten der deutschgesinnten Bevölkerung sah. Schwer-
punkt seiner Arbeit waren die Wirtschafts- und Finanzpolitik und natürlich auch
die Förderung der Minderheiteneinrichtungen, besonders des Schulwesens. Der ra-
sche Rückgang des „Neudänentums", die einher ging mit der Konsolidierung der
Lebensverhältnisse in der Bundesrepublik, machte der dänischen Minderheit und
auch Bahnsen sehr zu schaffen, eine Grenzverschiebung wurde bald unrealistisch.
Die parlamentarische Basis des SSW wurde immer schmäler und Bahnsen schließ-
lich zur „Einmann-Fraktion". Seine Stimme gab 1969 bei der Kreisreform den Aus-
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schlag für die Gründung des in der Region sehr umstrittenen Kreises Nordfries-
land.

Bahnsen war kein typischer „Minderheitenführer". Trotz seiner friesischen Her-
kunft wurde er immer mehr als „der Däne" wahrgenommen. Zu seiner Zeit wurde
die friesische Bevölkerungsgruppe kaum als eine eigenständige Volksgruppe ange-
sehen und gefördert, sie hoffte darauf, dass alles, was für die dänische Minderheit
gut sei, auch für sie von Nutzen wäre. Ein sehr gutes Verhältnis entspann sich vor
allem zu dem CDU-Ministerpräsidenten Helmut Lemke in den 1960er Jahren.
Bahnsen galt als guter Redner, der lieber sprach als schrieb, als verlässlich, humor-
voll und stets gut vorbereitet; hart in der Sache, aber stets diplomatisch, genoss der
elegant gekleidete Politiker überall hohes Ansehen. Seine große Arbeitsbelastung
als Politiker, Minderheitenvertreter, Sparkassenleiter und Familienvater trugen zu
seinem frühen Tod bei.

Wilfried Lagler

„Lieber Gayk! Lieber Freund!" : der Briefwechsel zwischen Andreas Gayk und Mi-
chael Freund von 1944 bis 1954. Hrsg, von Wilhelm Knelangen u. Birte Meinschien.
Kiel: Ludwig, 2015.112 S. (Sonderveröffentlichungen der Gesellschaft für Kieler
Stadtgeschichte; 78).

Briefwechsel zwischen Personen aus bestimmten geschichtlichen Epochen sind für
Historiker eine hervorragende Quelle - die allerdings mit Vorsicht zu benutzen ist.
Vermitteln solche privaten Briefwechsel doch Einzelheiten und intime Kenntnisse
der Vorgänge, die in den sonstigen übergreifenden Quellen so nicht enthalten sind.
Sie schildern die geschichtlichen Ereignisse jeweils aus der Sicht der Briefschreiber,
verkünden Zustimmung und Ablehnung der handelnden Personen, füllen die
Zwischenräume zwischen den Ereignissen mit Leben und Meinungen und runden
somit das Bild des historischen Verlaufs ab. Allerdings ist auch Vorsicht geboten:
Nur allzu bemüht „färben" die Briefschreiber die geschichtliche Entwicklung zu ih-
ren Gunsten, erhöhen die Bedeutung ihrer eigenen Person und vermindern die Rol-
le ihrer Gegner.

Jetzt liegt erneut ein solcher Briefwechsel vor zwischen Andreas Gayk und Mi-
chael Freund, der vor allem für die schleswig-holsteinische Landesgeschichte, be-
dingt aber auch für die allgemeine deutsche Geschichte sowie für die Geschichte
der SPD nach 1945 bedeutsam sein kann. Andreas Gayk war seit 1945 für die sozi-
aldemokratische Kommunalpolitik tätig, zunächst als Bürgermeister, dann als
Oberbürgermeister der Stadt Kiel. Außerdem spielte Gayk in der schleswig-
holsteinischen SPD und für diese im Landtag eine bedeutende Rolle. Schließlich
wirkte Gayk auch in die gesamtdeutsche Politik der sich formierenden SPD hinein.
Michael Freund war nach 1945 zunächst stellungslos, war allerdings journalistisch
tätig und wurde dann nach einigen Zwischenstadien 1951 erster Direktor des „Se-
minars für Wissenschaft und Geschichte der Politik" an der Universität Kiel. Der

Briefwechsel beginnt 1944 mit dem ersten Brief von Freimd an Gayk und endet
kurz vor dem Tod von Andreas Gayk mit dem letzten Brief Freunds an Gayk im
September 1954. Der Briefwechsel ist im Laufe der Jahre unterschiedlich dicht: Zu-
nächst schreiben Freund und Gayk sich häufig, seit 1949 - nach der Übersiedlung
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von Freund nach Kiel - wird der Briefwechsel spärlicher und wird seit 1952 noch
seltener.

Obwohl Gayk und Freund ganz unterschiedlichen sozialen Milieus entstamm-
ten, begegnen sich die beiden in ihren Briefen durchaus auf Augenhöhe. Gayk ist
der aktive Politiker, der mit den Taktiken und Schwierigkeiten der Politik umzu-
gehen hat, Freimd ist der Ideengeber und der Vermittler eines neuen intellektuellen
Fundaments in einer unruhigen Zeit - beide auf sozialdemokratischer Basis. Das
gilt vor allem für die Stellung der SPD zu den großen politischen Fragen der Nach-
kriegszeit, die Freund für Gayk in einen umfassenden historischen Rahmen stellt.
Auch die Neubegründung einer eigenen sozialdemokratischen Politik spielt dabei
eine Rolle.

Gayk und Freund kannten sich seit 1933. Gayk war ein entschiedener Gegner
des Nationalsozialismus und vermied jede Nähe und Mitwirkung, Freund sah sich
nach mehrfachen Entlassungen aus beruflichen Stellungen, die auf das Einwirken
der NSDAP zurückzuführen waren, im Jahre 1940 gezwungen, in die NSDAP ein-
zutreten, für die er einige Veröffentlichungen plante. Während Gayk bei anderen
ehemaligen Mitgliedern der NSDAP, die nach 1945 wieder in ihre alten beruflichen
Stellungen einzurücken versuchten, in seiner Ablehnung sehr scharf und schnei-
dend werden konnte und vor einer Wiederkehr des alten Geistes warnte, machte er
bei Michael Freund eine Ausnahme. Gayk wusste um die sozialdemokratischen
Überzeugungen Freunds, er war überzeugt, dass diese Überzeugungen bei Freund
weiterhin angedauert hatten, und er erkannte, dass der Eintritt Freunds in die
NSDAP nur aus beruflich-ökonomischen Gründen erfolgt war. Von der Seite
Gayks kein Vorwurf, kein Aufrechnen, sondern aktive Mithilfe bei der Entnazifi-
zierung.

Michael Freund hatte die Gabe eines griffigen, einprägsamen Schreibens, der
eingängigen Formulierung. So lag es nahe, Freund für die Mitwirkung an der sozi-
aldemokratischen „Volkszeitung" in Kiel zu gewinnen. Seit 1948 war Freund der
„inoffizielle" Chefredakteur der „Volkszeitung", der in zahlreichen Artikeln zu ta-
gespolitischen Ereignissen Stellung nahm. Auch an der Ausarbeitung eines SPD-
Wahlprogramms zur Landtagswahl 1950 war Freund beteiligt.

Ein Hauptgegenstand des Briefwechsels ist allerdings die Berufung von Michael
Freund nach Kiel zur Vertretung eines neugeschaffenen Faches der Politikwissen-
schaft im Rahmen der Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät der Universi-

tät Kiel. Zwar ging die Initiative zur Errichtung dieses Faches von der Fakultät
selbst aus, doch war sie bestrebt, die Berufung auf diese Professur in universitärer
Unabhängigkeit zu vollziehen. Gayk benutzte seinerseits alle politischen Wege
über das Ministerium und die SPD-Fraktion, um Freund diese Stelle zu verschaf-
fen. Im Jahre 1951 war es dann so weit. Freund wurde der erste Direktor des „Se-
minars für Wissenschaft und Geschichte der Politik". Wie schon einmal gesagt:
Beide sind Gebende und Nehmende auf der gemeinsamen politischen Basis: Gayk
als Handelnder auf der politischen Bühne, Freund als Ideengeber, Lieferant von
Formulierungen und kritische Instanz. Das ging hin bis zu ganzen Redeentwürfen
für Gayk.

Die Herausgeber dieses Briefwechsels haben alle Anforderungen einer sorgsa-
men Herausgeberschaft erfüllt. Nach einer Einleitung, in der die Lebenswege von
Gayk und Freund kurz dargestellt werden, folgt der Briefwechsel mit insgesamt 78
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Briefen beider Briefschreiber. Die Briefe werden kenntnisreich in ihren Einzelheiten

erläutert, teilweise sind kurze Texte der Herausgeber zur Verdeutlichung der da-
zugehörigen Vorgänge eingeschoben. Sowohl die Anmerkungen wie die einge-
schobenen Texte sind sachlich und ohne wertende Beigaben der Herausgeber.
Auch eine Reihe von Abbildungen ist beigefügt.

Es liegt in der Natur der Sache, dass von den handelnden Personen und deren
Berührungspunkten her der Inhalt dieses Briefwechsels begrenzt ist. Zwar gibt es
Bemerkungen zur gesamtgeschichtlichen Entwicklung und zur übergreifenden Ge-
schichte der SPD, aber im Vordergrund stehen doch landespolitische Vorgänge: die
SPD, die Presse der SPD und dann natürlich die Berufung von Michael Freund an
die Universität Kiel. Die Zeit von 1945 bis 1954 wird aus dem Blickwinkel von zwei

Individuen betrachtet, die sich über Persönliches und Allgemeines austauschen.
Peter Wulf

Utz Schliesky, Jan Schlürmann, Lorenz von Stein : Leben und Werk zwischen Borby
und Wien. Kiel, Hamburg: Wachholtz, Murmann Publishers, 2015. 158 S. (Wis-
sen im Norden).

2015 jährte sich der Geburtstag Lorenz von Steins zum 200. Mal - Grund genug,
das Leben, Werk und die Rezeptionsgeschichte des Sozialökonomen zu reflektie-
ren. Er war einer der bedeutendsten Staatstheoretiker des 19. Jahrhunderts, ein po-
litischer Vordenker und Visionär seiner Zeit. Als wegweisender Interpret des fran-
zösischen Sozialismus und Kommunismus setzte er wichtige Impulse für die politi-
sche Ideengeschichte. Er hinterließ ein umfassendes und einschlägiges Gesamtwerk
zur Sozialgeschichte, Staatslehre und zum Verfassungsrecht und lieferte enzyklo-
pädische Darlegungen der öffentlichen Verwaltung des 19. Jahrhunderts. Vor allem
seine bahnbrechende empirisch-komparative Studie „Die Geschichte der sozialen
Bewegung in Frankreich von 1789 bis auf unsere Tage", die von Stein 1850 nach ei-
nem Forschungsstipendium in Paris veröffentlichte, zeichnete bereits den Weg zu
einem modernen Sozialstaat vor, wie ihn Bismarck 30 Jahre später in die Tat umzu-
setzen begann. Als Kämpfer für die schleswig-holsteinische Einheit während der
Erhebungszeit gegen Dänemark, durch die er sein Professorenamt an der Kieler
Universität einbüßte und das Land verlassen musste, setzte von Stein zudem wich-
tige Impulse für die Landesgeschichte. Seine Lehrtätigkeit in Kiel, Jena, Paris und
Wien und die besondere Rezeption seiner Ideen während der japanischen Meiji-
Restauration machten Lorenz von Stein aus dem beschaulichen Borby zu einem
Schleswig-Holsteiner von internationalem Einfluss.

Dennoch ist „der Mann, der den Sozialstaat erfand", wie Ralph Bollmann in der
FAZ titelt, ausgerechnet in seiner Heimat Schleswig-Holstein kaum bekannt. Nach
seinem Tod 1890 methodisch nahezu kaum mehr rezipiert, setzte erst in den 1950er
Jahren eine neue Würdigung von Steins ein, angestoßen durch den Biografen Wer-
ner Schmidt, der auch entscheidende Impulse für die Gründung des Lorenz-von-
Stein-Instituts für Verwaltungswissenschaft der Universität Kiel setzte.

Utz Schliesky und Jan Schlürmann legen zum Jubiläum im Jahr 2015 nun eine
kleine Biografie im Taschenbuchformat vor, die es sich zum Ziel gesetzt hat, Lorenz
von Stein „dem Vergessen zu entreißen" (S. 7) und einem breiteren Publikum be-
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kannt zu machen. Methodisch nähert sich der Band dem Sozialökonomen von zwei

Seiten: So liefert der Historiker Schlürmann einen Abriss der wichtigsten Lebenssta-
tionen von Steins mit Hauptaugenmerk auf die schleswig-holsteinische Zeit, wäh-
rend der Jurist Schliesky anschließend das umfangreiche Werk des Wissenschaftlers
dem Leser näher bringt. So unaufregend diese Zweiteilung „Mensch" und „Werk"
auch zunächst erscheinen mag, so sehr geht sie jedoch am Ende auf: Sie erlaubt
zum einen eine intensive Konzentration auf die Schriften des Staatstheoretikers aus

der Kieler und Wiener Zeit, liefert zum anderen aber auch anhand der biografi-
schen Präsentation wichtiger Stationen von Steins Einblicke in die Politik-, Gesell-
schafts- und Wissenschaftsgeschichte des 19. Jahrhunderts.

„Zwischen Borby und Wien" - schon die Benennung dieser beiden Eckpunkte
im Untertitel der Biografie verweist auf die räumliche Spannbreite einer steilen
Karriere, die von Stein innerhalb kürzester Zeit hinlegte. Unehelich geboren und
im Eckernförder „Christians-Pflegehaus" mit militärischer Strenge erzogen, be-
suchte von Stein anschließend die Flensburger Lateinschule und studierte dann in
Kiel und Jena Philosophie und Rechtswissenschaft. Diesen frühen Stationen wid-
met sich Schlürmann ebenso ausführlich wie den anschließenden Forschungsauf-
enthalten von Steins in Berlin und Paris. Einen wesentlichen Abschnitt nimmt die

Schilderung von dessen Rolle im Umfeld der Erhebung 1848 ein, um abschließend
seine einflussreichste Schaffensperiode als Professor für Politische Ökonomie an
der Universität Wien darzulegen. Letztere Phase - wenngleich auch die längste
seines Lebens - wird im Verhältnis nur kurz abgehandelt. Der Schwerpunkt bleibt
im biografischen Teil jedoch bewusst auf der schleswig-holsteinischen Zeit, da
„diese Phase den Menschen von Stein entscheidend geprägt" habe (S. 7). In der Tat
zeichnet sich auf diese Weise eine konsequente Entwicklung des Menschen und
Wissenschaftlers von Stein ab. Als junger Stipendiat in Paris studierte er das Elend
der Arbeiterklasse, kam in Berührung mit den sich neu herausbildenden Strömun-
gen des Sozialismus und Kommunismus, setzte sich erstmals intensiv mit Begriff-
lichkeiten wie „Nationalität" und „Gesellschaft" auseinander. Die bewegten Ereig-
nisse der Erhebungszeit stellten diese Begrifflichkeiten auf eine praktische Probe:
Dass von Stein, nachdem er ins Kreuzfeuer der konservativen Kritiker geraten war,
sich anschließend einem gemäßigten liberalen Kurs zuwandte, zeigt den nachhalti-
gen Einfluss dieser Ereignisse auf sein Denken.

Während von Steins Frühwerk geprägt war von einer Symbiose aus systemkriti-
schem Sozialismus und bürgerlich-liberalem Fortschrittsdenken, widmete er sich in
seinem späteren Werk Verwaltungslehre und Verwaltungsrecht. Der Abschnitt
Schlieskys über das Werk von Steins widmet sich konsequenterweise der Kieler
wie auch Wiener Zeit. Dass Schliesky sich angesichts des großen Umfangs des
Steinschen Gesamtwerkes notwendigerweise auf das Wesentliche beschränken
muss, ist nur allzu verständlich. Dennoch gelingt ihm neben einschlägigen Kurz-
analysen der wichtigsten Werke auch ein Seitenblick auf weniger rezipierte Schrif-
ten, die auf erfrischende Weise die „andere" Seite von Steins offenbaren und
gleichzeitig der Breite seines Werkes Raum geben. So widmete sich von Stein nicht
nur dem Eisenbahnwesen, der Kriegsmarine, dem Nord-Ostsee-Kanal oder Diskus-
sionen um die Rolle der Frau in der Gesellschaft, sondern versuchte sich auch -

wenn auch sicher nicht seine größte Stärke - im Schreiben von Gedichten und The-
aterstücken.
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Schliesky und Schlürmann wollen eine „kleine" Biografie liefern, so die Autoren
im Vorwort, „kompakt, lebensnah, prägnant" - ein eigentlich bescheidenes Ziel,
das jedoch angesichts des über 200 Schriften umfassenden Werkes des Staatstheo-
retikers und seiner Einbindung in komplexe Umwälzungsprozesse der regionalen
und europäischen Geschichte ab den 1840er Jahren schwer zu bewältigen scheint.
Von Steins Werk ist zudem nicht für jedermann leicht zugänglich, auch als Person
sei er „kompliziert" (S. 130) gewesen, so die Autoren. Durch klare chronologische
Aufmachung wie eine schnörkellose Erzählweise gelingt es ihnen jedoch, die
Komplexität und Vielschichtigkeit von Person und Werk auf den Kem zu reduzie-
ren. Im Fokus steht so das Denken eines hervorragenden Wissenschaftlers, der nie
wirklich „gefällig und ,bürgemah"' (S. 60) sein konnte.

Gelegentlich wäre - vor allem im biografischen Teil - etwas mehr von der ange-
kündigten „Lebensnähe" wünschenswert gewesen, die sich möglicherweise durch
eine stärkere Einbindung schriftlicher Korrespondenz wie persönlicher Notizen
entfaltet hätte. So gibt es nur wenige Momente, in denen der eigentliche Mensch
hinter dem Denker Lorenz von Stein zum Vorschein kommt. Solch eine persönliche
Facette zeigt sich beispielsweise, wenn von Steins etwas ungelenke Vermittlungs-
versuche zwischen liberalen und konservativen Kräften während der Erhebung im
März 1848 einen in der politischen Praxis wenig erfahrenen Theoretiker offenbaren.
Sie schimmert auch durch, wenn von Stein nach 20 Jahren Universitätslehre in
Wien und als in Österreich anerkannter Wissenschaftler in einem Gedicht noch

immer seiner schmerzlichen Verbundenheit mit seiner Heimat Schleswig-Holstein
Ausdruck verleiht.

Der kleine Band unterstreicht zudem einmal mehr, welch bedeutsame Rolle die
Biografik in der Geschichtswissenschaft als Schlüssel zum Verständnis individuel-
len Wirkens innerhalb gesellschaftlicher Strukturen einnehmen kann. Die über lan-
ge Zeit als überwundenes historistisches Genre von bestenfalls noch populärwis-
senschaftlichem Charakter gescholtene Biografie ist längst wieder eine wissen-
schaftlich lohnende Kategorie - nicht zuletzt ist diese Rehabilitierung lesenswerten
neuen Beiträgen im Spannungsfeld zwischen werkbiografischer Erzählung und
theoretisch fundierter Analyse zu verdanken, wie sie Schlürmann und Schliesky
mit ifirer neuen kleinen Biografie Lorenz von Steins vorgelegt haben.

Maike Manske

Tobias Kühne, „Willst du arm und unfrei bleiben?" : Louise Zietz (1865-1922). Berlin:
SPD-Parteivorstand, 2015. 73 S.

Wiederentdeckung einer vergessenen Frauenbiografie: Clara Zetkin, Rosa Luxem-
burg, Louise Zietz. Louise Zietz? Die erste Frau im SPD-Vorstand auf Reichsebene
ist praktisch heute nur noch Insidern ein Begriff. Die Bundes-SPD hat 2015 die so-
zialdemokratische Frauenrechtlerin und Politikerin Louise Zietz, geboren 1865 im
schleswig-holsteinischen Bargteheide, wiederentdeckt. Anlässlich ihres 150. Ge-
burtstags hat der SPD-Bundestagsabgeordnete Franz Thönnes (Wahlkreis 8, Sege-
berg-Stormam Mitte) den Anstoß für die Ehrung dieser vergessenen Sozialdemo-



Besprechungen und Hinweise 435

kratin gegeben1, und der Historiker Tobias Kühne hat im Auftrag der SPD diese 73-
seitige Broschüre über ihr (politisches) Leben verfasst.2 Sie basiert zu größeren Tei-
len auf der 1988 (!) erstellten Diplomarbeit von Marina Spillner (Louise Zietz, Wir-
ken in der proletarischen Frauenbewegung des Kaiserreichs. Unveröffentl. Diplom-
arbeit, Duisburg 1988) und wurde hauptsächlich mit Fotos aus dem Archiv der so-
zialen Demokratie der Friedrich-Ebert-Stiftung illustriert.

Um es vorwegzunehmen: es ist eine lesenswerte Geschichte, die die Biografie
von Louise Zietz in den Kontext ihrer Zeit und ihrer politischen Themen stellt und
in der man vieles über die Hindernisse der politischen und rechtlichen Frauen-
emanzipation im Kaiserreich und der paternalistisch geprägten SPD erfahren kann.
Dies ist die Stärke der Veröffentlichung und weist gleichzeitig auf eine ihrer
Schwächen hin, denn zur persönlichen Lebensgeschichte von Louise Zietz erfahren
Leserinnen und Leser praktisch nur wenige Daten und bleiben auch darüber in
Unkenntnis, ob dies Forschungslücken geschuldet ist oder auf bewusstem Ver-
schweigen beruht: Louise Zietz wurde 1865 in Bargteheide (Stormarn) als Louise
Körner geboren und ging 1879 als Dienstmädchen nach Hamburg, arbeitete ir-
gendwann in der Tabakindustrie und absolvierte an der Hamburger Fröbelschule
die Ausbildung als Kindergärtnerin. Ob und wie lange sie in diesem Beruf arbeite-
te, bleibt völlig unklar. 1885 heiratete sie den Hafenarbeiter Carl Zietz und kam so
laut Verfasser mit sozialistischen Ideen in Berührung (S. 8-10). Doch irgendwann
muss sie ihren Ehemann verlassen oder sich vielleicht sogar scheiden gelassen ha-
ben? Das bleibt ebenso offen wie die Frage nach weiteren Details aus ihrem Privat-
leben, etwa dem Zeitpunkt des Umzugs nach Berlin, den sie im Zuge ihrer Aktivi-
täten für die SPD auf Reichsebene vorgenommen haben muss, oder auch der durch
die Formulierung des Verfassers unklar bleibenden Frage, ob der Funktionär Wer-
ner Dittmann ihr Freund oder ihr Lebensgefährte war. Auch ihre berufliche Biogra-
fie erschließt sich dem Leser und der Leserin nicht ohne weiteres, denn es wird an
keiner Stelle deutlich, wann Louise Zietz hauptamtlich bezahlte Funktionärin der
SPD geworden ist, also ihre Stelle als Kindergärtnerin nicht mehr für den Lebens-
unterhalt benötigte. 1892 wurde sie Parteimitglied (S. 29), 1893 hatte sie ihren ers-
ten durch die politische Polizei Hamburgs registrierten Auftritt (S. 19), 1896/97 war
sie während des Hamburger Hafenarbeiterstreiks aktiv, 1899 hielt sie schon über
125 Reden, davon nur 22 in Hamburg, und 1901 waren es schon über 200, d. h. sie
muss hauptamtliche Agitatorin der SPD gewesen sein, weil sie dies neben einer
Vollzeitstelle kaum hätte schaffen können (S. 23). Von 1898 bis 1904 war sie Vorsit-
zende des Fabrikarbeiterverbands Hamburg St. Georg, und 1906 gründete sie die
erste Dienstbotenorganisation in Hamburg (S. 22).

Wie es kam, dass eine Frau den Ortsgruppenvorsitz eines aus ungelernten Ar-
beiterinnen und Arbeitern bestehenden Verbandes erhalten konnte, wäre eine inte-

ressante Frage, die der Verfasser leider aber nicht aufgreift. Zietz' Schwerpunkte in
der politischen Arbeit waren die Schulung und Politisierung von (Arbeiter)-Frauen
durch Publikationen, Hausagitation und Auftritten sowie die Sozialreportage. Mit

1 Es gibt einige Websites, die die Biografie von Louise Zietz betreffen, wobei die Friedrich-
Ebert-Stiftung und die SPD im Zuge des 150. Geburtstages einiges Neues erstellt haben
und sich eine Suche im Internet lohnt.

2 http://www.150-jahre-spd.de/linkableblob/128002/data/broschuere_louise_zietz.pdf
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dem Wegfall des Verbots für Frauen, politisch in Parteien aktiv zu sein (1908, Ver-
einsfreiheit für Frauen), wurde Zietz die erste Frau im Parteivorstand der SPD auf
Reichsebene und war offiziell für die Frauenorganisation zuständig (S. 30). Die
frauenpolitisch wichtigste Diskussion folgte für Zietz dann 1913, als sozialdemo-
kratische Berliner Ärzte den sogenannten Gebärstreik ausriefen und damit die Not
vieler Arbeiterfrauen auf den Punkt brachten: Frauen litten unter dem Abtrei-

bungsverbot (§ 218) und dem Problem einer hygienisch und körperlich guten Emp-
fängnisverhütung, während konservative und kirchlich orientierte Männer den
Anstieg von Geburten zum Gebot der Stunde erhoben und auch Sozialdemokraten
ein ähnliches Weltbild vertraten.

In zwei zentralen öffentlichen Diskussionen in Berlin ging die vermittelnde Posi-
tion Zietz' in die Parteilinie ein, die nun nicht mehr „Gegen den Gebärstreik", son-
dern „Gegen den staatlichen Gebärzwang" lautete (S. 37). Mit Beginn des Ersten
Weltkriegs äußerte Zietz, selbst Kriegsgegnerin, keine grundsätzliche Kritik an der
Parteilinie, denn für sie ging die Geschlossenheit der Partei vor (S. 42). Doch im
Laufe der Zeit sollte sich dies verändern, und nach einer Kritik am Parteiausschluss

von Kriegsgegnern wurde Zietz als Parteisekretärin abgesetzt und wechselte da-
nach zur neu gegründeten USPD über (S. 47). „Die Zeit von 1917 bis zu ihrem Tod
1922" ist letztlich die spannendste ihres politischen Lebens und wird in den weni-
gen biografischen Darstellungen erheblich unterschätzt. Erst nach ihrer Abnabe-
lung von der alten SPD und ihrem Übertritt zur USPD wurde aus der Agitatorin
die Politikerin Louise Zietz. Sie emanzipierte sich von der Rolle der braven Partei-
soldatin, die doch in der fast schon männerbündlerischen SPD immer auch ein we-

nig das weibliche Feigenblatt ihre Genossen war, so der Verfasser (S. 48). Gleichzei-
tig bewertet er in seinem Schlusswort davon abweichend Zietz so: „Als Agitatorin
war sie ihren Zeitgenossen bekannt und ihre Rolle bei der politischen Mobilisie-
rung von Frauen kann kaum überschätzt werden." (S. 68).

Mit dem Übertritt zur USPD wurde Zietz als Sekretärin Mitglied in der Zentral-
leitung der Partei in Berlin, war Mitglied der Nationalversammlung und des ersten
Reichstags, kämpfte dort jeweils für die vollständige Gleichstellung und Gleichbe-
rechtigung von Frauen (was an der Position von Zentrum und DDP scheiterte) und
engagierte sich frauentypisch in Sozial- und Wohlfahrtsfragen (S. 62). Bei der Spal-
tung der USPD Ende 1920 blieb sie wie die meisten Funktionäre und Journalisten
der Parteipresse in der USPD, während die Mehrheit der Mitglieder in die KPD
überwechselte (S. 57, 60). Am 27. Januar 1922 starb sie überraschend an einem
Schlaganfall und wurde in Berlin beerdigt.

Die lesenswerte Broschüre von Tobias Kühne sei allen empfohlen, die sich noch
nicht mit dem Thema Frauengeschichte und -emanzipation in der SPD im Kaiser-
reich befasst haben, da sie hierzu einige gute Schlaglichter setzt und anschaulich
wichtige Entwicklungen beschreibt. Hilfreich wäre es aber gewesen, wenn die Lü-
cken in der Biografie von Louise Zietz klarer benannt worden wären. Außerdem
hätte ein tabellarischer Lebenslauf am Ende deutlicher als der immer wieder von

der einen zur anderen Station springende Fließtext die tatsächliche Biografie im
Überblick wahrnehmbar gemacht.

Die Fotoauswahl ist manchmal etwas willkürlich und hätte durch klarere Bild-

unterschriften gewonnen (so etwa wenn auf Fotos keine namentliche Zuordnung
der Beteiligten erfolgt oder auch die Orte der Aufnahme nicht genannt werden, vgl.
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u. a. Abb. 6, S. 16; Abb. 11, S. 49; Abb. 14, S. 56). Bei den Fußnoten fällt auf, dass
hier zum einen Veröffentlichungen von Louise Zietz und zum anderen Sekundärli-
teratur genutzt wird. Doch leider wird bei letzterer viel zu wenig die Originalquel-
le genannt, aus der zitiert wird. Das wäre für die Zuordnung und Einordnung hilf-
reich gewesen, ebenso wie eine tatsächliche Literaturliste am Schluss. Unklar ist
dem Rezensenten auch, warum so selten auf die Veröffentlichungen zur Regional-
geschichte Hamburgs und Schleswig-Holsteins zurückgegriffen wird. So gibt es bei
Rita Bake/Brita Reimers (So lebten sie! Spazieren auf den Wegen von Frauen in
Hamburgs Alt- und Neustadt, Landeszentrale für politische Bildung Hamburg
2003, S. 158 f.) eine gute biografische Zusammenfassung mit ähnlichen Lücken wie
bei Kühne. Und auch einen Hinweis auf Christi Wickerts „Die Erwählten. Sozial-

demokratische Frauen im Deutschen Reichstag und im Preußischen Landtag 1919
bis 1933" (Göttingen 1986, 2 Bände) habe ich vermisst. Doch insgesamt ist die klei-
ne Broschüre über Louise Zietz sehr lesenswert, und eine größere Verbreitung sei
ihr gewünscht, denn sie lässt die Leserinnen und Leser mit der Frage zurück: Was
wäre aus der SPD geworden, wenn sich die Ideen von Frauenemanzipation und
Gleichberechtigung früher gegen die Dominanz des Paternalismus durchgesetzt
hätten?

Frank Omland
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ADB
AfA

Allgemeine Deutsche Biographie
Archiv für Agrargeschichte der holsteinischen
Elbmarschen
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AKG
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Archiv der Ferring-Stiftung, Alkersum/Föhr
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in Schleswig-Holstein e.V.
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BAOR
BArch
BBC
BDC
BDL

Ber. Ver. Stände-
versammlung

BHE
BHE

BlldtLg
B11PC
BSSt
CAU
CCRH
CDU

Chron. Slg-
C. I. C.
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Diplomatarium Danicum
Deutschen Demokratische Partei
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Institut für Zeitgeschichte, München
Informationen zur Schleswig-Holsteinischen
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Schleswig-Holsteinische Provinzialberichte
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Personalhistorisk Tidsskrift
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Quellen und Forschungen zur Geschichte Schleswig-
Holsteins

QuSHLG Quellensammlung der Schleswig-Holstein-Lauenbur-
gischen Gesellschaft für vaterländische Geschichte

RAF
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Rep-
Reg. dipl. hist. Dan.
REM

Royal Air Force
Reichsarchiv/Rigsarkivet, Kopenhagen
Repertorium diplomaticum regni Danici mediaevalis
Regesta diplomatica historiae Danicae
Reichsministerium für Wissenschaft, Erziehung und
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Reichsgesetzesblatt
Religion in Geschichte und Gegenwart
Reichsmark

Reichsministerium für Volksaufklärung und
Propaganda
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RTW
Rundbrief

Reichstag/Reichstags-
Reichsthaler Lauenburger Mark
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Sozialgeschichte Schleswig-Holsteins
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Schutzabteilung (paramilitärische NS-Organisation)
Schriften der Gesellschaft für Flensburger
Stadtgeschichte

SHA
SHAN

Schleswig-Holsteinische Anzeigen
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SHB
SHBL

Schleswig-Holsteiner-Bund
Biographisches Lexikon für Schleswig-Holstein und
Lübeck (Schleswig-Holsteinisches Biographisches
Lexikon)

SHLB
SHLP
SHRU

Schleswig-Holsteinische Landesbibliothek, Kiel
Schleswig-Holsteinische Landespartei
Schleswig-Holstein(-Lauenburg)ische Regesten und
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SHT
SHTZ
SHUS

(Svensk) Historisk Tidsskrift
Schleswig-Holsteinische Tageszeitung
Urkundensammlung der Schleswig-Holstein-Lauen-
burgischen Gesellschaft für vaterländische Geschichte

SHVZ
SHZ
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SKL
SN
S0Ä
S0M
SPD
SRD
SS
SSHKG

Schleswig-Holsteinische Volkszeitung
Schleswig-Holsteinische Zeitung
Segeberger Kreis- und Tageblatt
(deutsche) Seekriegsleitung
Schwarzenbeker Nachrichten

Sonderjyske Ärboger
Sonderjysk Mänedsskrift
Sozialdemokratische Partei Deutschlands
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Schutzstaffel (paramilitärische NS-Organisation)
Schriften des Vereins für Schleswig-Holsteinische Kir-
chengeschichte

SSV
StA
StDR
StM
SUB
SVK

Südschleswigscher Verein
Staatsarchiv/Stadtarchiv
Statistik des Deutschen Reichs

Staatsbürgerliches Magazin
Staats- und Universitätsbibliothek

Studien zur Volkskunde und Kulturgeschichte
Schleswig-Holsteins
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SWSG Studien zur Wirtschafts- und Sozialgeschichte
Schleswig-Holsteins

Syst. Slg.
UA
UB
UB Kiel
UBBL
UBStL
US
u. s. f.
VB
VE
VEG
VLAS

Systematische Sammlung
Universitätsarchiv

Universitätsbibliothek/Urkundenbuch
Universitätsbibliothek Kiel
Urkundenbuch des Bistums Lübeck
Urkundenbuch der Stadt Lübeck

ungültige Stimmen
und so fort (u. s. w. / und so weiter)
Volksbegehren
Volksentscheid
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Veröffentlichungen des Schleswig-Holsteinischen
Landesarchivs

VSHUG Veröffentlichungen der Schleswig-Holsteinischen
Universitätsgesellschaft

VSWG

Westphalen
WB
Wbet
z. D.
ZEW
ZfG
ZHG
ZK
ZLGA

Viertel)ahrschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte
Monumenta inedita. Hrsg, von E. J. v. Westphalen
Wahlberechtigte
Wahlbeteiligung
zur Disposition
Zwischen Eider und Wiedau
Zeitschrift für Geschichtswissenschaft

Zeitschrift des Vereins für Hamburgische Geschichte
Zentralkommitee
Zeitschrift des Vereins für Lübeckische Geschichte und
Altertumskunde

ZRGGA Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte,
Germanistische Abteilung

ZSHG Zeitschrift der Gesellschaft für Schleswig-Holsteinische
Geschichte
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Richtlinien zur Manuskriptgestaltung

Um eine einheitliche Gestaltung der Beiträge zu gewährleisten, werden die Auto-
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weißzeichnungen oder Hochglanzphotos erforderlich. Auch Graphikdateien sind
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Gliederung des Manuskripts und Zitierweise

Das Manuskript besteht aus dem Textteil und, daran anschließend, dem Literatur-
verzeichnis unter der Überschrift „Quellen und Darstellungen", wobei die Quellen
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tors. Die Untergliederung des Textes (z. B. die Zahl der Überschriftenebenen) bleibt
dem Autor überlassen.

Zitate werden in Anführungszeichen, aber nicht kursiv gesetzt.
Die Fußnoten sind fortlaufend zu nummerieren, und die Fußnotenziffer steht

immer hinter dem Satzzeichen.

Der Fußnotentext endet grundsätzlich mit einem Punkt. Die Verwendung von
Tabulatoren in den Fußnoten ist zu vermeiden.

Quellen und Darstellungen werden in den Fußnoten in Kurzform zitiert. Diese
Kurzform wird im Literaturverzeichnis aufgelöst (siehe die Beispiele am Ende die-
ser Richtlinien). Es sind die am Ende jeder Zeitschrift aufgeführten Abkürzungen
zu verwenden. Jeder Eintrag im Literaturverzeichnis endet mit einem Punkt.

Zitieren ungedruckter Quellen in den Fußnoten: Archiv (Bibliothek, Museum),
Signatur. Im Literaturverzeichnis sollte darüber hinaus auch die Bezeichnung der
übergeordneten Abteilung angeben werden.

Zitieren gedruckter Quellen in den Fußnoten: Es ist ein geeigneter, verständli-
cher Kurztitel zu wählen. Im Literaturverzeichnis werden die Quellen in alphabeti-
scher Reihenfolge aufgeführt.

Zitieren der Darstellungen in den Fußnoten: Nachname des Verfassers, Kurzti-
tel, Seitenzahl. Mehrere Autoren eines Titels werden durch Schrägstrich getrennt.
Mehrere Titel in einer Fußnote werden durch . — getrennt. Im Literaturverzeichnis
werden die Autoren bzw. die Titel der verfasserlosen Schriften in alphabetischer
Reihenfolge aufgeführt. Beiträge in Handbüchern und Lexika werden unter dem
Namen des Autors geführt.

Beispiele für Zitierweisen in den Fußnoten

und ihre Auflösung im Literaturverzeichnis

In den Fußnoten:

1 LASH, Abt. 168, Nr. 300.

2 Augustenborgske Breve, S. 78. — Abgeänderte Satzungen, S. 2. - Einhard, cap. 33,
S. 38.

3 Stoob, Dithmarschen, S. 73-76.

4 Lammers, Hemmingstedt, S. 29 f. - Hansen, Meldorf, S. 27 u. S. 34. - Hoffmann,
Bornhöved, S. 11. - Ders., Schleswig und Holstein, S. 56 ff. - Kopitzsch, 18. Jahr-
hundert, S. 492.
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Im Literaturverzeichnis:

Ungedruckte Quellen

Landesarchiv Schleswig-Holstein, Schleswig [LASH]
Abt. 168, Ämter Gottorf und Hütten, Nr. 300.

Gedruckte Quellen

Abgeänderte Satzungen des Eckernförder Gesangvereins. Eckernförde 1891.
Augustenborgske [Hertug Christian August og Prins Frederik Emil August af Au-

gustenborg] Breve til Jfohann] G[under] Adler og P[eder] Hjort. Hrsg, von Axel
Heils. In: DM R. 6, Bd. IV. Kopenhagen 1928, S. 76-211.

Einhardi vita Karoli Magni. Hrsg, von Oswald Holder-Egger. 6. AufL, Hannover
1911 (MGH Script, rer. Germ., 25).

Darstellungen

Hansen, Nils: Meldorf 1900. Zum Alltags- und Mentalitätswandel in einer westhol-
steinischen Kleinstadt unter dem Einfluß der Industrialisierung (1869-1914).
Neumünster 1993 (SVK, 29).

Hoffmann, Erich: Die Bedeutung der Schlacht bei Bornhöved für die deutsche und
skandinavische Geschichte. In: ZLGA 57 (1977), S. 9-37.

Ders.: Schleswig und Holstein zur Zeit des Beginns der christlichen Mission. In:
Schleswig-Holsteinische Kirchengeschichte, Bd. 1, Anfänge und Ausbau, hrsg.
vom Verein für Schleswig-Holsteinische Kirchengeschichte. Neumünster 1977
(SSHKG, I 26), S. 15-61.

Kopitzsch, Franklin: Das 18. Jahrhundert: Vielseitigkeit und Leben. In: Lübeckische
Geschichte, hrsg. von Antjekathrin Graßmann. Lübeck 1988, S. 491-527.

Lammers, Walther: Die Schlacht bei Hemmingstedt. Freies Bauerntum und Fürs-
tenmacht im Nordseeraum. 2. Aufl., Heide 1982.

Stoob, Heinz: Geschichte Dithmarschens im Regentenzeitalter. Heide 1959.
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